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AKT ZUR EINFÜHRUNG UNMITTELBARER WAHLEN DER MITGLIEDER DES
EUROPÄISCHEN PARLAMENTS1

Artikel 1

1. In jedem Mitgliedstaat werden die Mitglieder des Europäischen Parlaments nach dem
Verhältniswahlsystem auf der Grundlage von Listen oder von übertragbaren Einzelstimmen
gewählt.

2. Die Mitgliedstaaten können Vorzugsstimmen auf der Grundlage von Listen nach den
von ihnen festgelegten Modalitäten zulassen.

3. Die Wahl erfolgt allgemein, unmittelbar, frei und geheim.

Artikel 2

Entsprechend ihren nationalen Besonderheiten können die Mitgliedstaaten für die Wahl des
Europäischen Parlaments Wahlkreise einrichten oder ihre Wahlgebiete auf andere Weise
unterteilen, ohne das Verhältniswahlsystem insgesamt in Frage zu stellen.

Artikel 3

Für die Sitzvergabe können die Mitgliedstaaten eine Mindestschwelle festlegen. Diese
Schwelle darf jedoch landesweit nicht mehr als 5 % der abgegebenen Stimmen betragen.

Artikel 4

Jeder Mitgliedstaat kann eine Obergrenze für die Wahlkampfkosten der Wahlbewerber
festlegen.

Artikel 5

1. Der Fünfjahreszeitraum, für den die Mitglieder des Europäischen Parlaments gewählt
werden, beginnt mit der Eröffnung der ersten Sitzung nach jeder Wahl.

Er wird nach Maßgabe von Artikel 10 Absatz 2 Unterabsatz 2 verlängert oder verkürzt.

1 Anmerkung: Beim vorliegenden Dokument handelt es sich um eine konsolidierte Fassung, die vom Juristischen
Dienst des Europäischen Parlaments auf der Grundlage der folgenden Texte erstellt wurde: Akt zur Einführung
allgemeiner unmittelbarer Wahlen der Abgeordneten der Versammlung (ABl. L 278 vom 8.10.1976. S. 5),
geändert durch den Beschluss 93/81/Euratom, EGKS, EWG zur Änderung des dem Beschluss 76/787/EGKS,
EWG, Euratom des Rates vom 26. September 1976 beigefügten Akts zur Einführung allgemeiner unmittelbarer
Wahlen der Abgeordneten des Europäischen Parlaments (ABl. L 33 vom 9.2.1993, S. 15) und den Beschluss
2002/772/EG, Euratom des Rates vom 25. Juni 2002 und 23. September 2002 (ABl. L 283 vom 21.10.2002,
S. 1). Diese konsolidierte Fassung weicht von der vom Amt für amtliche Veröffentlichungen der Europäischen
Union erstellten konsolidierten Fassung (CONSLEG 1976X1008-23/09/2002) in zwei Punkten ab: In Artikel 7
Absatz 1 wird ein Spiegelstrich „– Mitglied des Ausschusses der Regionen“ eingefügt, der sich aus Artikel 5 des
Vertrags von Amsterdam (ABl. C 340 vom 10.11.1997) ergibt, und gemäß Artikel 2 Absatz 1 des Beschlusses
2002/772/EG, Euratom erfolgt eine Umnummerierung.
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2. Das Mandat eines Mitglieds des Europäischen Parlaments beginnt und endet zu gleicher
Zeit wie der in Absatz 1 genannte Zeitraum.

Artikel 6

1. Die Mitglieder des Europäischen Parlaments geben ihre Stimmen einzeln und
persönlich ab. Sie sind weder an Aufträge noch an Weisungen gebunden.

2. Die Mitglieder des Europäischen Parlaments genießen die Vorrechte und Befreiungen,
die nach dem Protokoll vom 8. April 1965 über die Vorrechte und Befreiungen der
Europäischen Gemeinschaften für sie gelten.

Artikel 7

1. Die Mitgliedschaft im Europäischen Parlament ist unvereinbar mit der Eigenschaft als

 Mitglied der Regierung eines Mitgliedstaats,

 Mitglied der Kommission der Europäischen Gemeinschaften,

 Richter, Generalanwalt oder Kanzler des Gerichtshofs der Europäischen Gemeinschaften
oder des Gerichts erster Instanz,

 Mitglied des Direktoriums der Europäischen Zentralbank,

 Mitglied des Rechnungshofs der Europäischen Gemeinschaften,

 Bürgerbeauftragter der Europäischen Gemeinschaften,

 Mitglied des Wirtschafts- und Sozialausschusses der Europäischen Gemeinschaft und der
Europäischen Atomgemeinschaft,

 Mitglied des Ausschusses der Regionen,

 Mitglied von Ausschüssen und Gremien, die auf Grund der Verträge zur Gründung der
Europäischen Gemeinschaft und der Europäischen Atomgemeinschaft Mittel der
Gemeinschaften verwalten oder eine dauernde unmittelbare Verwaltungsaufgabe
wahrnehmen,

 Mitglied des Verwaltungsrats oder des Direktoriums oder Bediensteter der Europäischen
Investitionsbank,

 im aktiven Dienst stehender Beamter oder Bediensteter der Organe der Europäischen
Gemeinschaften oder der ihnen angegliederten Einrichtungen, Ämter, Agenturen und
Gremien oder der Europäischen Zentralbank.

2. Ab der Wahl zum Europäischen Parlament im Jahr 2004 ist die Mitgliedschaft im
Europäischen Parlament unvereinbar mit der Eigenschaft als Abgeordneter eines nationalen
Parlaments.

Abweichend von dieser Regel und unbeschadet des Absatzes 3
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 können die Abgeordneten des nationalen irischen Parlaments, die in einer folgenden Wahl
in das Europäische Parlament gewählt werden, bis zur nächsten Wahl zum nationalen irischen
Parlament ein Doppelmandat ausüben; ab diesem Zeitpunkt ist Unterabsatz 1 anwendbar;

 können die Abgeordneten des nationalen Parlaments des Vereinigten Königreichs, die
während des Fünfjahreszeitraums vor der Wahl zum Europäischen Parlament im Jahr 2004
auch Abgeordnete des Europäischen Parlaments sind, bis zu den Wahlen zum Europäischen
Parlament im Jahr 2009 ein Doppelmandat ausüben; ab diesem Zeitpunkt ist Unterabsatz 1
anwendbar.

3. Ferner kann jeder Mitgliedstaat nach Artikel 8 innerstaatlich geltende
Unvereinbarkeiten ausweiten.

4. Die Mitglieder des Europäischen Parlaments, auf die im Laufe der in Artikel 5
festgelegten fünfjährigen Wahlperiode die Absätze 1, 2 und 3 Anwendung finden, werden
nach Artikel 13 ersetzt.

Artikel 8

Vorbehaltlich der Vorschriften dieses Akts bestimmt sich das Wahlverfahren in jedem
Mitgliedstaat nach den innerstaatlichen Vorschriften.

Diese innerstaatlichen Vorschriften, die gegebenenfalls den Besonderheiten in den
Mitgliedstaaten Rechnung tragen können, dürfen das Verhältniswahlsystem insgesamt nicht
in Frage stellen.

Artikel 9

Bei der Wahl der Mitglieder des Europäischen Parlaments kann jeder Wähler nur einmal
wählen.

Artikel 10

1. Die Wahl zum Europäischen Parlament findet zu dem von jedem Mitgliedstaat
festgelegten Termin und zu den von ihm festgelegten Uhrzeiten statt, wobei der Termin in
einen für alle Mitgliedstaaten gleichen Zeitraum von Donnerstagmorgen bis zu dem
unmittelbar nachfolgenden Sonntag fällt.

2. Ein Mitgliedstaat darf das ihn betreffende Wahlergebnis erst dann amtlich bekannt
geben, wenn die Wahl in dem Mitgliedstaat, dessen Wähler innerhalb des in Absatz 1
genannten Zeitraums als letzte wählen, abgeschlossen ist.

Artikel 11

1. Der Zeitraum, in dem die Wahlen stattfinden, wird für die erste Wahl vom Rat nach
Anhörung des Europäischen Parlaments einstimmig näher bestimmt.

2. Die folgenden Wahlen finden in dem entsprechenden Zeitraum des letzten Jahres der in
Artikel 5 genannten fünfjährigen Wahlperiode statt.
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Erweist es sich als unmöglich, die Wahlen während dieses Zeitraums in der Gemeinschaft
abzuhalten, so setzt der Rat mindestens ein Jahr vor Ablauf des in Artikel 5 genannten
Fünfjahreszeitraums nach Anhörung des Europäischen Parlaments einstimmig einen anderen
Zeitraum fest, der frühestens zwei Monate vor und spätestens einen Monat nach dem sich aus
vorstehendem Unterabsatz ergebenden Zeitraum liegen darf.

3. Unbeschadet des Artikels 196 des Vertrages zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft und des Artikels 109 des Vertrages zur Gründung der Europäischen
Atomgemeinschaft tritt das Europäische Parlament, ohne dass es einer Einberufung bedarf,
am ersten Dienstag nach Ablauf eines Monats ab dem Ende des Zeitraums, in dem die
Wahlen stattgefunden haben, zusammen.

4. Die Befugnisse des scheidenden Europäischen Parlaments enden mit der ersten Sitzung
des neuen Europäischen Parlaments.

Artikel 12

Das Europäische Parlament prüft die Mandate seiner Mitglieder. Zu diesem Zweck nimmt das
Europäische Parlaments die von den Mitgliedstaaten amtlich bekanntgegebenen
Wahlergebnisse zur Kenntnis und befindet über die Anfechtungen, die gegebenenfalls auf
Grund der Vorschriften dieses Akts — mit Ausnahme der innerstaatlichen Vorschriften, auf
die darin verwiesen wird — vorgebracht werden könnten.

Artikel 13

1. Ein Sitz wird frei, wenn das Mandat eines Mitglieds des Europäischen Parlaments im
Falle seines Rücktritts oder seines Todes oder des Entzugs erlischt.

2. Vorbehaltlich der sonstigen Vorschriften dieses Akts legt jeder Mitgliedstaat für den
Fall des Freiwerdens eines Sitzes die geeigneten Verfahren fest, um diesen Sitz für den Rest
des in Artikel 5 genannten Fünfjahreszeitraums zu besetzen.

3. Ist in den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats ausdrücklich der Entzug des Mandats
eines Mitglieds des Europäischen Parlaments vorgesehen, so erlischt sein Mandat
entsprechend diesen Rechtsvorschriften. Die zuständigen einzelstaatlichen Behörden setzen
das Europäische Parlament davon in Kenntnis.

4. Wird ein Sitz durch Rücktritt oder Tod frei, so setzt der Präsident des Europäischen
Parlaments die zuständigen Behörden des betreffenden Mitgliedstaates unverzüglich davon in
Kenntnis.

Artikel 14

Sollte es sich als erforderlich erweisen, Maßnahmen zur Durchführung dieses Akts zu treffen,
so trifft der Rat diese Maßnahmen einstimmig auf Vorschlag des Europäischen Parlaments
und nach Anhörung der Kommission, nachdem er sich in einem Konzertierungsausschuss,
dem der Rat sowie Abgeordnete des Europäischen Parlaments angehören, um ein
Einvernehmen mit dem Europäischen Parlament bemüht hat.

Artikel 15
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Dieser Akt ist in dänischer, deutscher, englischer, finnischer, französischer, griechischer,
irischer, italienischer, niederländischer, portugiesischer, schwedischer und spanischer Sprache
abgefasst, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist.

Die Anhänge II und III sind Bestandteile dieses Akts.

Artikel 16

Die Bestimmungen dieses Akts treten an dem ersten Tag des Monats in Kraft, der auf den
Erhalt der letzten in dem Beschluss genannten Mitteilungen folgt.

Udfærdiget i Bruxelles, den tyvende september nitten hundrede og
seksoghalvfjerds.

Geschehen zu Brüssel am zwanzigsten September neunzehnhundert-
sechsundsiebzig.

Done at Brussels on the twentieth day of September in the year one
thousand nine hundred and seventy-six.

Fait à Bruxelles, le vingt septembre mil neuf cent soixante-seize.

Arna dhéanamh sa Bhruiséil, an fichiú lá de mhí Mhéan Fómhair, míle
naoi gcéad seachtó a sé.

Fatto a Bruxelles, addì venti settembre millenovecentosettantasei.

Gedaan te Brussel, de twintigste september negentienhonderd zesenze-
ventig.

ANHANG I

Das Vereinigte Königreich wird die Vorschriften dieses Akts nur auf das Vereinigte
Königreich anwenden.

ANHANG II

Erklärung zu Artikel 14

In Bezug auf das Verfahren, das im Konzertierungsausschuss anzuwenden ist, wird
vereinbart, die Nummern 5, 6 und 7 des Verfahrens heranzuziehen, das durch die gemeinsame
Erklärung des Europäischen Parlaments, des Rates und der Kommission vom 4. März 1975
festgelegt worden ist1.

1 ABl. C 89 vom 22.4.1975, S. 1.
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PROTOKOLL (Nr. 7)
ÜBER DIE VORRECHTE UND BEFREIUNGEN DER EUROPÄISCHEN

UNION

DIE HOHEN VERTRAGSPARTEIEN,

IN DER ERWÄGUNG, dass die Europäische Union und die Europäische Atomgemeinschaft nach Arti
kel 343 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union und Artikel 191 des Vertrags
zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten die zur
Erfüllung ihrer Aufgabe erforderlichen Vorrechte und Befreiungen genießen,

SIND über folgende Bestimmungen ÜBEREINGEKOMMEN, die dem Vertrag über die Europäische Union,
dem Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union und dem Vertrag zur Gründung der
Europäischen Atomgemeinschaft beigefügt sind:

KAPITEL I

VERMÖGENSGEGENSTÄNDE, LIEGENSCHAFTEN, GUTHABEN UND
GESCHÄFTE DER EUROPÄISCHEN UNION

Artikel 1

Die Räumlichkeiten und Gebäude der Union sind unverletzlich. Sie dürfen nicht durchsucht, be
schlagnahmt, eingezogen oder enteignet werden. Die Vermögensgegenstände und Guthaben
der Union dürfen ohne Ermächtigung des Gerichtshofs nicht Gegenstand von Zwangsmaßnahmen
der Verwaltungsbehörden oder Gerichte sein.

Artikel 2

Die Archive der Union sind unverletzlich.

Artikel 3

Die Union, ihre Guthaben, Einkünfte und sonstigen Vermögensgegenstände sind von jeder direkten
Steuer befreit.

Die Regierungen der Mitgliedstaaten treffen in allen Fällen, in denen es ihnen möglich ist, geeignete
Maßnahmen für den Erlass oder die Erstattung des Betrages der indirekten Steuern und Verkaufs
abgaben, die in den Preisen für bewegliche oder unbewegliche Güter inbegriffen sind, wenn die
Union für ihren Dienstbedarf größere Einkäufe tätigt, bei denen derartige Steuern und Abgaben
im Preis enthalten sind. Die Durchführung dieser Maßnahmen darf jedoch den Wettbewerb innerhalb
der Union nicht verfälschen.

Von den Abgaben, die lediglich die Vergütung für Leistungen gemeinnütziger Versorgungsbetriebe
darstellen, wird keine Befreiung gewährt.

DEC 202/266 Amtsblatt der Europäischen Union 7.6.2016
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Artikel 4

Die Union ist von allen Zöllen sowie Ein- und Ausfuhrverboten und -beschränkungen bezüglich der
zu ihrem Dienstgebrauch bestimmten Gegenstände befreit; die in dieser Weise eingeführten Gegen
stände dürfen im Hoheitsgebiet des Staates, in das sie eingeführt worden sind, weder entgeltlich noch
unentgeltlich veräußert werden, es sei denn zu Bedingungen, welche die Regierung dieses Staates
genehmigt.

Der Union steht ferner für ihre Veröffentlichungen Befreiung von Zöllen sowie Ein- und Ausfuhr
verboten und -beschränkungen zu.

KAPITEL II

NACHRICHTENÜBERMITTLUNG UND AUSWEISE

Artikel 5
(ex-Artikel 6)

Den Organen der Union steht für ihre amtliche Nachrichtenübermittlung und die Übermittlung aller
ihrer Schriftstücke im Hoheitsgebiet jedes Mitgliedstaats die gleiche Behandlung wie den diplomati
schen Vertretungen zu.

Der amtliche Schriftverkehr und die sonstige amtliche Nachrichtenübermittlung der Organe der
Union unterliegen nicht der Zensur.

Artikel 6
(ex-Artikel 7)

Die Präsidenten der Organe der Union können den Mitgliedern und Bediensteten dieser Organe
Ausweise ausstellen, deren Form vom Rat mit einfacher Mehrheit bestimmt wird und die von den
Behörden der Mitgliedstaaten als gültige Reiseausweise anerkannt werden. Diese Ausweise werden den
Beamten und sonstigen Bediensteten nach Maßgabe des Statuts der Beamten und der Beschäftigungs
bedingungen für die sonstigen Bediensteten der Union ausgestellt.

Die Kommission kann Abkommen zur Anerkennung dieser Ausweise als im Hoheitsgebiet dritter
Länder gültige Reiseausweise schließen.

KAPITEL III

MITGLIEDER DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS

Artikel 7
(ex-Artikel 8)

Die Reise der Mitglieder des Europäischen Parlaments zum und vom Tagungsort des Europäischen
Parlaments unterliegt keinen verwaltungsmäßigen oder sonstigen Beschränkungen.

DE7.6.2016 Amtsblatt der Europäischen Union C 202/267
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Die Mitglieder des Europäischen Parlaments erhalten bei der Zollabfertigung und Devisenkontrolle

a) seitens ihrer eigenen Regierung dieselben Erleichterungen wie hohe Beamte, die sich in offiziellem
Auftrag vorübergehend ins Ausland begeben;

b) seitens der Regierungen der anderen Mitgliedstaaten dieselben Erleichterungen wie ausländische
Regierungsvertreter mit vorübergehendem offiziellem Auftrag.

Artikel 8
(ex-Artikel 9)

Wegen einer in Ausübung ihres Amtes erfolgten Äußerung oder Abstimmung dürfen Mitglieder des
Europäischen Parlaments weder in ein Ermittlungsverfahren verwickelt noch festgenommen oder
verfolgt werden.

Artikel 9
(ex-Artikel 10)

Während der Dauer der Sitzungsperiode des Europäischen Parlaments

a) steht seinen Mitgliedern im Hoheitsgebiet ihres eigenen Staates die den Parlamentsmitgliedern
zuerkannte Unverletzlichkeit zu,

b) können seine Mitglieder im Hoheitsgebiet jedes anderen Mitgliedstaats weder festgehalten noch
gerichtlich verfolgt werden.

Die Unverletzlichkeit besteht auch während der Reise zum und vom Tagungsort des Europäischen
Parlaments.

Bei Ergreifung auf frischer Tat kann die Unverletzlichkeit nicht geltend gemacht werden; sie steht
auch nicht der Befugnis des Europäischen Parlaments entgegen, die Unverletzlichkeit eines seiner
Mitglieder aufzuheben.

KAPITEL IV

VERTRETER DER MITGLIEDSTAATEN, DIE AN DEN ARBEITEN DER ORGANE
DER EUROPÄISCHEN UNION TEILNEHMEN

Artikel 10
(ex-Artikel 11)

Den Vertretern der Mitgliedstaaten, die an den Arbeiten der Organe der Union teilnehmen, sowie
ihren Beratern und Sachverständigen stehen während der Ausübung ihrer Tätigkeit und auf der Reise
zum und vom Tagungsort die üblichen Vorrechte, Befreiungen und Erleichterungen zu.

Dies gilt auch für die Mitglieder der beratenden Organe der Union.

DEC 202/268 Amtsblatt der Europäischen Union 7.6.2016
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KAPITEL V

BEAMTE UND SONSTIGE BEDIENSTETE DER EUROPÄISCHEN UNION

Artikel 11
(ex-Artikel 12)

Den Beamten und sonstigen Bediensteten der Union stehen im Hoheitsgebiet jedes Mitgliedstaats
ohne Rücksicht auf ihre Staatsangehörigkeit folgende Vorrechte und Befreiungen zu:

a) Befreiung von der Gerichtsbarkeit bezüglich der von ihnen in amtlicher Eigenschaft vorgenom
menen Handlungen, einschließlich ihrer mündlichen und schriftlichen Äußerungen, jedoch vor
behaltlich der Anwendung der Bestimmungen der Verträge über die Vorschriften betreffend die
Haftung der Beamten und sonstigen Bediensteten gegenüber der Union und über die Zuständig
keit des Gerichtshofs der Europäischen Union für Streitsachen zwischen der Union und ihren
Beamten sowie sonstigen Bediensteten. Diese Befreiung gilt auch nach Beendigung ihrer Amts
tätigkeit;

b) Befreiung von Einwanderungsbeschränkungen und von der Meldepflicht für Ausländer; das Glei
che gilt für ihre Ehegatten und die von ihnen unterhaltenen Familienmitglieder;

c) die den Beamten der internationalen Organisationen üblicherweise gewährten Erleichterungen auf
dem Gebiet der Vorschriften des Währungs- und Devisenrechts;

d) das Recht, ihre Wohnungseinrichtung und ihre persönlichen Gebrauchsgegenstände bei Antritt
ihres Dienstes in das in Frage stehende Land zollfrei einzuführen und bei Beendigung ihrer
Amtstätigkeit in diesem Land ihre Wohnungseinrichtung und ihre persönlichen Gebrauchsgegen
stände zollfrei wieder auszuführen, vorbehaltlich der Bedingungen, welche die Regierung des
Landes, in dem dieses Recht ausgeübt wird, in dem einen und anderen Fall für erforderlich
erachtet;

e) das Recht, das zu ihrem eigenen Gebrauch bestimmte Kraftfahrzeug, sofern es im Land ihres
letzten ständigen Aufenthalts oder in dem Land, dem sie angehören, zu den auf dem Binnenmarkt
dieses Landes geltenden Bedingungen erworben worden ist, zollfrei einzuführen und es zollfrei
wieder auszuführen, vorbehaltlich der Bedingungen, welche die Regierung des in Frage stehenden
Landes in dem einen und anderen Fall für erforderlich erachtet.

Artikel 12
(ex-Artikel 13)

Von den Gehältern, Löhnen und anderen Bezügen, welche die Union ihren Beamten und sonstigen
Bediensteten zahlt, wird zugunsten der Union eine Steuer gemäß den Bestimmungen und dem
Verfahren erhoben, die vom Europäischen Parlament und vom Rat durch Verordnungen gemäß
dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren und nach Anhörung der betroffenen Organe festgelegt
werden.

Die Beamten und sonstigen Bediensteten sind von innerstaatlichen Steuern auf die von der Union
gezahlten Gehälter, Löhne und Bezüge befreit.
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Artikel 13
(ex-Artikel 14)

Die Beamten und sonstigen Bediensteten der Union, die sich lediglich zur Ausübung einer Amts
tätigkeit im Dienst der Union im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats als des Staates nieder
lassen, in dem sie zur Zeit des Dienstantritts bei der Union ihren steuerlichen Wohnsitz haben,
werden in den beiden genannten Staaten für die Erhebung der Einkommen-, Vermögen- und Erb
schaftsteuer sowie für die Anwendung der zur Vermeidung der Doppelbesteuerung zwischen den
Mitgliedstaaten der Union geschlossenen Abkommen so behandelt, als hätten sie ihren früheren
Wohnsitz beibehalten, sofern sich dieser in einem Mitgliedstaat der Union befindet. Dies gilt auch
für den Ehegatten, soweit dieser keine eigene Berufstätigkeit ausübt, sowie für die Kinder, die unter
der Aufsicht der in diesem Artikel bezeichneten Personen stehen und von ihnen unterhalten werden.

Das im Hoheitsgebiet des Aufenthaltsstaats befindliche bewegliche Vermögen der in Absatz 1 be
zeichneten Personen ist in diesem Staat von der Erbschaftsteuer befreit; für die Veranlagung dieser
Steuer wird es vorbehaltlich der Rechte dritter Länder und der etwaigen Anwendung internationaler
Abkommen über die Doppelbesteuerung als in dem Staat des steuerlichen Wohnsitzes befindlich
betrachtet.

Ein lediglich zur Ausübung einer Amtstätigkeit im Dienste anderer internationaler Organisationen
begründeter Wohnsitz bleibt bei der Anwendung dieses Artikels unberücksichtigt.

Artikel 14
(ex-Artikel 15)

Das Europäische Parlament und der Rat legen durch Verordnungen gemäß dem ordentlichen Gesetz
gebungsverfahren nach Anhörung der betroffenen Organe das System der Sozialleistungen für die
Beamten und sonstigen Bediensteten der Union fest.

Artikel 15
(ex-Artikel 16)

Das Europäische Parlament und der Rat bestimmen durch Verordnungen gemäß dem ordentlichen
Gesetzgebungsverfahren nach Anhörung der anderen betroffenen Organe die Gruppen von Beamten
und sonstigen Bediensteten der Union, auf welche Artikel 11, Artikel 12 Absatz 2 und Artikel 13
ganz oder teilweise Anwendung finden.

Namen, Dienstrang und -stellung sowie Anschrift der Beamten und sonstigen Bediensteten dieser
Gruppen werden den Regierungen der Mitgliedstaaten in regelmäßigen Zeitabständen mitgeteilt.
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KAPITEL VI

VORRECHTE UND BEFREIUNGEN DER VERTRETUNGEN DRITTER LÄNDER,
DIE BEI DER EUROPÄISCHEN UNION BEGLAUBIGT SIND

Artikel 16
(ex-Artikel 17)

Der Mitgliedstaat, in dessen Hoheitsgebiet sich der Sitz der Union befindet, gewährt den bei der
Union beglaubigten Vertretungen dritter Länder die üblichen diplomatischen Vorrechte und Befrei
ungen.

KAPITEL VII

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel 17
(ex-Artikel 18)

Die Vorrechte, Befreiungen und Erleichterungen werden den Beamten und sonstigen Bediensteten der
Union ausschließlich im Interesse der Union gewährt.

Jedes Organ der Union hat die Befreiung eines Beamten oder sonstigen Bediensteten in allen Fällen
aufzuheben, in denen dies nach seiner Auffassung den Interessen der Union nicht zuwiderläuft.

Artikel 18
(ex-Artikel 19)

Bei der Anwendung dieses Protokolls handeln die Organe der Union und die verantwortlichen
Behörden der beteiligten Mitgliedstaaten im gegenseitigen Einvernehmen.

Artikel 19
(ex-Artikel 20)

Die Artikel 11 bis 14 und Artikel 17 finden auf den Präsidenten des Europäischen Rates Anwen
dung.

Sie finden auch auf die Mitglieder der Kommission Anwendung.

Artikel 20
(ex-Artikel 21)

Die Artikel 11 bis 14 und Artikel 17 finden auf die Richter, die Generalanwälte, die Kanzler und die
Hilfsberichterstatter des Gerichtshofs der Europäischen Union Anwendung; die Bestimmungen des
Artikels 3 des Protokolls über die Satzung des Gerichtshofs der Europäischen Union betreffend die
Befreiung der Richter und Generalanwälte von der Gerichtsbarkeit bleiben hiervon unberührt.
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Artikel 21
(ex-Artikel 22)

Dieses Protokoll gilt auch für die Europäische Investitionsbank, die Mitglieder ihrer Organe, ihr
Personal und die Vertreter der Mitgliedstaaten, die an ihren Arbeiten teilnehmen; die Bestimmungen
des Protokolls über die Satzung der Bank bleiben hiervon unberührt.

Die Europäische Investitionsbank ist außerdem von allen Steuern und sonstigen Abgaben anlässlich
der Erhöhungen ihres Kapitals sowie von den verschiedenen Förmlichkeiten befreit, die hiermit in
dem Staat, in dem sie ihren Sitz hat, verbunden sind. Desgleichen werden bei ihrer etwaigen Auf
lösung und Liquidation keine Abgaben erhoben. Ferner unterliegt die Tätigkeit der Bank und ihrer
Organe, soweit sie nach Maßgabe der Satzung ausgeübt wird, nicht der Umsatzsteuer.

Artikel 22
(ex-Artikel 23)

Dieses Protokoll gilt auch für die Europäische Zentralbank, die Mitglieder ihrer Beschlussorgane und
ihre Bediensteten; die Bestimmungen des Protokolls über die Satzung des Europäischen Systems der
Zentralbanken und der Europäischen Zentralbank bleiben hiervon unberührt.

Die Europäische Zentralbank ist außerdem von allen Steuern und sonstigen Abgaben anlässlich der
Erhöhungen ihres Kapitals sowie von den verschiedenen Förmlichkeiten befreit, die hiermit in dem
Staat, in dem sie ihren Sitz hat, verbunden sind. Ferner unterliegt die Tätigkeit der Bank und ihrer
Beschlussorgane, soweit sie nach Maßgabe der Satzung des Europäischen Systems der Zentralbanken
und der Europäischen Zentralbank ausgeübt wird, nicht der Umsatzsteuer.
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II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

EUROPÄISCHES PARLAMENT

BESCHLUSS DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS

vom 28. September 2005

zur Annahme des Abgeordnetenstatuts des Europäischen Parlaments

(2005/684/EG, Euratom)

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 190
Absatz 5,

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft, insbesondere auf Artikel 108
Absatz 4,

nach Anhörung der Kommission (1),

mit Zustimmung des Rates (2),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Das Parlament besteht aus „Vertretern der Völker der in der Gemeinschaft zusammengeschlossenen
Staaten“. Diese Vertreter sind nach Artikel 190 Absatz 1 EG-Vertrag die „Abgeordneten der Völker
der in der Gemeinschaft vereinigten Staaten“. Diese Bezeichnung wird auch in Artikel 190 Absatz 2
EG-Vertrag (Zahl der in jedem Mitgliedstaat gewählten Abgeordneten) und in Artikel 190 Absatz 3
EG-Vertrag („Die Abgeordneten werden auf fünf Jahre gewählt.“) verwendet. Diese Bestimmungen,
nach denen die Abgeordneten die Repräsentanten der Völker sind, legen es nahe, im Statut die
Bezeichnung „Abgeordneter“ zu verwenden.

(2) Das Parlament hat gemäß Artikel 199 Absatz 1 EG-Vertrag das Recht, seine internen
Angelegenheiten in seiner Geschäftsordnung unter Beachtung dieses Statuts zu regeln.

(3) Artikel 1 des Statuts nimmt den Begriff „Abgeordneter“ auf und stellt klar, dass es nicht um dessen
Rechte und Pflichten geht, sondern um die Regelungen und allgemeinen Bedingungen für die
Wahrnehmung des Mandats.
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(4) Die in Artikel 2 geschützte Freiheit und Unabhängigkeit der Abgeordneten ist regelungsbedürftig
und in keinem Text des Primärrechts erwähnt. Erklärungen, in denen sich Abgeordnete verpflichten,
das Mandat zu einem bestimmten Zeitpunkt niederzulegen, oder Blanko-Erklärungen über die
Niederlegung des Mandats, deren sich eine Partei nach Belieben bedienen kann, sind mit der Freiheit
und Unabhängigkeit des Abgeordneten unvereinbar und können daher rechtlich nicht verbindlich
sein.

(5) Artikel 3 Absatz 1 greift den Wortlaut des Artikels 6 Absatz 1 des Akts vom 20. September 1976
zur Einführung allgemeiner unmittelbarer Wahlen der Mitglieder des Europäischen Parlaments auf.

(6) Das Initiativrecht nach Artikel 5 ist das Königsrecht eines jeden Abgeordneten des Parlaments. Dieses
Recht darf durch die Geschäftsordnung des Parlaments nicht ausgehöhlt werden.

(7) Das in Artikel 6 geregelte Recht auf Akteneinsicht, das sich schon bisher aus der Geschäftsordnung
des Parlaments ergab, betrifft einen wesentlichen Aspekt der Ausübung des Mandats und ist deshalb
im Statut zu verankern.

(8) Artikel 7 soll sicherstellen, dass trotz gegenteiliger Bestrebungen die Sprachenvielfalt effektiv erhalten
bleibt. Jede Diskriminierung irgendeiner der offiziellen Amtssprachen sollte ausgeschlossen werden.
Dieses Prinzip sollte auch nach einer Erweiterung der Europäischen Union gelten.

(9) Der Abgeordnete erhält nach Maßgabe der Artikel 9 und 10 eine Entschädigung für die Ausübung
seines Amtes. Zur Höhe dieser Entschädigung hat eine vom Europäischen Parlament berufene
Expertengruppe im Mai 2000 eine Studie vorgelegt, auf deren Grundlage eine Entschädigung von
38,5 % der Grundbezüge eines Richters am Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften
gerechtfertigt ist.

(10) Da die Entschädigungen, das Übergangsgeld sowie das Ruhegehalt und die Hinterbliebenenversor-
gung aus dem Gesamthaushaltsplan der Europäischen Union finanziert werden, sollten sie einer
Steuer zugunsten der Gemeinschaften unterliegen.

(11) Aufgrund der besonderen Situation der Abgeordneten, insbesondere der fehlenden Verpflichtung, an
den Arbeitsorten des Parlaments einen Wohnsitz zu begründen, und ihrer besonderen Bindungen an
den Staat, in dem sie gewählt wurden, sollten die Mitgliedstaaten die Möglichkeit haben, ihre
nationalen steuerrechtlichen Bestimmungen auf die Entschädigungen, das Übergangsgeld sowie das
Ruhegehalt und die Hinterbliebenenversorgung anzuwenden.

(12) Artikel 9 Absatz 3 ist erforderlich, weil Parteien häufig erwarten, dass ein Teil der in Artikel 9
Absätze 1 und 2 erwähnten Leistungen für ihre Zwecke verwendet wird. Diese Form der
Parteienfinanzierung ist zu verurteilen.

(13) Das in Artikel 9 Absatz 2 und in Artikel 13 vorgesehene Übergangsgeld soll insbesondere die Zeit
zwischen dem Ende des Mandats und einem beruflichen Neuanfang überbrücken. Bei Übernahme
eines anderen Mandats oder eines öffentlichen Amtes entfällt dieser Zweck.

(14) Angesichts der Entwicklung auf dem Gebiet der Ruhegehälter in den Mitgliedstaaten erscheint es
angezeigt, dass ein ehemaliger Abgeordneter mit Vollendung des 63. Lebensjahres Anspruch auf das
Ruhegehalt hat. Die Regelung des Artikels 14 berührt nicht die Befugnis der Mitgliedstaaten, das
Ruhegehalt bei der Ermittlung der Höhe von Ruhegehältern gemäß innerstaatlichem Recht in
Anrechnung zu bringen.

(15) Die Bestimmungen über die Hinterbliebenenversorgung folgen im Wesentlichen dem geltenden
Recht in der Europäischen Gemeinschaft. Der Anspruch des wiederverheirateten hinterbliebenen
Ehegatten beruht auf dem modernen Gedanken, dass er auf einer eigenen Leistung beruht und nicht
nur der „Versorgung“ dient. Der Anspruch ist auch nicht ausgeschlossen, wenn der hinterbliebene
Ehegatte auf Grund eigener Einkünfte oder eigenen Vermögens „versorgt“ ist.
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(16) Die Regelung des Artikels 18 ist erforderlich, weil mit dem Statut die Leistungen der Mitgliedstaaten
wie Erstattung der Krankheitskosten, Beihilfe oder Zuschuss zu den Krankenversicherungsbeiträgen
entfallen. Diese Leistungen werden vielfach über das Ende des Mandats hinaus gewährt.

(17) Die Bestimmungen über die Erstattung von Kosten müssen die Grundsätze beachten, die der
Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften in seinem Urteil Lord Bruce entwickelt hat (3). Danach
kann das Parlament Erstattungen in Fällen, in denen dies angemessen ist, aufgrund einer pauschalen
Regelung vornehmen, um die Verwaltungsaufwendungen, die mit einem System der Überprüfung
jeder Einzelausgabe verbunden sind, zu verringern. Dies entspricht einer geordneten Verwaltung.

(18) Am 28. Mai 2003 hat das Präsidium des Parlaments eine Reihe neuer Regelungen über die Zahlung
von Kosten und Entschädigungen der Abgeordneten auf Grundlage der realen Kosten gebilligt, die
zusammen mit diesem Statut in Kraft treten sollen.

(19) Die Mitgliedstaaten sollten sicherstellen, dass die Regelungen, durch die Abgeordnete des
Europäischen Parlaments bei der Wahrnehmung ihres Mandats in ihrem Mitgliedstaat den
nationalen Abgeordneten gleichgestellt werden, beibehalten werden. Eine europäische Lösung dieses
Problems ist im Hinblick auf eine Vielzahl höchst unterschiedlicher Regelungen in den
Mitgliedstaaten nicht möglich. Die Ausübung des Mandats der Abgeordneten des Europäischen
Parlaments in dem Mitgliedstaat, in dem sie gewählt wurden, wäre ohne solche Regelungen erheblich
erschwert oder gar unmöglich. Eine effektive Wahrnehmung des Mandats liegt auch im Interesse der
Mitgliedstaaten.

(20) Die Regelung des Artikels 25 Absatz 1 ist erforderlich, weil die höchst unterschiedlichen nationalen
Regelungen, denen die Abgeordneten bisher unterliegen, eine europäische Lösung all der Probleme,
die mit dem Übergang von einem alten zu einem neuen europäischen System verbunden sind,
unmöglich machen. Ein Wahlrecht der Abgeordneten schließt die Beeinträchtigung von Rechten oder
wirtschaftliche Nachteile bei diesem Übergang aus. Die Regelung des Artikels 25 Absatz 2 ist die
Konsequenz aus der nach Artikel 25 Absatz 1 getroffenen Entscheidung.

(21) Die wirtschaftlichen Unterschiede zwischen den Mitgliedstaaten werden in Artikel 29 behandelt, der
es den Mitgliedstaaten gestattet, vorübergehend eine Ausnahmeregelung zu den Bestimmungen
dieses Statuts vorzusehen. Diese Unterschiede rechtfertigen auch, dass den Mitgliedstaaten die
Möglichkeit gegeben wird, die Gleichbehandlung der Abgeordneten des Europäischen Parlaments
und der Mitglieder der nationalen Parlamente beizubehalten.

BESCHLIESST:

TITEL I

REGELUNGEN UND ALLGEMEINE BEDINGUNGEN FÜR DIE WAHRNEHMUNG DER AUFGABEN DER
ABGEORDNETEN DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS

Artikel 1

In diesem Statut werden die Regelungen und allgemeinen Bedingungen für die Wahrnehmung der
Aufgaben der Abgeordneten des Europäischen Parlaments festgelegt.

Artikel 2

(1) Die Abgeordneten sind frei und unabhängig.
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(2) Vereinbarungen über die Niederlegung des Mandats vor Ablauf oder zum Ende einer Wahlperiode
sind nichtig.

Artikel 3

(1) Die Abgeordneten geben ihre Stimmen einzeln und persönlich ab. Sie sind weder an Aufträge noch
an Weisungen gebunden.

(2) Vereinbarungen über die Art und Weise der Ausübung des Mandats sind nichtig.

Artikel 4

Schriftstücke und elektronische Aufzeichnungen, die ein Abgeordneter empfangen, verfasst oder
verschickt hat, sind Dokumenten des Parlaments nicht gleichgestellt, es sei denn, sie wurden gemäß der
Geschäftsordnung eingereicht.

Artikel 5

(1) Jeder Abgeordnete hat das Recht, im Rahmen des Initiativrechts des Parlaments einen Vorschlag für
einen Gemeinschaftsakt einzubringen.

(2) Das Parlament legt in seiner Geschäftsordnung die Bedingungen für die Ausübung dieses Rechts fest.

Artikel 6

(1) Die Abgeordneten haben das Recht auf Einsicht in alle Akten, die sich im Besitz des Parlaments
befinden.

(2) Absatz 1 gilt nicht für persönliche Akten oder Abrechnungen.

(3) Rechtsakte der Europäischen Union und Vereinbarungen der Institutionen über den Zugang zu
Dokumenten bleiben von Absatz 1 unberührt.

(4) Das Parlament legt die Bedingungen für die Ausübung dieses Rechts fest.

Artikel 7

(1) Die Dokumente des Parlaments werden in alle Amtssprachen übersetzt.

(2) Die Redebeiträge werden simultan in alle anderen Amtssprachen gedolmetscht.

(3) Das Parlament legt die Bedingungen für die Durchführung dieses Artikels fest.

Artikel 8

(1) Die Abgeordneten können sich zu Fraktionen zusammenschließen.

(2) Das Parlament legt die Bedingungen für die Ausübung dieses Rechts in seiner Geschäftsordnung fest.
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Artikel 9

(1) Die Abgeordneten haben Anspruch auf eine angemessene Entschädigung, die ihre Unabhängigkeit
sichert.

(2) Sie haben nach Ende des Mandats Anspruch auf ein Übergangsgeld und ein Ruhegehalt.

(3) Vereinbarungen über die Verwendung der Entschädigung, des Übergangsgeldes und des
Ruhegehaltes zu anderen als privaten Zwecken sind unwirksam.

(4) Die Hinterbliebenen von Abgeordneten oder ehemaligen Abgeordneten haben Anspruch auf
Hinterbliebenenversorgung.

Artikel 10

Die Entschädigung beläuft sich auf jeweils 38,5 % der Grundbezüge eines Richters am Gerichtshof der
Europäischen Gemeinschaften.

Artikel 11

Die Entschädigung, die ein Abgeordneter für die Wahrnehmung eines Mandats in einem anderen
Parlament erhält, wird auf die Entschädigung angerechnet.

Artikel 12

(1) Die Entschädigung nach Artikel 9 unterliegt der Gemeinschaftssteuer unter den gleichen
Bedingungen, wie sie auf der Grundlage von Artikel 13 des Protokolls über die Vorrechte und
Befreiungen der Gemeinschaften für die Beamten und übrigen Bediensteten der Europäischen
Gemeinschaften festgelegt worden sind.

(2) Die Abzüge für berufliche und persönliche Kosten sowie Familienzulagen oder Beihilfen aus sozialen
Gründen gemäß Artikel 3 Absätze 2 bis 4 der Verordnung (EWG, Euratom, EGKS) Nr. 260/68 des Rates
vom 29. Februar 1968 zur Festlegung der Bestimmungen und des Verfahrens für die Erhebung der Steuer
zugunsten der Europäischen Gemeinschaften (4) finden keine Anwendung.

(3) Absatz 1 berührt nicht die Befugnis der Mitgliedstaaten, auf die Entschädigung die Bestimmungen
des nationalen Steuerrechts anzuwenden, sofern jegliche Doppelbesteuerung vermieden wird.

(4) Die Mitgliedstaaten sind befugt, die Entschädigung bei der Festsetzung des Steuersatzes für andere
Einkommen zu berücksichtigen.

(5) Dieser Artikel findet auch Anwendung auf das Übergangsgeld sowie das Ruhegehalt und die
Hinterbliebenenversorgung nach den Artikeln 13, 14, 15 und 17.

(6) Die Leistungen nach den Artikeln 18, 19 und 20 und die Beiträge zum Pensionsfonds nach
Artikel 27 unterliegen keiner Steuer.
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Artikel 13

(1) Die Abgeordneten haben nach Ende des Mandats Anspruch auf ein Übergangsgeld in Höhe der
Entschädigung nach Artikel 10.

(2) Dieser Anspruch besteht für jedes Jahr der Ausübung des Mandats für einen Monat, mindestens
jedoch für sechs und höchstens für 24 Monate.

(3) Der Anspruch besteht nicht bei Übernahme eines Mandats in einem anderen Parlament oder eines
öffentlichen Amtes.

(4) Im Fall des Todes wird das Übergangsgeld letztmals in dem Monat gezahlt, in dem der ehemalige
Abgeordnete verstorben ist.

Artikel 14

(1) Die ehemaligen Abgeordneten haben mit Vollendung des 63. Lebensjahres Anspruch auf ein
Ruhegehalt.

(2) Dieses Ruhegehalt beträgt für jedes volle Jahr der Ausübung des Mandats 3,5 % der Entschädigung
nach Artikel 10 und für jeden weiteren vollen Monat ein Zwölftel, insgesamt jedoch nicht mehr als 70 %.

(3) Der Anspruch auf Ruhegehalt besteht unabhängig von jedem anderen Ruhegehalt.

(4) Artikel 11 findet entsprechende Anwendung.

Artikel 15

(1) Die Abgeordneten haben im Fall einer Invalidität, die während des Mandats entstanden ist, Anspruch
auf ein Ruhegehalt.

(2) Artikel 14 Absatz 2 findet entsprechende Anwendung. Die Höhe des Ruhegehaltes beträgt jedoch
mindestens 35 % der Entschädigung nach Artikel 10.

(3) Der Anspruch entsteht mit der Niederlegung des Mandats.

(4) Das Parlament legt die Bedingungen für die Wahrnehmung dieses Anspruchs fest.

(5) Artikel 11 findet entsprechende Anwendung.

Artikel 16

Hat ein ehemaliger Abgeordneter gleichzeitig Anspruch auf die Zahlung von Übergangsgeld nach
Artikel 13 und von Ruhegehalt nach den Artikeln 14 oder 15, so wird die Regelung angewandt, für die er
sich entscheidet.

Artikel 17

(1) Der Ehegatte und die unterhaltsberechtigten Kinder haben im Fall des Todes eines Abgeordneten
oder eines ehemaligen Abgeordneten, der zum Zeitpunkt seines Todes Anspruch oder eine Anwartschaft
auf ein Ruhegehalt nach den Artikeln 14 oder 15 hatte, einen Anspruch auf Versorgung.
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(2) Der Gesamtbetrag der Versorgung darf nicht höher sein als das Ruhegehalt, auf das der Abgeordnete
am Ende der Wahlperiode Anspruch gehabt hätte oder das dem ehemaligen Abgeordneten zustand oder
zugestanden hätte.

(3) Der hinterbliebene Ehegatte erhält 60 % des in Absatz 2 genannten Betrages, mindestens jedoch
30 % der Entschädigung nach Artikel 10. Der Anspruch wird durch eine Wiederverheiratung nicht
berührt. Der Anspruch besteht nicht, wenn die Umstände des Einzelfalles keinen vernünftigen Zweifel
daran lassen, dass die Ehe nur zu Versorgungszwecken geschlossen wurde.

(4) Ein unterhaltsberechtigtes Kind erhält 20 % des in Absatz 2 genannten Betrages.

(5) Erforderlichenfalls wird der Höchstbetrag der zu zahlenden Versorgung im Verhältnis der in den
Absätzen 3 und 4 vorgesehenen Prozentsätze zwischen dem Ehegatten und den Kindern aufgeteilt.

(6) Die Versorgung wird von dem ersten Tag des auf den Tod folgenden Monats gezahlt.

(7) Bei Tod des Ehegatten erlischt dessen Anspruch am Ende des Monats, in dem der Todesfall
eingetreten ist.

(8) Der Anspruch eines Kindes erlischt mit Ende des Monats, an dem es das 21. Lebensjahr vollendet. Er
besteht jedoch für die Dauer der Berufsausbildung fort, höchstens jedoch bis zum Ende des Monats, in
dem es das 25. Lebensjahr vollendet. Er besteht auch fort, solange das Kind wegen einer Krankheit oder
eines Gebrechens außerstande ist, seinen Lebensunterhalt zu bestreiten.

(9) Partner aus in den Mitgliedstaaten anerkannten Lebensgemeinschaften werden Ehegatten gleich-
gestellt.

(10) Das Parlament legt die Bedingungen für die Wahrnehmung dieses Anspruchs fest.

Artikel 18

(1) Die Abgeordneten und die ehemaligen Abgeordneten, die ein Ruhegehalt beziehen, sowie die
versorgungsberechtigten Hinterbliebenen haben Anspruch auf Erstattung von zwei Dritteln der Kosten,
die ihnen durch Krankheit, Schwangerschaft oder die Geburt eines Kindes entstehen.

(2) Das Parlament legt die Bedingungen für die Wahrnehmung dieses Anspruchs fest.

Artikel 19

(1) Die Abgeordneten haben Anspruch auf Versicherungsschutz zur Deckung der Risiken, die mit der
Ausübung des Mandats verbunden sind.

(2) Das Parlament legt die Bedingungen für die Wahrnehmung dieses Anspruchs fest. Die Abgeordneten
tragen ein Drittel der anfallenden Versicherungsprämien.

Artikel 20

(1) Die Abgeordneten haben Anspruch auf Erstattung der Kosten, die ihnen durch die Ausübung des
Mandats entstehen.

(2) Für Reisen zu und von den Arbeitsorten und für sonstige Dienstreisen erstattet das Parlament die
tatsächlich entstandenen Kosten.

(3) Die übrigen mandatsbedingten Aufwendungen können pauschal erstattet werden.

7.10.2005 DE Amtsblatt der Europäischen Union L 262/7

A3_Beschluss zur Annahme des Abgeordnetenstatuts des Europäischen Parlaments

- 23 - 



(4) Das Parlament legt die Bedingungen für die Wahrnehmung dieses Anspruchs fest.

(5) Artikel 9 Absatz 3 findet entsprechende Anwendung.

Artikel 21

(1) Die Abgeordneten haben Anspruch auf Unterstützung durch persönliche Mitarbeiter, die frei von
ihnen ausgewählt werden.

(2) Das Parlament trägt die durch ihre Beschäftigung tatsächlich anfallenden Kosten.

(3) Das Parlament legt die Bedingungen für die Wahrnehmung dieses Anspruchs fest.

Artikel 22

(1) Die Abgeordneten haben Anspruch auf Nutzung der Büro- und Kommunikationseinrichtungen
sowie der Dienstfahrzeuge des Parlaments.

(2) Das Parlament legt die Bedingungen für die Wahrnehmung dieses Anspruchs fest.

Artikel 23

(1) Sämtliche Zahlungen werden aus dem Haushalt der Europäischen Union geleistet.

(2) Die fälligen Zahlungen nach den Artikeln 10, 13, 14, 15 und 17 erfolgen monatlich in Euro oder
wahlweise in der Währung desjenigen Mitgliedstaats, in dem der Abgeordnete seinen Wohnsitz hat. Das
Parlament legt die Bedingungen fest, unter denen die Zahlungen erfolgen.

Artikel 24

Die Beschlüsse zur Durchführung dieses Statutes treten nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der
Europäischen Union in Kraft.

TITEL II

ÜBERGANGSBESTIMMUNGEN

Artikel 25

(1) Die Abgeordneten, die vor Inkrafttreten des Statuts dem Parlament bereits angehörten und
wiedergewählt wurden, können sich hinsichtlich der Entschädigung, des Übergangsgeldes, des
Ruhegehaltes und der Hinterbliebenenversorgung für die gesamte Dauer ihrer Tätigkeit für das bisherige
nationale System entscheiden.

(2) Diese Zahlungen werden aus dem Haushalt des Mitgliedstaates geleistet.

Artikel 26

(1) Die Abgeordneten, die gemäß Artikel 25 Absatz 1 im bisherigen nationalen System bleiben wollen,
teilen diese Entscheidung dem Präsidenten des Europäischen Parlaments innerhalb von 30 Tagen nach
Inkrafttreten des Statuts schriftlich mit.
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(2) Die Entscheidung ist endgültig und unwiderruflich.

(3) Liegt eine solche Mitteilung innerhalb der Frist nicht vor, gelten die Bestimmungen dieses Statuts.

Artikel 27

(1) Der vom Europäischen Parlament eingerichtete freiwillige Pensionsfonds wird nach Inkrafttreten
dieses Statuts für die Abgeordneten oder ehemaligen Abgeordneten, die in diesem Fonds bereits Rechte
oder Anwartschaften erworben haben, weitergeführt.

(2) Die erworbenen Rechte und Anwartschaften bleiben in vollem Umfang erhalten. Das Parlament
kann Voraussetzungen und Bedingungen für den Erwerb neuer Rechte oder Anwartschaften festlegen.

(3) Abgeordnete, die die Entschädigung nach Artikel 10 erhalten, können in dem freiwilligen
Pensionsfonds keine neuen Rechte oder Anwartschaften mehr erwerben.

(4) Der Fonds steht den Abgeordneten, die nach dem Inkrafttreten dieses Statuts erstmals in das
Parlament gewählt werden, nicht zur Verfügung.

(5) Artikel 9 Absatz 3 und Artikel 14 Absatz 3 finden entsprechende Anwendung.

Artikel 28

(1) Ein Anspruch auf Ruhegehalt, den ein Abgeordneter zum Zeitpunkt der Anwendung dieses Statuts
nach einzelstaatlichen Regelungen erworben hat, bleibt in vollem Umfang erhalten.

(2) Wenn die Dauer der Mandatsausübung im Europäischen Parlament oder in einem nationalen
Parlament nach den einzelstaatlichen Regelungen nicht ausreicht, um einen Anspruch auf Ruhegehalt
auszulösen, werden diese Zeiten bei der Berechnung des Ruhegehaltes auf der Grundlage dieses Statuts
berücksichtigt. Das Parlament kann mit den zuständigen Stellen der Mitgliedstaaten Vereinbarungen über
die Übertragung erworbener Anwartschaften schließen.

Artikel 29

(1) Jeder Mitgliedstaat kann für die Abgeordneten, die in ihm gewählt wurden, eine von den
Bestimmungen dieses Statuts abweichende Regelung über die Entschädigung, das Übergangsgeld, das
Ruhegehalt und die Hinterbliebenenversorgung für eine Übergangszeit beschließen, die die Dauer von
zwei Wahlperioden des Europäischen Parlaments nicht überschreiten darf.

(2) Die Abgeordneten sind durch eine solche Regelung den Abgeordneten der jeweiligen nationalen
Parlamente zumindest gleichzustellen.

(3) Sämtliche Zahlungen werden aus dem Haushalt des jeweiligen Mitgliedstaats geleistet.

(4) Die Ansprüche der Abgeordneten nach den Artikeln 18 bis 22 dieses Statuts werden durch eine
solche Regelung nicht berührt.

7.10.2005 DE Amtsblatt der Europäischen Union L 262/9

A3_Beschluss zur Annahme des Abgeordnetenstatuts des Europäischen Parlaments

- 25 - 



TITEL III

SCHLUSSBESTIMMUNG

Artikel 30

Dieses Statut tritt am ersten Tag der im Jahre 2009 beginnenden Wahlperiode des Europäischen
Parlaments in Kraft.

Straßburg, den 28. September 2005

Im Namen des Europäischen Parlaments
Der Präsident

J. BORRELL FONTELLES
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Rahmenvereinbarung über die Beziehungen zwischen dem 
Europäischen Parlament und der Europäischen Kommission 

I. GELTUNGSBEREICH 

1. Zur Verdeutlichung der neuen „besonderen Partnerschaft“ zwi­
schen dem Parlament und der Kommission vereinbaren die beiden Or­
gane die folgenden Maßnahmen, um die politische Verantwortung und 
Legitimität der Kommission zu stärken, den konstruktiven Dialog aus­
zubauen, den Informationsfluss zwischen den beiden Organen und die 
Zusammenarbeit in Bezug auf die Verfahren und die Planung zu ver­
bessern. 

Sie vereinbaren ferner spezifische Bestimmungen: 

— über die Sitzungen der Kommission mit nationalen Sachverständi­
gen, die in Anhang I dargelegt sind; 

— über die Weiterleitung von vertraulichen Informationen an das Par­
lament, die in Anhang II dargelegt sind; 

— über die Verhandlungen zu und den Abschluss von internationalen 
Übereinkünften, die in Anhang III dargelegt sind; 

— und über den Zeitplan für das Arbeitsprogramm der Kommission, 
der in Anhang IV dargelegt ist. 

II. POLITISCHE VERANTWORTUNG 

2. Nach seiner Ernennung durch den Europäischen Rat wird der 
designierte Präsident der Kommission dem Parlament politische Leit­
linien für seine Amtszeit unterbreiten, um eine Aussprache mit dem 
Parlament in völliger Kenntnis der Sachlage vor dessen Abstimmung 
über die Wahl zu ermöglichen. 

3. Gemäß Artikel 106 seiner Geschäftsordnung setzt sich das Par­
lament rechtzeitig vor der Eröffnung der Verfahren für die Zustimmung 
zur neuen Kommission mit dem designierten Präsidenten der Kommis­
sion in Verbindung. Das Parlament trägt den vom designierten Präsiden­
ten geäußerten Bemerkungen Rechnung. 

Die designierten Mitglieder der Kommission gewährleisten eine umfas­
sende Offenlegung aller einschlägigen Informationen gemäß der Ver­
pflichtung zur Unabhängigkeit nach Artikel 245 AEUV. 

Die Verfahren sind so gestaltet, dass eine offene, faire und kohärente 
Beurteilung der gesamten designierten Kommission sichergestellt ist. 

▼M1 
4. Unbeschadet des Grundsatzes des kollegialen Charakters der Kom­
mission übernimmt jedes Mitglied der Kommission die politische Ver­
antwortung für das Handeln in dem Bereich, für den es zuständig ist. 

Der Präsident der Kommission trägt die volle Verantwortung für die 
Feststellung jedes Interessenkonflikts, der ein Mitglied der Kommission 
an der Wahrnehmung seiner Aufgaben hindert. 

Der Präsident der Kommission trägt ebenso die Verantwortung für das 
weitere Vorgehen in einer solchen Situation und unterrichtet unverzüg­
lich schriftlich den Präsidenten des Parlaments hiervon. 

Die Mitwirkung von Mitgliedern der Kommission an Wahlkampagnen 
wird durch den Verhaltenskodex für die Mitglieder der Europäischen 
Kommission geregelt. 

▼B
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Mitglieder der Kommission können an Wahlkampagnen für die Wahlen 
zum Europäischen Parlament mitwirken und kandidieren. Sie können 
auch von den europäischen Parteien zum Spitzenkandidaten für das 
Amt des Präsidenten der Kommission bestimmt werden. 

Der Präsident der Kommission unterrichtet das Parlament rechtzeitig 
darüber, ob eines oder mehrere Mitglieder der Kommission für einen 
Sitz im Europäischen Parlament kandidieren und welche Maßnahmen 
ergriffen wurden, um die Wahrung der Grundsätze der Unabhängigkeit, 
Integrität und Diskretion gemäß Artikel 245 AEUV und dem Verhal­
tenskodex für die Mitglieder der Europäischen Kommission zu gewähr­
leisten. 

Jedes Mitglied der Kommission, das als Kandidat oder in einer anderen 
Weise an einer Wahlkampagne für die Wahl zum Europäischen Par­
lament mitwirkt, verpflichtet sich, während der Kampagne keine Hal­
tung einzunehmen, die mit seiner Pflicht zur Vertraulichkeit oder dem 
Kollegialitätsprinzip nicht in Einklang steht. 

Mitglieder der Kommission, die als Kandidaten oder in einer anderen 
Weise an einer Wahlkampagne für die Wahl zum Europäischen Par­
lament mitwirken, dürfen für Tätigkeiten in Verbindung mit dieser 
Wahlkampagne keine personellen oder sonstigen Ressourcen der Kom­
mission in Anspruch nehmen. 

▼B 
5. Fordert das Parlament den Präsidenten der Kommission auf, einem 
Mitglied der Kommission das Vertrauen zu entziehen, so prüft dieser 
sorgfältig, ob er dieses Mitglied gemäß Artikel 17 Absatz 6 EUV auf­
fordern sollte, sein Amt niederzulegen. Entweder fordert der Präsident 
dieses Mitglied zur Niederlegung des Amtes auf, oder er erklärt in der 
nächsten Tagung vor dem Parlament, warum er dies ablehnt. 

6. Muss ein Mitglied der Kommission während seiner Amtszeit ge­
mäß Artikel 246 Absatz 2 AEUV ersetzt werden, so prüft der Präsident 
der Kommission sorgfältig das Ergebnis der Konsultation des Par­
laments, bevor er die Zustimmung zum Beschluss des Rates gibt. 

Das Parlament stellt sicher, dass seine Verfahren mit der gebotenen 
Zügigkeit abgewickelt werden, damit der Präsident der Kommission 
die Stellungnahme des Parlaments sorgfältig prüfen kann, bevor das 
neue Mitglied der Kommission ernannt wird. 

Ebenso prüft der Präsident der Kommission gemäß Artikel 246 Absatz 3 
AEUV, wenn es sich bei der verbleibenden Amtszeit der Kommission 
um eine kurze Zeitspanne handelt, sorgfältig den Standpunkt des Par­
laments. 

7. Beabsichtigt der Präsident der Kommission, die Aufteilung der 
Zuständigkeiten unter den Mitgliedern der Kommission im Laufe ihrer 
Amtszeit gemäß Artikel 248 AEUV zu ändern, so unterrichtet er das 
Parlament rechtzeitig für die einschlägige parlamentarische Konsultation 
bezüglich dieser Änderungen; der Beschluss des Präsidenten, die Zu­
ständigkeitsverteilung zu ändern, kann sofort wirksam werden. 

8. Legt die Kommission eine Überarbeitung des Verhaltenskodex für 
die Mitglieder der Kommission vor, die einen Interessenkonflikt oder 
das ethische Verhalten betrifft, wird sie um die Stellungnahme des 
Parlaments ersuchen. 

▼M1
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III. KONSTRUKTIVER DIALOG UND INFORMATIONSFLUSS 

(i) Allgemeine Bestimmungen 

9. Die Kommission gewährleistet, dass sie insbesondere im Hinblick 
auf den Zugang zu Sitzungen und die Übermittlung von Beiträgen oder 
anderen Informationen, vor allem bei Gesetzgebungs- und Haushalts­
angelegenheiten, den Grundsatz der Gleichbehandlung von Parlament 
und Rat anwenden wird. 

10. Im Rahmen ihrer Zuständigkeiten ergreift die Kommission Maß­
nahmen, um das Parlament dergestalt besser einzubeziehen, dass die 
Ansichten des Parlaments im Bereich der Gemeinsamen Außen- und 
Sicherheitspolitik so weit wie möglich berücksichtigt werden. 

11. Zur Umsetzung der „besonderen Partnerschaft“ zwischen Par­
lament und Kommission werden folgende verschiedene Vereinbarungen 
getroffen: 

— Der Präsident der Kommission wird mit der Konferenz der Präsiden­
ten auf Antrag des Parlaments mindestens zweimal jährlich zusam­
mentreffen, um Themen von gemeinsamem Interesse zu erörtern; 

— der Präsident der Kommission wird einen regelmäßigen Dialog mit 
dem Präsidenten des Parlaments über grundlegende horizontale The­
menbereiche und wichtigere Gesetzgebungsvorschläge führen. Die­
ser Dialog sollte auch Einladungen an den Präsidenten des Par­
laments zur Teilnahme an Sitzungen des Kollegiums der Kommis­
sionsmitglieder umfassen; 

— der Präsident der Kommission oder der für die interinstitutionellen 
Beziehungen zuständige Vizepräsident muss zur Teilnahme an Sit­
zungen der Konferenz der Präsidenten und der Konferenz der Aus­
schussvorsitze eingeladen werden, wenn spezifische Themen im Zu­
sammenhang mit der Ausarbeitung der Tagesordnung der Plenarta­
gung, den interinstitutionellen Beziehungen zwischen Parlament und 
Kommission sowie Legislativ- und Haushaltsangelegenheiten erör­
tert werden; 

— Sitzungen der Konferenz der Präsidenten und der Konferenz der 
Ausschussvorsitze mit dem Kollegium der Kommissionsmitglieder 
finden jährlich statt, um wichtige Fragen einschließlich der Vor­
bereitung und Umsetzung des Arbeitsprogramms der Kommission 
zu erörtern; 

— die Konferenz der Präsidenten und die Konferenz der Ausschuss­
vorsitze unterrichten die Kommission rechtzeitig über die Ergebnisse 
ihrer Aussprachen mit interinstitutioneller Dimension. Das Parlament 
unterrichtet ebenfalls die Kommission umfassend und regelmäßig 
über die Ergebnisse seiner Sitzungen in Bezug auf die Vorbereitung 
der Plenartagungen unter Berücksichtigung der Ansichten der Kom­
mission. Dies gilt unbeschadet der Bestimmungen der Nummer 45; 

— die Generalsekretäre des Parlaments und der Kommission treffen 
regelmäßig zusammen, um einen beständigen Fluss der einschlägi­
gen Informationen zwischen den beiden Organen zu gewährleisten. 

12. Jedes Mitglied der Kommission gewährleistet, dass es einen re­
gelmäßigen und direkten Informationsfluss zwischen ihm und dem Vor­
sitz des jeweils zuständigen parlamentarischen Ausschusses gibt. 

13. Die Kommission veröffentlicht keine gesetzgeberische oder be­
deutende Initiative bzw. keinen bedeutenden Beschluss, ehe sie das 
Parlament schriftlich darüber unterrichtet hat. 

▼B
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Die beiden Organe legen auf der Grundlage des Arbeitsprogramms der 
Kommission im gemeinsamen Einvernehmen vorab die wesentlichen 
Initiativen fest, die im Plenum vorgelegt werden sollen. Die Kommis­
sion wird diese Initiativen grundsätzlich zunächst im Plenum und erst 
anschließend öffentlich vorstellen. 

In gleicher Weise bestimmen sie auch die Vorschläge und Initiativen, zu 
denen vor der Konferenz der Präsidenten Informationen vorgetragen 
werden oder über die der zuständige Ausschuss oder dessen Vorsitz 
in geeigneter Form unterrichtet werden müssen. 

Diese Beschlüsse werden im Rahmen des in Nummer 11 dieser Ver­
einbarung vorgesehenen regelmäßigen Dialogs zwischen den beiden 
Organen gefasst und regelmäßig aktualisiert, wobei allen politischen 
Entwicklungen Rechnung zu tragen ist. 

14. Wird ein internes Dokument der Kommission — über das das 
Parlament nicht, wie in dieser Rahmenvereinbarung vorgesehen, infor­
miert wurde — außerhalb der Organe verteilt, kann der Präsident des 
Parlaments fordern, dass dieses Dokument ihm unverzüglich weiterge­
leitet wird, damit er es auf Wunsch an jedes Mitglied weiterleiten kann. 

15. Die Kommission wird eine umfassende Unterrichtung und Doku­
mentation bei ihren Sitzungen mit nationalen Sachverständigen im Rah­
men ihrer Arbeiten zur Vorbereitung und Umsetzung der Rechtsvor­
schriften der Union, einschließlich nicht zwingender Rechtsvorschriften 
(„soft law“) und delegierter Rechtsakte, zur Verfügung stellen. Auf 
Antrag des Parlaments kann die Kommission auch Sachverständige 
des Parlaments zu diesen Sitzungen einladen. 

Die entsprechenden Bestimmungen sind in Anhang I festgelegt. 

16. Innerhalb von drei Monaten nach der Annahme einer Entschlie­
ßung des Parlaments übermittelt die Kommission dem Parlament schrift­
liche Informationen zu den Maßnahmen, die im Anschluss an die in 
Entschließungen des Parlaments an sie gerichteten spezifischen Auffor­
derungen getroffen wurden und unterrichtet das Parlament über die 
Fälle, in denen sie seinen Standpunkten nicht folgen konnte. Diese Frist 
kann verkürzt werden, wenn ein Antrag dringlich ist. Sie kann um einen 
Monat verlängert werden, wenn ein Antrag ausführlichere Arbeiten er­
fordert und dies ausreichend begründet ist. Das Parlament wird sicher­
stellen, dass diese Informationen innerhalb des Organs umfassend wei­
tergeleitet werden. 

Das Parlament wird sich bemühen, mündliche oder schriftliche Anfra­
gen zu Themen zu vermeiden, bezüglich derer die Kommission dem 
Parlament ihren Standpunkt anhand einer schriftlichen Folgemitteilung 
bereits mitgeteilt hat. 

Die Kommission verpflichtet sich, über die konkrete Weiterbehandlung 
einer Aufforderung zur Vorlage eines Vorschlags gemäß Artikel 225 
AEUV (legislativer Initiativbericht) innerhalb von drei Monaten nach 
Annahme der entsprechenden Entschließung im Plenum zu berichten. 
Die Kommission legt spätestens nach einem Jahr einen Gesetzgebungs­
vorschlag vor oder nimmt den Vorschlag in das jährliche Arbeitspro­
gramm des Folgejahres auf. Legt die Kommission keinen Vorschlag 
vor, so teilt sie dem Europäischen Parlament die Gründe dafür mit. 

Die Kommission verpflichtet sich zu enger und früher Zusammenarbeit 
mit dem Parlament bei Aufforderungen zur Vorlage von Gesetzgebungs­
initiativen, die aus Bürgerinitiativen hervorgehen. 

▼B
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Für das Entlastungsverfahren gelten die besonderen Bestimmungen von 
Nummer 31. 

17. Werden Initiativen, Empfehlungen oder Anträge auf bzw. für 
Gesetzgebungsakte gemäß Artikel 289 Absatz 4 AEUV unterbreitet, 
so unterrichtet die Kommission das Parlament auf dessen Ersuchen 
über ihren Standpunkt zu diesen Vorschlägen im zuständigen Ausschuss 
des Parlaments. 

18. Die beiden Organe kommen überein, im Bereich der Beziehun­
gen zu den nationalen Parlamenten zusammenzuarbeiten. 

Das Parlament und die Kommission arbeiten bei der Umsetzung des 
Protokolls Nr. 2 zum AEUV über die Anwendung der Grundsätze der 
Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit zusammen. Diese Zusammen­
arbeit umfasst Vereinbarungen in Bezug auf die erforderliche Überset­
zung der begründeten Stellungnahmen der nationalen Parlamente. 

Werden die in Artikel 7 des Protokolls Nr. 2 zum AEUV genannten 
Schwellenwerte erreicht, gewährleistet die Kommission die Übersetzung 
aller begründeten Stellungnahmen der nationalen Parlamente zusammen 
mit ihrem eigenen Standpunkt hierzu. 

19. Die Kommission teilt dem Parlament die Liste ihrer Sachverstän­
digengruppen mit, die zur Unterstützung der Kommission bei der Wahr­
nehmung ihres Initiativrechts eingesetzt werden. Diese Liste wird regel­
mäßig aktualisiert und veröffentlicht. 

In diesem Rahmen unterrichtet die Kommission den zuständigen Aus­
schuss des Parlaments auf ausdrücklichen und begründeten Antrag des 
Ausschussvorsitzes in angemessener Weise über die Tätigkeiten und die 
Zusammensetzung dieser Gruppen. 

20. Die beiden Organe führen mittels geeigneter Mechanismen einen 
konstruktiven Dialog über wichtige Verwaltungsfragen, insbesondere 
über Fragen, die direkte Auswirkungen auf die Verwaltung des Par­
laments haben. 

21. Das Parlament wird die Kommission um ihre Stellungnahme er­
suchen, wenn es eine Überarbeitung seiner Geschäftsordnung in Bezug 
auf die Beziehungen mit der Kommission beabsichtigt. 

22. Sind Informationen, die gemäß dieser Rahmenvereinbarung wei­
tergeleitet werden, vertraulich zu behandeln, gelten die Bestimmungen 
von Anhang II. 

(ii) Internationale Übereinkünfte und Erweiterung 

23. Das Parlament wird umgehend und umfassend in allen Phasen 
der Verhandlungen zu und des Abschlusses von internationalen Über­
einkünften einschließlich der Festlegung von Verhandlungsleitlinien un­
terrichtet. Die Kommission handelt in einer Weise, dass ihren Verpflich­
tungen gemäß Artikel 218 AEUV volle Wirkung zukommt, und achtet 
gleichzeitig die Rolle jedes Organs gemäß Artikel 13 Absatz 2 EUV. 

Die Kommission wendet die in Anhang III dargelegten Regelungen an. 

24. Die Unterrichtung des Parlaments gemäß Nummer 23 erfolgt so 
rechtzeitig, dass es erforderlichenfalls seinen Standpunkt zum Ausdruck 
bringen kann und die Kommission den Standpunkten des Parlaments im 
Rahmen des Möglichen Rechnung tragen kann. Diese Unterrichtung des 
Parlaments erfolgt in der Regel über den zuständigen Ausschuss des 
Parlaments und erforderlichenfalls im Plenum. In hinreichend begrün­
deten Fällen wird mehr als ein Ausschuss des Parlaments unterrichtet. 
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Das Parlament und die Kommission verpflichten sich, angemessene 
Verfahren und Garantien für die Weiterleitung vertraulicher Informatio­
nen von der Kommission an das Parlament gemäß den Bestimmungen 
von Anhang II vorzusehen. 

25. Die beiden Organe erkennen an, dass aufgrund ihrer unterschied­
lichen institutionellen Aufgaben die Kommission die Europäische Union 
bei internationalen Verhandlungen, mit Ausnahme von Verhandlungen 
betreffend die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik und anderer 
in den Verträgen vorgesehener Fälle, vertritt. 

In den Fällen, in denen die Kommission die Union bei internationalen 
Konferenzen vertritt, erleichtert die Kommission auf Ersuchen des Par­
laments die Aufnahme einer Delegation von Mitgliedern des Europäi­
schen Parlaments als Beobachter in die Delegationen der Union, so dass 
das Parlament unverzüglich und umfassend über den Fortgang der Kon­
ferenz unterrichtet werden kann. Die Kommission verpflichtet sich, die 
Delegation des Parlaments gegebenenfalls systematisch über die Ergeb­
nisse der Verhandlungen zu unterrichten. 

Die Mitglieder des Europäischen Parlaments dürfen nicht unmittelbar an 
diesen Verhandlungen teilnehmen. Nach Maßgabe der rechtlichen, tech­
nischen und diplomatischen Möglichkeiten kann ihnen von der Kom­
mission ein Beobachterstatus gewährt werden. Im Falle einer Weigerung 
wird die Kommission dem Parlament die Gründe dafür mitteilen. 

Darüber hinaus erleichtert die Kommission die Teilnahme von Mitglie­
dern des Europäischen Parlaments als Beobachter bei allen einschlägi­
gen Sitzungen unter ihrer Verantwortung vor und nach den Verhand­
lungssitzungen. 

26. Unter denselben Bedingungen hält die Kommission das Par­
lament systematisch über Sitzungen von Gremien unterrichtet, die auf­
grund multilateraler internationaler Übereinkommen unter Einbeziehung 
der Union eingesetzt werden, und erleichtert den Zugang zu diesen 
Sitzungen als Beobachter für Mitglieder des Europäischen Parlaments, 
die Teil von Delegationen der Union sind, wenn diese Gremien auf­
gerufen sind, Beschlüsse zu fassen, die die Zustimmung des Parlaments 
erfordern, oder deren Umsetzung Rechtsakte erfordert, die gemäß dem 
ordentlichen Gesetzgebungsverfahren beschlossen werden müssen. 

27. Die Kommission gewährt ferner der Delegation des Parlaments, 
die in die Delegationen der Union bei internationalen Konferenzen ein­
gebunden ist, den Zugang zur Nutzung aller Einrichtungen der Delega­
tionen der Union bei diesen Konferenzen entsprechend dem allgemeinen 
Grundsatz der gedeihlichen Zusammenarbeit zwischen den Organen und 
unter Berücksichtigung der verfügbaren Logistik. 

Der Präsident des Parlaments übermittelt dem Präsidenten der Kommis­
sion spätestens vier Wochen vor dem Beginn der Konferenz einen Vor­
schlag zur Einbeziehung einer Delegation des Parlaments in die Dele­
gation der Union und gibt dabei den Leiter der Delegation des Par­
laments und die Zahl der Mitglieder des Europäischen Parlaments an, 
die in die Delegation aufgenommen werden sollen. In hinreichend be­
gründeten Fällen kann diese Frist ausnahmsweise verkürzt werden. 

Die Zahl der Mitglieder des Europäischen Parlaments, die der Delega­
tion des Parlaments angehören, und der sie unterstützenden Bediensteten 
richtet sich nach der Gesamtgröße der EU-Delegation. 
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28. Die Kommission unterrichtet das Parlament umfassend über den 
Fortgang von Beitrittsverhandlungen und insbesondere über wichtige 
Aspekte und Entwicklungen, so dass es seine Standpunkte im Rahmen 
der entsprechenden parlamentarischen Verfahren rechtzeitig formulieren 
kann. 

29. Nimmt das Parlament gemäß Artikel 90 Absatz 4 seiner Ge­
schäftsordnung eine Empfehlung zu den in Nummer 28 genannten Fra­
gen an, und beschließt die Kommission aus wichtigen Gründen, dass sie 
diese Empfehlung nicht unterstützen kann, so erläutert sie die Gründe 
dafür vor dem Parlament in einer Plenarsitzung oder in der nächsten 
Sitzung des zuständigen parlamentarischen Ausschusses. 

(iii) Ausführung des Haushaltsplans 

30. Bevor die Kommission auf Geberkonferenzen finanzielle Zu­
sagen macht, die neue finanzielle Verpflichtungen umfassen und die 
Zustimmung der Haushaltsbehörde erfordern, unterrichtet die Kommis­
sion die Haushaltsbehörde und prüft ihre Bemerkungen. 

31. Im Rahmen der jährlichen Entlastung gemäß Artikel 319 AEUV 
übermittelt die Kommission alle für die Kontrolle der Ausführung des 
Haushaltsplans des betreffenden Jahres notwendigen Informationen, um 
die sie vom Vorsitz des gemäß Anlage VII zur Geschäftsordnung des 
Parlaments mit dem Entlastungsverfahren beauftragten Ausschusses des 
Parlaments ersucht wird. 

Wenn sich im Zusammenhang mit vorangegangenen Jahren, für die 
bereits Entlastung erteilt wurde, neue Elemente ergeben, übermittelt 
die Kommission alle damit zusammenhängenden notwendigen Informa­
tionen, um eine für beide Seiten annehmbare Lösung zu finden. 

(iv) Beziehungen zu den Regulierungsagenturen 

32. Personen, die für die Stelle eines Exekutivdirektors von Regulie­
rungsagenturen benannt sind, sollten zu Anhörungen der Ausschüsse 
des Parlaments kommen. 

Darüber hinaus werden die Kommission und das Parlament im Rahmen 
der Gespräche der im März 2009 eingesetzten interinstitutionellen Ar­
beitsgruppe zu Agenturen einen gemeinsamen Ansatz in Bezug auf die 
Aufgabenstellung und die Position dezentralisierter Agenturen in der 
institutionellen Landschaft der Union anstreben, verbunden mit gemein­
samen Leitlinien hinsichtlich der Schaffung, der Struktur und des Be­
triebs dieser Agenturen und in Verbindung mit Fragen der Finanzierung, 
des Haushalts, der Überwachung und der Leitung. 

IV. ZUSAMMENARBEIT IM BEREICH DER GESETZGEBUNGSVER­
FAHREN UND DER PROGRAMMPLANUNG 

(i) Arbeitsprogramm der Kommission und Programmplanung der 
Europäischen Union 

33. Die Kommission leitet die jährliche und die mehrjährige Pro­
grammplanung der Union mit Blick auf die Erzielung interinstitutionel­
ler Vereinbarungen ein. 

34. Die Kommission legt jährlich ihr Arbeitsprogramm vor. 
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35. Die beiden Organe arbeiten nach dem in Anhang IV festgelegten 
Zeitplan zusammen. 

Die Kommission berücksichtigt die Prioritäten des Parlaments. 

Die Kommission legt ausreichend detailliert dar, was unter den einzel­
nen Punkten des Arbeitsprogramms der Kommission geplant ist. 

36. Die Kommission erläutert, wenn sie in ihrem Arbeitsprogramm 
für das betreffende Jahr vorgesehene einzelne Vorschläge nicht vorlegen 
kann und gibt die Fälle an, in denen sie davon abweicht. Der für 
interinstitutionelle Beziehungen zuständige Vizepräsident der Kommis­
sion verpflichtet sich, regelmäßig vor der Konferenz der Ausschussvor­
sitze die politische Durchführung des Arbeitsprogramms der Kommis­
sion für das betreffende Jahr darzulegen. 

(ii) Verfahren zur Annahme von Rechtsakten 

37. Die Kommission verpflichtet sich, vom Parlament angenommene 
Abänderungen zu ihren Gesetzgebungsvorschlägen sorgfältig zu prüfen, 
um sie in jeglichem geänderten Vorschlag zu berücksichtigen. 

Wenn die Kommission im Rahmen von Artikel 294 AEUV zu Abände­
rungen des Parlaments Stellung nimmt, verpflichtet sie sich, die in 
zweiter Lesung angenommenen Abänderungen weitestgehend zu be­
rücksichtigen; wenn sie aus wichtigen Gründen und nach Beratung im 
Kollegium beschließt, solche Abänderungen nicht zu übernehmen oder 
zu unterstützen, so legt sie die Gründe dafür vor dem Parlament und in 
jedem Fall in ihrer gemäß Artikel 294 Absatz 7 Buchstabe c AEUV zu 
den Abänderungen des Parlaments abzugebenden Stellungnahme dar. 

38. Das Parlament verpflichtet sich, bei der Bearbeitung einer von 
mindestens einem Viertel der Mitgliedstaaten gemäß Artikel 76 AEUV 
unterbreiteten Initiative bis zum Eingang des Standpunktes der Kommis­
sion zu der Initiative keinen Bericht im zuständigen Ausschuss anzuneh­
men. 

Die Kommission verpflichtet sich, ihren Standpunkt zu einer solchen 
Initiative spätestens 10 Wochen nach ihrer Unterbreitung bekannt zu 
geben. 

39. Die Kommission stellt rechtzeitig ausführliche Erläuterungen zur 
Verfügung, bevor sie Vorschläge zurückzieht, zu denen das Parlament 
bereits in erster Lesung einen Standpunkt eingenommen hat. 

Die Kommission nimmt zu Beginn der Amtszeit der neuen Kommission 
eine Überprüfung aller anhängigen Vorschläge vor, um sie politisch zu 
bestätigen oder zurückzuziehen, und berücksichtigt dabei gebührend die 
Ansichten des Parlaments. 

40. Für besondere Gesetzgebungsverfahren, bei denen das Parlament 
konsultiert werden muss, einschließlich weiterer Verfahren wie den Ver­
fahren nach Artikel 148 AEUV, gilt, dass die Kommission: 

i) Maßnahmen ergreift, um das Parlament dergestalt besser einzube­
ziehen, dass seine Ansichten so weit wie möglich berücksichtigt 
werden und dass insbesondere gewährleistet wird, dass das Par­
lament über die nötige Zeitspanne verfügt, um den Vorschlag der 
Kommission zu prüfen; 
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ii) dafür Sorge trägt, die Instanzen des Rates rechtzeitig darauf hin­
zuweisen, dass sie kein politisches Einvernehmen über ihre Vor­
schläge erzielen sollen, solange das Parlament seine Stellungnahme 
nicht abgegeben hat. Sie wird beantragen, dass die Beratungen auf 
Ministerebene erst abgeschlossen werden, nachdem den Mitgliedern 
des Rates eine angemessene Frist für die Prüfung der Stellungnahme 
des Parlaments eingeräumt wurde; 

iii) dafür Sorge trägt, dass der Rat im Falle einer wesentlichen Ände­
rung eines Vorschlags der Kommission durch den Rat die Grund­
sätze beachtet, die der Gerichtshof der Europäischen Union für die 
erneute Anhörung des Parlaments herausgearbeitet hat. Die Kom­
mission unterrichtet das Parlament darüber, wenn sie den Rat an die 
Notwendigkeit einer erneuten Anhörung erinnert; 

iv) sich verpflichtet, gegebenenfalls einen vom Parlament abgelehnten 
Gesetzgebungsvorschlag zurückzuziehen. Sofern die Kommission 
aus wichtigen Gründen und nach Prüfung durch das Kollegium 
beschließt, ihren Vorschlag aufrecht zu erhalten, legt sie die Gründe 
dafür in einer Erklärung vor dem Parlament dar. 

41. Zur Verbesserung der gesetzgeberischen Programmplanung ver­
pflichtet sich das Parlament seinerseits: 

i) die gesetzgeberischen Teile seiner Tagesordnungen so zu planen, 
dass sie mit dem laufenden Arbeitsprogramm der Kommission 
und den von ihm hierzu angenommenen Entschließungen vor allem 
im Hinblick auf die verbesserte Planung der vorrangigen Ausspra­
chen in Einklang stehen; 

ii) soweit es für das Verfahren nützlich ist, eine angemessene Frist 
einzuhalten, um seine Stellungnahmen in der ersten Lesung des 
ordentlichen Gesetzgebungsverfahrens oder seine Stellungnahmen 
im Verfahren der Konsultation abzugeben; 

iii) unmittelbar nach der Verabschiedung des Arbeitsprogramms der 
Kommission nach Möglichkeit bereits die Berichterstatter für die 
künftigen Vorschläge zu benennen; 

iv) mit absolutem Vorrang die Ersuchen um erneute Anhörung zu prü­
fen, wenn ihm sämtliche zweckdienlichen Auskünfte übermittelt 
worden sind. 

(iii) Fragen im Zusammenhang mit einer besseren Rechtsetzung 

42. Die Kommission gewährleistet, dass ihre Folgenabschätzungen 
unter ihrer Verantwortung mittels eines transparenten Verfahrens, das 
eine unabhängige Abschätzung garantiert, durchgeführt werden. Folgen­
abschätzungen sind rechtzeitig unter Berücksichtigung einiger unter­
schiedlicher Szenarien, einschließlich der Möglichkeit, dass nichts un­
ternommen wird, zu veröffentlichen und werden während des Zeitraums 
der Unterrichtung der nationalen Parlamente gemäß den Protokollen Nr. 
1 und Nr. 2 zum AEUV grundsätzlich dem zuständigen Ausschuss des 
Parlaments vorgelegt. 

43. In Bereichen, in denen das Parlament normalerweise in den Ge­
setzgebungsprozess eingebunden ist, verwendet die Kommission, sofern 
angezeigt und auf ausreichend begründeter Grundlage, nicht zwingendes 
Recht, nachdem sie dem Parlament Gelegenheit gegeben hat, seine An­
sichten darzulegen. Die Kommission erläutert dem Parlament im Ein­
zelnen, wie dessen Ansichten bei der Annahme ihres Vorschlags be­
rücksichtigt wurden. 
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44. Zur Sicherstellung einer besseren Überwachung der Umsetzung 
und Anwendung des Unionsrechts bemühen sich die Kommission und 
das Parlament um eine Einbeziehung obligatorischer Entsprechungs­
tabellen und einer verbindlichen Frist für die Umsetzung, die bei Richt­
linien normalerweise nicht mehr als zwei Jahre betragen sollte. 

Neben den spezifischen Berichten und dem Jahresbericht über die An­
wendung des Unionsrechts stellt die Kommission dem Parlament zu­
sammenfassende Informationen betreffend sämtliche Vertragsverlet­
zungsverfahren ab dem förmlichen Aufforderungsschreiben zur Ver­
fügung, einschließlich, wenn das Parlament dies verlangt, je nach Ein­
zelfall und unter Beachtung der Vertraulichkeitsbestimmungen, ins­
besondere derjenigen, die vom Gerichtshof der Europäischen Union 
anerkannt sind, Informationen zu den Themen, auf die sich das Ver­
tragsverletzungsverfahren bezieht. 

V. MITWIRKUNG DER KOMMISSION AN DEN PARLAMENTSARBEI­
TEN 

45. Die Kommission räumt ihrer Anwesenheit in den Plenartagungen 
oder bei Sitzungen anderer Gremien des Parlaments, wenn diese an­
gefragt worden ist, im Vergleich zu anderen gleichzeitig stattfindenden 
Veranstaltungen oder Einladungen Vorrang ein. 

Die Kommission stellt insbesondere sicher, dass die zuständigen Mit­
glieder der Kommission in der Regel bei Tagesordnungspunkten, die 
unter ihre Verantwortung fallen, bei Plenarsitzungen anwesend sind, 
wenn das Parlament diese Anwesenheit angefragt hat. Dies gilt für 
die von der Konferenz der Präsidenten während der vorangegangenen 
Plenartagung genehmigten vorläufigen Entwürfe der Tagesordnungen. 

Das Parlament bemüht sich darum, dass Tagesordnungspunkte der Ple­
nartagungen, die in die Verantwortung eines Mitglieds der Kommission 
fallen, in der Regel gemeinsam behandelt werden. 

46. Auf Antrag des Parlaments wird eine regelmäßige Fragestunde 
mit dem Präsidenten der Kommission vorgesehen werden. Diese Fra­
gestunde wird zwei Teile umfassen: einen ersten Teil mit den Fraktions­
vorsitzen oder deren Stellvertretern auf rein spontaner Grundlage, und 
einen zweiten Teil, der einem vorab, spätestens am Donnerstag vor der 
jeweiligen Plenartagung, vereinbarten politischen Thema gewidmet ist, 
jedoch ohne vorbereitete Fragen. 

Außerdem wird eine Fragestunde mit Mitgliedern der Kommission, ein­
schließlich des Vizepräsidenten für auswärtige Beziehungen/Hohen Ver­
treters der Union für Außen- und Sicherheitspolitik, nach dem Vorbild 
der Fragestunde mit dem Präsidenten der Kommission und mit dem 
Ziel, die bestehende Fragestunde umzugestalten, eingeführt. Diese Fra­
gestunde bezieht sich auf das Portfolio der jeweiligen Mitglieder der 
Kommission. 

47. Alle Mitglieder der Kommission werden auf ihr Ersuchen hin 
gehört. 

Unbeschadet der Bestimmungen des Artikels 230 AEUV vereinbaren 
die beiden Organe allgemeine Regeln für die Zuteilung von Redezeit 
zwischen den Organen. 

Die beiden Organe vereinbaren, dass ihre indikative Zuteilung von Re­
dezeit beachtet werden sollte. 
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48. Um die Anwesenheit der Mitglieder der Kommission sicher­
zustellen, verpflichtet sich das Parlament, alles zu unternehmen, um 
an seinen endgültigen Entwürfen von Tagesordnungen festzuhalten. 

Ändert das Parlament den endgültigen Entwurf seiner Tagesordnung 
oder ändert es die Reihenfolge der Tagesordnungspunkte für eine Ta­
gung ab, so unterrichtet es unverzüglich die Kommission. Die Kommis­
sion wird ihr Bestmögliches unternehmen, um die Anwesenheit des 
zuständigen Mitglieds der Kommission sicherzustellen. 

49. Die Kommission kann die Aufnahme von Punkten in die Tages­
ordnung vorschlagen, jedoch nicht nach der Sitzung, in der die Kon­
ferenz der Präsidenten den endgültigen Entwurf der Tagesordnung für 
eine Tagung festlegt. Das Parlament berücksichtigt derartige Vorschläge 
nach Möglichkeit. 

50. Die Ausschüsse des Parlaments bemühen sich, den Entwurf ihrer 
Tagesordnung und ihre Tagesordnung einzuhalten. 

Ändert ein Ausschuss des Parlaments seinen Entwurf der Tagesordnung 
oder seine Tagesordnung, wird die Kommission hiervon unverzüglich in 
Kenntnis gesetzt. Die Ausschüsse des Parlaments bemühen sich ins­
besondere darum, eine vernünftige Frist zu beachten, um die Anwesen­
heit von Mitgliedern der Kommission in ihren Sitzungen vorzusehen. 

Wird die Anwesenheit eines Mitglieds der Kommission bei einer Aus­
schusssitzung nicht ausdrücklich gefordert, sorgt die Kommission dafür, 
dass sie durch einen sachkundigen Beamten auf angemessener Ebene 
vertreten wird. 

Die Ausschüsse des Parlaments werden sich darum bemühen, ihre Ar­
beiten zu koordinieren; dies schließt ein, gleichzeitig stattfindende Sit­
zungen zu demselben Thema zu vermeiden; darüber hinaus werden sie 
sich darum bemühen, nicht vom Entwurf der Tagesordnung abzuwei­
chen, damit die Kommission ihre Vertretung in einem angemessenen 
Umfang gewährleisten kann. 

Wurde um die Anwesenheit eines hochrangigen Beamten (Generaldirek­
tor oder Direktor) bei einer Ausschusssitzung ersucht, bei der ein Vor­
schlag der Kommission behandelt wird, so wird dem Vertreter der 
Kommission gestattet, das Wort zu ergreifen. 

VI. SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

51. Die Kommission bekräftigt ihre Verpflichtung, die Gesetz­
gebungsakte, die vor dem Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon nicht 
an das Regelungsverfahren mit Kontrolle angepasst worden waren, so 
rasch wie möglich zu prüfen, um festzustellen, inwieweit diese Instru­
mente an das System der mit Artikel 290 AEUV eingeführten delegier­
ten Rechtsakte angepasst werden müssen. 

Als endgültige Zielsetzung sollte durch eine schrittweise Prüfung der 
Art und der Inhalte der Maßnahmen, die derzeit dem Regelungsverfah­
ren mit Kontrolle unterliegen, ein kohärentes System von delegierten 
Rechtsakten und Durchführungsrechtsakten erreicht werden, das in jeder 
Hinsicht dem neuen Vertrag entspricht, damit sie rechtzeitig an die in 
Artikel 290 AEUV festgelegte Regelung angepasst werden. 
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52. Die Bestimmungen der vorliegenden Rahmenvereinbarung ergän­
zen die Interinstitutionelle Vereinbarung „Bessere Rechtsetzung“ ( 1 ) und 
lassen deren Bestimmungen und mögliche Überarbeitungen dieser Ver­
einbarung unberührt. Unbeschadet kommender Verhandlungen zwischen 
dem Parlament, der Kommission und dem Rat verpflichten sich die 
beiden Organe dazu, sich über wesentliche Änderungen in Vorbereitung 
künftiger Verhandlungen über eine Anpassung der Interinstitutionellen 
Vereinbarung „Bessere Rechtsetzung“ an die neuen, durch den Vertrag 
von Lissabon eingeführten Bestimmungen zu einigen und dabei die 
derzeitigen Vorgehensweisen und die aktualisierte Rahmenvereinbarung 
zu berücksichtigen. 

Ebenso stimmen sie darin überein, dass der vorhandene interinstitutio­
nelle Kontaktmechanismus auf politischer und technischer Ebene in 
Bezug auf eine bessere Rechtsetzung im Hinblick auf die Gewährleis­
tung einer effizienten interinstitutionellen Zusammenarbeit zwischen 
Parlament, Kommission und Rat verstärkt werden muss. 

53. Die Kommission verpflichtet sich, die jährliche und mehrjährige 
Programmplanung der Union im Hinblick auf die Erzielung interins­
titutioneller Vereinbarungen gemäß Artikel 17 EUV zügig in die 
Wege zu leiten. 

Das Arbeitsprogramm der Kommission stellt den Beitrag der Kommis­
sion zur jährlichen und mehrjährigen Programmplanung der Union dar. 
Nach der Annahme des Arbeitsprogramms durch die Kommission sollte 
ein Trilog zwischen dem Parlament, dem Rat und der Kommission 
stattfinden, um eine Einigung zur Programmplanung der Union zu er­
zielen. 

In diesem Zusammenhang und sobald das Parlament, der Rat und die 
Kommission Einvernehmen zur Programmplanung der Union erzielt 
haben, überarbeiten beide Organe die Bestimmungen der derzeitigen 
Rahmenvereinbarung im Zusammenhang mit der Programmplanung. 

Das Parlament und die Kommission fordern den Rat auf, so rasch wie 
möglich Gespräche über die Programmplanung der Union, wie in Ar­
tikel 17 EUV vorgesehen, aufzunehmen. 

54. Beide Organe nehmen in regelmäßigen Abständen eine Bewer­
tung der praktischen Anwendung dieser Rahmenvereinbarung und ihrer 
Anhänge vor. Ende 2011 erfolgt eine Überprüfung unter Berücksichti­
gung der praktischen Erfahrungen. 

▼B 

( 1 ) ABl. C 321 vom 31.12.2003, S. 1.
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ANHANG I 

Sitzungen der Kommission mit nationalen Sachverständigen 

In dem vorliegenden Anhang werden die Modalitäten zur Durchführung von 
Nummer 15 der Rahmenvereinbarung festgelegt. 

1. Anwendungsbereich 

Die Bestimmungen der Nummer 15 der Rahmenvereinbarung beziehen sich auf 
die folgenden Sitzungen: 

1. Sitzungen der Kommission im Rahmen der von der Kommission eingesetzten 
Sachverständigengruppen, zu denen nationale Behörden aus allen Mitglied­
staaten eingeladen werden, sofern sie die Vorbereitung und Umsetzung von 
Rechtsvorschriften der Union einschließlich nicht zwingender Rechtsinstru­
mente und delegierter Rechtsakte betreffen. 

2. Ad-hoc-Sitzungen der Kommission, zu denen nationale Sachverständige aus 
allen Mitgliedstaaten eingeladen werden, sofern sie die Vorbereitung und 
Umsetzung von Rechtsvorschriften der Union einschließlich nicht zwingender 
Rechtsinstrumente und delegierter Rechtsakte betreffen. 

Unbeschadet der derzeitigen und künftigen spezifischen Vereinbarungen über die 
Unterrichtung des Parlaments über die Ausübung der Durchführungsbefugnisse 
der Kommission ( 1 ) sind Sitzungen von Komitologieausschüssen ausgenommen. 

2. Informationen zur Übermittlung an das Parlament 

Die Kommission verpflichtet sich, dem Parlament die gleiche Dokumentation zu 
schicken, die sie den nationalen Behörden im Zusammenhang mit den oben 
genannten Sitzungen schickt. Die Kommission wird diese Unterlagen, einschließ­
lich Tagesordnungen, gleichzeitig, wenn diese an die nationalen Sachverständi­
gen geschickt werden, an eine funktionsbezogene Mailbox des Parlaments über­
mitteln. 

3. Hinzuziehung von Sachverständigen des Parlaments 

Auf Ersuchen des Parlaments kann die Kommission beschließen, das Parlament 
einzuladen, Sachverständige des Parlaments zur Teilnahme an Sitzungen der 
Kommission mit nationalen Sachverständigen gemäß Nummer 1 zu entsenden. 

▼B 

( 1 ) Die dem Parlament über die Arbeit von Komitologieausschüssen gelieferten Informatio­
nen und die Zuständigkeiten des Parlaments bei der Durchführung der Komitologiever­
fahren werden in anderen Instrumenten klar festgelegt: 1. im Beschluss des Rates vom 
28. Juni 1999 zur Festlegung der Modalitäten für die Ausübung der der Kommission 
übertragenen Durchführungsbefugnisse (ABl. L 184 vom 17.7.1999, S. 23), 2. in der 
Interinstitutionellen Vereinbarung vom 3. Juni 2008 zwischen dem Parlament und der 
Kommission über die Komitologieverfahren, und 3. in den für die Durchführung von 
Artikel 291 AEUV notwendigen Instrumenten.

B1_Rahmenvereinbarung über die Beziehungen zwischen dem Europäischen Parlament und der Europäischen Kommission

- 40 - 



 

02010Q1120(01) — DE — 07.02.2018 — 001.001 — 15 

ANHANG II 

Übermittlung vertraulicher Informationen an das Parlament 

1. Anwendungsbereich 

1.1. Der vorliegende Anhang regelt die Übermittlung und Behandlung vertrau­
licher Informationen gemäß Nummer 1.2 von der Kommission an das 
Parlament im Rahmen der Ausübung der Befugnisse und Zuständigkeiten 
des Parlaments. Die beiden Organe handeln entsprechend ihrer beidersei­
tigen Pflicht zu loyaler Zusammenarbeit, im Geiste vollen gegenseitigen 
Vertrauens und unter strengster Beachtung der einschlägigen Vertrags­
bestimmungen. 

1.2. Unter „Information“ ist jede mündliche oder schriftliche Information un­
abhängig von Form und Urheber zu verstehen. 

1.2.1. Der Ausdruck „vertrauliche Informationen“ bezeichnet „EU-Verschluss­
sachen“ sowie nicht als Verschlusssache eingestufte „andere vertrauliche 
Informationen“. 

1.2.2. Der Begriff „EU-Verschlusssachen“ umfasst alle Informationen und Ma­
terialien, die als „TRÈS SECRET UE/EU TOP SECRET“, „SECRET 
UE“, „CONFIDENTIEL UE“ oder „RESTREINT UE“ eingestuft werden, 
oder gleichwertige nationale oder internationale Kennzeichnungen für die 
Einstufung als Verschlusssache tragen, und deren unbefugte Weitergabe 
den Interessen der Union oder eines oder mehrerer ihrer Mitgliedstaaten in 
unterschiedlichem Maße schaden könnte, unabhängig davon, ob es sich 
um ursprüngliche Informationen aus der Union handelt oder um Informa­
tionen, die von Mitgliedstaaten, Drittländern oder internationalen Organi­
sationen eingehen. 

a) „TRÈS SECRET UE/EU TOP SECRET“: Dieser Geheimhaltungsgrad 
findet nur auf Informationen und Material Anwendung, deren unbe­
fugte Weitergabe den wesentlichen Interessen der Union oder eines 
oder mehrerer ihrer Mitgliedstaaten einen äußerst schweren Schaden 
zufügen könnte. 

b) „SECRET UE“: Dieser Geheimhaltungsgrad findet nur auf Informatio­
nen und Material Anwendung, deren unbefugte Weitergabe den we­
sentlichen Interessen der Union oder eines oder mehrerer ihrer Mit­
gliedstaaten schweren Schaden zufügen könnte. 

c) „CONFIDENTIEL UE“: Dieser Geheimhaltungsgrad findet auf Infor­
mationen und Material Anwendung, deren unbefugte Weitergabe den 
wesentlichen Interessen der Union oder eines oder mehrerer ihrer Mit­
gliedstaaten Schaden zufügen könnte. 

d) „RESTREINT UE“: Dieser Geheimhaltungsgrad findet auf Informatio­
nen und Material Anwendung, deren unbefugte Weitergabe für die 
Interessen der Union oder eines oder mehrerer ihrer Mitgliedstaaten 
nachteilig sein könnte. 

1.2.3. „Sonstige vertrauliche Informationen“ bedeutet alle sonstigen vertraulichen 
Informationen, einschließlich dem Berufsgeheimnis unterliegenden Infor­
mationen, die vom Parlament angefordert und/oder von der Kommission 
übermittelt werden. 

1.3. Die Kommission gewährleistet dem Parlament gemäß den Bestimmungen 
dieses Anhangs Zugang zu vertraulichen Informationen, wenn sie von 
einem der unter Nummer 1.4 aufgeführten parlamentarischen Gremien 
oder Amtsträger einen Antrag auf Übermittlung vertraulicher Informatio­
nen erhält. Darüber hinaus kann die Kommission dem Parlament auf 
eigenes Betreiben gemäß den Vorschriften dieses Anhangs alle vertrauli­
chen Informationen übermitteln. 

1.4. Im Rahmen dieses Anhangs können bei der Kommission vertrauliche 
Informationen beantragen: 

▼B
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— der Präsident des Parlaments, 

— die Vorsitze der betroffenen Ausschüsse des Parlaments, 

— das Präsidium und die Konferenz der Präsidenten, und 

— der Leiter der Delegation des Parlaments, die in die Delegation der 
Union bei einer internationalen Konferenz eingebunden ist. 

1.5. Von der Anwendung des Geltungsbereichs dieses Anhangs ausgenommen 
sind Informationen über die Vertragsverletzungsverfahren und Verfahren 
in Wettbewerbsangelegenheiten, sofern diese zum Zeitpunkt des Eingangs 
des Antrags eines der unter Nummer 1.4 aufgeführten parlamentarischen 
Gremien bzw. Amtsträger nicht durch einen endgültigen Beschluss der 
Kommission bzw. ein Urteil des Gerichtshofs der Europäischen Union 
abgedeckt sind, sowie Informationen im Zusammenhang mit dem Schutz 
der finanziellen Interessen der Union. Dies erfolgt unbeschadet von Num­
mer 44 der Rahmenvereinbarung und der Haushaltskontrollrechte des Par­
laments. 

1.6. Diese Bestimmungen gelten unbeschadet des Beschlusses 97/167/EG, Eu­
ratom, EGKS des Europäischen Parlaments, des Rates und der Kommis­
sion vom 19. April 1995 über Einzelheiten der Ausübung des Unter­
suchungsrechts des Parlaments ( 1 ) sowie der einschlägigen Bestimmungen 
des Beschlusses 1999/352/EG, EGKS, Euratom der Kommission vom 
28. April 1999 zur Errichtung des Europäischen Amts für Betrugsbekämp­
fung (OLAF) ( 2 ). 

2. Allgemeine Bestimmungen 

2.1. Auf Antrag eines bzw. einen der in Nummer 1.4 genannten parlamenta­
rischen Gremien bzw. Amtsträger übermittelt die Kommission diesem 
Gremium bzw. diesem Amtsträger innerhalb kürzester Frist sämtliche für 
die Ausübung der Befugnisse und Zuständigkeiten des Parlaments erfor­
derlichen vertraulichen Informationen. Im Rahmen ihrer jeweiligen Zu­
ständigkeiten und Verantwortlichkeiten beachten beide Organe Folgendes: 

— die Grundrechte der Person, einschließlich des Rechts auf Verteidi­
gung und Schutz der Privatsphäre; 

— die Bestimmungen über die Gerichts- und Disziplinarverfahren; 

— den Schutz des Berufsgeheimnisses und der Geschäftsbeziehungen; 

— den Schutz der Interessen der Union, insbesondere im Zusammenhang 
mit der öffentlichen Sicherheit, der Verteidigung, den internationalen 
Beziehungen, der Währungsstabilität und den finanziellen Interessen. 

Bei Nichteinigung werden die Präsidenten der beiden Organe befasst, um 
eine Lösung zu erzielen. 

Vertrauliche Informationen mit Ursprung in einem Staat, einem Organ 
oder einer internationalen Organisation werden nur mit Zustimmung der 
Herkunftsstelle übermittelt. 

2.2. EU-Verschlusssachen werden dem Parlament unter Einhaltung der ge­
meinsamen Mindeststandards für die Sicherheit, wie sie von anderen Or­
ganen der Union, insbesondere der Kommission, angewandt werden, über­
mittelt und von ihm behandelt und geschützt. 

▼B 

( 1 ) ABl. L 113 vom 19.5.1995, S. 1. 
( 2 ) ABl. L 136 vom 31.5.1999, S. 20.
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Bei der Einstufung von aus dem Bereich der Kommission stammenden 
Informationen als Verschlusssache wird die Kommission sicherstellen, 
dass sie entsprechend den internationalen Standards und Begriffsbestim­
mungen sowie nach Maßgabe ihrer internen Vorschriften angemessene 
Niveaus der Einstufung als Verschlusssache anwendet und dabei der Not­
wendigkeit Rechnung trägt, dass das Parlament in der Lage sein muss, im 
Hinblick auf die tatsächliche Wahrnehmung seiner Zuständigkeiten und 
Befugnisse Zugang zu Verschlusssachen zu haben. 

2.3. Bei Zweifeln bezüglich des vertraulichen Charakters einer Information 
oder des angemessenen Geheimhaltungsgrads, oder falls die geeigneten 
Modalitäten für deren Übermittlung anhand der Optionen gemäß Nummer 
3.2 festgelegt werden müssen, konsultieren die beiden Organe einander 
unverzüglich und vor der Übermittlung des Dokuments. Bei diesen Kon­
sultationen wird das Parlament von dem Vorsitz des betreffenden par­
lamentarischen Gremiums, gegebenenfalls in Begleitung des Berichterstat­
ters, oder von dem Amtsträger, der den Antrag gestellt hat, vertreten. Die 
Kommission wird von dem zuständigen Mitglied der Kommission nach 
Konsultation des für Sicherheitsfragen zuständigen Mitglieds der Kommis­
sion vertreten. Bei Nichteinigung werden die Präsidenten der beiden Or­
gane befasst, um eine Lösung zu erzielen. 

2.4. Besteht nach Abschluss des Verfahrens gemäß Nummer 2.3 nach wie vor 
Uneinigkeit, fordert der Präsident des Parlaments auf begründeten Antrag 
des parlamentarischen Gremiums bzw. des Amtsträgers, das bzw. der den 
Antrag gestellt hat, die Kommission auf, binnen der ordnungsgemäß an­
gegebenen und angemessenen Frist die betreffende vertrauliche Informa­
tion zu übermitteln, und zwar unter Angabe der aus Nummer 3.2 dieses 
Anhangs ausgewählten Verfahrensmöglichkeiten. Die Kommission unter­
richtet das Parlament schriftlich vor Ablauf dieser Frist über ihren end­
gültigen Standpunkt zu diesem Antrag; das Parlament behält sich vor, 
gegebenenfalls von seinem Recht, den Rechtsweg zu beschreiten, Ge­
brauch zu machen. 

2.5. Der Zugang zu EU-Verschlusssachen wird gemäß den für die persönliche 
Sicherheitsüberprüfung geltenden Bestimmungen gewährt. 

2.5.1. Der Zugang zu als „TRÈS SECRET UE/EU TOP SECRET“, „SECRET 
UE“ und „CONFIDENTIEL UE“ eingestuften Informationen kann nur 
Beamten des Parlaments und jenen Bediensteten des Parlaments gewährt 
werden, die für die Fraktionen tätig sind, für die die Informationen unbe­
dingt erforderlich sind und die vorher von dem parlamentarischen Gre­
mium bzw. dem Amtsträger als Personen benannt worden sind, für die die 
Kenntnis der Informationen nötig ist, und der entsprechenden Sicherheits­
überprüfung unterzogen worden sind. 

2.5.2. In Anbetracht der Befugnisse und Zuständigkeiten des Parlaments wird 
den Mitgliedern, die keiner persönlichen Sicherheitsüberprüfung unterzo­
gen worden sind, der Zugang zu als „CONFIDENTIEL UE“ eingestuften 
Dokumenten nach einvernehmlich festgelegten praktischen Regelungen 
gewährt, einschließlich der Unterzeichnung einer eidesstattlichen Erklä­
rung, dass sie den Inhalt dieser Dokumente nicht an Dritte weitergeben 
werden. 

Der Zugang zu als „SECRET UE“ eingestuften Dokumenten wird Mit­
gliedern gewährt, die einer entsprechenden persönlichen Sicherheitsüber­
prüfung unterzogen worden sind. 

2.5.3. Mit Unterstützung der Kommission werden Vorkehrungen getroffen, um 
sicherzustellen, dass der erforderliche Beitrag der nationalen Behörden im 
Rahmen des Überprüfungsverfahrens vom Parlament so rasch wie möglich 
eingeholt werden kann. 

Einzelheiten der Kategorie bzw. der Kategorien von Personen, die Zugang 
zu vertraulichen Informationen haben sollen, werden gleichzeitig mit dem 
Antrag mitgeteilt. 

Vor der Gewährung des Zugangs zu solchen Informationen wird jede 
Einzelperson über deren Vertraulichkeitsgrad und die entsprechenden Si­
cherheitsverpflichtungen unterrichtet. 

▼B
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Im Rahmen der Überprüfung dieses Anhangs und den künftigen Sicher­
heitsvorkehrungen gemäß den Nummern 4.1 und 4.2 wird die Durchfüh­
rung von Sicherheitsüberprüfungen erneut geprüft werden. 

3. Modalitäten für den Zugang zu vertraulichen Informationen und ihre 
Behandlung 

3.1. Die gemäß den in Nummer 2.3 und gegebenenfalls Nummer 2.4 vorgese­
henen Verfahren mitgeteilten vertraulichen Informationen werden unter der 
Verantwortung des Präsidenten oder eines Mitglieds der Kommission dem 
parlamentarischen Gremium bzw. dem Amtsträger, das bzw. der den An­
trag gestellt hat, unter folgenden Bedingungen verfügbar gemacht: 

Das Parlament und die Kommission werden die Registrierung und Ver­
folgbarkeit der vertraulichen Informationen gewährleisten. 

Im einzelnen werden EU-Verschlusssachen, die als „CONFIDENTIEL 
UE“ und als „SECRET UE“ eingestuft sind, vom Zentralregister des Ge­
neralsekretariats der Kommission der zuständigen Dienststelle des Par­
laments übermittelt, die dafür verantwortlich sein wird, die Informationen 
nach den vereinbarten Modalitäten dem parlamentarischen Gremium bzw. 
dem Amtsträger, das bzw. der den Antrag gestellt hat, zur Verfügung zu 
stellen. 

Die Übermittlung von EU-Verschlusssachen, die als „TRES SECRET UE/ 
EU TOP SECRET“ eingestuft sind, unterliegt weiteren Modalitäten, die 
zwischen der Kommission und dem parlamentarischen Gremium bzw. 
dem Amtsträger, das bzw. der den Antrag gestellt hat, vereinbart werden, 
wobei das Ziel darin besteht, ein Schutzniveau zu gewährleisten, das der 
Einstufung als Verschlusssache entspricht. 

3.2. Unbeschadet der Bestimmungen der Nummern 2.2 und 2.4 und der künf­
tigen Sicherheitsvorkehrungen nach Nummer 4.1 werden vor der Weiter­
leitung der Informationen der Zugang und die Modalitäten für die Wah­
rung der Vertraulichkeit der Informationen einvernehmlich festgelegt. 
Diese zwischen dem für den betreffenden Politikbereich zuständigen Mit­
glied der Kommission und dem (durch seinen Vorsitz vertretenen) par­
lamentarischen Gremium bzw. Amtsträger, das bzw. der den Antrag ge­
stellt hat, erfolgende einvernehmliche Festlegung sieht die Wahl einer der 
in Nummern 3.2.1 und 3.2.2 vorgesehenen Optionen vor, um das an­
gemessene Niveau an Vertraulichkeit zu gewährleisten. 

3.2.1. Bezüglich der Adressaten der vertraulichen Informationen sollte eine der 
folgenden Optionen vorgesehen werden: 

— in durch unbedingt außergewöhnliche Umstände begründeten Fällen 
ausschließlich für den Präsidenten des Parlaments bestimmte Informa­
tionen; 

— das Präsidium und/oder die Konferenz der Präsidenten; 

— der Vorsitz und der Berichterstatter des entsprechenden Ausschusses 
des Parlaments; 

— alle Mitglieder des zuständigen Ausschusses des Parlaments (ordentli­
che Mitglieder und stellvertretende Mitglieder); 

— alle Mitglieder des Europäischen Parlaments. 

Die betreffenden vertraulichen Informationen dürfen nicht ohne Zustim­
mung der Kommission veröffentlicht oder an andere Empfänger übermit­
telt werden. 

3.2.2. Bezüglich der Modalitäten für die Behandlung vertraulicher Informationen 
sollten folgende Optionen vorgesehen werden: 

a) Prüfung der Unterlagen in einem gesicherten Lesesaal, wenn die Infor­
mationen mindestens als „CONFIDENTIEL UE“ eingestuft sind. 

▼B
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b) Abhaltung der Sitzung unter Ausschluss der Öffentlichkeit und Teil­
nahme lediglich der Mitglieder des Präsidiums, der Mitglieder der 
Konferenz der Präsidenten oder der ordentlichen Mitglieder und stell­
vertretenden Mitglieder des zuständigen Ausschusses des Parlaments 
sowie von Beamten des Parlaments und jenen Bediensteten des Par­
laments, die für die Fraktionen arbeiten, die vorab vom Vorsitz als 
Personen benannt worden sind, für die die Kenntnis der Informationen 
nötig ist, und deren Anwesenheit unbedingt erforderlich ist, sofern sie 
einer Sicherheitsüberprüfung auf dem erforderlichen Niveau unterzogen 
worden sind, wobei folgende Bedingungen zu berücksichtigen sind: 

— alle Dokumente können nummeriert, zu Beginn der Sitzung verteilt 
und am Ende der Sitzung wieder eingesammelt werden. Es dürfen 
keine Aufzeichnungen der Dokumente und keine Fotokopien ange­
fertigt werden; 

— im Sitzungsprotokoll wird die Prüfung des Punktes, der nach dem 
vertraulichen Verfahren behandelt wurde, nicht erwähnt. 

Vor der Übermittlung können alle persönlichen Daten aus den Dokumen­
ten gestrichen werden. 

Vertrauliche Informationen, die Empfängern im Parlament mündlich wei­
tergegeben werden, unterliegen demselben Schutzniveau, das für vertrau­
liche Informationen gilt, die in schriftlicher Form bereitgestellt werden. 
Dies kann eine eidesstattliche Erklärung der Empfänger der Informationen 
umfassen, mit der sie erklären, dass sie deren Inhalt nicht an Dritte wei­
tergeben. 

3.2.3 Für die Prüfung schriftlicher Informationen in einem gesicherten Lesesaal 
stellt das Parlament sicher, dass folgende Vorkehrungen getroffen wurden: 

— ein sicheres Aufbewahrungssystem für vertrauliche Informationen; 

— ein gesicherter Lesesaal ohne Fotokopiermaschine, Telefon, Fax, Scan­
ner oder sonstige Vervielfältigungs- oder Weiterleitungsmöglichkeiten 
für Dokumente usw.; 

— Sicherheitsbestimmungen für den Zugang zum Lesesaal in Form der 
Eintragung per Unterschrift in ein Zugangsverzeichnis und einer eides­
stattlichen Erklärung, die gesichteten vertraulichen Informationen nicht 
zu verbreiten. 

3.2.4. Die oben genannten Bestimmungen schließen andere gleichwertige Rege­
lungen, die zwischen den Organen vereinbart werden, nicht aus. 

3.3. Bei Nichtbeachtung dieser Modalitäten finden auf die Mitglieder die in 
Anlage VIII der Geschäftsordnung des Parlaments aufgeführten Sanktio­
nen und auf die Beamten und sonstigen Bediensteten des Parlaments die 
geltenden Vorschriften von Artikel 86 des Statuts ( 1 ) bzw. Artikel 49 der 
Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen Bediensteten der Europäi­
schen Gemeinschaften Anwendung. 

4. Schlussbestimmungen 

4.1. Die Kommission und das Parlament ergreifen alle erforderlichen Maßnah­
men, um die Durchführung der Bestimmungen dieses Anhangs zu gewähr­
leisten. 

▼B 

( 1 ) Verordnung (EWG, Euratom, EGKS) Nr. 259/68 des Rates vom 29. Februar 1968 zur 
Festlegung des Statuts der Beamten der Europäischen Gemeinschaften und der Beschäf­
tigungsbedingungen für die sonstigen Bediensteten dieser Gemeinschaften sowie zur 
Einführung von Sondermaßnahmen, die vorübergehend auf die Beamten der Kommission 
anwendbar sind.
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Zu diesem Zweck koordinieren die zuständigen Dienststellen der Kommis­
sion und des Parlaments die Durchführung dieses Anhangs. Dazu gehören 
die Überprüfung der Rückverfolgbarkeit von vertraulichen Informationen 
und die regelmäßige gemeinsame Überprüfung der angewandten Sicher­
heitsvorkehrungen und Standards. 

Das Parlament verpflichtet sich, seine internen Vorschriften erforderlichen­
falls anzupassen, um die in diesem Anhang festgelegten Sicherheitsvor­
schriften für vertrauliche Informationen umzusetzen. 

Das Parlament verpflichtet sich, sobald wie möglich seine künftigen Si­
cherheitsvorkehrungen einzuführen und diese Vorkehrungen einvernehm­
lich mit der Kommission zu überprüfen, um eine Gleichwertigkeit der 
Sicherheitsstandards herzustellen. Damit wird dieser Anhang in Bezug 
auf Folgendes wirksam werden: 

— technische Sicherheitsvorschriften und Standards betreffend die Be­
handlung und Aufbewahrung von vertraulichen Informationen, ein­
schließlich von Sicherheitsmaßnahmen im Bereich der physischen, 
der persönlichen, der dokumentenspezifischen und der IT-Sicherheit, 

— Einsetzung eines besonderen Aufsichtsausschusses, dem angemessen 
geprüfte Mitglieder für die Behandlung von EU-Verschlusssachen, 
die als „TRÈS SECRET UE/EU TOP SECRET“ eingestuft sind, an­
gehören. 

4.2. Das Parlament und die Kommission werden diesen Anhang überprüfen 
und ihn gegebenenfalls spätestens zum Zeitpunkt der in Nummer 54 der 
Rahmenvereinbarung festgelegten Überprüfung unter Berücksichtigung 
folgender Entwicklungen anpassen: 

— künftige Sicherheitsvorkehrungen unter Beteiligung des Parlaments 
und der Kommission; 

— sonstige Vereinbarungen oder Rechtsakte, die für die Weiterleitung 
von Informationen zwischen den Organen von Bedeutung sind. 

▼B
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ANHANG III 

Verhandlungen zu und Abschluss von internationalen Übereinkünften 

In dem vorliegenden Anhang werden detaillierte Modalitäten für die Bereitstel­
lung von Informationen für das Parlament betreffend Verhandlungen zu und den 
Abschluss von internationalen Übereinkünften gemäß den Nummern 23, 24 und 
25 der Rahmenvereinbarung festgelegt: 

1. Die Kommission unterrichtet das Parlament über ihre Absicht, die Einleitung 
von Verhandlungen vorzuschlagen, gleichzeitig mit der Unterrichtung des 
Rates. 

2. Entsprechend den Bestimmungen der Nummer 24 der Rahmenvereinbarung 
legt die Kommission bei der Vorlage von Entwürfen von Verhandlungsleit­
linien mit Blick auf ihre Annahme durch den Rat diese Leitlinien gleichzeitig 
dem Parlament vor. 

3. Die Kommission trägt den Anmerkungen des Parlaments im gesamten Prozess 
der Verhandlungen gebührend Rechnung. 

4. Entsprechend den Bestimmungen der Nummer 23 der Rahmenvereinbarung 
hält die Kommission das Parlament regelmäßig und zeitnah über den Ablauf 
der Verhandlungen bis zur Paraphierung der Übereinkunft unterrichtet; sie 
erläutert, ob und wie die Anmerkungen des Parlaments in die Texte, die 
Gegenstand der Verhandlungen waren, aufgenommen worden sind, und 
wenn nicht, warum nicht. 

5. Im Falle internationaler Übereinkünfte, deren Abschluss die Zustimmung des 
Parlaments erfordert, stellt die Kommission dem Parlament während des Ver­
handlungsprozesses alle einschlägigen Informationen zur Verfügung, die sie 
auch dem Rat (oder dem vom Rat eingesetzten Sonderausschuss) zur Ver­
fügung stellt. Dies umfasst Entwürfe von Änderungen zu angenommenen 
Verhandlungsleitlinien, Entwürfe von Verhandlungstexten, vereinbarte Artikel, 
das vereinbarte Datum für die Paraphierung der Übereinkunft und der Wort­
laut der zu paraphierenden Übereinkunft. Die Kommission übermittelt ebenso 
dem Parlament, wie sie es dem Rat gegenüber tut (oder gegenüber dem vom 
Rat eingesetzten Sonderausschuss), alle einschlägigen Unterlagen, die sie von 
Dritten erhalten hat, vorbehaltlich der Zustimmung des jeweiligen Urhebers. 
Die Kommission hält den zuständigen Ausschuss des Parlaments über Ent­
wicklungen in den Verhandlungen unterrichtet und erläutert insbesondere, wie 
die Standpunkte des Parlaments berücksichtigt worden sind. 

6. Im Falle internationaler Übereinkünfte, deren Abschluss nicht die Zustimmung 
des Parlaments erfordert, stellt die Kommission sicher, dass das Parlament 
unverzüglich und umfassend unterrichtet wird, indem Informationen bereit­
gestellt werden, die zumindest den Entwurf der Verhandlungsleitlinien, die 
angenommenen Verhandlungsleitlinien, den anschließenden Verlauf der Ver­
handlungen und deren Abschluss abdecken. 

7. Entsprechend den Bestimmungen der Nummer 24 der Rahmenvereinbarung 
übermittelt die Kommission dem Parlament rechtzeitig ausführliche Informa­
tionen, wenn eine internationale Übereinkunft paraphiert wird, und unterrichtet 
das Parlament so früh wie möglich, wenn sie beabsichtigt, dem Rat deren 
vorläufige Anwendung vorzuschlagen, sowie über die Gründe dafür, sofern 
sie nicht aus Gründen der Dringlichkeit daran gehindert wird. 

8. Die Kommission unterrichtet den Rat und das Parlament gleichzeitig und 
rechtzeitig über ihre Absicht, dem Rat die Aussetzung einer internationalen 
Übereinkunft vorzuschlagen, sowie über die Gründe dafür. 

9. Für internationale Übereinkünfte, die unter das im AEUV vorgesehene Ver­
fahren der Zustimmung fallen, hält die Kommission das Parlament ebenfalls 
uneingeschränkt unterrichtet, ehe sie Änderungen einer Übereinkunft mit Er­
mächtigung des Rates im Wege der Ausnahmeregelung gemäß Artikel 218 
Absatz 7 AEUV billigt. 

▼B
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ANHANG IV 

Zeitplan für das Arbeitsprogramm der Kommission 

Dem Arbeitsprogramm der Kommission liegt eine Liste der Gesetzgebungsvor­
schläge und der Vorschläge ohne Gesetzescharakter für die folgenden Jahre bei. 
Das Arbeitsprogramm der Kommission deckt das in Frage stehende nächste Jahr 
ab und enthält ausführliche Angaben zu den Prioritäten der Kommission für die 
nachfolgenden Jahre. Das Arbeitsprogramm der Kommission kann damit die 
Grundlage für einen strukturierten Dialog mit dem Parlament im Hinblick auf 
die Bemühungen um Einvernehmlichkeit darstellen. 

Das Arbeitsprogramm der Kommission enthält ebenfalls die geplanten Initiativen 
zu den nicht zwingenden Rechtsakten, zur geplanten Rücknahme von Rechts­
akten und zur Vereinfachung von Rechtsakten. 

1. Im ersten Halbjahr eines Jahres nehmen die Mitglieder der Kommission 
einen anhaltenden und regelmäßigen Dialog mit den entsprechenden par­
lamentarischen Ausschüssen über die Umsetzung des Arbeitsprogramms 
der Kommission für dieses Jahr und über die Vorbereitung des künftigen 
Arbeitsprogramms der Kommission auf. Auf der Grundlage dieses Dialogs 
erstattet jeder Ausschuss des Parlaments der Konferenz der Ausschussvor­
sitze über dessen Ergebnis Bericht. 

2. Parallel dazu führt die Konferenz der Ausschussvorsitze eine regelmäßige 
Aussprache mit dem für die interinstitutionellen Beziehungen zuständigen 
Vizepräsidenten der Kommission, um den Stand der Durchführung des lau­
fenden Arbeitsprogramms der Kommission zu beurteilen, die Vorbereitung 
des künftigen Arbeitsprogramms der Kommission zu erörtern und eine Bi­
lanz der Ergebnisse des laufenden bilateralen Dialogs zwischen den betref­
fenden Ausschüssen des Parlaments und den zuständigen Mitgliedern der 
Kommission zu ziehen. 

3. Im Juni unterbreitet die Konferenz der Ausschussvorsitze der Konferenz der 
Präsidenten einen zusammenfassenden Bericht, der die Ergebnisse der Prü­
fung der Durchführung des Arbeitsprogramms der Kommission und die 
Prioritäten des Parlaments für das anstehende Arbeitsprogramm der Kommis­
sion umfasst; das Parlament unterrichtet die Kommission darüber. 

4. Auf der Grundlage dieses zusammenfassenden Berichts nimmt das Parlament 
in der Juli-Tagung eine Entschließung an, in der es seinen Standpunkt dar­
legt, insbesondere einschließlich von Anträgen, die sich auf legislative Ini­
tiativberichte stützen. 

5. Jedes Jahr wird in der ersten Tagung im September eine Debatte über die 
Lage der Union stattfinden, in deren Verlauf der Präsident der Kommission 
eine Ansprache hält, in der er die Bilanz des laufenden Jahres zieht und 
einen Ausblick auf die künftigen Prioritäten für die folgenden Jahre gibt. Zu 
diesem Zweck wird der Präsident der Kommission dem Parlament parallel 
dazu schriftlich die wichtigsten Elemente darlegen, an denen sich die Vor­
bereitung des Arbeitsprogramms der Kommission für das folgende Jahr ori­
entieren wird. 

6. Ab Anfang September können die zuständigen Ausschüsse des Parlaments 
und die jeweiligen Mitglieder der Kommission für eine ausführliche Aus­
sprache über die künftigen Prioritäten in den einzelnen Politikbereichen zu­
sammenkommen. Diese Zusammenkünfte werden gegebenenfalls durch eine 
Zusammenkunft der Konferenz der Ausschussvorsitze und des Kollegiums 
der Kommissionsmitglieder sowie eine Zusammenkunft der Konferenz der 
Präsidenten und des Präsidenten der Kommission vervollständigt. 

7. Im Oktober nimmt die Kommission ihr Arbeitsprogramm für das darauf­
folgende Jahr an. Anschließend stellt der Präsident der Kommission dieses 
Arbeitsprogramm dem Parlament auf angemessener Ebene vor. 

8. Das Parlament kann eine Aussprache durchführen und in der Tagung im 
Dezember eine Entschließung annehmen. 

▼B
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9. Der Zeitplan gilt für jeden regulären Planungszyklus, außer für die Jahre, in 
denen die Wahl des Parlaments mit dem Ende der Amtszeit der Kommission 
zusammenfällt. 

10. Eine künftige Vereinbarung über die interinstitutionelle Programmplanung 
bleibt von diesem Zeitplan unberührt. 

▼B
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II 

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter) 

INTERINSTITUTIONELLE VEREINBARUNGEN 

INTERINSTITUTIONELLE VEREINBARUNG ZWISCHEN DEM EUROPÄISCHEN PARLAMENT, 
DEM RAT DER EUROPÄISCHEN UNION UND DER EUROPÄISCHEN KOMMISSION ÜBER 

BESSERE RECHTSETZUNG 

INTERINSTITUTIONELLE VEREINBARUNG 

vom 13. April 2016 

über bessere Rechtsetzung 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT, DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION UND DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION, 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf Artikel 295, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Das Europäische Parlament, der Rat und die Kommission (im Folgenden die "drei Organe") verpflichten sich zu 
loyaler und transparenter Zusammenarbeit während des gesamten Gesetzgebungszyklus. In diesem Zusammenhang 
verweisen sie auf die in den Verträgen verankerte Gleichberechtigung der beiden Mitgesetzgeber. 

(2) Die drei Organe erkennen ihre gemeinsame Verantwortung dafür an, dass Rechtsvorschriften der Union von hoher 
Qualität verabschiedet werden und gewährleistet ist, dass diese Rechtsvorschriften auf die Bereiche fokussiert 
werden, in denen sie den größten Mehrwert für die europäischen Bürger haben, dass sich die gemeinsamen 
politischen Ziele der Union mit ihnen so effizient und effektiv wie möglich erreichen lassen, sie so einfach und 
klar wie möglich formuliert sind, nicht zu Überregulierung und Verwaltungsaufwand für Bürger, Verwaltungen und 
Unternehmen, insbesondere für kleine und mittlere Unternehmen (im Folgenden "KMU") führen und so gestaltet 
sind, dass sie sich leicht umsetzen und in der Praxis anwenden lassen und die Wettbewerbsfähigkeit und die 
Nachhaltigkeit der Wirtschaft in der Union stärken. 

(3) Die drei Organe erinnern an die Verpflichtung der Union, gemäß Artikel 5 des Vertrags über die Europäische 
Union betreffend die Anwendung der Grundsätze der Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit Rechtsvorschriften 
nur sofern und soweit erforderlich zu erlassen. 

(4) Die drei Organe bekräftigen die Rolle und die Verantwortung der nationalen Parlamente, wie sie in den Verträgen, 
im dem Vertrag über die Europäische Union, dem Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union und dem 
Vertrag zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft beigefügten Protokoll Nr. 1 über die Rolle der na­
tionalen Parlamente in der Europäischen Union und im dem Vertrag über die Europäische Union und dem Vertrag 
über die Arbeitsweise der Europäischen Union beigefügten Protokoll Nr. 2 über die Anwendung der Grundsätze 
der Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit niedergelegt sind. 

(5) Die drei Organe stimmen darin überein, dass bei der Festsetzung der Gesetzgebungsagenda die Analyse des 
potenziellen „europäischen Mehrwerts“ jeder vorgeschlagenen Unionsmaßnahme sowie die Abschätzung der „Kos­
ten des Nicht-Europas“ bei einem Verzicht auf ein Handeln auf Unionsebene in vollem Umfang berücksichtigt 
werden sollten. 

(6) Die drei Organe vertreten die Auffassung, dass eine Konsultation der Öffentlichkeit und der Interessenträger, eine 
Ex-post-Evaluierung der geltenden Rechtsvorschriften und die Abschätzung der Folgen neuer Initiativen dabei 
helfen werden, eine bessere Rechtsetzung zu erreichen. 

(7) Mit dem Ziel, die Verhandlungen im Rahmen des ordentlichen Gesetzgebungsverfahrens zu erleichtern und die 
Anwendung der Artikel 290 und 291 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union zu verbessern, 
legt diese Vereinbarung die Grundsätze fest, nach denen die Kommission vor der Annahme delegierter Rechtsakte 
das erforderliche Fachwissen einholen wird.

DE 12.5.2016 Amtsblatt der Europäischen Union L 123/1

B2_Interinstitutionelle Vereinbarung über bessere Rechtsetzung

- 50 - 



 

(8) Die drei Organe bekräftigen, dass die Ziele einer Vereinfachung der Rechtsvorschriften der Union und der Ver­
ringerung des Regelungsaufwands unbeschadet der Verfolgung der in den Verträgen festgelegten politischen Ziele 
der Union und der Wahrung der Integrität des Binnenmarktes angestrebt werden sollten. 

(9) Die vorliegende Vereinbarung ergänzt die nachfolgenden Vereinbarungen und Erklärungen zur besseren Recht­
setzung, zu denen sich die drei Organe weiterhin uneingeschränkt bekennen: 

— Interinstitutionelle Vereinbarung vom 20. Dezember 1994 über ein beschleunigtes Arbeitsverfahren für die 
amtliche Kodifizierung von Rechtstexten ( 1 ), 

— Interinstitutionelle Vereinbarung vom 22. Dezember 1998 Gemeinsame Leitlinien für die redaktionelle Qua­
lität der gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften ( 2 ), 

— Interinstitutionelle Vereinbarung vom 28. November 2001 über die systematischere Neufassung von Rechts­
akten ( 3 ), 

— Gemeinsame Erklärung vom 13. Juni 2007 zu den praktischen Modalitäten des neuen Mitentscheidungsver­
fahrens ( 4 ), 

— Gemeinsame Politische Erklärung vom 27. Oktober 2011 des Europäischen Parlaments, des Rates und der 
Kommission zu Erläuternde Dokumenten ( 5 ). 

SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN: 

I. GEMEINSAME VERPFLICHTUNGEN UND ZIELE 

(1) Die drei Organe kommen überein, mit einer Reihe von Initiativen und Verfahren, die in dieser Vereinbarung 
festgelegt sind, eine bessere Rechtsetzung anzustreben. 

(2) Die drei Organe kommen überein, bei der Wahrnehmung der in den Verträgen vorgesehenen Zuständigkeiten und 
unter Einhaltung der in den Verträgen vorgesehenen Verfahren sowie unter Hinweis auf die Bedeutung, die sie der 
Gemeinschaftsmethode beimessen, allgemeine Grundsätze des Unionsrechts zu beachten, wie die Grundsätze der demo­
kratischen Legitimität, der Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit sowie der Rechtssicherheit. Sie kommen ferner 
überein, die Einfachheit, Klarheit und Kohärenz bei der Formulierung von Rechtsvorschriften der Union sowie ein 
Höchstmaß an Transparenz im Rechtsetzungsverfahren zu fördern. 

(3) Die drei Organe stimmen darin überein, dass die Rechtsvorschriften der Union verständlich und klar formuliert 
sein, den Bürgern, Verwaltungen und Unternehmen ein leichtes Verständnis ihrer Rechte und Pflichten ermöglichen, 
angemessene Berichterstattungs-, Überwachungs- und Evaluierungsvorschriften enthalten, Überregulierung und Verwal­
tungsaufwand vermeiden und sich leicht umsetzen lassen sollten. 

II. PROGRAMMPLANUNG 

(4) Die drei Organe kommen überein, die jährliche und die mehrjährige Programmplanung der Union gemäß Arti­
kel 17 Absatz 1 des Vertrags über die Europäische Union, dem zufolge die Kommission die jährliche und die mehrjährige 
Programmplanung einleitet, zu verstärken. 

Mehrjährige Programmplanung 

(5) Nach Ernennung einer neuen Kommission werden sich die drei Organe zur Erleichterung der längerfristigen 
Planung über die wichtigsten Politikziele und -prioritäten der drei Organe für die neue Amtszeit sowie nach Möglichkeit 
über die vorläufige zeitliche Planung austauschen. 

Die drei Organe werden auf Initiative der Kommission gegebenenfalls gemeinsame Schlussfolgerungen, die von den 
Präsidenten der drei Organe unterzeichnet werden, verfassen. 

Die drei Organe werden auf Initiative der Kommission eine Halbzeitüberprüfung dieser gemeinsamen Schlussfolgerungen 
vornehmen und sie gegebenenfalls anpassen.
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Jährliche Programmplanung – Arbeitsprogramm der Kommission und interinstitutionelle Programmplanung 

(6) Die Kommission wird vor und nach der Annahme ihres Jahresarbeitsprogramms (im Folgenden "Arbeitsprogramm 
der Kommission") einen Dialog mit dem Europäischen Parlament beziehungsweise dem Rat aufnehmen. Dieser Dialog 
wird Folgendes umfassen: 

a) es wird ein früher bilateraler Gedankenaustausch zu Initiativen des kommenden Jahres erfolgen, und zwar vor Über­
mittlung eines schriftlichen Beitrags des Präsidenten der Kommission und ihres ersten Vizepräsidenten, in dem die 
politisch wichtigsten Themen des kommenden Jahres in angemessener Ausführlichkeit dargelegt und Angaben im 
Hinblick auf geplante Rücknahmen von Vorschlägen der Kommission gemacht werden (im Folgenden "Absichts­
erklärung"); 

b) nach der Debatte über die Lage der Union und vor der Annahme des Arbeitsprogramms der Kommission werden das 
Europäische Parlament und der Rat auf der Grundlage der Absichtserklärung einen Gedankenaustausch mit der 
Kommission führen; 

c) zwischen den drei Organen wird zum angenommenen Arbeitsprogramm der Kommission gemäß Nummer 7 ein 
Gedankenaustausch stattfinden. 

Die Kommission wird in jeder Phase des Dialogs den vom Europäischen Parlament und vom Rat geäußerten Ansichten, 
einschließlich ihrer Ersuchen um Initiativen, gebührend Rechnung tragen. 

(7) Nach Annahme des Arbeitsprogramms der Kommission werden die drei Organe darauf aufbauend einen Gedanken­
austausch zu den Initiativen für das kommende Jahr führen und sich auf eine gemeinsame Erklärung über die jährliche 
interinstitutionelle Programmplanung (im Folgenden "gemeinsame Erklärung"), die von den Präsidenten der drei Organe 
zu unterzeichnen ist, verständigen. Die gemeinsame Erklärung wird die allgemeinen Ziele und Prioritäten für das folgende 
Jahr darlegen und die politisch wichtigsten Themen, denen – unbeschadet der den Mitgesetzgebern durch die Verträge 
übertragenen Befugnisse – im Gesetzgebungsverfahren Vorrang eingeräumt werden sollte, bestimmen. 

Die drei Organe werden während des gesamten Jahres regelmäßig die Umsetzung der gemeinsamen Erklärung über­
wachen. Hierfür werden die drei Organe im Frühjahr des betreffenden Jahres an Debatten über die Umsetzung der 
gemeinsamen Erklärung im Europäischen Parlament und/oder im Rat teilnehmen. 

(8) Das Arbeitsprogramm der Kommission wird die wichtigsten Gesetzgebungsvorschläge und Vorschläge für Rechts­
akte ohne Gesetzgebungscharakter für das folgende Jahr enthalten, einschließlich Aufhebungen, Neufassungen, Verein­
fachungen und Rücknahmen. Zu jedem Vorschlag wird im Arbeitsprogramm der Kommission möglichst Folgendes 
angegeben: die ins Auge gefasste Rechtsgrundlage, die Art des Rechtsakts, ein ungefährer Zeitplan für die Annahme 
durch die Kommission sowie alle sonstigen für das Verfahren maßgeblichen Informationen, einschließlich Informationen 
zur Folgenabschätzungs- und Evaluierungsarbeit. 

(9) Beabsichtigt die Kommission, einen Gesetzgebungsvorschlag zurückzunehmen – unabhängig davon, ob anschlie­
ßend von ihr ein überarbeiteter Vorschlag vorgelegt wird –, wird sie im Einklang mit den Grundsätzen der loyalen 
Zusammenarbeit und des institutionellen Gleichgewichts die Gründe für diese Rücknahme darlegen, gegebenenfalls die 
geplanten nachfolgenden Schritte zusammen mit einem genauen Zeitplan angeben und auf dieser Grundlage ordnungs­
gemäße interinstitutionelle Konsultationen durchführen. Die Kommission wird den Standpunkten der Mitgesetzgeber 
gebührend Rechnung tragen und darauf reagieren. 

(10) Die Kommission wird unverzüglich und ausführlich Aufforderungen zur Vorlage von Vorschlägen für Rechtsakte 
der Union, die vom Europäischen Parlament oder vom Rat gemäß Artikel 225 beziehungsweise Artikel 241 des Vertrags 
über die Arbeitsweise der Europäischen Union an sie gerichtet werden, prüfen. 

Die Kommission wird auf derartige Aufforderungen innerhalb von drei Monaten reagieren und durch Annahme einer 
spezifischen Mitteilung erklären, welche weiteren Schritte sie diesbezüglich zu unternehmen beabsichtigt. Beschließt die 
Kommission, auf eine derartige Aufforderung hin keinen Vorschlag vorzulegen, wird sie dies dem betreffenden Organ 
gegenüber ausführlich begründen, gegebenenfalls eine Analyse möglicher Alternativen vornehmen und auf etwaige von 
den Mitgesetzgebern in Bezug auf Analysen zum "europäischen Mehrwert" und zu den "Kosten des Nicht-Europas" 
aufgeworfene Fragen eingehen. 

Auf entsprechendes Ersuchen wird die Kommission ihre Antwort im Europäischen Parlament oder im Rat erläutern.
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(11) Die Kommission wird ihre Planung regelmäßig im Laufe des Jahres aktualisieren und die Gründe für eventuelle 
Verzögerungen bei der Vorlage von in ihrem Arbeitsprogramm enthaltenen Vorschlägen mitteilen. Die Kommission wird 
dem Europäischen Parlament und dem Rat regelmäßig über die Umsetzung ihres Arbeitsprogramms für das betreffende 
Jahr berichten. 

III. INSTRUMENTE FÜR EINE BESSERE RECHTSETZUNG 

Folgenabschätzung 

(12) Die drei Organe stimmen darin überein, dass Folgenabschätzungen zur qualitativen Verbesserung der Rechts­
vorschriften der Union beitragen. 

Folgenabschätzungen stellen ein Instrument dar, das den drei Organen dabei hilft, fundierte Entscheidungen zu treffen, 
und sind kein Ersatz für politische Entscheidungen im demokratischen Entscheidungsprozess. Folgenabschätzungen dürfen 
weder zu unnötigen Verzögerungen im Rechtsetzungsverfahren führen, noch dürfen sie die Fähigkeit der Mitgesetzgeber, 
Änderungen vorzuschlagen, beeinträchtigen. 

Mit einer Folgenabschätzung sollten das Vorhandensein, der Umfang und die Auswirkungen eines Problems sowie die 
Frage geklärt werden, ob ein Tätigwerden der Union angezeigt ist oder nicht. Mit einer Folgenabschätzung sollten 
alternative Lösungswege und nach Möglichkeit die potenziellen kurz- und langfristigen Kosten und Vorteile aufgezeigt 
werden, beruhend auf einer integrierten und ausgewogenen Bewertung der wirtschaftlichen, ökologischen und sozialen 
Auswirkungen sowie unter Vornahme einer qualitativen wie auch einer quantitativen Prüfung. Die Grundsätze der Sub­
sidiarität und der Verhältnismäßigkeit sollten uneingeschränkt geachtet werden, ebenso wie die Grundrechte. Ferner 
sollten in einer Folgenabschätzung nach Möglichkeit die "Kosten des Nicht-Europas" sowie die Auswirkungen auf die 
Wettbewerbsfähigkeit und der mit den verschiedenen Lösungen verbundene Verwaltungsaufwand unter besonderer Be­
rücksichtigung der KMU ("Vorfahrt für KMU"), digitaler Aspekte und der territorialen Auswirkungen behandelt werden. 
Folgenabschätzungen sollten sich auf korrekte, objektive und vollständige Angaben stützen und im Hinblick auf Umfang 
und Schwerpunkt verhältnismäßig sein. 

(13) Die Kommission wird ihre Gesetzgebungsinitiativen und Initiativen ohne Gesetzgebungscharakter, delegierten 
Rechtsakte und Durchführungsmaßnahmen, bei denen mit erheblichen wirtschaftlichen, ökologischen oder sozialen Aus­
wirkungen zu rechnen ist, einer Folgenabschätzung unterziehen. Die im Arbeitsprogramm der Kommission oder in der 
gemeinsamen Erklärung aufgeführten Initiativen werden generell von einer Folgenabschätzung begleitet. 

Bei der Durchführung ihrer eigenen Folgenabschätzungen wird die Kommission möglichst umfassende Konsultationen 
durchführen. Der Ausschuss für Regulierungskontrolle der Kommission wird die Folgenabschätzungen einer objektiven 
Qualitätskontrolle unterziehen. Die Endergebnisse der Folgenabschätzungen werden dem Europäischen Parlament, dem 
Rat und den nationalen Parlamenten zur Verfügung gestellt und bei Annahme der Kommissionsinitiative zusammen mit 
der Stellungnahme bzw. den Stellungnahmen des Ausschusses für Regulierungskontrolle öffentlich bekannt gemacht. 

(14) Das Europäische Parlament und der Rat werden bei der Prüfung der Gesetzgebungsvorschläge der Kommission in 
vollem Umfang die Folgenabschätzungen der Kommission berücksichtigen. Zu diesem Zweck werden die Folgenabschät­
zungen so dargelegt, dass das Europäische Parlament und der Rat die Entscheidungen der Kommission leichter prüfen 
können. 

(15) Wenn sie dies im Hinblick auf den Gesetzgebungsprozess für zweckmäßig und erforderlich halten, werden das 
Europäische Parlament und der Rat Folgenabschätzungen in Bezug auf die von ihnen vorgenommenen wesentlichen 
Abänderungen am Kommissionsvorschlag durchführen. Das Europäische Parlament und der Rat werden in der Regel die 
Folgenabschätzung der Kommission als Ausgangspunkt für ihre weiteren Arbeiten zugrundelegen. Was als "wesentliche" 
Abänderung zu betrachten ist, sollte das jeweilige Organ bestimmen. 

(16) Die Kommission kann auf eigene Initiative oder auf Aufforderung durch das Europäische Parlament oder den Rat 
die eigene Folgenabschätzung ergänzen oder sonstige Analysetätigkeiten durchführen, die sie für erforderlich hält. Dabei 
wird die Kommission sämtliche verfügbaren Informationen, die jeweils erreichte Phase des Gesetzgebungsprozesses und 
die Notwendigkeit, unnötige Verzögerungen in diesem Prozess zu vermeiden, berücksichtigen. Die Mitgesetzgeber werden 
jedem in diesem Zusammenhang von der Kommission zusätzlich vorgelegten Element uneingeschränkt Rechnung tragen. 

(17) Es obliegt jedem einzelnen der drei Organe, seine Folgenabschätzung selbst zu gestalten, einschließlich des Ein­
satzes interner Ressourcen und der Qualitätskontrolle. Mittels eines Informationsaustauschs über bewährte Verfahren und 
Methoden für Folgenabschätzungen werden sie regelmäßig zusammenarbeiten, wodurch es jedem Organ ermöglicht wird, 
die eigenen Methoden und Verfahren sowie die Kohärenz der gesamten Arbeit zur Folgenabschätzung weiter zu ver­
bessern. 

(18) Die ursprüngliche Folgenabschätzung der Kommission und jede weitere im Laufe des Gesetzgebungsprozesses von 
den Organen durchgeführte Folgenabschätzung werden spätestens am Ende des Gesetzgebungsprozesses öffentlich be­
kannt gemacht und können zusammen als Grundlage für die Evaluierung verwendet werden.
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Konsultation der Öffentlichkeit und der Interessenträger sowie Feedback 

(19) Die Konsultation der Öffentlichkeit und der Interessenträger ist für eine fundierte Beschlussfassung und eine 
bessere Qualität der Rechtsetzung von wesentlicher Bedeutung. Unbeschadet der Sonderregelungen für Kommissions­
vorschläge nach Maßgabe von Artikel 155 Absatz 2 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union wird die 
Kommission vor Annahme eines Vorschlags auf offene und transparente Weise öffentliche Konsultationen durchführen 
und dabei gewährleisten, dass die Verfahren und Fristen für diese öffentlichen Konsultationen eine größtmögliche Betei­
ligung ermöglichen. Die Kommission wird insbesondere die unmittelbare Beteiligung von KMU und anderen Endnutzern 
an den Konsultationen fördern. Dazu gehört auch die Durchführung von öffentlichen Konsultationen über das Internet. 
Die Ergebnisse der Konsultationen der Öffentlichkeit und der Interessenträger werden unverzüglich den beiden Gesetz­
gebern übermittelt und öffentlich bekannt gemacht. 

Ex-post-Evaluierung der geltenden Rechtsvorschriften 

(20) Die drei Organe bekräftigen die Wichtigkeit von größtmöglicher Einheitlichkeit und Kohärenz bei der Organisa­
tion ihrer Arbeit zur Evaluierung der Wirkung und Wirksamkeit der Rechtsvorschriften der Union, einschließlich damit 
zusammenhängender öffentlicher Konsultationen bzw. Konsultationen der Interessenträger. 

(21) Die Kommission wird das Europäische Parlament und den Rat über ihre mehrjährige Planung zur Evaluierung der 
geltenden Rechtsvorschriften unterrichten und, soweit möglich, deren Ersuchen um eine eingehende Evaluierung spezi­
fischer Politikbereiche oder Rechtsakte in diese Planung aufnehmen. 

Die Kommission wird bei der Planung der Evaluierungen die in den Rechtsvorschriften der Union festgelegten Fristen für 
Berichterstattung und Überprüfung einhalten. 

(22) Im Rahmen des Gesetzgebungszyklus sollten Evaluierungen der geltenden Rechtsvorschriften und Politikmaß­
nahmen bezogen auf ihre Effizienz, Effektivität, Relevanz, Kohärenz und ihren Mehrwert die Grundlage für die Abschät­
zung der Folgen von Optionen für weitergehende Maßnahmen bilden. Um diese Vorgänge zu erleichtern, kommen die 
drei Organe überein, gegebenenfalls in den Rechtsvorschriften Anforderungen an die Berichtserstattung, Überwachung 
und Evaluierung festzulegen, wobei gleichzeitig aber Überregulierung und Verwaltungsaufwand insbesondere für die 
Mitgliedstaaten vermieden werden. Diese Anforderungen können bei Bedarf messbare Indikatoren als Grundlage für 
die Erhebung von Daten über die Auswirkungen der Rechtsvorschriften in der Praxis umfassen. 

(23) Die drei Organe kommen überein, systematisch die Verwendung von Überprüfungsklauseln in Rechtsvorschriften 
zu erwägen und die für die Umsetzung und für die Erhebung von Daten über die Ergebnisse und die Auswirkungen 
benötigte Zeit zu berücksichtigen. 

Die drei Organe werden prüfen, ob die Anwendung bestimmter Rechtsvorschriften auf einen bestimmten Zeitraum 
befristet werden soll (Verfallsklausel). 

(24) Die drei Organe unterrichten einander rechtzeitig vor Annahme oder Überarbeitung ihrer Leitlinien zu ihren 
Instrumenten für eine bessere Rechtsetzung (Konsultation der Öffentlichkeit und der Interessenträger, Folgenabschät­
zungen und Ex-post-Evaluierungen). 

IV. RECHTSETZUNGSINSTRUMENTE 

(25) Die Kommission legt dem Europäischen Parlament und dem Rat zu jedem Vorschlag in der dem jeweiligen 
Vorschlag beiliegenden Begründung eine Erklärung und Rechtfertigung vor, warum sie die betreffende Rechtsgrundlage 
und die betreffende Art des Rechtsakts gewählt hat. Die Kommission sollte der unterschiedlichen Rechtsnatur und den 
unterschiedlichen Wirkungen von Verordnung und Richtlinie gebührend Rechnung tragen. 

In der Begründung rechtfertigt die Kommission ferner die vorgeschlagenen Maßnahmen im Hinblick auf die Grundsätze 
der Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit und im Hinblick auf ihre Vereinbarkeit mit den Grundrechten. Die Kommis­
sion berichtet zudem über Umfang und Ergebnisse der von ihr durchgeführten Konsultation der Öffentlichkeit und der 
Interessenträger, der Folgenabschätzung und der Ex-post-Evaluierung bestehender Rechtsvorschriften. 

Bewirkt die geplante Änderung einer Rechtsgrundlage den Wechsel vom ordentlichen Gesetzgebungsverfahren zu einem 
besonderen Gesetzgebungsverfahren oder einem Verfahren, das nicht die Gesetzgebung betrifft, werden die drei Organe 
hierzu einen Gedankenaustausch führen. 

Die drei Organe kommen überein, dass die Wahl der Rechtsgrundlage eine rechtliche Festlegung darstellt, die sich auf 
objektive, gerichtlich nachprüfbare Umstände gründen muss. 

Die Kommission nimmt weiterhin uneingeschränkt ihre institutionelle Rolle als Hüterin der Verträge und der Einhaltung 
der Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europäischen Union wahr.
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V. DELEGIERTE RECHTSAKTE UND DURCHFÜHRUNGSRECHTSAKTE 

(26) Die drei Organe unterstreichen die wichtige Funktion, die delegierten Rechtsakten und Durchführungsrechtsakten 
im Unionsrecht zukommt. Werden sie auf wirksame und transparente Weise und in begründeten Fällen verwendet, sind 
sie wesentliche Instrumente für eine bessere Rechtsetzung und tragen dazu bei, dass die Rechtsvorschriften einfach und 
auf dem neuesten Stand sind sowie wirksam und zügig umgesetzt werden. Es obliegt dem Gesetzgeber zu entscheiden, ob 
und in welchem Umfang – innerhalb der Grenzen der Verträge – delegierte Rechtsakte oder Durchführungsrechtsakte 
verwendet werden. 

(27) Die drei Organe erkennen die Notwendigkeit an, dass alle bestehenden Rechtsvorschriften an den mit dem Vertrag 
von Lissabon eingeführten Rechtsrahmen angepasst werden müssen, und insbesondere die Notwendigkeit, dass der 
umgehenden Anpassung aller Basisrechtsakte, in denen noch immer auf das Regelungsverfahren mit Kontrolle Bezug 
genommen wird, hohe Priorität eingeräumt werden muss. Die Kommission wird die zuletzt genannte Anpassung bis Ende 
2016 vorschlagen. 

(28) Die drei Organe haben sich auf eine im Anhang hierzu aufgeführte Verständigung über delegierte Rechtsakte und 
die damit zusammenhängenden Standardklauseln (im Folgenden "Verständigung") geeinigt. Gemäß dieser Verständigung 
und im Interesse einer höheren Transparenz und einer breiteren Konsultation verpflichtet sich die Kommission, vor der 
Annahme delegierter Rechtsakte das erforderliche Expertenwissen einzuholen, unter anderem durch die Konsultation von 
Sachverständigen aus den Mitgliedstaaten und durch öffentliche Konsultationen. 

Darüber hinaus wird die Kommission je nach Sachlage auf Sachverständigengruppen zurückgreifen, die Interessenträger 
konsultieren bzw. öffentliche Konsultationen durchführen, wenn für die erste Ausarbeitung des Entwurfs bei Durch­
führungsrechtsakten umfassenderes Expertenwissen benötigt wird. 

Zur Gewährleistung des gleichberechtigten Zugangs zu sämtlichen Informationen erhalten das Europäische Parlament und 
der Rat alle Unterlagen zur gleichen Zeit wie die Sachver-ständigen der Mitgliedstaaten. Sachverständige des Europäischen 
Parlaments und des Rates haben systematisch Zugang zu den Sitzungen der Sachverständigengruppen der Kommission, 
zu denen Sachverständige der Mitgliedstaaten eingeladen werden und die die Ausarbeitung der delegierten Rechtsakte 
betreffen. 

Die Kommission kann zu Sitzungen im Europäischen Parlament oder im Rat eingeladen werden, damit ein weiterer 
Gedankenaustausch über die Ausarbeitung der delegierten Rechtsakte geführt werden kann. 

Nach Inkrafttreten der vorliegenden Vereinbarung werden die drei Organe unverzüglich Verhandlungen aufnehmen, um 
die Verständigung zu ergänzen, indem sie nicht bindende Kriterien für die Anwendung der Artikel 290 und 291 des 
Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union vorsehen. 

(29) Die drei Organe verpflichten sich, bis spätestens Ende 2017 in enger Zusammenarbeit ein gemeinsames funk­
tionales Register der delegierten Rechtsakte einzurichten, in dem Informationen in gut strukturierter und benutzerfreund­
licher Weise zur Verfügung gestellt werden, um die Transparenz zu erhöhen, die Planung zu erleichtern und die Nach­
verfolgbarkeit aller einzelnen Phasen des Lebenszyklus eines delegierten Rechtsakts zu ermöglichen. 

(30) Im Hinblick auf die Ausübung der Durchführungsbefugnisse durch die Kommission kommen die drei Organe 
überein, in die Rechtsvorschriften der Union keine Verfahrensmodalitäten aufzunehmen, mit denen die Kontrollmecha­
nismen geändert würden, die durch die Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates ( 1 ) 
festgelegt wurden. Ausschüsse, die ihre Aufgaben gemäß dem in jener Verordnung festgelegten Verfahren wahrnehmen, 
sollten in dieser Eigenschaft nicht aufgerufen sein, andere Funktionen auszuüben. 

(31) Befugnisübertragungen können gebündelt werden, wenn die Kommission objektive Rechtfertigungen vorlegt, die 
sich auf den inhaltlichen Zusammenhang zwischen zwei oder mehr in einem einzigen Gesetzgebungsakt enthaltenen 
Befugnisübertragungen stützen, und soweit in dem Gesetzgebungsakt nichts anderes bestimmt ist. Die Konsultationen im 
Rahmen der Ausarbeitung von delegierten Rechtsakten dienen ebenfalls als Hinweis darauf, welche Befugnisübertragungen 
als inhaltlich zusammenhängend betrachtet werden. In diesen Fällen wird bei einem etwaigen Einwand des Europäischen 
Parlaments oder des Rates klar darauf hingewiesen, auf welche Befugnisübertragung sich der Einwand speziell bezieht. 

VI. TRANSPARENZ UND KOORDINIERUNG DES GESETZGEBUNGSPROZESSES 

(32) Die drei Organe erkennen an, dass sich das ordentliche Gesetzgebungsverfahren auf der Grundlage regelmäßiger 
Kontakte auf allen Stufen des Verfahrens entwickelt hat. Sie bekennen sich nach wie vor zur weiteren Verbesserung der 
Arbeit im Rahmen des ordentlichen Gesetzgebungsverfahrens im Einklang mit den Grundsätzen loyaler Zusammenarbeit, 
Transparenz, demokratischer Kontrolle und Effizienz.
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Die drei Organe sind sich insbesondere darin einig, dass das Europäische Parlament und der Rat als die beiden Mit­
gesetzgeber ihre Befugnisse gleichberechtigt ausüben. Die Kommission übt ihre Mittlerfunktion aus, indem sie beide 
Gesetzgebungsorgane gleich behandelt und beachtet dabei uneingeschränkt die den drei Organen von den Verträgen 
zugewiesenen Rollen. 

(33) Die drei Organe werden einander während des gesamten Gesetzgebungsprozesses regelmäßig über ihre Arbeit 
unterrichten, über die zwischen ihnen laufenden Verhandlungen sowie über etwaige Rückmeldungen von Interessenträ­
gern ihnen gegenüber; dies geschieht über geeignete Verfahren, unter anderem im Wege eines Dialogs zwischen ihnen. 

(34) Das Europäische Parlament und der Rat sind sich in ihrer Eigenschaft als Mitgesetzgeber darin einig, dass bereits 
im Vorfeld der interinstitutionellen Verhandlungen enge Kontakte gepflegt werden müssen, damit die jeweiligen Stand­
punkte besser verstanden werden. Zu diesem Zweck werden sie im Rahmen des Gesetzgebungsprozesses den gegen­
seitigen Austausch von Meinungen und Informationen erleichtern, indem sie unter anderem Vertreter der anderen Organe 
regelmäßig zu einem informellen Meinungsaustausch einladen. 

(35) Das Europäische Parlament und der Rat werden im Interesse der Effizienz für eine bessere zeitliche Abstimmung 
sorgen, wenn es darum geht, Gesetzgebungsvorschläge zu behandeln. Insbesondere werden das Europäische Parlament 
und der Rat ihre indikativen Zeitpläne für die einzelnen Stadien bis zur endgültigen Annahme eines Gesetzgebungs­
vorschlags miteinander abgleichen. 

(36) Gegebenenfalls können die drei Organe sich darauf verständigen, ihre Anstrengungen zu koordinieren, um den 
Gesetzgebungsprozess zu beschleunigen; dabei stellen sie sicher, dass die Befugnisse der Mitgesetzgeber beachtet werden 
und die Qualität der Rechtsetzung gewahrt bleibt. 

(37) Die drei Organe kommen überein, dass die Bereitstellung von Informationen an die nationalen Parlamente diese 
in die Lage versetzen muss, die ihnen mit den Verträgen eingeräumten Befugnisse uneingeschränkt auszuüben. 

(38) Die drei Organe werden auf der Grundlage der einschlägigen Rechtsvorschriften und der einschlägigen Recht­
sprechung für Transparenz bei den Gesetzgebungsverfahren sorgen, indem sie unter anderem auch die trilateralen Ver­
handlungen angemessen handhaben. 

Die drei Organe werden die Unterrichtung der Öffentlichkeit während des gesamten Gesetzgebungszyklus verbessern und 
insbesondere den erfolgreichen Abschluss des Gesetzgebungsprozesses beim ordentlichen Gesetzgebungsverfahren nach 
der Einigung gemeinsam verkünden, insbesondere durch gemeinsame Pressekonferenzen oder andere für geeignet er­
achtete Mittel. 

(39) Im Hinblick auf eine bessere Rückverfolgbarkeit der einzelnen Stufen des Gesetzgebungsprozesses verpflichten 
sich die drei Organe, bis zum 31. Dezember 2016 Wege zur Weiterentwicklung entsprechender Plattformen und 
Instrumente zu bestimmen, mit dem Ziel, eine spezielle gemeinsame Datenbank zum jeweiligen Stand der Gesetzgebungs­
dossiers einzurichten. 

(40) Die drei Organe sind sich bewusst, wie wichtig es ist zu gewährleisten, dass jedes Organ seine in den Verträgen 
verankerten Rechte und Pflichten im Sinne der Auslegung durch den Gerichtshof der Europäischen Union mit Blick auf 
die Aushandlung und den Abschluss internationaler Übereinkünfte ausüben bzw. erfüllen kann. 

Die drei Organe verpflichten sich, innerhalb von sechs Monaten nach Inkrafttreten dieser Vereinbarung zusammen­
zukommen, um über verbesserte praktische Regelungen für die Zusammenarbeit und den Informationsaustausch im 
Rahmen der Verträge gemäß der Auslegung durch den Gerichtshof der Europäischen Union zu verhandeln. 

VII. UMSETZUNG UND ANWENDUNG DER RECHTSVORSCHRIFTEN DER UNION 

(41) Die drei Organe sind sich darin einig, dass einer besser strukturierten gegenseitigen Zusammenarbeit bei der 
Bewertung der Anwendung und Wirksamkeit des Unionsrechts im Hinblick auf seine Verbesserung durch künftige 
Rechtsvorschriften große Bedeutung zukommt. 

(42) Die drei Organe betonen, dass die Rechtsvorschriften der Union in den Mitgliedstaaten zügig und korrekt 
angewendet werden müssen. Die Frist für die Umsetzung von Richtlinien wird so kurz wie möglich gehalten und 
wird in der Regel nicht mehr als zwei Jahre betragen. 

(43) Die drei Organe fordern die Mitgliedstaaten auf, bei Erlass von Maßnahmen zur Umsetzung oder Durchführung 
von Rechtsvorschriften der Union oder zur Gewährleistung des Vollzugs des Unionshaushalts diese Maßnahmen der 
Öffentlichkeit klar zu vermitteln. Wenn sich die Mitgliedstaaten bei der Umsetzung von Richtlinien in nationales Recht 
dafür entscheiden, Elemente hinzuzufügen, die mit diesen Rechtsvorschriften der Union in keinerlei Zusammenhang 
stehen, so sollten derartige Hinzufügungen entweder durch den bzw. die Umsetzungsrechtsakte oder durch dazugehörige 
Dokumente kenntlich gemacht werden.
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(44) Die drei Organe fordern die Mitgliedstaaten auf, bei der Erhebung der für die Überwachung und Evaluierung der 
Umsetzung des Unionsrechts benötigten Informationen und Daten mit der Kommission zusammenzuarbeiten. Die drei 
Organe verweisen auf die Gemeinsame Politische Erklärung vom 28. September 2011 der Mitgliedstaaten und der 
Kommission zu Erläuternde Dokumente ( 1 ) und die Gemeinsame Politische Erklärung vom 27. Oktober 2011 des 
Europäischen Parlaments, des Rates und der Kommission zu Erläuternde Dokumente, die sich auf die der Mitteilung 
über Umsetzungsmaßnahmen beiliegenden erläuternden Dokumente beziehen, und heben die Bedeutung dieser Erklärun­
gen hervor. 

(45) Die Kommission wird dem Europäischen Parlament und dem Rat auch weiterhin jährlich über den Stand der 
Anwendung der Rechtsvorschriften der Union berichten. Der Bericht der Kommission enthält gegebenenfalls Verweise auf 
die in Nummer 43 genannten Informationen. Die Kommission kann weitere Informationen über den Stand der Umset­
zung eines bestimmten Rechtsakts zur Verfügung stellen. 

VIII. VEREINFACHUNG 

(46) Die drei Organe bestätigen ihr Bekenntnis zur häufigeren Nutzung der Gesetzgebungstechnik der Neufassung für 
die Änderung bestehender Rechtsvorschriften, wobei die Interinstitutionelle Vereinbarung vom 28. November 2001 über 
die systematischere Neufassung von Rechtsakten umfassend zu beachten ist. Ist eine Neufassung nicht angezeigt, so wird 
die Kommission möglichst bald nach der Annahme eines Änderungsrechtsakts einen Vorschlag gemäß der Interins­
titutionellen Vereinbarung vom 20. Dezember 1994 über ein beschleunigtes Arbeitsverfahren für die amtliche Kodifi­
zierung von Rechtstexten vorlegen. Legt die Kommission keinen solchen Vorschlag vor, so teilt sie die Gründe dafür mit. 

(47) Die drei Organe verpflichten sich, die effizientesten Regulierungsinstrumente wie etwa Harmonisierung und 
gegenseitige Anerkennung zu fördern, um Überregulierung und Verwaltungsaufwand zu vermeiden und die von den 
Verträgen vorgegebenen Ziele zu erfüllen. 

(48) Die drei Organe kommen überein, im Hinblick auf die Aktualisierung und Vereinfachung der Rechtsvorschriften 
und auf die Vermeidung von Überregulierung und Verwaltungsaufwand für Bürger, Verwaltungen und Unternehmen, 
einschließlich KMU, zusammenzuarbeiten und dabei zu gewährleisten, dass die mit den Rechtsvorschriften verfolgten 
Ziele erreicht werden. In diesem Zusammenhang verständigen sich die drei Organe darauf, vor der Fertigstellung des 
Arbeitsprogramms der Kommission einen Gedankenaustausch über dieses Thema zu führen. 

Die Kommission sagt zu, als Beitrag zu ihrem Programm zur Gewährleistung der Effizienz und Leistungsfähigkeit der 
Rechtsetzung (REFIT) jährlich einen Überblick – einschließlich einer jährlichen Aufwandserhebung – über die Ergebnisse 
der Bemühungen der Union zur Vereinfachung der Rechtsvorschriften und zur Vermeidung von Überregulierung sowie 
zur Verringerung des Verwaltungsaufwands vorzulegen. 

Auf der Grundlage der Folgenabschätzungs- und Evaluierungsarbeiten der Organe und der Beiträge der Mitgliedstaaten 
und der Interessenvertreter wird die Kommission unter Berücksichtigung der Kosten und des Nutzens der Regulierung 
durch die Union das mit den einzelnen Vorschlägen oder Rechtsakten verbundene Potenzial für die Verringerung des 
Regulierungsaufwands oder für Einsparungen quantifizieren, wann immer dies möglich ist. 

Die Kommission wird ferner bewerten, ob es durchführbar ist, in REFIT Ziele für die Aufwandsverringerung in einzelnen 
Sektoren festzulegen. 

IX. DURCHFÜHRUNG UND ÜBERWACHUNG DER VORLIEGENDEN VEREINBARUNG 

(49) Die drei Organe werden die erforderlichen Maßnahmen treffen, um zu gewährleisten, dass die für eine ordnungs­
gemäße Durchführung dieser Vereinbarung erforderlichen Mittel und Ressourcen zur Verfügung stehen. 

(50) Die drei Organe werden gemeinsam und regelmäßig die Durchführung dieser Vereinbarung überwachen, und 
zwar sowohl auf politischer Ebene durch jährliche Beratungen als auch auf technischer Ebene in der Gruppe für interins­
titutionelle Koordinierung. 

X. SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

(51) Diese Interinstitutionelle Vereinbarung ersetzt die Interinstitutionelle Vereinbarung "Bessere Rechtsetzung" vom 
16. Dezember 2003 ( 2 ) und den Interinstitutionellen Gemeinsamen Ansatz für die Folgenabschätzung vom November 
2005 ( 3 ). 

Der Anhang zu dieser Vereinbarung ersetzt die Gemeinsame Vereinbarung über delegierte Rechtsakte aus dem Jahr 2011. 

(52) Diese Vereinbarung tritt zum Datum seiner Unterzeichnung in Kraft.
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Som skedde i Strasbourg den 13 april 2016. 

За Европейския парламент 
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Euroopa Parlamendi nimel 
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For the European Parliament 
Pour le Parlement européen 
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Za Europski parlament 
Per il Parlamento europeo 
Eiroparlamenta vārdā 
Europos Parlamento vardu 
Az Európai Parlament részéről 
Għall-Parlament Ewropew 
Voor het Europees Parlement 
W imieniu Parlamentu Europejskiego 
Pelo Parlamento Europeu 
Pentru Parlamentul European 
Za Európsky parlament 
Za Evropski parlament 
Euroopan parlamentin puolesta 
På Europaparlamentets vägnar 

За Съвета 
Por el Consejo 
Za Radu 
På Rådets vegne 
Im Namen des Rates 
Nõukogu nimel 
Για το Συμβούλιο 
For the Council 
Pour le Conseil 
Thar ceann Comhairle 
Za Vijeće 
Per il Consiglio 
Padomes vārdā 
Tarybos vardu 
A Tanács részéről 
Għall-Kunsill 
Voor de Raad 
W imieniu Rady 
Pelo Conselho 
Pentru Consiliu 
Za Radu 
Za Svet 
Neuvoston puolesta 
På rådets vägnar 

За Комисията 
Por la Comisión 
Za Komisi 
På Kommissionens vegne 
Im Namen der Kommission 
Komisjoni nimel 
Για την Επιτροπή 
For the Commission 
Pour la Commission 
Thar ceann an Choimisiúin 
Za Komisiju 
Per la Commissione 
Komisijas vārdā 
Komisijos vardu 
A Bizottság részéről 
Għall-Kummissjoni 
Voor de Commissie 
W imieniu Komisji 
Pela Comissão 
Pentru Comisie 
Za Komisiu 
Za Komisijo 
Komission puolesta 
På kommissionens vägnar 

Председател/El Presidente/Předseda/Formand/Der Präsident/President-Eesistuja/ 
O Πρóεδρος/The President/Le Président/An tUachtarán/Predsjednik/ 

Il Presidente/Priekšsēdētājs/Pirmininkas/Az elnök/Il-President/de Voorzitter/ 
Przewodniczący/O Presidente/Președintele/Predseda/Predsednik/Puheenjohtaja/Ordförande 

Martin SCHULZ Jeanine Antoinette HENNIS-PLASSCHAERT Jean-Claude JUNCKER
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ANHANG 

Verständigung zwischen dem Europäischen Parlament, dem Rat und der Kommission über delegierte Rechtsakte 

I. Geltungsbereich und allgemeine Grundsätze 

(1) Die vorliegende Verständigung baut auf die Gemeinsame Vereinbarung über delegierte Rechtsakte aus dem Jahr 
2011 auf und ersetzt sie; sie zielt auf eine Rationalisierung der auf Grundlage der Gemeinsamen Vereinbarung 
etablierten Praxis des Europäischen Parlaments und des Rates ab. Sie enthält die praktischen Vorkehrungen und 
vereinbarten Präzisierungen und Präferenzen für die Übertragung von Gesetzgebungsbefugnissen gemäß Artikel 290 
des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV). Gemäß diesem Artikel werden Ziele, Inhalt, 
Geltungsbereich und Dauer der Befugnisübertragung in jedem Gesetzgebungsakt, der eine solche Befugnisübertra­
gung enthält (im Folgenden "Basisrechtsakt"), ausdrücklich festgelegt. 

(2) Das Europäische Parlament, der Rat und die Kommission (im Folgenden die "drei Organe") arbeiten bei der Aus­
übung ihrer Befugnisse und gemäß den im AEUV dargelegten Verfahren während des gesamten Verfahrens zu­
sammen, um eine reibungslose Ausübung der übertragenen Befugnisse und eine effektive Kontrolle dieser Befugnisse 
durch das Europäische Parlament und den Rat zu gewährleisten. Zu diesem Zweck werden geeignete Kontakte auf 
administrativer Ebene unterhalten. 

(3) Die – entsprechend dem für den Erlass des Basisrechtsakts geltenden Verfahren – jeweils betroffenen Organe 
verpflichten sich, soweit wie möglich die in der Anlage beigefügten Standardklauseln zu verwenden, wenn sie 
eine Befugnisübertragung gemäß Artikel 290 AEUV vorschlagen oder vornehmen. 

II. Konsultationen bei der Vorbereitung und Ausarbeitung delegierter Rechtsakte 

(4) Die Kommission hört bei der Ausarbeitung von Entwürfen delegierter Rechtsakte die von den einzelnen Mitglied­
staaten benannten Sachverständigen an. Die Sachverständigen der Mitgliedstaaten werden zu allen von den Kommis­
sionsdienststellen erarbeiteten Entwürfen delegierter Rechtsakte rechtzeitig konsultiert (*). Die Entwürfe der delegier­
ten Rechtsakte werden den Sachverständigen der Mitgliedstaaten zugeleitet. Die Konsultationen finden in bestehen­
den Sachverständigengruppen statt oder im Wege von Ad-hoc-Sitzungen mit Sachverständigen der Mitgliedstaaten, 
zu denen die Kommission über die Ständigen Vertretungen der einzelnen Mitgliedstaaten einlädt. Die Entscheidung, 
welche Sachverständigen teilnehmen, obliegt den Mitgliedstaaten. Den Sachverständigen der Mitgliedstaaten werden 
die Entwürfe der delegierten Rechtsakte, der Entwurf der betreffenden Tagesordnung und alle sonstigen einschlägigen 
Dokumente so rechtzeitig übermittelt, dass sie genügend Zeit zur Vorbereitung haben. 

(5) Am Ende jeder Sitzung mit Sachverständigen der Mitgliedstaaten oder im Zuge der Nachbereitung einer solchen 
Sitzung legen die Kommissionsdienststellen ihre Schlussfolgerungen aus der Diskussion dar und erläutern auch, wie 
sie den Auffassungen der Sachverständigen Rechnung tragen werden und wie sie weiter zu verfahren gedenken. 
Diese Schlussfolgerungen werden im Sitzungsprotokoll festgehalten. 

(6) Die Vorbereitung und Ausarbeitung delegierter Rechtsakte kann auch die Konsultation von Interessenträgern ein­
schließen. 

(7) Wird der Inhalt eines im Entwurf vorliegenden delegierten Rechtsakts geändert, so gibt die Kommission den Sach­
verständigen der Mitgliedstaaten Gelegenheit, zu der geänderten Fassung des Entwurfs des delegierten Rechtsakts 
Stellung zu nehmen, gegebenenfalls auch schriftlich. 

(8) Der Konsultationsprozess wird in der dem delegierten Rechtsakt beigefügten Begründung zusammenfassend be­
schrieben. 

(9) Die Kommission legt in regelmäßigen Abständen vorläufige Verzeichnisse der geplanten delegierten Rechtsakte vor.
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(*) Den Besonderheiten des Verfahrens zur Ausarbeitung technischer Regulierungsstandards nach Maßgabe der Verordnungen über die 
europäischen Aufsichtsbehörden [Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. November 
2010 zur Errichtung einer Europäischen Aufsichtsbehörde (Europäische Bankenaufsichtsbehörde), zur Änderung des Beschlusses Nr. 
716/2009/EG und zur Aufhebung des Beschlusses 2009/78/EG der Kommission (ABl. L 331 vom 15.12.2010, S. 12), Verordnung 
(EU) Nr. 1094/2010 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. November 2010 zur Errichtung einer Europäischen 
Aufsichtsbehörde (Europäische Aufsichtsbehörde für das Versicherungswesen und die betriebliche Altersversorgung), zur Änderung 
des Beschlusses Nr. 716/2009/EG und zur Aufhebung des Beschlusses 2009/79/EG der Kommission (ABl. L 331 vom 15.12.2010, 
S. 48) und Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. November 2010 zur Errichtung 
einer Europäischen Aufsichtsbehörde (Europäische Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde), zur Änderung des Beschlusses Nr. 
716/2009/EG und zur Aufhebung des Beschlusses 2009/77/EG der Kommission (ABl. L 331 vom 15.12.2010, S. 84)] wird 
unbeschadet der in dieser Vereinbarung festgelegten Konsultationsverfahren Rechnung getragen.
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(10) Bei der Vorbereitung und Ausarbeitung delegierter Rechtsakte gewährleistet die Kommission, dass alle Dokumente 
einschließlich der Rechtsaktentwürfe zur gleichen Zeit wie den Sachverständigen der Mitgliedstaaten rechtzeitig und 
gleichzeitig dem Europäischen Parlament und dem Rat übermittelt werden. 

(11) Wenn sie dies für notwendig erachten, können das Europäische Parlament und der Rat jeweils Sachverständige zu 
den Sitzungen der mit der Ausarbeitung von delegierten Rechtsakten befassten Sachverständigengruppen der Kom­
mission, zu denen Sachverständige der Mitgliedstaaten eingeladen werden, entsenden. Zu diesem Zweck erhalten das 
Europäische Parlament und der Rat den Zeitplan für die kommenden Monate sowie Einladungen für alle Sach­
verständigensitzungen. 

(12) Die drei Organe teilen sich gegenseitig die Adresse der jeweiligen Funktionsmailbox für die Übermittlung und 
Entgegennahme aller Dokumente betreffend delegierte Rechtsakte mit. Sobald das unter Nummer 29 der vorliegen­
den Vereinbarung erwähnte Register eingerichtet worden ist, wird es zu diesem Zweck verwendet. 

III. Vorkehrungen für die Übermittlung der Dokumente und die Berechnung der Fristen 

(13) Die Kommission übermittelt dem Europäischen Parlament und dem Rat die delegierten Rechtsakte offiziell mittels 
eines geeigneten Verfahrens. Verschlusssachen werden nach Maßgabe interner Verwaltungsverfahren behandelt, bei 
deren Ausarbeitung jedes Organ darauf achtet, dass sie die erforderlichen Garantien bieten. 

(14) Damit sichergestellt wird, dass das Europäische Parlament und der Rat die in Artikel 290 AEUV vorgesehenen 
Rechte innerhalb der in dem jeweiligen Basisrechtsakt festgelegten Fristen ausüben können, übermittelt die Kommis­
sion keine delegierten Rechtsakte während der folgenden Zeiträume: 

— vom 22. Dezember bis zum 6. Januar; 

— vom 15. Juli bis zum 20. August. 

Diese Zeiträume gelten nur, wenn die Frist für die Erhebung von Einwänden auf Nummer 18 gestützt ist. 

Diese Zeiträume gelten nicht in Bezug auf delegierte Rechtsakte, die im Dringlichkeitsverfahren gemäß Abschnitt VI 
dieser Verständigung erlassen werden. Falls ein delegierter Rechtsakt im Dringlichkeitsverfahren in einem der im 
ersten Unterabsatz festgelegten Zeiträume erlassen wird, beginnt die im Basisrechtsakt festgelegte Frist für die 
Erhebung von Einwänden erst nach Ablauf des betreffenden Zeitraums. 

Die drei Organe einigen sich bis zum Oktober des Jahres vor den Wahlen zum Europäischen Parlament über eine 
Vorkehrung für die Übermittlung delegierter Rechtsakte während der wahlbedingten Sitzungspause. 

(15) Die Frist für die Erhebung von Einwänden beginnt, wenn das Europäische Parlament und der Rat den delegierten 
Rechtsakt in allen amtlichen Sprachfassungen erhalten haben. 

IV. Dauer der Übertragung 

(16) Die Kommission kann durch den Basisrechtsakt auf unbestimmte Zeit oder für einen bestimmten Zeitraum ermäch­
tigt werden, delegierte Rechtsakte zu erlassen. 

(17) Ist ein bestimmter Zeitraum vorgesehen, so sollte der Basisrechtsakt grundsätzlich vorsehen, dass die Befugnisüber­
tragung sich stillschweigend um Zeiträume gleicher Länge verlängert, es sei denn, das Europäische Parlament oder 
der Rat widersprechen dieser Verlängerung spätestens drei Monate vor Ablauf des jeweiligen Zeitraums. Die Kom­
mission erstellt spätestens neun Monate vor Ablauf des jeweiligen Zeitraums einen Bericht über die Befugnisüber­
tragung. Diese Nummer berührt nicht das Widerrufsrecht des Europäischen Parlaments oder des Rates. 

V. Fristen für die Erhebung von Einwänden durch das Europäische Parlament und den Rat 

(18) Unbeschadet des Dringlichkeitsverfahrens sollte die fallweise in jedem Basisrechtsakt festgelegte Frist für die Erhe­
bung von Einwänden grundsätzlich nicht weniger als zwei Monate betragen; diese Frist sollte für jedes Organ 
(Europäisches Parlament bzw. Rat) auf dessen Initiative um zwei Monate verlängert werden können.
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(19) Der delegierte Rechtsakt kann jedoch vor Ablauf dieser Frist im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht 
werden und in Kraft treten, wenn das Europäische Parlament und der Rat beide der Kommission mitgeteilt haben, 
dass sie keine Einwände erheben werden. 

VI. Dringlichkeitsverfahren 

(20) Ein Dringlichkeitsverfahren sollte nur in Ausnahmefällen angewandt werden, die z. B. sicherheitsrelevante Angele­
genheiten, den Schutz von Gesundheit und Sicherheit oder die Außenbeziehungen – einschließlich humanitärer 
Krisen – betreffen. Das Europäische Parlament und der Rat sollten im Basisrechtsakt Gründe für die Anwendung des 
Dringlichkeitsverfahrens angeben. Im Basisrechtsakt muss angegeben werden, in welchen Fällen das Dringlichkeits­
verfahren angewandt wird. 

(21) Die Kommission verpflichtet sich, das Europäische Parlament und den Rat jederzeit in vollem Umfang darüber 
unterrichtet zu halten, ob ein delegierter Rechtsakt möglicherweise nach dem Dringlichkeitsverfahren erlassen 
werden muss. Sobald für die Kommissionsdienststellen diese Möglichkeit absehbar ist, warnen die Kommissions­
dienststellen die Sekretariate des Europäischen Parlaments und des Rates informell über die in Nummer 12 ge­
nannten Funktionsmailboxen informell vor. 

(22) Ein delegierter Rechtsakt, der nach dem Dringlichkeitsverfahren erlassen wird, tritt unverzüglich in Kraft und gilt, 
solange keine Einwände innerhalb der im Basisrechtsakt vorgesehenen Frist erhoben werden. Werden vom Euro­
päischen Parlament oder vom Rat Einwände erhoben, so hebt die Kommission den Rechtsakt unmittelbar nach der 
Übermittlung des Beschlusses des Europäischen Parlaments oder des Rates, Einwände zu erheben, auf. 

(23) Bei der Übermittlung eines delegierten Rechtsakts an das Europäische Parlament und den Rat im Dringlichkeits­
verfahren gibt die Kommission die Gründe für die Anwendung dieses Verfahrens an. 

VII. Veröffentlichung im Amtsblatt 

(24) Delegierte Rechtsakte werden erst nach Ablauf der Frist für die Erhebung von Einwänden im Amtsblatt der Euro­
päischen Union, Reihe L, veröffentlicht; davon ausgenommen sind Fälle nach Nummer 19. Im Dringlichkeitsverfahren 
erlassene delegierte Rechtsakte werden unverzüglich veröffentlicht. 

(25) Unbeschadet des Artikels 297 AEUV werden Beschlüsse des Europäischen Parlaments oder des Rates, eine Befugnis­
übertragung zu widerrufen, Einwände gegen einen im Dringlichkeitsverfahren erlassenen delegierten Rechtsakt zu 
erheben oder Widerspruch gegen die stillschweigende Verlängerung einer Befugnisübertragung einzulegen, auch im 
Amtsblatt der Europäischen Union, Reihe L, veröffentlicht. Ein Beschluss über einen Widerruf tritt am Tag nach seiner 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

(26) Die Kommission veröffentlicht im Amtsblatt der Europäischen Union auch die Beschlüsse, mit denen im Dringlich­
keitsverfahren erlassene delegierte Rechtsakte aufgehoben werden. 

VIII. Gegenseitiger Informationsaustausch, insbesondere im Falle eines Widerrufs 

(27) Das Europäische Parlament und der Rat werden einander und die Kommission unterrichten, wenn sie ihre Rechte 
unter den im Basisrechtsakt festgelegten Bedingungen ausüben. 

(28) Wenn das Europäische Parlament oder der Rat ein Verfahren einleitet, das zum Widerruf einer Befugnisübertragung 
führen könnte, wird es bzw. er die beiden anderen Organe spätestens einen Monat, bevor der Beschluss über den 
Widerruf ergeht, informieren.
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Anlage 

Standardklauseln 

Erwägungsgrund: 

Um … [Zweck], sollte der Kommission die Befugnis übertragen werden, gemäß Artikel 290 des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union Rechtsakte hinsichtlich … [Inhalt und Geltungsbereich] zu erlassen. Es ist von 
besonderer Bedeutung, dass die Kommission im Zuge ihrer Vorbereitungsarbeit angemessene Konsultationen, auch auf 
der Ebene von Sachverständigen, durchführt, und dass diese Konsultationen mit den Grundsätzen in Einklang stehen, die 
in der Interinstitutionellen Vereinbarung über bessere Rechtsetzung vom 13. April 2016 niedergelegt wurden. Um 
insbesondere eine gleichberechtigte Beteiligung an der Ausarbeitung der delegierten Rechtsakte zu gewährleisten, erhalten 
das Europäische Parlament und der Rat alle Dokumente zur gleichen Zeit wie die Sachverständigen der Mitgliedstaaten, 
und ihre Sachverständigen haben systematisch Zugang zu den Sitzungen der Sachverständigengruppen der Kommission, 
die mit der Ausarbeitung der delegierten Rechtsakte befasst sind. 

Artikel zur Übertragung von Befugnissen 

Die Kommission erlässt gemäß Artikel [A] in Bezug auf … [Inhalt und Geltungsbereich] delegierte Rechtsakte. / Der 
Kommission wird die Befugnis übertragen, gemäß Artikel [A] in Bezug auf … [Inhalt und Geltungsbereich] delegierte 
Rechtsakte zu erlassen. 

Ergänzender Absatz, wenn das Dringlichkeitsverfahren Anwendung findet: 

Ist dies im Falle … [Inhalt und Geltungsbereich] aus Gründen äußerster Dringlichkeit erforderlich, so findet das Verfahren 
gemäß Artikel [B] auf delegierte Rechtsakte, die gemäß dem vorliegenden Artikel erlassen werden, Anwendung. 

Artikel [A] 

Ausübung der Befugnisübertragung 

(1) Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte wird der Kommission unter den in diesem Artikel festgelegten 
Bedingungen übertragen. 

[Dauer] 

Option 1: 

(2) Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte gemäß Artikel … wird der Kommission auf unbestimmte Zeit ab dem 
… [Datum des Inkrafttretens des Basisrechtsakts oder anderes von den Mitgesetzgebern festgelegtes Datum] übertragen. 

Option 2: 

(2) Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte gemäß Artikel … wird der Kommission für einen Zeitraum von … 
Jahren ab dem … [Datum des Inkrafttretens des Basisrechtsakts oder anderes von den Mitgesetzgebern festgelegtes Datum] 
übertragen. Die Kommission erstellt spätestens neun Monate vor Ablauf des Zeitraums von … Jahren einen Bericht 
über die Befugnisübertragung. Die Befugnisübertragung verlängert sich stillschweigend um Zeiträume gleicher Länge, 
es sei denn, das Europäische Parlament oder der Rat widersprechen einer solchen Verlängerung spätestens drei Monate 
vor Ablauf des jeweiligen Zeitraums. 

Option 3: 

(2) Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte gemäß Artikel … wird der Kommission für einen Zeitraum von … 
Jahren ab dem … [Datum des Inkrafttretens des Basisrechtsakts oder anderes von den Mitgesetzgebern festgelegtes Datum] 
übertragen. 

(3) Die Befugnisübertragung gemäß Artikel … kann vom Europäischen Parlament oder vom Rat jederzeit widerrufen 
werden. Der Beschluss über den Widerruf beendet die Übertragung der in diesem Beschluss angegebenen Befugnis. Er 
wird am Tag nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union oder zu einem im Beschluss über den 
Widerruf angegebenen späteren Zeitpunkt wirksam. Die Gültigkeit von delegierten Rechtsakten, die bereits in Kraft 
sind, wird von dem Beschluss über den Widerruf nicht berührt. 

(4) Vor dem Erlass eines delegierten Rechtsakts konsultiert die Kommission die von den einzelnen Mitgliedstaaten 
benannten Sachverständigen, im Einklang mit den in der Interinstitutionellen Vereinbarung über bessere Rechtsetzung 
vom 13. April 2016 enthaltenen Grundsätzen.
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(5) Sobald die Kommission einen delegierten Rechtsakt erlässt, übermittelt sie ihn gleichzeitig dem Europäischen Par­
lament und dem Rat. 

(6) Ein delegierter Rechtsakt, der gemäß Artikel … erlassen wurde, tritt nur in Kraft, wenn weder das Europäische 
Parlament noch der Rat innerhalb einer Frist von [zwei Monaten] nach Übermittlung dieses Rechtsakts an das 
Europäische Parlament und den Rat Einwände erhoben haben oder wenn vor Ablauf dieser Frist das Europäische 
Parlament und der Rat beide der Kommission mitgeteilt haben, dass sie keine Einwände erheben werden. Auf Initiative 
des Europäischen Parlaments oder des Rates wird diese Frist um [zwei Monate] verlängert. 

Ergänzender Artikel, wenn das Dringlichkeitsverfahren Anwendung findet: 

Artikel [B] 

Dringlichkeitsverfahren 

(1) Delegierte Rechtsakte, die nach diesem Artikel erlassen werden, treten umgehend in Kraft und sind anwendbar, 
solange keine Einwände gemäß Absatz 2 erhoben werden. Bei der Übermittlung eines delegierten Rechtsakts an 
das Europäische Parlament und den Rat werden die Gründe für die Anwendung des Dringlichkeitsverfahrens ange­
geben. 

(2) Das Europäische Parlament oder der Rat können gemäß dem Verfahren des Artikels [A] Absatz 6 Einwände gegen 
einen delegierten Rechtsakt erheben. In diesem Fall hebt die Kommission den Rechtsakt unverzüglich nach der 
Übermittlung des Beschlusses des Europäischen Parlaments oder des Rates, Einwände zu erheben, auf.
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II 

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter) 

INTERINSTITUTIONELLE VEREINBARUNGEN 

ERKLÄRUNG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DER KOMMISSION ANLÄSSLICH DER 
ANNAHME DER INTERINSTITUTIONELLEN VEREINBARUNG ÜBER BESSERE RECHTSETZUNG 

VOM 13. APRIL 2016 

Das Europäische Parlament und die Kommission vertreten die Auffassung, dass die Vereinbarung (1) das Gleichgewicht 
zwischen Europäischem Parlament, Rat und Kommission gemäß den Verträgen sowie ihren dort festgelegten jeweiligen 
Zuständigkeiten widerspiegelt. 

Sie lässt die Rahmenvereinbarung vom 20. Oktober 2010 über die Beziehungen zwischen dem Europäischen Parlament 
und der Europäischen Kommission (2) unberührt.  

13.5.2016 L 124/1 Amtsblatt der Europäischen Union DE     

(1) ABl. L 123 vom 12.5.2016, S. 1. 
(2) ABl. L 304 vom 20.11.2010, S. 47. 

B2a_Erklärung anlässlich der Annahme der interinstitutionellen Vereinbarung über bessere Rechtsetzung

- 64 - 



BESCHLUSS DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS, DES RATES UND DER KOMMISSION
VOM 19. APRIL 1995 ÜBER EINZELHEITEN DER AUSÜBUNG DES
UNTERSUCHUNGSRECHTS DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS1

Das Europäische Parlament, der Rat und die Kommission –

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl,
insbesondere auf Artikel 20 b,

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel
193,

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft, insbesondere auf
Artikel 107b,

in Erwägung nachstehender Gründe:

Die Einzelheiten der Ausübung des Untersuchungsrechts des Europäischen Parlaments sind unter
Einhaltung der Bestimmungen der Verträge zur Gründung der Europäischen Gemeinschaften
festzulegen.

Die nichtständigen Untersuchungsausschüsse müssen über die zur Erfüllung ihrer Aufgaben
notwendigen Mittel verfügen. Deshalb müssen die Mitgliedstaaten sowie die Organe und
Institutionen der Europäischen Gemeinschaften alle erforderlichen Maßnahmen treffen, um die
Erfüllung der Aufgaben der nichtständigen Untersuchungsausschüsse zu erleichtern.

Die Geheimhaltung und die Vertraulichkeit der Arbeiten der nichtständigen
Untersuchungsausschüsse müssen gewährleistet sein.

Auf Antrag eines der drei betroffenen Organe können die Einzelheiten der Ausübung des
Untersuchungsrechts nach Abschluss der laufenden Wahlperiode des Europäischen Parlaments im
Lichte der gesammelten Erfahrungen geändert werden –

HABEN EINVERNEHMLICH FOLGENDEN BESCHLUSS ANGENOMMEN:

Artikel 1

Die Einzelheiten der Ausübung des Untersuchungsrechts des Europäischen Parlaments werden
gemäß Artikel 20b EGKSV, Artikel 193 EGV und Artikel 107b EAGV durch diesen Beschluss
festgelegt.

Artikel 2

1. Das Europäische Parlament kann nach Maßgabe und in den Grenzen der in Artikel 1
genannten Verträge bei der Erfüllung seiner Aufgaben auf Antrag eines Viertels seiner Mitglieder
die Einsetzung eines nichtständigen Untersuchungsausschusses beschließen, der behauptete
Verstöße gegen das Gemeinschaftsrecht oder Missstände bei der Anwendung desselben prüft,
welche einem Organ oder einer Institution der Europäischen Gemeinschaften, einer öffentlichen
Verwaltung eines Mitgliedstaates oder Personen, die durch das Gemeinschaftsrecht mit dessen
Anwendung beauftragt wurden, zur Last gelegt werden.

Die Zusammensetzung und die Arbeitsweise der nichtständigen Untersuchungsausschüsse werden
vom Europäischen Parlament geregelt.

1ABl. L 113 vom 19.5.1995, S. 1.
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Der Beschluss zur Einsetzung eines nichtständigen Untersuchungsausschusses, in dem
insbesondere dessen Zweck sowie die Frist für die Vorlage seines Berichts anzugeben sind, wird
im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften veröffentlicht.

2. Der nichtständige Untersuchungsausschuss erfüllt seine Aufgaben unter Beachtung der
Befugnisse, die den Organen und Institutionen der Europäischen Gemeinschaften durch die
Verträge übertragen sind.

Die Mitglieder des nichtständigen Untersuchungsausschusses sowie alle anderen Personen, die im
Rahmen ihrer Amtstätigkeit Mitteilungen über Sachverhalte, Informationen, Kenntnisse,
Dokumente oder Gegenstände, die gemäß den von einem Mitgliedstaat oder einem
Gemeinschaftsorgan erlassenen Vorschriften unter die Geheimhaltung fallen, entgegengenommen
oder erhalten haben, sind auch nach Beendigung ihrer Amtstätigkeit verpflichtet, diese gegenüber
Unbefugten sowie gegenüber der Öffentlichkeit geheim zu halten.

Die Anhörungen und Aussagen finden in öffentlicher Sitzung statt. Auf Antrag eines Viertels der
Mitglieder des Untersuchungsausschusses oder der gemeinschaftlichen oder nationalen Behörden
oder wenn der nichtständige Untersuchungsausschuss mit Informationen befasst wird, die der
Geheimhaltung unterliegen, wird die Öffentlichkeit ausgeschlossen. Jeder Zeuge und jeder
Sachverständige hat das Recht, unter Ausschluss der Öffentlichkeit auszusagen.

3. Ein nichtständiger Untersuchungsausschuss kann Sachverhalte, mit denen ein nationales
oder gemeinschaftliches Gericht befasst ist, nicht prüfen, solange das Gerichtsverfahren nicht
abgeschlossen ist.

Binnen einer Frist von zwei Monaten entweder nach der Veröffentlichung gemäß Absatz 1 oder
nach dem Zeitpunkt, zu dem die Kommission davon Kenntnis erlangt hat, dass bei einem
nichtständigen Untersuchungsausschuss einem Mitgliedstaat ein Verstoß gegen das
Gemeinschaftsrecht zur Last gelegt worden ist, kann die Kommission dem Europäischen
Parlament mitteilen, dass ein einen nichtständigen Untersuchungsausschuss betreffender
Sachverhalt Gegenstand eines vorgerichtlichen Gemeinschaftsverfahrens ist; in diesem Fall
ergreift der nichtständige Untersuchungsausschuss alle erforderlichen Maßnahmen, die es der
Kommission ermöglichen, ihre Zuständigkeiten gemäß den Verträgen in vollem Umfang
wahrzunehmen.

4. Das Bestehen eines nichtständigen Untersuchungsausschusses endet mit der Vorlage seines
Berichts innerhalb der bei seiner Einsetzung festgelegten Frist oder spätestens nach Ablauf von
höchstens zwölf Monaten ab dem Zeitpunkt seiner Einsetzung, auf jeden Fall aber mit Ende der
Wahlperiode.

Das Europäische Parlament kann die Frist von zwölf Monaten durch einen mit Gründen
versehenen Beschluss zweimal um jeweils drei Monate verlängern. Dieser Beschluss wird im
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften veröffentlicht.

5. Zu einem Sachverhalt, der bereits Gegenstand einer Untersuchung durch einen
nichtständigen Untersuchungsausschuss war, kann ein nichtständiger Untersuchungsausschuss nur
dann eingesetzt oder erneut eingesetzt werden, wenn seit der Vorlage des betreffenden
Untersuchungsberichts oder seit dem Ende des betreffenden Untersuchungsauftrags mindestens
zwölf Monate vergangen sind und neue Tatsachen zutage getreten sind.

Artikel 3

1. Der nichtständige Untersuchungsausschuss führt die Untersuchungen, die zur Prüfung der
behaupteten Verstöße gegen das Gemeinschaftsrecht oder Missstände bei der Anwendung
desselben erforderlich sind, unter den nachstehend aufgeführten Bedingungen durch.
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2. Der nichtständige Untersuchungsausschuss kann an ein Organ oder eine Institution der
Europäischen Gemeinschaften oder an die Regierung eines Mitgliedstaates ein Ersuchen richten,
eines ihrer Mitglieder für die Teilnahme an den Arbeiten des Ausschusses zu bestimmen.

3. Auf begründeten Antrag des nichtständigen Untersuchungsausschusses bestimmen die
betroffenen Mitgliedstaaten und die Organe oder Institutionen der Europäischen Gemeinschaften
den Beamten oder sonstigen Bediensteten, den sie ermächtigen, vor dem nichtständigen
Untersuchungsausschuss aufzutreten, sofern dem nicht – aufgrund nationaler oder
gemeinschaftlicher Rechtsvorschriften – Gründe der Geheimhaltung oder der öffentlichen oder
nationalen Sicherheit entgegenstehen.

Die Beamten oder sonstigen Bediensteten äußern sich im Namen und entsprechend den
Weisungen ihrer Regierung oder ihres Organs. Sie bleiben an die Verpflichtungen aufgrund ihres
jeweiligen Dienstrechts gebunden.

4. Die Behörden der Mitgliedstaaten und die Organe oder Institutionen der Europäischen
Gemeinschaften legen einem nichtständigen Untersuchungsausschuss auf dessen Ersuchen oder
von sich aus die für die Erfüllung seiner Aufgaben erforderlichen Dokumente vor, sofern dem
nicht – aufgrund nationaler oder gemeinschaftlicher Rechtsvorschriften oder Regelungen – Gründe
der Geheimhaltung oder der öffentlichen oder nationalen Sicherheit entgegenstehen.

5. Die Absätze 3 und 4 berühren nicht sonstige in den Mitgliedstaaten geltende
Bestimmungen, die einem Erscheinen von Beamten oder der Übermittlung von Dokumenten
entgegenstehen.

Ein sich aus Gründen der Geheimhaltung oder der öffentlichen oder nationalen Sicherheit oder aus
den im Unterabsatz 1 genannten Bestimmungen ergebendes Hindernis wird dem Europäischen
Parlament von einem Vertreter notifiziert, der befugt ist, für die Regierung des betreffenden
Mitgliedstaats oder das Organ verbindlich zu handeln.

6. Die Organe oder Institutionen der Europäischen Gemeinschaften stellen dem
nichtständigen Untersuchungsausschuss die aus einem Mitgliedstaat stammenden Dokumente erst
nach Unterrichtung dieses Staates zur Verfügung.

Sie übermitteln ihm die Dokumente, für die Absatz 5 gilt, erst nach Zustimmung des betreffenden
Mitgliedstaats.

7. Die Absätze 3, 4 und 5 gelten auch für natürliche oder juristische Personen, die durch das
Gemeinschaftsrecht mit dessen Anwendung beauftragt wurden.

8. Soweit dies für die Erfüllung seiner Aufgaben erforderlich ist, kann der nichtständige
Untersuchungsausschuss jede andere Person auffordern, als Zeuge auszusagen. Kann eine Person
durch ihre Nennung in einer laufenden Untersuchung Nachteile erleiden, so wird sie vom
nichtständigen Untersuchungsausschuss hierüber unterrichtet; er hört die betreffende Person auf
deren Antrag an.

Artikel 4

1. Die von dem nichtständigen Untersuchungsausschuss eingeholten Informationen sind
ausschließlich für die Erfüllung seiner Aufgaben bestimmt. Sie dürfen nicht öffentlich bekannt
gegeben werden, wenn sie Fakten enthalten, die der Geheimhaltung oder der Vertraulichkeit
unterliegen, oder wenn Betroffene namentlich erwähnt werden.

Das Europäische Parlament erlässt die erforderlichen Verwaltungs- und
Geschäftsordnungsbestimmungen, um die Geheimhaltung und Vertraulichkeit der Arbeiten der
nichtständigen Untersuchungsausschüsse zu gewährleisten.
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2. Der Bericht des nichtständigen Untersuchungsausschusses wird dem Europäischen
Parlament vorgelegt, das unter Einhaltung der Bestimmungen des Absatzes 1 seine öffentliche
Bekanntgabe beschließen kann.

3. Das Europäische Parlament kann den Organen oder Institutionen der Europäischen
Gemeinschaften oder den Mitgliedstaaten Empfehlungen übermitteln, die es gegebenenfalls
aufgrund des Berichts des nichtständigen Untersuchungsausschusses angenommen hat. Diese
ziehen daraus die Schlussfolgerungen, die sie für angebracht halten.

Artikel 5

Jede Mitteilung, die zum Zwecke der Anwendung dieses Beschlusses an die nationalen Behörden
der Mitgliedstaaten gerichtet wird, wird über deren Ständige Vertretungen bei der Europäischen
Union übermittelt.

Artikel 6

Auf Antrag des Europäischen Parlaments, des Rates oder der Kommission können die
vorstehenden Einzelheiten nach Abschluss der laufenden Wahlperiode des Europäischen
Parlaments im Lichte der gesammelten Erfahrungen geändert werden.

Artikel 7

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen
Gemeinschaften in Kraft.
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BESCHLUSS DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS VOM 18. NOVEMBER 1999 ÜBER DIE
BEDINGUNGEN UND MODALITÄTEN DER INTERNEN UNTERSUCHUNGEN ZUR

BEKÄMPFUNG VON BETRUG, KORRUPTION UND SONSTIGEN RECHTSWIDRIGEN
HANDLUNGEN ZUM NACHTEIL DER INTERESSEN DER GEMEINSCHAFTEN

Das Europäische Parlament –

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, insbesondere Artikel 199,

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl,
insbesondere Artikel 25,

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft, insbesondere Artikel
112,

gestützt auf seine Geschäftsordnung, insbesondere Artikel 186 Buchstabe c1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

Die Verordnung (EG) Nr. 1073/1999 des Europäischen Parlaments und des Rates 2 und die
Verordnung (Euratom) Nr. 1074/1999 des Rates 3 , die die Untersuchungen des Europäischen
Amtes für Betrugsbekämpfung betreffen, sehen vor, dass das Amt Verwaltungsuntersuchungen in
den durch den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft und den Vertrag zur
Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft oder auf deren Grundlage geschaffenen Organen,
Einrichtungen sowie Ämtern und Agenturen eröffnet und durchführt.

Die Zuständigkeit des Europäischen Amtes für Betrugsbekämpfung, wie von der Kommission
errichtet, erstreckt sich über den Schutz der finanziellen Interessen hinaus auf alle Tätigkeiten im
Zusammenhang mit der Wahrung der gemeinschaftlichen Interessen gegenüber rechtswidrigen
Handlungen, die verwaltungs- oder strafrechtlich geahndet werden könnten.

Die Tragweite und die Effizienz der Betrugsbekämpfung müssen durch Ausnutzung des im
Bereich der Verwaltungsuntersuchungen bestehenden Fachwissens verstärkt werden.

Folglich sollten alle Organe, Einrichtungen sowie Ämter und Agenturen dem Amt aufgrund ihrer
Verwaltungsautonomie die Aufgabe übertragen, bei ihnen interne Verwaltungsuntersuchungen zur
Ermittlung schwerwiegender Vorkommnisse im Zusammenhang mit der Ausübung beruflicher
Tätigkeiten durchzuführen, die eine Verletzung der Verpflichtungen der Beamten und
Bediensteten der Gemeinschaften gemäß Artikel 11, Artikel 12 Absätze 2 und 3, den Artikeln 13,
14, 16 und 17 Absatz 1 des Statuts der Beamten der Europäischen Gemeinschaften und der
Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen Bediensteten der Europäischen Gemeinschaften (im
folgenden „Statut“), die den Interessen dieser Gemeinschaften schadet und disziplinarrechtlich und
gegebenenfalls strafrechtlich geahndet werden kann, oder ein schwerwiegendes persönliches
Verschulden gemäß Artikel 22 des Statuts, oder eine Verletzung der vergleichbaren
Verpflichtungen der Abgeordneten oder des Personals des Europäischen Parlaments, das nicht
dem Statut unterliegt, darstellen können.

Diese Untersuchungen müssen unter Beachtung der einschlägigen Bestimmungen der Verträge zur
Gründung der Europäischen Gemeinschaften, insbesondere des Protokolls über die Vorrechte und
Befreiungen der Europäischen Gemeinschaften, der für ihre Anwendung erlassenen
Rechtsvorschriften sowie des Statuts erfolgen.

1Artikel nun gestrichen.
2ABl. L 136 vom 31.5.1999, S. 1.
3ABl. L 136 vom 31.5.1999, S. 8.
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Diese Untersuchungen sind unter den gleichen Bedingungen bei allen Organen, Einrichtungen
sowie Ämtern und Agenturen der Gemeinschaft durchzuführen, ohne dass die Tatsache, dass diese
Aufgabe dem Amt zugewiesen wird, die Verantwortung der Organe, Einrichtungen oder Ämter
oder Agenturen berührt und den rechtlichen Schutz der betreffenden Personen in irgendeiner
Weise beeinträchtigt.

Bis zur Änderung des Statuts sind die praktischen Modalitäten festzulegen, nach denen die
Mitglieder der Organe und Einrichtungen, die Leiter der Ämter und Agenturen sowie die
entsprechenden Beamten und Bediensteten zum ordnungsgemäßen Ablauf der internen
Untersuchungen beitragen –

BESCHLIESST:

Artikel 1

Pflicht zur Zusammenarbeit mit dem Amt

Der Generalsekretär, die Dienststellen sowie alle Beamten oder Bediensteten des Europäischen
Parlaments sind gehalten, umfassend mit den Bediensteten des Amtes zusammenzuarbeiten und
jede für die Untersuchung erforderliche Unterstützung zu gewähren. Dazu liefern sie den
Bediensteten des Amtes alle zweckdienlichen Hinweise und Erklärungen.

Unbeschadet der einschlägigen Bestimmungen der Verträge zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaften, insbesondere des Protokolls über die Vorrechte und Befreiungen sowie der für
ihre Anwendung erlassenen Rechtsvorschriften, arbeiten die Abgeordneten umfassend mit dem
Amt zusammen.

Artikel 2

Mitteilungspflicht

Jeder Beamte oder Bedienstete des Europäischen Parlaments, der Kenntnis von Tatsachen erhält,
die mögliche Fälle von Betrug, Korruption oder sonstige rechtswidrige Handlungen zum Nachteil
der Interessen der Gemeinschaften oder schwerwiegende Vorkommnisse im Zusammenhang mit
der Ausübung beruflicher Tätigkeiten vermuten lassen, die eine disziplinarrechtlich und
gegebenenfalls strafrechtlich zu ahndende Verletzung der Verpflichtungen der Beamten und
Bediensteten der Gemeinschaften oder des nicht dem Statut unterliegenden Personals darstellen
können, unterrichtet unverzüglich seinen Dienststellenleiter oder seinen Generaldirektor oder, falls
er dies für zweckdienlich hält, seinen Generalsekretär oder direkt das Amt, falls es sich um einen
Beamten, einen Bediensteten oder ein nicht dem Statut unterliegendes Mitglied des Personals
handelt, bzw., falls es sich um eine Verletzung der entsprechenden Verpflichtungen der
Abgeordneten handelt, den Präsidenten des Europäischen Parlaments.

Der Präsident, der Generalsekretär, die Generaldirektoren und Dienststellenleiter des Europäischen
Parlaments übermitteln dem Amt unverzüglich jeden ihnen zur Kenntnis gebrachten faktischen
Hinweis, der Unregelmäßigkeiten gemäß Unterabsatz 1 vermuten lässt.

Eine Mitteilung gemäß den Unterabsätzen 1 und 2 darf auf keinen Fall dazu führen, dass der
Beamte oder Bedienstete des Europäischen Parlaments ungerecht behandelt oder diskriminiert
wird.

Die Abgeordneten, die Kenntnis von Tatsachen oder Vorkommnissen gemäß Unterabsatz 1
erhalten, unterrichten den Präsidenten des Europäischen Parlaments oder, falls sie dies für
zweckdienlich halten, direkt das Amt hiervon.
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Dieser Artikel gilt unbeschadet der Bestimmungen über die Vertraulichkeit, die in
Gesetzesvorschriften oder in der Geschäftsordnung des Europäischen Parlaments festgelegt sind.

Artikel 3

Unterstützung durch das Sicherheitsbüro

Auf Antrag des Direktors des Amtes unterstützt das Sicherheitsbüro des Europäischen Parlaments
die Bediensteten des Amtes bei der Durchführung der Untersuchungen.

Artikel 4

Immunität und Zeugnisverweigerungsrecht

Die Regeln über die parlamentarische Immunität und das Zeugnisverweigerungsrecht des
Abgeordneten bleiben davon unberührt.

Artikel 5

Unterrichtung des Betroffenen

In den Fällen, in denen die Möglichkeit einer persönlichen Implikation eines Abgeordneten, eines
Beamten oder Bediensteten besteht, ist der Betroffene rasch zu unterrichten, sofern dies nicht die
Untersuchung beeinträchtigt. Auf keinen Fall dürfen einen Abgeordneten, einen Beamten oder
einen Bediensteten des Europäischen Parlaments mit Namen nennende Schlussfolgerungen am
Ende der Untersuchung gezogen werden, ohne dass ihm Gelegenheit gegeben wurde, sich zu den
ihn betreffenden Tatsachen zu äußern.

In den Fällen, in denen aus ermittlungstechnischen Gründen absolute Geheimhaltung gewahrt
werden muss und die die Hinzuziehung einer innerstaatlichen Justizbehörde erfordern, kann dem
betreffenden Abgeordneten, Beamten oder Bediensteten des Europäischen Parlaments mit
Zustimmung des Präsidenten, im Falle eines Abgeordneten, bzw. des Generalsekretärs, im Falle
eines Bediensteten, zu einem späteren Zeitpunkt Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben werden.

Artikel 6

Information über die Einstellung der Untersuchung

Kann am Ende einer internen Untersuchung keiner der Vorwürfe gegen den beschuldigten
Abgeordneten, Beamten oder Bediensteten des Europäischen Parlaments aufrechterhalten werden,
so wird die ihn betreffende interne Untersuchung auf Beschluss des Direktors des Amtes
eingestellt, der ihn schriftlich davon unterrichtet.

Artikel 7

Aufhebung der Immunität

Ersuchen innerstaatlicher Polizei- oder Justizbehörden um Aufhebung der gerichtlichen Immunität
eines Beamten oder Bediensteten des Europäischen Parlaments im Zusammenhang mit möglichen
Fällen von Betrug, Korruption oder anderen rechtswidrigen Handlungen werden dem Direktor des
Amtes zur Stellungnahme vorgelegt. Ersuchen um Aufhebung der Immunität eines Abgeordneten
des Europäischen Parlaments werden dem Amt mitgeteilt.

Artikel 8

Wirksamwerden

Dieser Beschluss wird am Tag seiner Annahme durch das Europäische Parlament wirksam.
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II 

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter) 

INTERNATIONALE ÜBEREINKÜNFTE 

Interinstitutionelle Vereinbarung zwischen dem Europäischen Parlament und der Europäischen 
Zentralbank über die praktischen Modalitäten für die Ausübung der demokratischen 
Rechenschaftspflicht und die Kontrolle über die Wahrnehmung der der EZB im Rahmen des 

einheitlichen Aufsichtsmechanismus übertragenen Aufgaben 

(2013/694/EU) 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DIE EUROPÄISCHE ZENTRALBANK — 

— gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, 

— gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf Artikel 127 Absatz 6, 

— gestützt auf die Geschäftsordnung des Parlaments, insbesondere auf Artikel 127 Absatz 1, 

— gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 des Rates vom 15. Oktober 2013 zur Übertragung besonderer 
Aufgaben im Zusammenhang mit der Aufsicht über Kreditinstitute auf die Europäische Zentralbank ( 1 ), insbesondere 
auf Artikel 20 Absätze 8 und 9, 

— in Kenntnis der gemeinsamen Erklärung des Präsidenten des Europäischen Parlaments und des Präsidenten der 
Europäischen Zentralbank anlässlich der Abstimmung des Parlaments zur Annahme der Verordnung (EU) Nr. 
1024/2013; in Erwägung nachstehender Gründe: 

A. Durch die Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 werden der Europäischen Zentralbank (EZB) besondere Aufgaben im 
Zusammenhang mit der Aufsicht über Kreditinstitute übertragen, um einen Beitrag zur Sicherheit und Solidität von 
Kreditinstituten sowie zur Stabilität des Finanzsystems in der Europäischen Union und in jedem einzelnen Mitglied­
staat, der an dem einheitlichen Aufsichtsmechanismus teilnimmt, zu leisten. 

B. Die EZB ist gemäß Artikel 9 der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 die zuständige Behörde für die Zwecke der ihr 
durch jene Verordnung übertragenen Aufsichtsaufgaben. 

C. Die Übertragung von Aufsichtsaufgaben geht mit einer erheblichen Verantwortung der EZB einher, einen Beitrag zur 
Finanzstabilität in der Union zu leisten, indem sie die Aufsichtsbefugnisse auf möglichst wirksame und verhältnis­
mäßige Weise ausübt. 

D. Jeder Übertragung von Aufsichtsaufgaben auf die Unionsebene sollten angemessene Anforderungen an die Rechen­
schaftspflicht entsprechen; gemäß Artikel 20 der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 ist die EZB daher dem Europäi­
schen Parlament und dem Rat als den demokratisch legitimierten Organen, die die Bürgerinnen und Bürger der Union 
sowie die Mitgliedstaaten vertreten, für die Durchführung jener Verordnung rechenschaftspflichtig. 

E. Die EZB muss sich gemäß Artikel 20 Absatz 9 der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 unter Wahrung des Vertrags über 
die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) loyal an jeglichen Untersuchungen des Parlaments beteiligen. 

F. Der Vorsitzende des Aufsichtsgremiums der EZB muss gemäß Artikel 20 Absatz 8 der Verordnung (EU) Nr. 
1024/2013 auf Verlangen mit dem Vorsitz und den stellvertretenden Vorsitzenden des zuständigen Ausschusses 
des Parlaments unter Ausschluss der Öffentlichkeit vertrauliche Gespräche in Bezug auf die Aufsichtsaufgaben der 
EZB führen, soweit solche Gespräche zur Wahrnehmung der Befugnisse des Parlaments gemäß dem AEUV erforderlich 
sind. Nach jenem Artikel ist es erforderlich, dass durch die Modalitäten für die Durchführung dieser Gespräche die 
absolute Vertraulichkeit gemäß den Vertraulichkeitspflichten, die der EZB als zuständiger Behörde gemäß dem ein­
schlägigen Unionsrecht auferlegt wurden, sichergestellt wird.

DE 30.11.2013 Amtsblatt der Europäischen Union L 320/1 

( 1 ) ABl. L 287 vom 29.10.2013, S. 63.
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G. Die Organe der Union gemäß Artikel 15 Absatz 1 AEUV handeln unter weitest gehender Beachtung des Grundsatzes 
der Offenheit; die Bedingungen, unter denen ein Dokument der EZB vertraulich ist, sind in dem Beschluss 
2004/258/EG der EZB (EZB/2004/3) ( 1 ) festgelegt; nach jenem Beschluss hat jeder Unionsbürger sowie jede natürliche 
oder juristische Person mit Wohnsitz oder Sitz in einem Mitgliedstaat vorbehaltlich der in jenem Beschluss fest­
gelegten Bedingungen und Einschränkungen ein Recht auf Zugang zu Dokumenten der EZB; nach jenem Beschluss 
hat die EZB die Verbreitung zu verweigern, wenn bestimmte spezifische öffentliche oder private Interessen hierdurch 
beeinträchtigt würden. 

H. Die Verbreitung von Informationen im Zusammenhang mit der Beaufsichtigung von Kreditinstituten liegt nicht im 
freien Ermessen der EZB, sondern es gelten hierfür die Einschränkungen und Bedingungen, die durch das einschlägige 
Unionsrecht festgelegt wurden, das sowohl für das Parlament als auch für die EZB maßgeblich ist. Gemäß Artikel 37 
Absatz 2 der Satzung des Europäischen Systems der Zentralbanken und der Europäischen Zentralbank (die „Satzung 
des ESZB“) finden jene Unionsvorschriften Anwendung auf Personen mit Zugang zu Daten, die unter Unionsvor­
schriften fallen, die eine Verpflichtung zur Geheimhaltung vorsehen. 

I. Gemäß Erwägung 55 der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 sollten alle Berichterstattungspflichten gegenüber dem 
Parlament den einschlägigen Geheimhaltungspflichten unterliegen. Nach Erwägung 74 und Artikel 27 Absatz 1 jener 
Verordnung unterliegen die Mitglieder des Aufsichtsgremiums und des Lenkungsausschusses, die Mitarbeiter der EZB 
sowie von den teilnehmenden Mitgliedstaaten abgeordneten Mitarbeiter, die Aufsichtsaufgaben wahrnehmen, den 
Geheimhaltungspflichten nach Artikel 37 der Satzung des ESZB und nach den einschlägigen Rechtsakten der Union. 
Gemäß Artikel 339 AEUV und Artikel 37 der Satzung des ESZB sind die Mitglieder der Leitungsgremien und das 
Personal der EZB und der nationalen Zentralbanken an die Wahrung der Geheimhaltungspflicht gebunden. 

J. Gemäß Artikel 10 Absatz 4 der Satzung des ESZB sind die Aussprachen in den Sitzungen des EZB-Rates vertraulich. 

K. Gemäß Artikel 4 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 wendet die EZB zur Wahrnehmung der ihr durch 
jene Verordnung übertragenen Aufgaben das einschlägige Unionsrecht an, und wenn dieses Unionsrecht aus Richt­
linien besteht, wendet sie die nationalen Rechtsvorschriften an, mit denen diese Richtlinien umgesetzt wurden. 

L. Vorbehaltlich künftiger Änderungen oder künftiger einschlägiger Rechtsakte erlegen die für die Behandlung von als 
vertraulich eingestuften Informationen einschlägigen Bestimmungen des Unionsrechts, insbesondere die Artikel 53 bis 
62 der Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates ( 2 ), den zuständigen Behörden und ihrem 
Personal für die Beaufsichtigung von Kreditinstituten strenge Pflichten zur Wahrung des Berufsgeheimnisses auf. Alle 
Personen, die für die zuständigen Behörden arbeiten oder gearbeitet haben, sind an die Pflicht zur Wahrung des 
Berufsgeheimnisses gebunden. Vertrauliche Informationen, die sie in ihrer beruflichen Eigenschaft erhalten, dürfen nur 
in zusammengefasster oder aggregierter Form weitergegeben werden, so dass einzelne Kreditinstitute nicht identifiziert 
werden können; dies gilt nicht für Fälle, die unter das Strafrecht fallen. 

M. Gemäß Artikel 27 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 ist die EZB zur Wahrnehmung der ihr durch jene 
Verordnung übertragenen Aufgaben befugt, innerhalb der im einschlägigen Unionsrecht festgelegten Grenzen und 
gemäß den darin vorgesehenen Bedingungen Informationen mit nationalen Behörden oder Behörden und sonstigen 
Einrichtungen der Union auszutauschen, wenn es die einschlägigen Rechtsakte der Union den zuständigen nationalen 
Behörden gestatten, solchen Stellen Informationen zu übermitteln, oder wenn die Mitgliedstaaten nach dem ein­
schlägigen Unionsrecht eine solche Weitergabe vorsehen können. 

N. Ein Verstoß gegen die Wahrung der Geheimhaltungspflicht im Zusammenhang mit Informationen sollte im Rahmen 
der Beaufsichtigung angemessene Sanktionen nach sich ziehen; das Parlament sollte einen angemessen Rahmen 
schaffen, um jeden Fall eines Verstoßes gegen die Geheimhaltungspflicht durch seine Mitglieder oder sein Personal 
zu verfolgen. 

O. Die organisatorische Trennung des Personals der EZB, das an der Wahrnehmung der Aufsichtsaufgaben der EZB 
beteiligt ist, von dem Personal, das an der Wahrnehmung von geldpolitischen Aufgaben beteiligt ist, hat in einer 
Weise zu erfolgen, dass die Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 im vollen Umfang eingehalten wird. 

P. Diese Vereinbarung umfasst nicht den Austausch vertraulicher Informationen hinsichtlich geldpolitischer Aufgaben 
oder anderen Aufgaben der EZB, die nicht zu den Aufgaben gehören, die der EZB durch die Verordnung (EU) Nr. 
1024/2013 übertragen wurden. 

Q. Diese Vereinbarung lässt die Rechenschaftspflicht der zuständigen nationalen Behörden gegenüber den nationalen 
Parlamenten im Einklang mit innerstaatlichem Recht unberührt.
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( 1 ) Beschluss 2004/258/EG der Europäischen Zentralbank vom 4. März 2004 über den Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumenten der 
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R. Diese Vereinbarung umfasst oder betrifft weder die Rechenschaftspflicht noch die Berichtspflicht des einheitlichen 
Aufsichtsmechanismus gegenüber dem Rat, der Kommission oder den nationalen Parlamenten — 

VEREINBAREN FOLGENDES: 

I. RECHENSCHAFTSPFLICHT, ZUGANG ZU INFORMATIONEN, 
VERTRAULICHKEIT 

1. Berichte 

— Die EZB legt dem Parlament alljährlich einen Bericht 
über die Wahrnehmung der ihr durch die Verordnung 
(EU) Nr. 1024/2013 übertragenen Aufgaben (im Folgen­
den „Jahresbericht“) vor. Der Vorsitzende des Aufsichts­
gremiums stellt den Jahresbericht dem Parlament in ei­
ner öffentlichen Anhörung vor. Der Entwurf des Jahres­
berichts wird dem Parlament vertraulich in einer der 
Amtssprachen der Union vier Arbeitstage vor der An­
hörung zur Verfügung gestellt. Später werden Überset­
zungen in alle Amtssprachen der Union zur Verfügung 
gestellt. In dem Jahresbericht wird unter anderem Fol­
gendes behandelt: 

i. Wahrnehmung von Aufsichtsaufgaben, 

ii. Teilung der Aufgaben mit den nationalen Aufsichts­
behörden, 

iii. Zusammenarbeit mit sonstigen relevanten Behör­
den der Mitgliedstaaten oder der Union, 

iv. Trennung zwischen geldpolitischen und aufsichts­
rechtlichen Aufgaben, 

v. Entwicklung der Aufsichtsstruktur und des Auf­
sichtspersonals, einschließlich der Anzahl und der 
nationalen Zusammensetzung der abgeordneten na­
tionalen Sachverständigen, 

vi. Umsetzung des Verhaltenskodex, 

vii. Methode der Berechnung und Beträge der Auf­
sichtsgebühren, 

viii. Haushalt für Aufsichtsaufgaben, 

ix. Erfahrungen mit der Berichterstattung auf der 
Grundlage von Artikel 23 der Verordnung (EU) 
Nr. 1024/2013 (Meldung von Verstößen). 

— Während der in Artikel 33 Absatz 2 der Verordnung 
(EU) Nr. 1024/2013 erwähnten Anlaufphase übermittelt 
die EZB dem Parlament vierteljährliche Berichte über 
den Fortschritt bei der operationellen Durchführung 
der Verordnung, in denen unter anderem Folgendes be­
handelt wird: 

i. interne Vorbereitung, Organisation und Planung von 
Arbeiten, 

ii. konkrete Regelungen, um der Anforderung zur Tren­
nung der geldpolitischen und aufsichtsrechtlichen 
Funktionen zu genügen, 

iii. Zusammenarbeit mit sonstigen zuständigen Behör­
den der Mitgliedstaaten oder der Union, 

iv. Hindernisse, mit denen es die EZB bei der Vorberei­
tung ihrer Aufsichtsaufgaben zu tun hatte, 

v. bedenkliche Ereignisse oder Änderungen am Verhal­
tenskodex. 

— Die EZB veröffentlicht den Jahresbericht auf der Website 
des einheitlichen Aufsichtsmechanismus. Die “Informati­
ons-E-Mail-Hotline“ der EZB wird so erweitert, dass sie 
sich speziell mit Fragen befasst, die den einheitlichen 
Aufsichtsmechanismus betreffen, und die EZB überführt 
das durch E-Mails eingegangene Feedback in den Ab­
schnitt „Fragen und Antworten“ der Website des einheit­
lichen Aufsichtsmechanismus. 

2. Anhörungen und vertrauliche Gespräche 

— Der Vorsitzende des Aufsichtsgremiums nimmt an or­
dentlichen öffentlichen Anhörungen über die Wahrneh­
mung der Aufsichtsaufgaben auf Aufforderung des zu­
ständigen Ausschusses des Parlaments teil. Der zustän­
dige Ausschuss des Parlaments und die EZB vereinbaren 
einen Zeitplan für zwei im Laufe des folgenden Jahres 
abzuhaltender solcher Anhörungen. Anträge auf Ände­
rungen des vereinbarten Zeitplans werden schriftlich ge­
stellt. 

— Außerdem kann der Vorsitzende des Aufsichtsgremiums 
zu zusätzlichen Ad-hoc-Aussprachen über Aufsichtsthe­
men mit dem zuständigen Ausschuss des Parlaments 
eingeladen werden. 

— Falls dies für die Wahrnehmung der Befugnisse des Par­
laments gemäß dem AEUV und dem Unionsrecht erfor­
derlich ist, kann der Vorsitz seines zuständigen Aus­
schusses vertrauliche Sondersitzungen mit dem Vorsit­
zenden des Aufsichtsgremiums schriftlich unter Angabe 
von Gründen beantragen. Solche Sitzungen finden zu 
einem einvernehmlich vereinbarten Termin statt. 

— Alle Teilnehmer an den vertraulichen Sondersitzungen 
unterliegen Geheimhaltungspflichten, die den für die 
Mitglieder des Aufsichtsgremiums und das Aufsichtsper­
sonal der EZB geltenden Pflichten entsprechen. 

— Auf einen begründeten Antrag des Vorsitzenden des 
Aufsichtsgremiums oder des Vorsitzes des zuständigen 
Ausschusses des Parlaments hin können Vertreter der 
EZB im Aufsichtsgremium oder leitende Mitglieder des
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Aufsichtspersonals (Generaldirektoren oder ihre Stellver­
treter) im Rahmen einer einvernehmlichen Regelung an 
den ordentlichen Anhörungen, den Ad-hoc-Ausspra­
chen und den vertraulichen Sitzungen teilnehmen. 

— Der Grundsatz der Offenheit der Organe der Union 
gemäß dem AEUV gilt für den einheitlichen Aufsichts­
mechanismus. Die Gespräche in vertraulichen Sonder­
sitzungen folgen dem Grundsatz der Offenheit und um­
fassen die relevanten Umstände. Dazu gehört der Aus­
tausch vertraulicher Informationen über die Wahrneh­
mung der Aufsichtsaufgaben innerhalb der durch das 
Unionsrecht gesetzten Schranken. Die Verbreitung 
kann durch gesetzlich vorgesehene Vertraulichkeits­
schranken eingeschränkt sein. 

— Vom Parlament oder von der EZB beschäftigte Personen 
dürfen keine Informationen preisgeben, von denen sie 
im Rahmen ihrer Tätigkeiten Kenntnis erlangt haben, die 
mit den Aufgaben im Zusammenhang stehen, die der 
EZB durch die Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 über­
tragen wurden; dies gilt selbst für die Zeit nach Beendi­
gung solcher Tätigkeiten oder ihrem Ausscheiden aus 
einem solchen Beschäftigungsverhältnis. 

— In den ordentlichen Anhörungen, den Ad-hoc-Aus­
sprachen und den vertraulichen Sitzungen können 
alle Aspekte der Tätigkeit und der Funktionsweise des 
einheitlichen Aufsichtsmechanismus gemäß der Verord­
nung (EU) Nr. 1024/2013 behandelt werden. 

— Über die vertraulichen Sitzungen werden keine Pro­
tokolle oder andere Aufzeichnungen erstellt. Es werden 
keine Erklärungen für die Presse oder andere Medien 
abgegeben. Jeder Teilnehmer an den vertraulichen Ge­
sprächen muss jedes Mal eine förmliche Erklärung abge­
ben, dass er gegenüber Dritten über den Inhalt dieser 
Gespräche Stillschweigen wahrt. 

— Nur der Vorsitzende des Aufsichtsgremiums und der 
Vorsitz und die stellvertretenden Vorsitze des zuständi­
gen Ausschusses des Parlaments dürfen an den vertrau­
lichen Sitzungen teilnehmen. Der Vorsitzende des Auf­
sichtsgremiums sowie der Vorsitz und die stellvertreten­
den Vorsitze des zuständigen Ausschusses des Par­
laments können von jeweils zwei Mitgliedern des Per­
sonals der EZB bzw. des Sekretariats des Parlaments 
begleitet werden. 

3. Antworten auf Fragen 

— Die EZB antwortet schriftlich auf schriftliche Fragen, die 
ihr vom Parlament gestellt werden. Diese Fragen werden 
dem Vorsitzenden des Aufsichtsgremiums über den Vor­
sitz des zuständigen Ausschusses des Parlaments über­
mittelt. Fragen werden so rasch wie möglich und in 
jedem Fall innerhalb von fünf Wochen nach ihrer Über­
mittlung an die EZB beantwortet. 

— Die EZB und das Parlament widmen den vorstehend 
genannten Fragen und Antworten einen speziellen Ab­
schnitt ihrer Websites. 

4. Zugang zu Informationen 

— Die EZB stellt dem zuständigen Ausschuss des Par­
laments zumindest einen umfassenden und aussagekräf­
tigen Bericht über die Beratungen des Aufsichtsgre­
miums zur Verfügung, der ein Verständnis der Gesprä­
che ermöglicht, einschließlich einer mit Anmerkungen 
versehenen Liste der Beschlüsse. Wenn der EZB-Rat 
den Entwurf eines Beschlusses des Aufsichtsgremiums 
gemäß Artikel 26 Absatz 8 der Verordnung (EU) Nr. 
1024/2013 ablehnt, unterrichtet der Präsident der EZB 
den Vorsitz des zuständigen Ausschusses des Parlaments 
über die Gründe einer solchen Ablehnung unter Wah­
rung der in dieser Vereinbarung genannten Anforderun­
gen an die Vertraulichkeit. 

— Falls ein Kreditinstitut abgewickelt wird, werden nicht­
vertrauliche Informationen zu diesem Kreditinstitut 
nachträglich offen gelegt, nachdem etwaige Beschrän­
kungen der Bereitstellung entsprechender Informationen, 
die sich aus Anforderungen an die Vertraulichkeit er­
geben, nicht mehr gelten. 

— Die Aufsichtsgebühren und eine Erläuterung über ihre 
Berechnung werden auf der Website der EZB veröffent­
licht. 

— Die EZB veröffentlicht auf ihrer Website einen Leitfaden 
ihrer Aufsichtspraxis. 

5. Schutzvorkehrungen für als vertraulich eingestufte Infor­
mationen und Dokumente der EZB 

— Das Parlament richtet Schutzvorrichtungen und Maß­
nahmen entsprechend dem Grad an Sensibilität der In­
formationen oder Dokumente der EZB ein und setzt die 
EZB davon in Kenntnis. In jedem Fall werden offen 
gelegte Informationen oder Dokumente nur für die 
Zwecke verwendet, für die sie zur Verfügung gestellt 
wurden. 

— Das Parlament ersucht die EZB um ihre Zustimmung zu 
einer etwaigen Offenlegung gegenüber weiteren Per­
sonen oder Institutionen, und die beiden Organe werden 
bei etwaigen Gerichts- oder Verwaltungsverfahren oder 
anderen Verfahren zusammenarbeiten, bei denen der 
Zugang zu solchen Informationen oder Dokumenten 
beantragt wird. Die EZB kann vom Parlament hinsicht­
lich aller oder bestimmter Kategorien von offen gelegten 
Informationen oder Dokumenten verlangen, dass es eine 
Liste der Personen führt, die Zugang zu diesen Informa­
tionen und Dokumenten haben. 

II. AUSWAHLVERFAHREN 

— Die EZB bestimmt und veröffentlicht die Kriterien für 
die Auswahl des Vorsitzenden des Aufsichtsgremiums; 
diese umfassen eine Aufstellung der Fähigkeiten, der 
Kenntnis von Finanzinstituten und -märkten sowie der 
Erfahrung im Bereich der Aufsicht über Kreditinstitute 
und der Finanzaufsicht auf Makroebene. Bei der Fest­
legung der Kriterien strebt die EZB die höchsten fachli­
chen Anforderungen an und berücksichtigt die Tatsache, 
dass die Interessen der Union als Ganzes sowie die Viel­
falt bei der Zusammensetzung des Aufsichtsgremiums 
gewahrt werden müssen.
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— Der zuständige Ausschuss des Parlaments wird zwei 
Wochen vor der Veröffentlichung der Stellenausschrei­
bung durch den EZB-Rat über die Einzelheiten, ein­
schließlich der Auswahlkriterien und der spezifischen 
Stellenbeschreibung, des „offenen Auswahlverfahrens“ 
unterrichtet, die auf die Auswahl des Vorsitzenden An­
wendung finden sollen. 

— Der zuständige Ausschuss des Parlaments wird vom 
EZB-Rat über die Zusammensetzung der Gruppe der 
Bewerber für die Stelle des Vorsitzenden (Anzahl von 
Bewerbungen, Art der beruflichen Kompetenzen, Ver­
hältnis der Geschlechter und Nationalitäten usw.) sowie 
über die Methode unterrichtet, nach der die Gruppe der 
Bewerber geprüft wird, damit eine Auswahlliste von 
mindestens zwei Bewerbern erstellt und später der Vor­
schlag durch die EZB festgelegt werden kann. 

— Die EZB stellt dem zuständigen Ausschuss des Par­
laments die Auswahlliste der Bewerber für die Stelle 
des Vorsitzenden des Aufsichtsgremiums zur Verfügung. 
Die EZB stellt die Auswahlliste mindestens drei Wochen, 
bevor sie ihren Vorschlag für die Ernennung des Vor­
sitzenden vorlegt, zur Verfügung. 

— Der zuständige Ausschuss des Parlaments kann der EZB 
Fragen im Zusammenhang mit den Auswahlkriterien 
und der Auswahlliste der Bewerber innerhalb von einer 
Woche nach deren Eingang übermitteln. Die EZB beant­
wortet diese Fragen schriftlich binnen zwei Wochen. 

— Das Verfahren der Billigung besteht aus den folgenden 
Schritten: 

— Die EZB übermittelt ihre Vorschläge für den Vor­
sitzenden und den stellvertretenden Vorsitzenden 
dem Parlament zusammen mit schriftlichen Erläute­
rungen der zu Grunde liegenden Erwägungen. 

— Eine öffentliche Anhörung des vorgeschlagenen Vor­
sitzenden und stellvertretenden Vorsitzenden des 
Aufsichtsgremiums wird im zuständigen Ausschuss 
des Parlaments durchgeführt. 

— Das Parlament entscheidet über die Billigung des 
bzw. der von der EZB für den Vorsitzenden und 
den stellvertretenden Vorsitzenden vorgeschlagenen 
Bewerbers bzw. Bewerberin mittels Abstimmung 
im zuständigen Ausschuss und im Plenum. Das Par­
lament wird sich unter Berücksichtigung seines Sit­
zungskalenders in der Regel darum bemühen, diese 
Entscheidung innerhalb von sechs Wochen nach 
dem Vorschlag zu treffen. 

— Wird der Vorschlag für den Vorsitzenden nicht gebilligt, 
kann die EZB entscheiden, auf die Gruppe der Bewerber, 
die sich ursprünglich auf die Stelle beworben haben, 
zurückzugreifen oder das Auswahlverfahren erneut ein­
zuleiten, einschließlich der Erstellung und Veröffent­
lichung einer neuen Stellenausschreibung. 

— Die EZB legt dem Parlament einen etwaigen Vorschlag 
zur Abberufung des Vorsitzenden oder des stellvertre­
tenden Vorsitzenden von seinem Amt vor und erläutert 
ihn. 

— Das Verfahren der Billigung besteht aus Folgendem: 

— einer Abstimmung im zuständigen Ausschuss des 
Parlaments über den Entwurf einer Entschließung 
und 

— einer Abstimmung im Plenum zur Billigung oder 
Ablehnung dieser Entschließung. 

— Wenn das Parlament oder der Rat der EZB mitgeteilt 
hat, dass sie die Bedingungen für die Abberufung des 
Vorsitzenden oder des stellvertretenden Vorsitzenden 
des Aufsichtsgremiums als für die Zwecke des Artikels 
26 Absatz 4 der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 erfüllt 
erachten, unterbreitet die EZB ihre Anmerkungen 
schriftlich innerhalb von vier Wochen. 

III. UNTERSUCHUNGEN 

— Setzt das Parlament einen Untersuchungsausschuss nach 
Artikel 226 AEUV und dem Beschluss 95/167/EG, Eu­
ratom, EGKS des Europäischen Parlaments des Rates 
und der Kommission ( 1 ) ein, unterstützt die EZB im 
Einklang mit dem Unionsrecht einen Untersuchungsaus­
schuss bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben gemäß 
dem Grundsatz loyaler Zusammenarbeit. 

— Alle Tätigkeiten eines Untersuchungsausschusses, den 
die EZB unterstützt, erfolgen innerhalb des Geltungs­
bereichs des Beschlusses 95/167/EG, Euratom, EGKS. 

— Die EZB beteiligt sich loyal an allen Untersuchungen des 
Parlaments gemäß Artikel 20 Absatz 9 der Verordnung 
(EU) Nr. 1024/2013 innerhalb desselben Rahmens, der 
für Untersuchungsausschüsse gilt, und unter Wahrung 
desselben Vertraulichkeitsschutzes, der in dieser Verein­
barung für die vertraulichen Gespräche (I.2) vorgesehen 
ist. 

— Alle Personen, die dem Parlament im Zusammenhang 
mit Untersuchungen zur Verfügung gestellte Informatio­
nen erhalten, unterliegen Geheimhaltungspflichten, die 
den für die Mitglieder des Aufsichtsgremiums und das 
Aufsichtspersonal der EZB geltenden Pflichten entspre­
chen, und das Parlament und die EZB vereinbaren die 
Maßnahmen, die zu ergreifen sind, um den Schutz sol­
cher Informationen zu gewährleisten. 

— Soweit der Schutz eines durch den Beschluss 
2004/258/EG anerkannten öffentlichen oder privaten 
Interesses erfordert, dass die Vertraulichkeit gewahrt 
wird, sorgt das Parlament dafür, dass der Schutz auf­
rechterhalten wird, und es verbreitet den Inhalt solcher 
Informationen nicht.
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— Die Rechte und Pflichten der Organe und Einrichtungen 
der Union gemäß dem Beschluss 95/167/EG/Euratom/ 
EGKS gelten entsprechend für die EZB. 

— Eine etwaige Ersetzung des Beschlusses 95/167/EG/Eu­
ratom/EGKS durch einen anderen Rechtsakt oder seine 
Änderung zieht eine Neuaushandlung von Teil III dieser 
Vereinbarung nach sich. Bis eine neue Vereinbarung 
über die entsprechenden Teile erreicht wird, gilt diese 
Vereinbarung, einschließlich des Beschlusses 95/167/EG, 
Euratom, EGKS in seiner Fassung zum Zeitpunkt der 
Unterzeichnung dieser Vereinbarung. 

IV. VERHALTENSKODEX 

— Vor Annahme des Verhaltenskodex nach Artikel 19 Ab­
satz 3 der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 unterrichtet 
die EZB den zuständigen Ausschuss des Parlaments über 
die wesentlichen Elemente des geplanten Verhaltens­
kodex. 

— Auf schriftlichen Antrag des zuständigen Ausschusses 
des Parlaments unterrichtet die EZB das Parlament 
schriftlich über die Umsetzung des Verhaltenskodex. 
Die EZB unterrichtet das Parlament auch, wenn der Ver­
haltenskodex aktualisiert werden muss. 

— In dem Verhaltenskodex werden Fragen von Interessen­
konflikten geregelt, und er gewährleistet die Achtung der 
Regeln über die Trennung zwischen geldpolitischen und 
aufsichtsrechtlichen Aufgaben. 

V. ANNAHME VON AKTEN DURCH DIE EZB 

— Die EZB unterrichtet den zuständigen Ausschuss des 
Parlaments ordnungsgemäß über die Verfahren (ein­
schließlich der Zeitpläne), die sie für die Annahme von 
Verordnungen, Beschlüssen, Leitlinien und Empfehlun­
gen der EZB („Akte“) eingerichtet hat, die Gegenstand 
einer öffentlichen Anhörung gemäß der Verordnung 
(EU) Nr. 1024/2013 sind. 

— Die EZB unterrichtet den zuständigen Ausschuss des 
Parlaments insbesondere über die Grundsätze und die 
Arten von Indikatoren oder Informationen, die sie im 
Allgemeinen für die Ausarbeitung von Akten und Emp­
fehlungen verwendet, um die Transparenz und Kohärenz 
zu steigern. 

— Die EZB übermittelt dem zuständigen Ausschuss des 
Parlaments die Entwürfe von Akten, bevor sie das Ver­
fahren der öffentlichen Anhörung einleitet. Übermittelt 
das Parlament Anmerkungen zu den Akten, können 
informelle Aussprachen mit der EZB über diese Anmer­
kungen geführt werden. Solche informellen Aussprachen 
finden parallel zu den offenen öffentlichen Anhörungen 
statt, die die EZB gemäß Artikel 4 Absatz 3 der Ver­
ordnung (EU) Nr. 1024/2013 durchführt. 

— Sobald die EZB einen Akt angenommen hat, übermittelt 
sie ihn an den zuständigen Ausschuss des Parlaments. 
Die EZB unterrichtet das Parlament auch regelmäßig 
schriftlich, wenn die angenommenen Akte aktualisiert 
werden müssen. 

VI. SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

1. Alle drei Jahre wird die praktische Umsetzung dieser 
Vereinbarung von den beiden Institutionen bewertet. 

2. Diese Vereinbarung tritt am Tag des Inkrafttretens der 
Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 oder am Tag nach 
Unterzeichnung dieser Vereinbarung in Kraft, wobei der 
spätere Zeitpunkt maßgebend ist. 

3. Die Pflichten hinsichtlich der Vertraulichkeit von Infor­
mationen sind für die beiden Organe selbst nach Been­
digung dieser Vereinbarung verbindlich. 

4. Diese Vereinbarung wird im Amtsblatt der Europäischen 
Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Frankfurt am Main und Brüssel am 6. November 
2013. 

Im Namen des Europäischen 
Parlaments 

Der Präsident 
M. SCHULZ 

Im Namen der Europäischen 
Zentralbank 

Der Präsident 
M. DRAGHI
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Europa partnerschaftlich kommunizieren

(2009/C 13/02)

Ziele und Grundsätze

1. Das Europäische Parlament, der Rat und die Europäische Kommission halten es für äußerst wichtig, die
Kommunikation über EU-Themen unter Beachtung der Grundsätze des Pluralismus, der Partizipation, der
Offenheit und der Transparenz zu verbessern, um auf diese Weise die europäischen Bürger in die Lage zu
versetzen, ihr Recht auf Teilhabe am demokratischen Leben der Union, in der die Entscheidungen möglichst
offen und möglichst bürgernah getroffen werden, wahrzunehmen.

2. Die drei Organe sind bestrebt, auf eine Konvergenz der Standpunkte zu den wichtigsten Kommunika-
tionsprioritäten der Europäischen Union als Ganzes hinzuwirken, den zusätzlichen Nutzeffekt eines
EU-Kommunikationskonzepts für europäische Themen zu fördern, den Austausch von Informationen und
bewährten Verfahrensweisen zu erleichtern, Synergieeffekte zwischen den Organen bei der Durchführung
von Kommunikationsmaßnahmen im Zusammenhang mit diesen Prioritäten herbeizuführen sowie die
Zusammenarbeit zwischen den Organen und Einrichtungen und den Mitgliedstaaten zu erleichtern, wo dies
angezeigt ist.

3. Die drei Organe erkennen an, dass die Kommunikation über Europa ein politisches Engagement der
EU-Organe und der Mitgliedstaaten auf allen Ebenen erfordert und dass die Mitgliedstaaten eine eigene
Verantwortung haben, mit den Bürgern über die EU zu kommunizieren.

4. Nach Auffassung der drei Organe sollte die Öffentlichkeitsarbeit zu europäischen Themen so ausgestal-
tet werden, dass jeder Einzelne Zugang zu ausgewogenen und mannigfaltigen Informationen über die Euro-
päische Union erhält und dass den Bürgern die Möglichkeit zur Wahrnehmung ihres Rechts geboten wird,
ihre Meinung zu äußern und sich aktiv an der öffentlichen Debatte über EU-Themen zu beteiligen.

5. Die drei Organe tragen bei ihrer Öffentlichkeitsarbeit zur Achtung der Mehrsprachigkeit und kulturel-
len Vielfalt bei.

6. Die drei Organe haben eine politische Verpflichtung zur Verwirklichung der oben genannten Ziele. Sie
rufen die anderen Organe und Einrichtungen der EU dazu auf, ihre Bemühungen zu unterstützen und, sofern
sie gewillt sind, einen Beitrag zu diesem Ansatz zu leisten.

Ein partnerschaftliches Konzept

7. Die drei Organe erkennen an, dass sich die Mitgliedstaaten und die EU-Organe partnerschaftlich der
Herausforderung der Kommunikation über EU-Themen widmen müssen, um eine wirksame Kommunikation
mit einem möglichst breiten Publikum sicherzustellen und diesem auf der geeigneten Ebene objektive Infor-
mationen zur Verfügung zu stellen.

Sie streben Synergien mit den nationalen, regionalen und örtlichen Behörden sowie mit den Vertretern der
Bürgergesellschaft an.

Zu diesem Zweck gedenken sie auf ein pragmatisches partnerschaftliches Konzept hinzuarbeiten.

8. In diesem Kontext verweisen die drei Organe auf die Schlüsselrolle der Interinstitutionellen Gruppe
„Information“ (IGI), die den Organen einen Rahmen auf hoher Ebene zur Förderung der politischen
Diskussion über EU-bezogene Informations- und Kommunikationstätigkeiten bietet und so Synergien und
Komplementarität fördert. Zu diesem Zweck tritt die IGI, deren Ko-Vorsitz von Vertretern des Europäischen
Parlaments, des Rates und der Europäischen Kommission geführt wird, grundsätzlich zweimal jährlich
zusammen, wobei der Ausschuss der Regionen und der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss als
Beobachter an den Tagungen teilnehmen.

Ein Rahmen für das gemeinsame Vorgehen

Die drei Organe beabsichtigen eine Zusammenarbeit auf folgender Grundlage:

9. Die drei Organe bestimmen im Rahmen der IGI jährlich eine begrenzte Zahl gemeinsamer Kommuni-
kationsprioritäten unter Berücksichtigung der Zuständigkeit jedes EU-Organs und jedes Mitgliedstaats für
seine eigenen Kommunikationsstrategien und -prioritäten.
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10. Diese gemeinsamen Prioritäten beruhen auf den Kommunikationsprioritäten, die von den
EU-Organen und -Einrichtungen nach ihren internen Verfahren bestimmt wurden und die gegebenenfalls an
die strategischen Standpunkte und Anstrengungen der Mitgliedstaaten in diesem Bereich anknüpfen, wobei
auch den Erwartungen der Bürger Rechnung zu tragen ist.

11. Die drei Organe und die Mitgliedstaaten bemühen sich um eine geeignete Unterstützung für die
Kommunikation über die festgelegten Prioritäten.

12. Die in den Mitgliedstaaten und den Organen der EU mit der Öffentlichkeitsarbeit befassten Stellen
sollten sich miteinander ins Benehmen setzen, um eine erfolgreiche Umsetzung der gemeinsamen Kommuni-
kationsprioritäten sowie anderer Tätigkeiten im Zusammenhang mit der EU-Kommunikation sicherzustellen,
erforderlichenfalls auf der Grundlage geeigneter Verwaltungsvereinbarungen.

13. Die Organe und die Mitgliedstaaten werden gebeten, Informationen über weitere Kommunikations-
maßnahmen mit EU-Bezug auszutauschen, insbesondere über die von den Organen und Einrichtungen
geplanten sektoralen Kommunikationsmaßnahmen, wenn diese Anlass für Informationskampagnen in den
Mitgliedstaaten sind.

14. Die Kommission wird ersucht, den anderen EU-Organen zu Beginn jedes Jahres über die wichtigsten
Fortschritte bei der Umsetzung der gemeinsamen Kommunikationsprioritäten des Vorjahres Bericht zu
erstatten.

15. Diese politische Erklärung wurde am zweiundzwanzigsten Oktober zweitausendacht unterzeichnet.

Geschehen zu Strassburg am zweiundzwanzigsten Oktober zweitausendacht.

Im Namen des
Europäischen Parlaments

Der Präsident

Für den Rat der
Europäischen Union

Der Präsident

Für die Kommission der
Europäischen Gemeinschaften

Der Präsident
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II

(Mitteilungen)

GEMEINSAME ERKLÄRUNGEN

EUROPÄISCHES PARLAMENT

RAT

KOMMISSION

GEMEINSAME ERKLÄRUNG ZU DEN PRAKTISCHEN MODALITÄTEN DES NEUEN MIT-
ENTSCHEIDUNGSVERFAHRENS (ARTIKEL 251 EG-VERTRAG)

(2007/C 145/02)

GRUNDSÄTZE

1. Das Europäische Parlament, der Rat und die Kommission (nachstehend „Organe“ genannt) stellen fest,
dass sich die derzeitige Praxis der Kontakte zwischen dem Vorsitz des Rates, der Kommission und den
Vorsitzenden der zuständigen Ausschüsse und/oder Berichterstattern des Europäischen Parlaments sowie
zwischen den beiden Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses bewährt hat.

2. Die Organe bekräftigen, dass diese Praxis, die sich in allen Stadien des Mitentscheidungsverfahrens ent-
wickelt hat, weiterhin gefördert werden muss. Die Organe verpflichten sich, ihre Arbeitsmethoden im
Hinblick auf eine noch effektivere Nutzung aller durch das Mitentscheidungsverfahren, wie es im EG-
Vertrag eingeführt wurde, gebotenen Möglichkeiten zu überprüfen.

3. In dieser Gemeinsamen Erklärung werden die genannten Arbeitsmethoden und die praktischen Vorkeh-
rungen zu ihrer Anwendung geklärt. Sie ergänzt die Interinstitutionelle Vereinbarung „Bessere Rechtset-
zung“ (1) und insbesondere deren Bestimmungen über das Mitentscheidungsverfahren. Die Organe erklä-
ren, dass sie entsprechende Verpflichtungen im Einklang mit den Grundsätzen der Transparenz, der
demokratischen Kontrolle und der Effizienz uneingeschränkt einhalten werden. In diesem Zusammen-
hang sollten die Organe besonders darauf achten, dass unter Einhaltung des gemeinschaftlichen Besitz-
stands Fortschritte in Bezug auf Vereinfachungsvorschläge erzielt werden.

4. Die Organe arbeiten während des gesamten Verfahrens loyal zusammen, um ihre Standpunkte möglichst
weitgehend anzunähern und dabei, soweit zweckmäßig, den Erlass des Rechtsakts in einem frühen Sta-
dium des Verfahrens zu ermöglichen.

5. Im Hinblick auf dieses Ziel arbeiten die Organe im Rahmen geeigneter interinstitutioneller Kontakte
zusammen, um in allen Stadien des Mitentscheidungsverfahrens den Fortgang der Arbeiten zu überwa-
chen und den Grad der Übereinstimmung zu prüfen.

6. Die Organe verpflichten sich, unter Beachtung ihrer jeweiligen Geschäftsordnungen regelmäßig Informa-
tionen über die Fortschritte der Gegenstände des Mitentscheidungsverfahrens auszutauschen. Sie sorgen
dafür, dass die jeweiligen Zeitpläne so weit wie möglich koordiniert werden, damit die Arbeiten kohä-
rent und konvergent durchgeführt werden können. Sie bemühen sich deshalb, einen ungefähren Zeit-
plan der einzelnen Stadien bis zur endgültigen Verabschiedung von Legislativvorschlägen aufzustellen,
wobei der politische Charakter des Entscheidungsprozesses ohne Einschränkung beachtet wird.
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7. Die Zusammenarbeit der Organe im Rahmen des Mitentscheidungsverfahrens erfolgt häufig in Form
von Dreiertreffen („Triloge“). Dieses Trilog-System hat sich als leistungsfähig und flexibel erwiesen,
indem es die Möglichkeiten zur Einigung in den Stadien der ersten und der zweiten Lesung wesentlich
verbessert und zur Vorbereitung der Arbeiten des Vermittlungsausschusses beigetragen hat.

8. Solche Triloge finden gewöhnlich in informellem Rahmen statt. Sie können je nach der Art der zu
erwartenden Erörterung in allen Stadien des Verfahrens und auf verschiedenen Repräsentationsebenen
stattfinden. Jedes Organ benennt nach Maßgabe seiner Geschäftsordnung seine Teilnehmer der jeweili-
gen Sitzung, legt sein Mandat für die Verhandlungen fest und unterrichtet die anderen Organe rechtzei-
tig von den Vorkehrungen für die Treffen.

9. Entwürfe von Kompromisstexten, die zu einer bevorstehenden Sitzung zur Beratung unterbreitet wer-
den, soweit möglich, allen Teilnehmern vorab übermittelt. Um die Transparenz zu verbessern, werden
Triloge, die beim Europäischen Parlament und beim Rat stattfinden, angekündigt, soweit das praktisch
durchführbar ist.

10. Der Vorsitz des Rates ist bemüht, an den Sitzungen der Ausschüsse des Europäischen Parlaments teilzu-
nehmen. Er berücksichtigt gegebenenfalls sorgfältig die ihm vorliegenden Ersuchen um Informationen
über den Standpunkt des Rates.

ERSTE LESUNG

11. Die Organe arbeiten im Hinblick auf eine weitestgehende Annäherung ihrer Standpunkte loyal zusam-
men, damit der Rechtsakt möglichst in erster Lesung angenommen werden kann.

Einigung im Stadium der ersten Lesung des Europäischen Parlaments

12. Um den Verfahrensgang in der ersten Lesung zu erleichtern, werden geeignete Kontakte aufgenommen.

13. Die Kommission unterstützt die Kontakte und macht in konstruktiver Weise von ihrem Initiativrecht
Gebrauch, um eine Annäherung der Standpunkte des Europäischen Parlaments und des Rates unter
Wahrung des interinstitutionellen Gleichgewichts und der ihr durch den Vertrag übertragenen Rolle zu
fördern.

14. Wird durch informelle Verhandlungen im Rahmen von Trilogen Einigung erzielt, übermittelt der Vorsit-
zende des Ausschusses der Ständigen Vertreter in einem Schreiben an den Vorsitzenden des zuständigen
Ausschusses des Europäischen Parlaments Einzelheiten über den Inhalt der Einigung in Form von Abän-
derungen am Vorschlag der Kommission. In diesem Schreiben wird die Bereitschaft des Rates erklärt,
dieses Ergebnis, vorbehaltlich der Überprüfung durch die Rechts- und Sprachsachverständigen, zu akzep-
tieren, falls es durch die Abstimmung im Plenum bestätigt wird. Eine Kopie des genannten Schreibens
wird der Kommission übermittelt.

15. In diesem Zusammenhang sollten, wenn der Abschluss eines Verfahrens in erster Lesung unmittelbar
bevorsteht, Informationen über die Absicht, Einigung zu erzielen, möglichst bald verfügbar gemacht
werden.

Einigung im Stadium des gemeinsamen Standpunkts

16. Wird in der ersten Lesung des Europäischen Parlaments keine Einigung erzielt, können im Hinblick auf
eine Einigung im Stadium des gemeinsamen Standpunkts weiterhin Kontakte aufgenommen werden.

17. Die Kommission unterstützt die Kontakte und macht in konstruktiver Weise von ihrem Initiativrecht
Gebrauch, um eine Annäherung der Standpunkte des Europäischen Parlaments und des Rates unter
Wahrung des interinstitutionellen Gleichgewichts und der ihr durch den Vertrag übertragenen Rolle zu
fördern.

18. Im Fall einer Einigung bringt der Vorsitzende des zuständigen Ausschusses des Europäischen Parlaments
in einem Schreiben an den Vorsitzenden des Ausschusses der Ständigen Vertreter seine Empfehlung an
das Plenum zur Kenntnis, den Text des gemeinsamen Standpunkts des Rates vorbehaltlich der Bestäti-
gung des gemeinsamen Standpunkts durch den Rat und der Überprüfung durch die Rechts- und Sprach-
sachverständigen unverändert zu akzeptieren. Eine Kopie des genannten Schreibens wird der Kommis-
sion übermittelt.

ZWEITE LESUNG

19. In seiner Begründung legt der Rat so klar wie möglich die Gründe dar, die ihn zur Festlegung seines
gemeinsamen Standpunkts veranlasst haben. In seiner zweiten Lesung berücksichtigt das Europäische
Parlament diese Begründung sowie die Stellungnahme der Kommission so weit wie möglich.

20. Vor der Übermittlung des gemeinsamen Standpunkts bemüht sich der Rat, in Benehmen mit dem Euro-
päischen Parlament und der Kommission den Termin der Übermittlung zu erörtern, um in der zweiten
Lesung ein möglichst effizientes Rechtsetzungsverfahren herbeizuführen.
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Einigung im Stadium der zweiten Lesung des Europäischen Parlaments

21. Im Hinblick auf ein besseres Verständnis der jeweiligen Standpunkte und einen möglichst zügigen
Abschluss des Rechtsetzungsverfahrens werden geeignete Kontakte fortgesetzt, sobald der gemeinsame
Standpunkt des Rates dem Europäischen Parlament übermittelt worden ist.

22. Die Kommission unterstützt diese Kontakte und nimmt Stellung, um eine Annäherung der Standpunkte
des Europäischen Parlaments und des Rates unter Wahrung des interinstitutionellen Gleichgewichts und
der ihr durch den Vertrag übertragenen Rolle zu fördern.

23. Wird durch informelle Verhandlungen im Rahmen von Trilogen Einigung erzielt, übermittelt der Vorsit-
zende des Ausschusses der Ständigen Vertreter in einem Schreiben an den Vorsitzenden des zuständigen
Ausschusses des Europäischen Parlaments Einzelheiten über den Inhalt der Einigung in Form von Abän-
derungen am gemeinsamen Standpunkt des Rates. In diesem Schreiben wird die Bereitschaft des Rates
erklärt, dieses Ergebnis, vorbehaltlich der Überprüfung durch die Rechts- und Sprachsachverständigen,
zu akzeptieren, falls es durch die Abstimmung im Plenum bestätigt wird. Eine Kopie des genannten
Schreibens wird der Kommission übermittelt.

VERMITTLUNGSVERFAHREN

24. Zeichnet sich ab, dass der Rat nicht in der Lage ist, alle Abänderungen aus der zweiten Lesung des Euro-
päischen Parlaments zu übernehmen, wird ein erster Trilog veranstaltet, wenn der Rat bereit ist, seinen
Standpunkt darzulegen. Jedes Organ benennt nach Maßgabe seiner Geschäftsordnung seine Teilnehmer
der jeweiligen Sitzung und legt sein Mandat für die Verhandlungen fest. Die Kommission bringt mög-
lichst frühzeitig beiden Delegationen ihre Absichten im Hinblick auf ihre Stellungnahme zu den Abän-
derungen aus der zweiten Lesung des Europäischen Parlaments zur Kenntnis.

25. Während des gesamten Vermittlungsverfahrens finden Triloge zu dem Zweck statt, die noch ausstehen-
den Probleme zu klären und eine Einigung im Vermittlungsausschuss vorzubereiten. Die Ergebnisse der
Triloge werden in den Sitzungen des jeweiligen Organs erörtert und gegebenenfalls gebilligt.

26. Der Vermittlungsausschuss wird vom Präsidenten des Rates im Einvernehmen mit dem Präsidenten des
Europäischen Parlaments unter Berücksichtigung des Vertrags einberufen.

27. Die Kommission nimmt an den Vermittlungsarbeiten teil und ergreift alle notwendigen Initiativen, um
eine Annäherung der Standpunkte des Europäischen Parlaments und des Rates herbeizuführen. Diese
Initiativen können darin bestehen, dass die Kommission unter Berücksichtigung der Standpunkte des
Europäischen Parlaments und des Rates unter Wahrung der ihr durch den Vertrag übertragenen Rolle
Entwürfe für Kompromisstexte vorlegt.

28. Der Vorsitz im Vermittlungsausschuss wird vom Präsidenten des Europäischen Parlaments und vom Prä-
sidenten des Rates gemeinsam wahrgenommen. Die beiden Vorsitzenden führen abwechselnd den Vor-
sitz in den Sitzungen des Vermittlungsausschusses.

29. Die Termine für die Sitzungen des Vermittlungsausschusses sowie die jeweilige Tagesordnung werden im
Hinblick auf eine wirkungsvolle Tätigkeit des Vermittlungsausschusses während des gesamten Vermitt-
lungsverfahrens von den beiden Vorsitzenden einvernehmlich festgelegt. Die Kommission wird zu den
geplanten Terminen angehört. Das Europäische Parlament und der Rat merken unverbindlich geeignete
Termine für die Vermittlungsarbeiten vor und setzen die Kommission davon in Kenntnis.

30. Die beiden Vorsitzenden können mehrere Gegenstände auf die Tagesordnung jeder Sitzung des Vermitt-
lungsausschusses setzen. Neben dem Hauptthema („B-Punkt“), bei dem noch nicht Einigung erzielt wor-
den ist, können Vermittlungsverfahren zu anderen Themen eröffnet und/oder abgeschlossen werden, zu
deren Gegenständen keine Aussprache stattfindet („A-Punkt“).

31. Das Europäische Parlament und der Rat tragen unter Beachtung der Bestimmungen des Vertrags über
die Fristen im Rahmen des Möglichen Zwängen des Terminplans Rechnung, was insbesondere für die
Zeiten gilt, in denen die Tätigkeit der Organe unterbrochen ist, sowie für die Wahlen des Europäischen
Parlaments. Die Unterbrechung der Tätigkeit muss jedenfalls so kurz wie möglich sein.

32. Der Vermittlungsausschuss tagt abwechselnd in den Räumlichkeiten des Europäischen Parlaments und
des Rates, und zwar im Hinblick auf eine ausgewogene Nutzung der Tagungseinrichtungen einschließ-
lich der Dolmetscherdienste.

33. Dem Vermittlungsausschuss liegen der Vorschlag der Kommission, der gemeinsame Standpunkt des
Rates, die diesbezügliche Stellungnahme der Kommission, die vom Europäischen Parlament vorgeschla-
genen Abänderungen, die Stellungnahme der Kommission dazu sowie ein gemeinsames Arbeitsdoku-
ment der Delegationen des Europäischen Parlaments und des Rates vor. Dieses Arbeitsdokument soll
den Benutzern die Möglichkeit geben, die anstehenden Probleme leicht aufzufinden und in zweckmäßi-
ger Weise darauf Bezug zu nehmen. Die Kommission legt ihre Stellungnahme in der Regel binnen drei
Wochen nach dem offiziellen Eingang des Ergebnisses der Abstimmung des Europäischen Parlaments,
spätestens aber vor Beginn der Vermittlungsarbeiten vor.
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34. Die beiden Vorsitzenden können dem Vermittlungsausschuss Texte zur Billigung unterbreiten.

35. Die Einigung über den gemeinsamen Entwurf wird in einer Sitzung des Vermittlungsausschusses oder
anschließend durch den Austausch von Schreiben zwischen den beiden Vorsitzenden festgestellt. Kopien
dieser Schreiben werden der Kommission übermittelt.

36. Kommt im Vermittlungsausschuss eine Einigung über einen gemeinsamen Entwurf zustande, wird des-
sen Text nach einer juristisch-sprachlichen Überarbeitung den beiden Vorsitzenden zur formalen Billi-
gung unterbreitet. In Ausnahmefällen kann jedoch zur Einhaltung der Fristen der Entwurf eines gemein-
samen Entwurfs den Vorsitzenden zur Billigung unterbreitet werden.

37. Die beiden Vorsitzenden übermitteln den so gebilligten gemeinsamen Entwurf dem Präsidenten des
Europäischen Parlaments und dem Präsidenten des Rates mit einem gemeinsam unterzeichneten Schrei-
ben. Kann der Vermittlungsausschuss sich auf keinen gemeinsamen Entwurf einigen, setzen die beiden
Vorsitzenden mit einem gemeinsam unterzeichneten Schreiben den Präsidenten des Europäischen Parla-
ments und den Präsidenten des Rates davon in Kenntnis. Diese Schreiben gelten als förmliche Nieder-
schrift. Kopien dieser Schreiben werden der Kommission zur Information übermittelt. Die im Vermitt-
lungsverfahren verwendeten Arbeitsdokumente werden im Register jedes Organs zugänglich gemacht,
sobald das Verfahren abgeschlossen ist.

38. Das Generalsekretariat des Europäischen Parlaments und das Generalsekretariat des Rates nehmen
gemeinsam, unter Mitwirkung des Generalsekretariats der Kommission, die Sekretariatsgeschäfte des Ver-
mittlungsausschusses wahr.

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

39. Halten es das Europäische Parlament oder der Rat für unbedingt erforderlich, die in Artikel 251 des Ver-
trags genannten Fristen zu verlängern, setzen sie den Präsidenten des jeweils anderen Organs und die
Kommission davon in Kenntnis.

40. Nach einer Einigung in erster oder zweiter Lesung oder im Vermittlungsverfahren erfolgt die Überarbei-
tung des vereinbarten Textes in enger Zusammenarbeit und einvernehmlich durch die Dienste der
Rechts- und Sprachsachverständigen des Europäischen Parlaments und des Rates.

41. Änderungen eines vereinbarten Textes dürfen nicht ohne die ausdrückliche Zustimmung des Europä-
ischen Parlaments und des Rates auf der geeigneten Ebene vorgenommen werden.

42. Die Überarbeitung der Texte erfolgt unter gebührender Berücksichtigung der unterschiedlichen Verfahren
des Europäischen Parlaments und des Rates, insbesondere unter Einhaltung der Fristen für den
Abschluss interner Verfahren. Die Organe verpflichten sich, die für die juristisch-sprachliche Überarbei-
tung von Rechtsakten nicht dazu zu nutzen, Debatten über inhaltliche Fragen neu zu eröffnen.

43. Das Europäische Parlament und der Rat einigen sich auf eine gemeinsame Gestaltung der von ihnen
gemeinsam fertig gestellten Texte.

44. Die Organe verpflichten sich, in möglichst großem Umfang für beide Seiten annehmbare Standardklau-
seln zur Einfügung in die im Mitentscheidungsverfahren erlassenen Rechtsakte zu verwenden, besonders
im Fall der Bestimmungen über die Ausübung von Durchführungsbefugnissen (aufgrund des Beschlusses
über die Ausschussverfahren (1)), das Inkrafttreten, die Umsetzung und Durchführung von Rechtsakten
sowie die Achtung des Initiativrechts der Kommission.

45. Die Organe bemühen sich, in einer gemeinsamen Pressekonferenz den erfolgreichen Abschluss des
Rechtsetzungsverfahrens in erster oder zweiter Lesung oder im Vermittlungsverfahren bekannt zu geben.
Sie bemühen sich zudem um die Herausgabe gemeinsamer Presseerklärungen.

46. Nachdem das Europäische Parlament und der Rat den Rechtsakt im Mitentscheidungsverfahren ange-
nommen haben, wird der Text dem Präsidenten des Europäischen Parlaments und dem Präsidenten des
Rates sowie den Generalsekretären beider Organe zur Unterschrift vorgelegt.

47. Den Präsidenten des Europäischen Parlaments und des Rates wird der Text des Rechtsakts in ihrer jewei-
ligen Sprache zur Unterschrift unterbreitet; sie unterzeichnen ihn, soweit möglich, gemeinsam in einer
Veranstaltung, die gemeinsam in monatlichen Abständen zum Zweck der Unterzeichnung wichtiger
Rechtsakte in Anwesenheit der Medien stattfindet.

30.6.2007C 145/8 Amtsblatt der Europäischen UnionDE

(1) Beschluss des Rates 1999/468/EG vom 28. Juni 1999 zur Festlegung der Modalitäten für die Ausübung der der Kommis-
sion übertragenen Durchführungsbefugnisse (ABl. L 184 vom 17.7.1999, S. 23). Geändert durch den Beschluss
2006/512/EG (ABl. L 200 vom 27.7.2006, S. 11).
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48. Der gemeinsam unterzeichnete Text wird zur Veröffentlichung an das Amtsblatt der Europäischen Union
weitergeleitet. Die Veröffentlichung erfolgt im Normalfall binnen zwei Monaten ab dem Erlass des
Rechtsakts durch das Europäische Parlament und den Rat.

49. Stellt ein Organ in einem Text (oder einer der Sprachfassungen) einen Schreibfehler oder anderen
erkennbaren Fehler fest, teilt es dies den anderen Organen unverzüglich mit. Ist der entsprechende
Rechtsakt weder vom Europäischen Parlament noch vom Rat gebilligt worden, erstellen die Dienste der
Rechts- und Sprachsachverständigen des Europäischen Parlaments und des Rates in enger Zusammenar-
beit das erforderliche Korrigendum. Ist er bereits von einem oder beiden dieser Organe gebilligt worden,
erstellen das Europäische Parlament und der Rat unabhängig davon, ob der Rechtsakt veröffentlicht ist
oder nicht, einvernehmlich eine Berichtigung nach Maßgabe ihrer jeweiligen Verfahren.

Geschehen zu Brüssel, am dreizehnten Juni zweitausendsieben.

Im Namen des Europäischen Parla-
ments

Der Präsident

Für den Rat der Europäischen Union

Der Präsident

Für die Kommission der Europäischen
Gemeinschaften

Der Präsident

30.6.2007 C 145/9Amtsblatt der Europäischen UnionDE
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Verhaltenskodex für Verhandlungen im Rahmen des ordentlichen Gesetzgebungsverfahrens1

1. Einleitung

Dieser Verhaltenskodex liefert im Parlament Leitlinien für die Führung von Verhandlungen in den
einzelnen Phasen des ordentlichen Gesetzgebungsverfahrens, einschließlich der dritten Lesung, und
sollte in Verbindung mit den Artikeln 69b bis 69f der Geschäftsordnung gesehen werden.

Er ergänzt die einschlägigen Bestimmungen der Interinstitutionellen Vereinbarung über bessere
Rechtsetzung vom 13. April 20162, die sich auf die Transparenz und Koordinierung des
Gesetzgebungsverfahrens beziehen, und die Gemeinsame Erklärung zu den praktischen Modalitäten des
Mitentscheidungsverfahrens3, auf die sich das Parlament, der Rat und die Kommission am 13. Juni 2007
einigten.

2. Allgemeine Grundsätze und Vorbereitung von Verhandlungen

Interinstitutionelle Verhandlungen im Rahmen des ordentlichen Gesetzgebungsverfahrens beruhen auf
den Grundsätzen der Transparenz, demokratischen Kontrolle und Effizienz, damit ein zuverlässiges,
rückverfolgbares und offenes Beschlussfassungsverfahren sichergestellt wird, und zwar sowohl im
Parlament als auch gegenüber der Öffentlichkeit.

In der Regel sollte das Parlament sämtliche Möglichkeiten aller Phasen des ordentlichen
Gesetzgebungsverfahrens ausschöpfen. Der Beschluss, Verhandlungen aufzunehmen, insbesondere um
eine Einigung in erster Lesung zu erzielen, wird fallweise und unter Berücksichtigung der
unterschiedlichen Merkmale jedes einzelnen Vorgangs geprüft.

Die Möglichkeit, Verhandlungen mit dem Rat aufzunehmen, wird vom Berichterstatter vor dem
gesamten Ausschuss erläutert, der daraufhin gemäß dem maßgebenden Artikel der Geschäftsordnung
einen Beschluss fasst. Das Mandat umfasst den Legislativbericht des Ausschusses oder die im Plenum
angenommenen Änderungsanträge im Hinblick auf Verhandlungen in erster Lesung, den Standpunkt
des Parlaments in erster Lesung im Hinblick auf Verhandlungen über die frühzeitige Einigung in zweiter
Lesung oder die Einigung in zweiter Lesung sowie den Standpunkt des Parlaments in zweiter Lesung
im Hinblick auf Verhandlungen über die Einigung in dritter Lesung.

Das Parlament wird über Beschlüsse zur Aufnahme von Verhandlungen unterrichtet und kontrolliert
diese Beschlüsse. Damit das Gesetzgebungsverfahren so transparent wie möglich abläuft, informiert der
Vorsitz der Konferenz der Ausschussvorsitze die Konferenz der Präsidenten regelmäßig, systematisch
und rechtzeitig über sämtliche Beschlüsse von Ausschüssen, Verhandlungen aufzunehmen, und über
den Fortschritt von Vorgängen, die dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren unterliegen. Jede im
Laufe der Verhandlungen erzielte Einigung gilt so lange als vorläufig, bis sie vom Parlament
angenommen wird.

Für die Führung von Verhandlungen über eine Einigung in erster Lesung, eine frühzeitige Einigung in
zweiter Lesung und eine Einigung in zweiter Lesung ist der zuständige Ausschuss, der gemäß
Artikel 69f der Geschäftsordnung von dem Verhandlungsteam vertreten wird, das zentrale zuständige
Gremium. In dritter Lesung wird das Parlament bei Verhandlungen von seiner Delegation im
Vermittlungsausschuss vertreten, deren Vorsitz einer der für Vermittlungsverfahren zuständigen
Vizepräsidenten ist. Während der gesamten Verhandlungen ist das politische Gleichgewicht zu wahren,
und allen Fraktionen ist es erlaubt, zumindest über ihr Personal vertreten zu sein.

Dieser Verhaltenskodex gilt sinngemäß, sofern die Anforderungen nach Artikel 54 oder 55 der
Geschäftsordnung für Verfahren mit assoziierten Ausschüssen bzw. Verfahren mit gemeinsamen
Ausschusssitzungen erfüllt sind, insbesondere hinsichtlich der Zusammensetzung des
Verhandlungsteams und der Führung der Verhandlungen. Die Vorsitze der betroffenen Ausschüsse

1 Gebilligt am 28. September 2017 von der Konferenz der Präsidenten.
2 ABl. L 123 vom 12.5.2016, S. 1.
3 ABl. C 145 vom 30.6.2007, S. 5.
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sollten vorab die Modalitäten ihrer Zusammenarbeit für die gesamte Dauer der interinstitutionellen
Verhandlungen vereinbaren.

3. Führung der Verhandlungen und Fertigstellung der Einigung

Um für mehr Transparenz zu sorgen, stellt das Parlament grundsätzlich die Mittel bereit, die erforderlich
sind, damit die Öffentlichkeit in allen Phasen des Gesetzgebungsprozesses gut informiert ist, und
arbeitet dabei eng mit den übrigen Organen zusammen, um den Gesetzgebungsprozess rückverfolgbar
zu machen. Dies umfasst die gemeinsame Verkündung des erfolgreichen Abschlusses von
Gesetzgebungsverfahren, einschließlich bei gemeinsamen Pressekonferenzen, und etwaige andere als
geeignet erachtete Mittel.

Die Trilogverhandlungen beruhen auf einem gemeinsamen (üblicherweise mehrspaltigen) Dokument,
in dem der Standpunkt der jeweiligen Organe zu den Abänderungen der übrigen Organe wiedergegeben
ist und das auch die Kompromisstexte enthält, auf die man sich vorläufig geeinigt hat. Dieses
gemeinsame Dokument wird von den Organen gemeinsam genutzt, und die Mitgesetzgeber sollten sich
in der Regel auf jede im Vorfeld eines Trilogs verteilte Fassung einigen. Nach jedem Trilog berichten
der Vorsitz des Verhandlungsteams und der Berichterstatter dem zuständigen Ausschuss oder dessen
Koordinatoren über den Fortschritt der Verhandlungen.

Wird eine vorläufige Einigung mit dem Rat erzielt, legen der Vorsitz des Verhandlungsteams und der
Berichterstatter dem zuständigen Ausschuss einen umfassenden Bericht über das Ergebnis der
Verhandlungen vor, der veröffentlicht wird. Dem zuständigen Ausschuss wird der Wortlaut der
vorläufigen Einigung in einem Format zur Prüfung vorgelegt, in dem die Änderungen an dem Entwurf
des Gesetzgebungsvorschlags klar ersichtlich sind. Der zuständige Ausschuss entscheidet gemäß
Artikel 69f der Geschäftsordnung.

Die im Laufe der Verhandlungen erzielte vorläufige Einigung wird schriftlich mit einem offiziellen
Schreiben bestätigt. Bei einer Einigung in erster oder zweiter Lesung bestätigt der Präsident des
Ausschusses der Ständigen Vertreter dem Vorsitz des zuständigen Ausschusses schriftlich, dass eine
vorläufige Einigung erzielt wurde, bei einer frühzeitigen Einigung in zweiter Lesung jedoch unterrichtet
der Vorsitz des zuständigen Ausschusses den Rat, dass er dem Plenum empfehlen werde, den
Standpunkt des Rates in erster Lesung, der dem Wortlaut der vorläufigen Einigung entspricht, ohne
Abänderungen in zweiter Lesung des Parlaments zu billigen1.

Es muss ausreichend Zeit zwischen der Billigung der vorläufigen Einigung durch den Ausschuss und
der Abstimmung im Plenum liegen, damit alle Fraktionen ihren endgültigen Standpunkt vorbereiten
können.

Die vorläufige Einigung wird im Einklang mit Artikel 193 der Geschäftsordnung einer
sprachjuristischen Überarbeitung unterzogen. Änderungen an vorläufigen Einigungen dürfen nicht ohne
die ausdrückliche Zustimmung der entsprechenden Ebene des Parlaments und des Rates vorgenommen
werden.

4. Unterstützung des Verhandlungsteams

Das Verhandlungsteam erhält alle notwendigen Mittel, um seine Arbeit ordnungsgemäß
durchführen zu können. Es wird von einem „administrativen Projektteam“ unterstützt, das von
dem Sekretariat des zuständigen Ausschusses koordiniert wird und mindestens das Referat
Legislative Angelegenheiten, den Juristischen Dienst, die Direktion Rechtsakte, den
Pressedienst des Parlaments und je nach Einzelfall sonstige einschlägige Dienststellen
umfassen sollte. Die Berater der Fraktionen werden zu den Sitzungen zur Vorbereitung bzw.
Nachbereitung der Trilogsitzungen eingeladen. Das Referat Legislative Angelegenheiten
koordiniert die Bereitstellung der administrativen Unterstützung für die Delegation des
Parlaments im Vermittlungsausschuss.

1 Siehe Ziffer 18 der Gemeinsamen Erklärung zu den praktischen Modalitäten des neuen
Mitentscheidungsverfahrens.
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I

(Mitteilungen)

EUROPÄISCHES PARLAMENT

RAT

KOMMISSION

INTERINSTITUTIONELLE VEREINBARUNG

vom 28. November 2001

über die systematischere Neufassung von Rechtsakten

(2002/C 77/01)

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT, DER RAT
DER EUROPÄISCHEN UNION UND DIE KOMMISSION DER
EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Der Europäische Rat hat auf seiner Tagung in Edinburgh
im Dezember 1992 betont, wie wichtig es für die Gemein-
schaft ist, die gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften ver-
ständlicher zu gestalten und den Zugang zu ihnen zu ver-
bessern.

(2) Ausgehend von den vom Europäischen Rat festgelegten
Leitlinien haben das Europäische Parlament, der Rat und
die Kommission am 20. Dezember 1994 eine Interinstitu-
tionelle Vereinbarung über ein beschleunigtes Arbeitsver-
fahren für die amtliche Kodifizierung von Rechtstexten (1)
getroffen; die Kodifizierung ermöglicht eine wesentlich bes-
sere Lesbarkeit von Rechtsakten, die häufig geändert wor-
den sind.

(3) Die Erfahrung zeigt indes, dass trotz des beschleunigten
Verfahrens die Vorlage der Kommissionsvorschläge zur
amtlichen Kodifizierung und die Verabschiedung der ent-
sprechenden Kodifizierungsakte durch die Rechtsetzungs-
organe sich häufig vor allem dadurch verzögern, dass in-
zwischen weitere Änderungen an dem betreffenden Rechts-
akt vorgenommen worden sind, was zur Folge hat, dass mit
den Arbeiten zur Kodifizierung von neuem begonnen wer-
den muss.

(4) Insbesondere für häufig geänderte Rechtsakte empfiehlt
sich daher die Anwendung einer Rechtsetzungstechnik,
mit der Rechtsakte mit einem einzigen Rechtstext zugleich
geändert und kodifiziert werden können.

(5) Die Technik der Neufassung erlaubt es im Falle einer we-
sentlichen Änderung eines Rechtsakts, mit einem einzigen
Rechtstext zugleich die gewünschte Änderung vorzuneh-
men, diese Änderung zusammen mit den unveränderten
Bestimmungen des bisherigen Rechtsakts zu kodifizieren
und den bisherigen Rechtsakt aufzuheben.

(6) Da durch die Technik der Neufassung somit die über-
mäßige Zunahme getrennter Änderungsakte vermieden
wird, durch die die Regelungen oft schwer verständlich
werden, ist sie ein geeignetes Mittel, um die Lesbarkeit
der gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften auf Dauer und
umfassend zu gewährleisten.

(7) Ein systematischerer Rückgriff auf die Technik der Neufas-
sung zählt zu den Maßnahmen der Organe zur Verbes-
serung der Zugänglichkeit der Gemeinschaftsvorschriften;
zu diesen Maßnahmen gehören beispielsweise die Einfüh-
rung des beschleunigten Arbeitsverfahrens für die amtliche
Kodifizierung und die Festlegung gemeinsamer Leitlinien
für die redaktionelle Qualität der gemeinschaftlichen
Rechtsvorschriften durch die Interinstitutionelle Verein-
barung vom 22. Dezember 1998 (2).

(8) Der Europäische Rat hat auf seiner Tagung in Helsinki im
Dezember 1999 den Wunsch geäußert, dass das Europäi-
sche Parlament, der Rat und die Kommission möglichst
bald eine Interinstitutionelle Vereinbarung über den Rück-
griff auf die Technik der Neufassung treffen —

VEREINBAREN FOLGENDES:

1. Mit dieser Vereinbarung sollen die Modalitäten festgelegt
werden, die im Rahmen des üblichen Rechtsetzungsverfahrens
der Gemeinschaft einen systematischeren Rückgriff auf die
Technik der Neufassung von Rechtsakten ermöglichen.

DE28.3.2002 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften C 77/1

(1) ABl. C 102 vom 4.4.1996, S. 2. (2) ABl. C 73 vom 17.3.1999, S. 1.
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2. Die Neufassung besteht in der Annahme eines neuen
Rechtsakts, der in einem einzigen Text die inhaltlichen Ände-
rungen, die an einem bisherigen Rechtsakt vorgenommen wer-
den, und die unveränderten Bestimmungen dieses Rechtsakts
zusammenfasst. Der neue Rechtsakt tritt an die Stelle des bis-
herigen Rechtsakts und hebt diesen auf.

3. Gegenstand eines Kommissionsvorschlags für eine Neu-
fassung sind die inhaltlichen Änderungen, die an einem bishe-
rigen Rechtsakt vorgenommen werden. Der Vorschlag umfasst
daneben die Kodifizierung der unveränderten Bestimmungen
des bisherigen Rechtsakts und der genannten inhaltlichen Än-
derungen.

4. Im Sinne dieser Vereinbarung bezeichnet der Ausdruck

— „bisheriger Rechtsakt“ einen geltenden Rechtsakt, der gege-
benenfalls durch einen oder mehrere Änderungsakte geän-
dert wurde;

— „inhaltliche Änderung“ jede Änderung, die — im Gegensatz
zu rein formalen oder redaktionellen Anpassungen — den
sachlichen Inhalt des bisherigen Rechtsakts betrifft;

— „unveränderte Bestimmung“ jede Bestimmung des bisheri-
gen Rechtsakts, an der, auch wenn sie möglicherweise Ge-
genstand rein formaler oder redaktioneller Anpassungen ist,
keine inhaltlichen Änderungen vorgenommen werden.

Nicht als Neufassung ist ein neuer Rechtsakt zu betrachten,
durch den, mit Ausnahme der Standardbestimmungen oder
-formulierungen, alle Bestimmungen des bisherigen Rechtsakts,
den er ersetzt und aufhebt, inhaltlich geändert werden.

5. Das übliche Rechtsetzungsverfahren der Gemeinschaft
wird uneingeschränkt eingehalten.

6. Der Vorschlag für eine Neufassung erfüllt die nachstehend
genannten Anforderungen:

a) In der dem Vorschlag beigefügten Begründung

i) wird ausdrücklich angegeben, dass es sich um einen
Vorschlag für eine Neufassung handelt, und es werden
die Gründe genannt, aus denen eine Neufassung vor-
geschlagen wird;

ii) wird jede vorgeschlagene inhaltliche Änderung begrün-
det;

iii) werden die unveränderten Bestimmungen des bisherigen
Rechtsakts genau angegeben.

b) Die Methode für die Aufmachung des vorgeschlagenen
Rechtstexts

i) ermöglicht es, die inhaltlichen Änderungen und die
neuen Erwägungsgründe von den unveränderten Bestim-
mungen und Erwägungsgründen eindeutig zu unterschei-
den;

ii) lehnt sich hinsichtlich der unveränderten Bestimmungen
und Erwägungsgründe an die für Vorschläge zur amtli-
chen Kodifizierung von Rechtsakten angewandte Me-
thode an.

7. Um die Klarheit und Rechtssicherheit zu gewährleisten,
werden bei der Neufassung von Rechtsakten unter anderem (1)
folgende Regeln der Rechtsetzungstechnik eingehalten:

a) Im ersten Erwägungsgrund wird angegeben, dass es sich bei
dem neuen Rechtsakt um eine Neufassung des bisherigen
Rechtsakts handelt.

b) In dem Artikel über die Aufhebung des bisherigen Rechts-
akts wird ausgeführt, dass die Bezugnahmen auf den bishe-
rigen Rechtsakt als Bezugnahmen auf den Neufassungsakt
gelten und nach Maßgabe einer dem Neufassungsakt bei-
gefügten Entsprechungstabelle zu lesen sind.

c) Für den Rechtsakt zur Neufassung einer Richtlinie gilt da-
rüber hinaus:

i) In dem Aufhebungsartikel wird bestimmt, dass die Ver-
pflichtungen der Mitgliedstaaten, die sich aus der Um-
setzungsfrist (2) und gegebenenfalls der Anwendungsfrist
der durch den Neufassungsakt aufgehobenen Richtlinie
ergeben, durch diese Aufhebung nicht berührt werden.

ii) Die unter Ziffer i) genannten Fristen werden in einem
Anhang in Form einer Tabelle wiedergegeben.

iii) Der Artikel über die Verpflichtung zur Umsetzung (3)
einer neugefassten Richtlinie in das innerstaatliche Recht
betrifft nur die inhaltlich geänderten Bestimmungen, die
genau ausgewiesen werden. Die Umsetzung der Bestim-
mungen, die in der neugefassten Richtlinie unverändert
bleiben, erfolgt nach Maßgabe der bisherigen Richtlini-
en.

DEC 77/2 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 28.3.2002

(1) Siehe insbesondere die Interinstitutionelle Vereinbarung vom 22.
Dezember 1998 über die gemeinsamen Leitlinien für die redaktio-
nelle Qualität der gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften (ABl. C 73
vom 17.3.1999, S. 1).

(2) D. h. die Frist für das Inkraftsetzen der Rechts- und Verwaltungs-
vorschriften, die erforderlich sind, um den Bestimmungen der Richt-
linie nachzukommen.

(3) D. h. die Verpflichtung, die Rechts- und Verwaltungsvorschriften in
Kraft zu setzen, die erforderlich sind, um den Bestimmungen der
Richtlinie nachzukommen.
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8. Sollte es sich im Laufe des Rechtsetzungsverfahrens als
erforderlich erweisen, in den Neufassungsakt inhaltliche Ände-
rungen der nach dem Vorschlag der Kommission unveränder-
ten Bestimmungen aufzunehmen, so werden diese Änderungen
nach dem im Vertrag vorgesehenen Verfahren gemäß der an-
wendbaren Rechtsgrundlage vorgenommen.

9. Der Vorschlag für eine Neufassung wird von einer bera-
tenden Gruppe geprüft, die sich aus den Juristischen Diensten
des Europäischen Parlaments, des Rates und der Kommission
zusammensetzt. Diese Gruppe nimmt gegenüber dem Europäi-
schen Parlament, dem Rat und der Kommission so bald wie
möglich dazu Stellung, ob der Vorschlag tatsächlich keine an-
deren sachlichen Änderungen als die als solche ausgewiesenen
enthält.

10. Die vorliegende Vereinbarung tritt am Tag nach ihrer
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in
Kraft.

Sie gilt für alle Neufassungsvorschläge, die ab dem Zeitpunkt
ihres Inkrafttretens vorgelegt werden.

Drei Jahre nach Inkrafttreten der vorliegenden Vereinbarung
wird eine Bewertung vorgenommen. Zu diesem Zweck erstel-
len die Juristischen Dienste der Organe, die die Vereinbarung
unterzeichnet haben, einen Bewertungsbericht und schlagen
gegebenenfalls erforderliche Anpassungen vor.

Geschehen zu Brüssel am achtundzwanzigsten November zweitausendundeins.

Im Namen des Europäischen Parlaments

Die Präsidentin

Im Namen des Rates

Der Präsident

Im Namen der Kommission

Der Präsident

ERKLÄRUNGEN

Gemeinsame Erklärung zu Nummer 2

Das Europäische Parlament, der Rat und die Kommission stellen fest, dass eine Neufassung „vertikal“ sein
kann (der neue Rechtsakt ersetzt einen einzigen bisherigen Rechtsakt) oder „horizontal“ (der neue Rechts-
akt ersetzt mehrere parallele bisherige Rechtsakte, die dasselbe Sachgebiet betreffen).

Gemeinsame Erklärung zu Nummer 4

Das Europäische Parlament, der Rat und die Kommission kommen überein, dass in den Fällen, in denen
durch eine einzelne Änderung innerhalb einer Bestimmung tatsächlich der Inhalt der betreffenden Bestim-
mung geändert wird, diese Bestimmung als vollständig geänderte Bestimmung ausgewiesen wird.

Erklärung des Europäischen Parlaments und des Rates zu Nummer 6 Buchstabe b)

Das Europäische Parlament und der Rat nehmen zur Kenntnis, dass die Kommission beabsichtigt, inhalt-
liche Änderungen und neue Erwägungsgründe in den von ihr vorgelegten „KOM-Dokumenten“ durch
Grauschattierung des Schriftbilds auszuweisen.

Gemeinsame Erklärung zu Nummer 9

Das Europäische Parlament, der Rat und die Kommission stellen fest, dass im Hinblick auf die reibungslose
Durchführung dieser Vereinbarung vor allem dafür zu sorgen ist, dass ihre Juristischen Dienste über
ausreichend Personal verfügen, damit die Zahl ihrer Vertreter in der beratenden Gruppe eine zügige
Prüfung der Neufassungsvorschläge der Kommission ermöglicht und den Organen somit so bald wie
möglich eine Stellungnahme übermittelt werden kann.

DE28.3.2002 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften C 77/3
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Nr. C 102/2 DE Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 4 . 4 . 96

— im Falle einer ablehnenden Stellungnahme unverzüglich und ordnungsgemäß von dem
Standpunkt des Europäischen Parlaments Kenntnis genommen hat, um in angemessenem
Rahmen eine Lösung herbeizuführen .

In jedem Falle wird der Rechtsakt innerhalb der in den spezifischen Bestimmungen des
grundlegenden Rechtsakts vorgesehenen Frist angenommen .

6 . Im Rahmen dieses Modus vivendi trägt die Kommission etwaigen Bemerkungen des Euro­
päischen Parlaments möglichst weitgehend Rechnung und unterrichtet letzteres in allen Ab­
schnitten des Verfahrens über ihr weiteres Vorgehen im Anschluß an diese Bemerkungen ,
damit das Parlament in voller Sachkenntnis seine eigenen Befugnisse wahrnehmen kann .

7 . Dieser Modus vivendi gilt ab seiner Billigung durch die drei Organe .

Geschehen zu Brüssel am zwanzigsten Dezember neunzehnhundertvierundneunzig .

Für den Rat Für das Für die
der Europäischen Union Europäische Parlament Europäische Kommission

Klaus KINKEL Nicole FONTAINE Jacques DELORS

INTERINSTITUTIONELLE VEREINBARUNG

vom 20. Dezember 1994

über ein beschleunigtes Arbeitsverfahren für die amtliche Kodifizierung von Rechtstexten

(96 /C 102/02)

(Dieser Text annulliert und ersetzt den im ABl. Nr. C 293 vom 8. November 1995 veröffentlichten
Text.)

1 . Als amtliche Kodifizierung im Sinne dieses Arbeitsverfahrens gilt ein Verfahren mit dem
Ziel , die zu kodifizierenden Rechtsakte aufzuheben und durch einen einzigen Rechtsakt zu
ersetzen , der keine inhaltliche Änderung der betreffenden Rechtsakte bewirkt .

2 . Die vorrangigen Bereiche , in denen eine Kodifizierung erfolgen sollte, werden von den be­
troffenen drei Organen gemeinsam auf Vorschlag der Kommission festgelegt . Die Kommis­
sion wird in ihrem Arbeitsprogramm festlegen , welche Kodifizierungsvorschläge sie vorzule­
gen beabsichtigt .

3 . Die Kommission verpflichtet sich , in ihre Kodifizierungsvorschläge keine inhaltlichen Ände­
rungen an den zu kodifizierenden Rechtsakten aufzunehmen .

4 . Die beratende Gruppe aus Vertretern der Juristischen Dienste des Europäischen Parlaments ,
des Rates und der Kommission prüft den von der Kommission angenommenen Kodifizie­
rungsvorschlag umgehend . Sie nimmt so rasch wie möglich dazu Stellung, ob sich der Vor­
schlag tatsächlich auf eine reine Kodifizierung ohne inhaltliche Änderungen beschränkt .

5 . Der übliche Rechtssetzungsprozeß der Gemeinschaft wird uneingeschränkt eingehalten .

6 . Der Gegenstand des Kommissionsvorschlags , d . h . eine reine Kodifzierung bestehender
Rechtstexte, stellt eine rechtliche Beschränkung dar, die jede inhaltliche Änderung durch
das Europäische Parlament und den Rat verbietet .

7 . Der Vorschlag der Kommission wird unter sämtlichen Aspekten in einem beschleunigten
Verfahren im Europäischen Parlament (Prüfung des Vorschlags durch einen einzigen Aus­
schuß und vereinfachtes Verfahren für seine Billigung) und im Rat (Prüfung durch eine
einzige Gruppe und I/A-Punkt-Verfahren im AStV und Rat) geprüft .
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4 . 4 . 96 DE Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 102/3

8 . Falls es sich im Verlauf des Rechtssetzungsverfahre'ns als erforderlich erweisen sollte, über
eine reine Kodifizierung hinauszugehen und inhaltliche Änderungen vorzunehmen, so wäre
es Aufgabe der Kommission , gegebenenfalls den oder die hierfür erforderlichen Vorschläge
zu unterbreiten .

Geschehen zu Brüssel am zwanzigsten Dezember neunzehnhundertvierundneunzig .

Für den Rat Für das Für die
der Europäischen Union Europäische Parlament Europäische Kommission

Klaus KINKEL Nicole FONTAINE Jacques DELORS

GEMEINSAME ERKLÄRUNGEN

Zu Nummer 4 des beschleunigten Arbeitsverfahrens für die amtliche Kodifizierung von Rechts­
texten

Das Europäische Parlament, der Rat und die Kommission sind sich darin einig, daß die bera­
tende Gruppe sich bemühen wird , ihre Stellungnahme so rechtzeitig abzugeben , daß sie den
Organen jeweils vor Beginn der Prüfung des betreffenden Vorschlags vorliegt .

Zu Nummer 7 des beschleunigten Arbeitsverfahrens für die amtliche Kodifizierung von Rechts­
texten

Das Europäische Parlament, der Rat und die Kommission bekräftigen, daß die Prüfung der
Vorschläge der Kommission für eine amtliche Kodifizierung „unter sämtlichen Aspekten" im
Europäischen Parlament und im Rat so durchgeführt wird , daß die beiden Ziele des Verfahrens
der Kodifizierung, nämlich die Behandlung durch ein einziges Gremium in den Organen und
ein nahezu automatisches Verfahren, nicht in Frage gestellt werden .
Die drei Organe sind sich insbesondere darin einig, daß die Prüfung der Kommissionsvor­
schläge unter sämtlichen Aspekten nicht bedeutet , daß die inhaltlichen Lösungen in Frage ge­
stellt werden, die bei der Annahme der zu kodifizierenden Rechtsakte gewählt wurden .

Zu Nummer 8 des beschleunigten Arbeitsverfahrens für die amtliche Kodifizierung von Rechts­
texten

Das Europäische Parlament, der Rat und die Kommission nehmen zur Kenntnis , daß , falls es
sich als erforderlich erweisen sollte , über eine reine Kodifizierung hinauszugehen und inhalt­
liche Änderungen vorzunehmen , die Kommission bei ihren Vorschlägen in jedem Einzelfall
zwischen dem Verfahren der Neufassung und dem der Vorlage eines gesonderten Änderungs­
vorschlags wählen kann, wobei sie den Kodifizierungsvorschlag, in den die inhaltliche Ände­
rung nach ihrer Annahme aufgenommen wird , beibehält .

ERKLÄRUNG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS

Zu Nummer 5 des beschleunigten Arbeitsverfahrens für die amtliche Kodifizierung von Rechts­
texten

Das Parlament ist der Auffassung, daß es sich insbesondere dann, wenn entweder die Rechts­
grundlage oder das Verfahren für die Annahme des betreffenden Rechtstextes geändert wird ,
angesichts der gebotenen Einhaltung des „üblichen Rechtssetzungsprozesses" im Sinne der
Nummer 5 der Vereinbarung sein Urteil über die Zweckmäßigkeit der Kodifzierung vorbehal­
ten muß.
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I

(Mitteilungen)

EUROPÄISCHES PARLAMENT
RAT

KOMMISSION

INTERINSTITUTIONELLE VEREINBARUNG

vom 22. Dezember 1998

Gemeinsame Leitlinien für die redaktionelle Qualität der gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften

(1999/C 73/01)

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT, DER RAT DER
EUROPÄISCHEN UNION UND DIE KOMMISSION DER
EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf die Erklärung (Nr. 39) zur redaktionellen
Qualität der gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften, die
am 2. Oktober 1997 von der Regierungskonferenz ver-
abschiedet wurde und der Schlußakte des Vertrags von
Amsterdam beigefügt worden ist,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1)ÙEine klare, einfache und genaue Abfassung der ge-
meinschaftlichen Rechtsakte ist für die Transparenz
der gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften sowie für
deren Verständlichkeit in der Öffentlichkeit und den
Wirtschaftskreisen unerläßlich. Sie ist auch notwen-
dig für eine ordnungsgemäße Durchführung und
einheitliche Anwendung der gemeinschaftlichen
Rechtsvorschriften in den Mitgliedstaaten.

(2)ÙNach der Rechtsprechung des Gerichtshofs erfordert
der Grundsatz der Rechtssicherheit, der zur gemein-
schaftlichen Rechtsordnung gehört, daß die Rechts-
akte der Gemeinschaft klar und deutlich sind und
ihre Anwendung für die Betroffenen vorhersehbar
ist. Dieses Gebot gilt in besonderem Maß, wenn es
sich um einen Rechtsakt handelt, der finanzielle
Konsequenzen haben kann und den Betroffenen La-
sten auferlegt, denn die Betroffenen müssen in der
Lage sein, den Umfang der ihnen durch diesen
Rechtsakt auferlegten Verpflichtungen genau zu er-
kennen.

(3)ÙEs empfiehlt sich daher, einvernehmlich Leitlinien
für die redaktionelle Qualität der gemeinschaftlichen
Rechtsvorschriften festzulegen. Diese Leitlinien sol-
len den Gemeinschaftsorganen bei der Annahme von
Rechtsakten sowie denjenigen innerhalb der Ge-
meinschaftsorgane als Richtschnur dienen, die an der
Ausarbeitung und Abfassung von Rechtsakten betei-
ligt sind, gleichviel ob es sich um die Erstellung der
Erstfassung eines Textes oder um die verschiedenen
Änderungen handelt, die an dem Text im Laufe des
Rechtsetzungsverfahrens vorgenommen werden.

(4)ÙBegleitend zu diesen Leitlinien werden geeignete
Maßnahmen getroffen, um deren ordnungsgemäße
Anwendung sicherzustellen, wobei diese Maßnah-
men von jedem Organ jeweils für seinen Bereich an-
zunehmen sind.

(5)ÙDie Rolle, die die Juristischen Dienste der Organe,
einschließlich ihrer Rechts- und Sprachsachverständi-
gen, bei der Verbesserung der redaktionellen Quali-
tät der gemeinschaftlichen Rechtsakte spielen, sollte
verstärkt werden.

(6)ÙDiese Leitlinien ergänzen die von den Organen be-
reits unternommenen Bemühungen, die Zugänglich-
keit und Verständlichkeit der gemeinschaftlichen
Rechtsvorschriften insbesondere durch die amtliche
Kodifizierung von Rechtstexten, die Neufassung und
die Vereinfachung bestehender Texte zu verbessern.

(7)ÙDiese Leitlinien sind als ein Instrument für den inter-
nen Gebrauch der Organe anzusehen. Sie sind nicht
rechtsverbindlich —

NEHMEN EINVERNEHMLICH FOLGENDE LEITLINIEN
AN:

Allgemeine Grundsätze

1.ÙDie gemeinschaftlichen Rechtsakte werden klar, ein-
fach und genau abgefaßt.

2.ÙBei der Abfassung der Gemeinschaftsakte wird be-
rücksichtigt, um welche Art von Rechtsakt es sich
handelt, und insbesondere, ob er verbindlich ist oder
nicht (Verordnung, Richtlinie, Entscheidung/Be-
schluß, Empfehlung o.Øa.).

3.ÙBei der Abfassung der Akte wird berücksichtigt, auf
welche Personen sie Anwendung finden sollen, um
diesen die eindeutige Kenntnis ihrer Rechte und
Pflichten zu ermöglichen, und von wem sie durchge-
führt werden sollen.
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4.ÙDie Bestimmungen der Akte werden kurz und prä-
gnant formuliert, und ihr Inhalt sollte möglichst ho-
mogen sein. Allzu lange Artikel und Sätze, unnötig
komplizierte Formulierungen und der übermäßige
Gebrauch von Abkürzungen sollten vermieden wer-
den.

5.ÙWährend des gesamten Prozesses, der zur Annahme
der Akte führt, wird bei der Abfassung der Entwürfe
dieser Akte darauf geachtet, daß hinsichtlich Wort-
wahl und Satzstruktur dem mehrsprachigen Charak-
ter der gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften Rech-
nung getragen wird; spezifische Begriffe oder die
spezifische Terminologie der nationalen Rechtssy-
steme dürfen nur behutsam verwendet werden.

6.ÙDie verwendete Terminologie muß kohärent sein,
und zwar ist auf Kohärenz sowohl zwischen den Be-
stimmungen ein und desselben Akts als auch zwi-
schen diesem Akt und den bereits geltenden Akten,
insbesondere denjenigen aus demselben Bereich, zu
achten.

Dieselben Begriffe sind mit denselben Worten auszu-
drücken und dürfen sich dabei möglichst nicht von
der Bedeutung entfernen, die sie in der Umgangs-
sprache, der Rechtssprache oder der Fachsprache ha-
ben.

Aufbau des Rechtsakts

7.ÙAlle Gemeinschaftsakte von allgemeiner Art werden
unter Zugrundelegung einer Standardstruktur abge-
faßt (Titel — Präambel — verfügender Teil — gege-
benenfalls Anhänge).

8.ÙDie Titel von Akten enthalten eine möglichst knapp
formulierte und vollständige Bezeichnung des Ge-
genstands, die nicht zu falschen Schlüssen in bezug
auf den Inhalt des verfügenden Teils führen darf.
Gegebenenfalls kann dem Titel ein Kurztitel folgen.

9.ÙDie Bezugsvermerke sollen die Rechtsgrundlage des
Aktes und die wichtigsten Verfahrensschritte bis zu
seiner Annahme angeben.

10.ÙZweck der Erwägungsgründe ist es, die wichtigsten
Bestimmungen des verfügenden Teils in knapper
Form zu begründen, ohne deren Wortlaut wiederzu-
geben oder zu paraphrasieren. Sie dürfen keine Be-
stimmungen mit normativem Charakter und auch
keine politischen Willensbekundungen enthalten.

11.ÙDie Erwägungsgründe werden numeriert.

12.ÙDer verfügende Teil eines verbindlichen Aktes darf
weder Bestimmungen ohne normativen Charakter,
wie Wünsche oder politische Erklärungen, noch Be-
stimmungen enthalten, durch die Passagen oder Ar-
tikel der Verträge wiedergegeben oder paraphrasiert
oder geltende Rechtsvorschriften bestätigt werden.

Die Akte dürfen keine Bestimmungen enthalten, in
denen der Inhalt anderer Artikel angekündigt oder
der Titel des Aktes wiederholt wird.

13.ÙGegebenenfalls wird am Anfang des Aktes ein Arti-
kel vorgesehen, um den Gegenstand und den An-
wendungsbereich des betreffenden Aktes festzulegen.

14.ÙWenn die in dem Akt verwendeten Begriffe ihrem
Gehalt nach nicht eindeutig sind, empfiehlt es sich,
die Definitionen solcher Begriffe in einem einzigen
Artikel am Anfang des Aktes aufzuführen. Diese De-
finitionen dürfen keine eigenständigen Regelungsele-
mente enthalten.

15.ÙBeim Aufbau des verfügenden Teils wird so weit wie
möglich eine Standardstruktur (Gegenstand und An-
wendungsbereich — Definitionen — Rechte und
Pflichten — Bestimmungen zur Übertragung von
Durchführungsbefugnissen — Verfahrensvorschrif-
ten — Durchführungsmaßnahmen — Übergangs-
und Schlußbestimmungen) eingehalten.

Der verfügende Teil wird in Artikel sowie — je nach
Länge und Komplexität — in Titel, Kapitel und Ab-
schnitte gegliedert. Enthält ein Artikel eine Liste, so
sollte jeder einzelne Punkt dieser Liste vorzugsweise
mit einer Nummer oder einem Buchstaben statt mit
einem Gedankenstrich versehen werden.

Interne und externe Bezugnahmen

16.ÙBezugnahmen auf andere Akte sollten so weit wie
möglich vermieden werden. Wenn eine Bezugnahme
erfolgt, so wird der Akt oder die Bestimmung, auf
den bzw. die verwiesen wird, genau bezeichnet.
Überkreuzverweise (Bezugnahme auf einen Akt oder
auf einen Artikel, der wiederum auf die Ausgangsbe-
stimmung verweist) und Bezugnahmen in Kaskaden-
form (Bezugnahme auf eine Bestimmung, die wie-
derum auf eine andere Bestimmung verweist) sind
ebenfalls zu vermeiden.

17.ÙEine Bezugnahme im verfügenden Teil eines ver-
bindlichen Aktes auf einen nicht verbindlichen Akt
hat nicht zur Folge, daß letzterer verbindlich wird.
Wenn der Verfasser dem nicht verbindlichen Akt
ganz oder teilweise bindende Wirkung verleihen
möchte, empfiehlt es sich, den betreffenden Wortlaut
so weit wie möglich als Teil des verbindlichen Aktes
wiederzugeben.

Änderungsrechtsakte

18.ÙÄnderungen eines Aktes werden klar und deutlich
formuliert. Die Änderungen erfolgen in Form eines
Textes, der sich in den zu ändernden Akt einfügt.
Vorzugsweise sind ganze Bestimmungen (Artikel
oder Untergliederungen eines Artikels) zu ersetzen
und nicht Sätze, Satzteile oder Wörter einzufügen
oder zu streichen.
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Ein Änderungsrechtsakt darf keine eigenständigen
Sachvorschriften enthalten, die sich nicht in den zu
ändernden Akt einfügen.

19.ÙEin Akt, dessen Hauptzweck nicht in der Änderung
eines anderen Aktes besteht, kann in fine Änderun-
gen anderer Akte enthalten, die sich aus dem Neue-
rungseffekt seiner eigenen Bestimmungen ergeben.
Handelt es sich um umfangreiche Änderungen, so
empfiehlt sich die Annahme eines gesonderten Ände-
rungsaktes.

Schlußbestimmungen, Aufhebungsklauseln und Anhänge

20.ÙDie Bestimmungen betreffend Termine, Fristen, Aus-
nahmen, Abweichungen und Verlängerungen sowie
die Übergangsbestimmungen (insbesondere hinsicht-
lich der Auswirkungen des Aktes auf bestehende
Sachverhalte) und die Schlußbestimmungen (Inkraft-
treten, Umsetzungsfrist, Beginn und gegebenenfalls
Ende der Anwendung des Aktes) werden genau ab-
gefaßt.

Die Bestimmungen über die Fristen für die Umset-
zung und die Anwendung der Akte sehen ein als
Tag/Monat/Jahr angegebenes Datum vor. Bei
Richtlinien werden diese Fristen so festgelegt, daß
ein angemessener Umsetzungszeitraum gewährleistet
ist.

21.ÙÜberholte Akte und Bestimmungen werden aus-
drücklich aufgehoben. Bei der Annahme eines neuen
Aktes sollten Akte und Bestimmungen, die durch
diesen neuen Akt unanwendbar oder gegenstandslos
werden, ausdrücklich aufgehoben werden.

22.ÙDie technischen Elemente des Aktes werden in den
Anhängen aufgeführt, auf die im verfügenden Teil
des Aktes einzeln Bezug genommen wird. Die An-
hänge dürfen keine neuen Rechte oder Pflichten
vorsehen, die im verfügenden Teil nicht aufgeführt
sind.

Die Anhänge werden unter Zugrundelegung einer
Standardstruktur abgefaßt.

SIE VEREINBAREN FOLGENDE DURCHFÜHRUNGS-
MASSNAHMEN:

Die Organe treffen die internen organisatorischen Maß-
nahmen, die sie für eine korrekte Anwendung dieser
Leitlinien als erforderlich erachten.

Die Organe treffen hierzu insbesondere folgende Maß-
nahmen:

a)ÙSie beauftragen ihre Juristischen Dienste, binnen eines
Jahres nach Veröffentlichung dieser Leitlinien einen
gemeinsamen Leitfaden für die Praxis auszuarbeiten,
der für diejenigen Personen bestimmt ist, die an der
Abfassung von Rechtstexten mitwirken;

b) sie gestalten ihre jeweiligen internen Verfahren so,
daß ihre Juristischen Dienste, einschließlich ihrer
Rechts- und Sprachsachverständigen, rechtzeitig je-
weils für das eigene Organ redaktionelle Vorschläge
im Hinblick auf die Anwendung dieser Leitlinien un-
terbreiten können;

c) sie fördern die Einrichtung von Redaktionsstäben in
ihren am Rechtsetzungsverfahren beteiligten Einrich-
tungen oder Dienststellen;

d) sie sorgen für die Aus- und Fortbildung ihrer Beam-
ten und sonstigen Bediensteten auf dem Gebiet der
Abfassung von Rechtstexten, wobei vor allem die
Auswirkungen der Mehrsprachigkeit auf die redaktio-
nelle Qualität ins Bewußtsein gerückt werden müssen;

e) sie fördern die Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaa-
ten, um das Verständnis für die besonderen Erwägun-
gen, die es bei der Abfassung der Texte zu berück-
sichtigen gilt, zu verbessern;

f) sie fördern die Entwicklung und Verbesserung der
Hilfsmittel, die die Informationstechnologie für die
Abfassung von Rechtstexten bietet;

g) sie setzen sich für eine gute Zusammenarbeit ihrer je-
weiligen mit der Überwachung der redaktionellen
Qualität betrauten Dienststellen ein;

h) sie beauftragen ihre Juristischen Dienste, in regelmä-
ßigen Abständen für das jeweilige Organ einen Be-
richt über die gemäß den Buchstaben a) bis g) getrof-
fenen Maßnahmen zu erstellen.

Geschehen zu Brüssel am 22. Dezember 1998.

Im Namen des
Europäischen Parlaments

Der Präsident

Im Namen des Rates
der Europäischen Union

Der Präsident

Im Namen der Kommission
der Europäischen Gemeinschaften

Der Präsident

17.3.1999 C 73/3Amtsblatt der Europäischen GemeinschaftenDE

C5_Interinstitutionelle Vereinbarung über gemeinsame Leitlinien für die redaktionelle Qualität der gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften

- 94 - 



Erklärung des Europäischen Parlaments

Das Europäische Parlament ist der Auffassung, daß der gemeinschaftliche Rechtsakt von sich
aus verständlich (,,self-explaining‘‘) sein muß und die Organe und/oder die Mitgliedstaaten
daher keine auslegenden Erklärungen annehmen dürfen.

Die Annahme auslegender Erklärungen ist in den Verträgen nicht vorgesehen und mit dem
Wesen des Gemeinschaftsrechts unvereinbar.

Erklärungen des Rates

Der Rat ist ebenso wie das Europäische Parlament der Auffassung, daß jeder gemeinschaftliche
Rechtsakt in sich verständlich sein sollte. Daher sollte die Annahme von auslegenden Erklärun-
gen zu Rechtsakten soweit wie möglich vermieden werden, und der Inhalt etwaiger Erklärun-
gen sollte gegebenenfalls in den Rechtsakt selbst eingearbeitet werden.

Es sei jedoch darauf hingewiesen, daß derartige auslegende Erklärungen des gemeinschaftli-
chen Gesetzgebers insofern, als sie dem betreffenden Rechtsakt nicht widersprechen und der
Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden (so wie es in Artikel 151 Absatz 3 des EG-Vertrags
in der durch den Amsterdamer Vertrag geänderten Fassung vorgesehen ist), mit dem Gemein-
schaftsrecht zu vereinbaren sind.

Der Rat hält es für wünschenswert, daß die allgemeinen Grundsätze für die zweckgerechte
Textabfassung, die sich aus den gemeinsamen Leitlinien für die redaktionelle Qualität der ge-
meinschaftlichen Rechtsvorschriften ergeben, für die Abfassung der gemäß den Titeln V und
VI des Vertrags über die Europäische Union angenommenen Rechtsakte gegebenenfalls als
Anregung dienen.

Der Rat ist der Auffassung, daß es zur Verbesserung der Transparenz des gemeinschaftlichen
Entscheidungsprozesses wünschenswert wäre, daß die Kommission vorsieht, daß die Begrün-
dungen zu ihren Vorschlägen für Rechtsakte künftig mit den hierzu am besten geeigneten
Mitteln (z.ØB. Veröffentlichung in der Reihe C des Amtsblatts der Europäischen Gemeinschaften,
Bereitstellung über elektronische Medien usw.) der breiten Öffentlichkeit zugänglich gemacht
werden.

Der Rat ist der Auffassung, daß es — neben der Verabschiedung von amtlichen Kodifizierun-
gen von Rechtsakten durch den Gesetzgeber — zur Verbesserung der Zugänglichkeit des Ge-
meinschaftsrechts im Fall zahlreicher oder wesentlicher Änderungen angezeigt ist, daß das Amt
für amtliche Veröffentlichungen der Europäischen Gemeinschaften seine Arbeiten zur nicht-
amtlichen Konsolidierung von Rechtsakten intensiviert und für eine bessere Publizität dieser
Texte sorgt. Zusammen mit den anderen Organen sollte auch die Zweckmäßigkeit etwaiger
Maßnahmen geprüft werden, die darauf abzielen, einen systematischeren Rückgriff auf Neu-
fassungen zu erleichtern, mit denen sich die Kodifizierung und die Änderungen eines Rechts-
akts in einem einzigen Rechtstext miteinander kombinieren lassen.
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II 

(Mitteilungen) 

INTERINSTITUTIONELLE VEREINBARUNGEN 

EUROPÄISCHES PARLAMENT 
RAT 

EUROPÄISCHE KOMMISSION 

INTERINSTITUTIONELLE VEREINBARUNG 

vom 2. Dezember 2013 

zwischen dem Europäischen Parlament, dem Rat und der Kommission über die Haushaltsdisziplin, 
die Zusammenarbeit im Haushaltsbereich und die wirtschaftliche Haushaltsführung 

(2013/C 373/01) 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT, DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
UNION UND DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION, 

im Folgenden als „Organe“ bezeichnet, 

VEREINBAREN: 

1. Zweck der vorliegenden gemäß Artikel 295 des Vertrags 
über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) ge­
schlossenen Vereinbarung ist es, die Haushaltsdisziplin in 
die Praxis umzusetzen, sowie den Ablauf des jährlichen 
Haushaltsverfahrens und die interinstitutionelle Zusammen­
arbeit im Haushaltsbereich zu verbessern und wirtschaftli­
che Haushaltsführung zu gewährleisten. 

2. Die vereinbarte Haushaltsdisziplin ist umfassend. Die Ver­
einbarung ist während ihrer gesamten Laufzeit für die Or­
gane verbindlich. 

3. Die Vereinbarung berührt nicht die Haushaltsbefugnisse der 
Organe, die in den Verträgen, in der Verordnung (EU, Eu­
ratom) Nr. 1311/2013 des Rates ( 1 ) (im Folgenden „MFR- 
Verordnung“) sowie in der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 
966/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates ( 2 ) 
(im Folgenden „Haushaltsordnung“) festgelegt sind. 

4. Jede Änderung dieser Vereinbarung wird von den Organen 
einvernehmlich geregelt. 

5. Die Vereinbarung gliedert sich in drei Teile: 

— Teil I enthält ergänzende Bestimmungen zum mehrjäh­
rigen Finanzrahmen (MFR) sowie Bestimmungen über 
besondere, nicht im MFR enthaltene Instrumente. 

— Teil II betrifft die interinstitutionelle Zusammenarbeit 
während des Haushaltsverfahrens. 

— Teil III regelt die Verwendung der Unionsmittel nach 
dem Grundsatz der Wirtschaftlichkeit. 

6. Diese Vereinbarung tritt am 23. Dezember 2013 in Kraft 
und ersetzt die Interinstitutionelle Vereinbarung zwischen 
dem Europäischen Parlament, dem Rat und der Kommis­
sion vom 17. Mai 2006 über die Haushaltsdisziplin und die 
wirtschaftliche Haushaltsführung ( 3 ). 

TEIL I 

MFR UND BESONDERE INSTRUMENTE 

A. Bestimmungen zum MFR 

7. Die Angaben zu Vorgängen, die im Gesamthaushaltsplan 
der Union nicht ausgewiesen sind, und zur voraussicht­
lichen Entwicklung der verschiedenen Kategorien von Ei­
genmitteln sind in gesonderten Tabellen aufgeführt. Diese
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Angaben werden gemeinsam mit den Begleitdokumenten 
zum Entwurf des Haushaltsplans alljährlich aktualisiert. 

8. Im Interesse einer wirtschaftlichen Haushaltsführung tragen 
die Organe dafür Sorge, dass beim Haushaltsverfahren und 
bei der Annahme des Haushaltsplans bis zu den Obergren­
zen der einzelnen Rubriken, mit Ausnahme der Teilrubrik 
„Wirtschaftlicher, sozialer und territorialer Zusammenhalt“ 
des MFR, so weit wie möglich ausreichende Spielräume 
verfügbar bleiben. 

Aktualisierung der Schätzwerte für die Mittel für Zahlungen für 
die Zeit nach 2020 

9. Die Kommission aktualisiert 2017 die Schätzwerte für die 
Mittel für Zahlungen für die Zeit nach 2020. Dabei berück­
sichtigt sie alle einschlägigen Informationen, einschließlich 
der tatsächlichen Ausführungssituation für Verpflichtungen 
und für Zahlungen, sowie die Ausführungsprognosen. Au­
ßerdem trägt sie den Vorschriften Rechnung, die eine ge­
ordnete Entwicklung der Mittel für Zahlungen im Verhält­
nis zu den Mitteln für Verpflichtungen gewährleisten sollen, 
sowie den Wachstumsprognosen für das Bruttonationalein­
kommen der Union. 

B. Bestimmungen zu den nicht im MFR enthaltenen 
besonderen Instrumenten 

Reserve für Soforthilfen 

10. Hält die Kommission die Inanspruchnahme der Reserve für 
Soforthilfen für erforderlich, unterbreitet sie dem Europäi­
schen Parlament und dem Rat einen Vorschlag für eine 
Mittelübertragung aus der Reserve auf die entsprechenden 
Haushaltslinien. 

Bevor die Kommission jedoch eine Mittelübertragung aus 
der Reserve vorschlägt, prüft sie die Möglichkeit einer Um­
schichtung vorhandener Mittel. 

Kommt keine Einigung zustande, wird ein Trilogverfahren 
eingeleitet. 

Mittelübertragungen aus der Reserve werden gemäß der 
Haushaltsordnung vorgenommen. 

Solidaritätsfonds der Europäischen Union 

11. Wenn die im einschlägigen Basisrechtsakt festgelegten Be­
dingungen für die Inanspruchnahme des Solidaritätsfonds 
der Europäischen Union gegeben sind, unterbreitet die 
Kommission einen entsprechenden Vorschlag. Besteht die 
Möglichkeit, innerhalb der Rubrik, in der ein Mehrbedarf 
entstanden ist, Mittelumschichtungen vorzunehmen, be­
rücksichtigt die Kommission dies bei der Vorlage des er­
forderlichen Vorschlags im Einklang mit der Haushaltsord­
nung mittels des geeigneten Haushaltsinstruments. Das Eu­
ropäische Parlament und der Rat beschließen einvernehm­
lich die Inanspruchnahme des Solidaritätsfonds. Der Rat 
beschließt mit qualifizierter Mehrheit, das Europäische Par­
lament mit der Mehrheit seiner Mitglieder und mit drei 
Fünfteln der abgegebenen Stimmen. 

Kommt keine Einigung zustande, wird ein Trilogverfahren 
eingeleitet. 

Flexibilitätsinstrument 

12. Die Kommission schlägt die Inanspruchnahme des Flexibi­
litätsinstruments vor, nachdem sie alle Möglichkeiten für 
eine Mittelumschichtung innerhalb der Rubrik, in der ein 
Mehrbedarf entstanden ist, geprüft hat. 

In ihrem Vorschlag nennt die Kommission die Art und die 
Höhe der zu finanzierenden Ausgaben. Der Vorschlag kann 
für das betreffende Haushaltsjahr im Laufe des Haushalts­
verfahrens vorgelegt werden. 

Das Europäische Parlament und der Rat beschließen ein­
vernehmlich die Inanspruchnahme des Flexibilitätsinstru­
ments. Der Rat beschließt mit qualifizierter Mehrheit, das 
Europäische Parlament mit der Mehrheit seiner Mitglieder 
und mit drei Fünfteln der abgegebenen Stimmen. 

Die Einigung wird im Rahmen des jährlichen Haushaltsver­
fahrens erzielt. 

Europäischer Fonds für die Anpassung an die Globalisierung 

13. Wenn die im einschlägigen Basisrechtsakt festgelegten Be­
dingungen für die Inanspruchnahme des Europäischen 
Fonds für die Anpassung an die Globalisierung erfüllt sind, 
legt die Kommission einen entsprechenden Vorschlag vor. 
Das Europäische Parlament und der Rat beschließen ein­
vernehmlich die Inanspruchnahme des Fonds für die An­
passung an die Globalisierung. Der Rat beschließt mit qua­
lifizierter Mehrheit, das Europäische Parlament mit der 
Mehrheit seiner Mitglieder und mit drei Fünfteln der abge­
gebenen Stimmen. 

Zeitgleich mit ihrem Vorschlag für eine Inanspruchnahme 
des Fonds für die Anpassung an die Globalisierung unter­
breitet die Kommission dem Europäischen Parlament und 
dem Rat einen Vorschlag für die Übertragung der Mittel auf 
die entsprechenden Haushaltslinien. 

Kommt keine Einigung zustande, wird ein Trilogverfahren 
eingeleitet. 

Die Mittelübertragungen für den Fonds für die Anpassung 
an die Globalisierung werden gemäß der Haushaltsordnung 
vorgenommen. 

Spielraum für unvorhergesehene Ausgaben 

14. Die Inanspruchnahme des Spielraums für unvorhergesehene 
Ausgaben oder eines Teils davon wird von der Kommission 
nach sorgfältiger Prüfung aller übrigen finanziellen Möglich­
keiten vorgeschlagen. Ein solcher Vorschlag kann nur im 
Zusammenhang mit dem Entwurf eines Berichtigungs- oder 
Jahreshaushaltsplans erfolgen, für dessen Annahme ein sol­
cher Vorschlag erforderlich ist. Die Kommission fügt ihrem 
Vorschlag über die Inanspruchnahme des Spielraums für 
unvorhergesehene Ausgaben einen Vorschlag über die Um­
schichtung eines erheblichen Betrags innerhalb des gelten­
den Haushaltsplans bei, soweit dies aufgrund der Prüfung 
durch die Kommission gerechtfertigt ist.
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Der Beschluss über die Inanspruchnahme des Spielraums 
für unvorhersehbare Ausgaben wird vom Europäischen Par­
lament und vom Rat einvernehmlich gefasst, und zwar 
zeitgleich mit ihrer Billigung des Berichtigungs- oder Ge­
samthaushaltsplans der Union, zu dessen Annahme der 
Spielraum für unvorhergesehene Ausgaben dient. Das Eu­
ropäische Parlament und der Rat beschließen gemäß den in 
Artikel 314 AEUV für die Billigung des Gesamthaushalts­
plans der Union vorgesehenen Abstimmungsregeln. 

TEIL II 

VERBESSERUNG DER INTERINSTITUTIONELLEN ZUSAM­
MENARBEIT IM HAUSHALTSBEREICH 

A. Verfahren der interinstitutionellen Zusammenarbeit 

15. Die Einzelheiten der interinstitutionellen Zusammenarbeit 
während des Haushaltsverfahrens sind im Anhang nieder­
gelegt. 

Haushaltstransparenz 

16. Die Kommission erstellt einen jährlichen Bericht, der dem 
Gesamthaushaltsplan der Union beigefügt wird und in dem 
die verfügbaren und nichtvertraulichen Informationen in 
Bezug auf Folgendes zusammengetragen werden: 

— die Aktiva und Passiva der Union, einschließlich jener 
aus Anleihe- und Darlehensoperationen, die die Union 
entsprechend ihren Befugnissen nach den Verträgen 
durchführt; 

— die Einnahmen, Ausgaben, Aktiva und Passiva des Eu­
ropäischen Entwicklungsfonds (EEF), der Europäischen 
Finanzstabilisierungsfazilität (EFSF), des Europäischen 
Stabilitätsmechanismus (ESM) und etwaiger sonstiger 
künftiger Mechanismen, einschließlich Treuhandfonds; 

— die Ausgaben der Mitgliedstaaten im Rahmen der Ver­
stärkten Zusammenarbeit, soweit sie nicht im Gesamt­
haushaltsplan der Union erfasst werden. 

B. Aufnahme von Finanzvorschriften in Gesetz­
gebungsakte 

17. Alle im ordentlichen Gesetzgebungsverfahren erlassenen 
Gesetzgebungsakte über Mehrjahresprogramme enthalten 
eine Vorschrift, mit der der Gesetzgeber die Finanzausstat­
tung des Programms festsetzt. 

Der jeweilige Betrag bildet für das Europäische Parlament 
und den Rat im Rahmen des jährlichen Haushaltsverfahrens 
den vorrangigen Bezugsrahmen. 

Das Europäische Parlament und der Rat sowie die Kommis­
sion, wenn letztere den Entwurfs des Haushaltsplans er­
stellt, verpflichten sich, von diesem Betrag während der 
Gesamtlaufzeit des betreffenden Programms um nicht 
mehr als 10 % abzuweichen, außer im Falle neuer objekti­
ver und fortdauernder Gegebenheiten, die unter Berücksich­
tigung der insbesondere durch Bewertungen ermittelten 
Durchführungsergebnisse des betreffenden Programms aus­
drücklich und genau darzulegen sind. Durch eine Aufsto­
ckung, die aufgrund solcher Veränderungen erfolgt, darf die 
Obergrenze der jeweiligen Rubrik, unbeschadet der Anwen­

dung der in der MFR-Verordnung und in dieser Verein­
barung genannten Instrumente, nicht erreicht werden. 

Diese Nummer findet weder auf die im ordentlichen Ge­
setzgebungsverfahren genehmigten und den Mitgliedstaaten 
vorab zugewiesenen Mittel für die Kohäsionspolitik, für 
deren Programme stets eine Finanzausstattung für die ge­
samte Programmlaufzeit festgelegt wird, noch auf Großpro­
jekte im Sinne von Artikel 16 der MFR-Verordnung An­
wendung. 

18. In den nicht nach dem ordentlichen Gesetzgebungsverfah­
ren erlassenen Gesetzgebungsakten über Mehrjahrespro­
gramme wird kein „für notwendig erachteter Betrag“ ange­
geben. 

Sollte der Rat die Einführung eines finanziellen Bezugsrah­
mens beabsichtigen, so stellt dieser Bezugsrahmen eine Ab­
sichtsbekundung des Gesetzgebers dar und lässt die im 
AEUV festgelegten Zuständigkeiten des Europäischen Par­
laments und des Rats unberührt. Eine entsprechende Rege­
lung wird in jeden Gesetzgebungsakt aufgenommen, der 
einen solchen finanziellen Bezugsrahmen enthält. 

Ist im Rahmen des Konzertierungsverfahrens gemäß der 
Gemeinsamen Erklärung des Europäischen Parlaments, des 
Rates und der Kommission vom 4. März 1975 ( 1 ) Einver­
nehmen über den betreffenden finanziellen Bezugsrahmen 
erzielt worden, gilt dieser als Bezugsrahmen im Sinne von 
Nummer 17 dieser Vereinbarung. 

C. Ausgaben im Zusammenhang mit Fischereiabkom­
men 

19. Für Ausgaben im Zusammenhang mit Fischereiabkommen 
gelten folgende spezielle Bestimmungen: 

Die Kommission verpflichtet sich, das Europäische Par­
lament regelmäßig über die Vorbereitung und den Verlauf 
der Verhandlungen, einschließlich ihrer Auswirkungen auf 
den Haushalt, zu unterrichten. 

Was den Ablauf des Gesetzgebungsverfahrens im Zusam­
menhang mit den Fischereiabkommen anbelangt, so ver­
pflichten sich die Organe, alles zu tun, damit sämtliche 
Verfahren so schnell wie möglich durchgeführt werden 
können. 

Mittel, die im Haushaltsplan für neue Fischereiabkommen 
oder für die Verlängerung von Fischereiabkommen vorgese­
hen werden, die nach dem 1. Januar des betreffenden Haus­
haltsjahres in Kraft treten, werden im Haushaltsplan in die 
Reserve eingestellt. 

Sollten sich die für die Fischereiabkommen vorgesehenen 
Mittel (einschließlich der Reserve) als unzureichend erwei­
sen, übermittelt die Kommission dem Europäischen Par­
lament und dem Rat die erforderlichen Informationen, da­
mit ein Gedankenaustausch im Rahmen eines Trilogs, ge­
gebenenfalls in vereinfachter Form, über die Ursachen für 
diese Lage sowie über Maßnahmen, die gemäß den fest­
gelegten Verfahren beschlossen werden könnten, stattfinden 
kann. Die Kommission schlägt bei Bedarf geeignete Maß­
nahmen vor.

DE 20.12.2013 Amtsblatt der Europäischen Union C 373/3 

( 1 ) ABl. C 89 vom 22.4.1975, S. 1.

C6_Interinstitutionelle Vereinbarung über die Haushaltsdisziplin, die Zusammenarbeit im Haushaltsbereich und die wirtschaftliche 
Haushaltsführung

- 98 - 



Die Kommission übermittelt dem Europäischen Parlament 
und dem Rat vierteljährlich detaillierte Angaben über die 
Durchführung der geltenden Fischereiabkommen und die 
Finanzprognose für den Rest des Jahres. 

20. Unter Berücksichtigung der Befugnisse des Europäischen 
Parlaments im Bereich der Fischereiabkommen und im Ein­
klang mit den Nummern 25 und 26 der Rahmenverein­
barung über die Beziehungen zwischen dem Europäischen 
Parlament und der Europäischen Kommission ( 1 ) können 
Vertreter des Europäischen Parlaments als Beobachter an 
bilateralen und multilateralen Konferenzen zur Aushand­
lung internationaler Fischereiabkommen teilnehmen. 

21. Unbeschadet des einschlägigen Verfahrens für die Aushand­
lung von Fischereiabkommen verpflichten sich das Europäi­
sche Parlament und der Rat, im Rahmen der Zusammen­
arbeit im Haushaltsbereich rechtzeitig eine Einigung über 
die angemessene Finanzierung von Fischereiabkommen her­
beizuführen. 

D. Ausgaben im Zusammenhang mit der Reserve für 
Krisen im Agrarsektor 

22. Die in Artikel 25 der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 des 
Europäischen Parlaments und des Rates ( 2 ) vorgesehenen 
Mittel für die Reserve für Krisen im Agrarsektor werden 
direkt in den Gesamthaushaltsplan der Union eingesetzt. 
Sämtliche Beträge der Reserve, die nicht für Krisenmaßnah­
men in Anspruch genommen wurden, werden wieder für 
Direktzahlungen zur Verfügung gestellt. 

Ausgaben für Maßnahmen im Zusammenhang mit Krisen, 
die zwischen dem 16. Oktober und dem Ende des Haus­
haltsjahres auftreten, können gemäß den Bestimmungen in 
Absatz 3 aus der Reserve für das nachfolgende Haushalts­
jahr finanziert werden. 

Hält die Kommission die Inanspruchnahme dieser Reserve 
im Einklang mit dem einschlägigen Gesetzgebungsakt für 
erforderlich, unterbreitet sie dem Europäischen Parlament 
und dem Rat einen Vorschlag für eine Mittelübertragung 
aus der Reserve auf die Haushaltslinien zur Finanzierung 
der Maßnahmen, die sie für erforderlich hält. Bevor die 
Kommission eine Mittelübertragung aus der Reserve vor­
schlägt, prüft sie die Möglichkeiten einer Umschichtung 
vorhandener Mittel. 

Mittelübertragungen aus der Reserve werden gemäß der 
Haushaltsordnung vorgenommen. 

Kommt keine Einigung zustande, wird ein Trilogverfahren 
eingeleitet. 

E. Finanzierung der gemeinsamen Aussen- und Sicher­
heitspolitik (GASP) 

23. Der Gesamtbetrag der operativen Ausgaben für die GASP 
wird in ein Kapitel des Haushaltsplans mit der Überschrift 
GASP eingesetzt. Dieser Betrag deckt den bei der Aufstel­

lung des Haushaltsentwurfs auf der Grundlage der jähr­
lichen Vorausschätzungen des Hohen Vertreters der Union 
für Außen- und Sicherheitspolitik (im Folgenden „Hoher 
Vertreter“) tatsächlich vorhersehbaren Mittelbedarf und bie­
tet einen angemessenen Spielraum für unvorhergesehene 
Maßnahmen. Es werden keine Mittel in eine Reserve einge­
stellt. 

24. Was die GASP-Ausgaben angeht, die gemäß Artikel 41 des 
Vertrags über die Europäische Union zu Lasten des Gesamt­
haushalts der Union gehen, bemühen sich die Organe, jedes 
Jahr im Vermittlungsausschuss auf der Grundlage des von 
der Kommission erstellten Entwurfs des Haushaltsplans zu 
einer Einigung über den Betrag der operativen Ausgaben, 
der zu Lasten des Gesamthaushalts der Union geht, und 
über die Aufteilung dieses Betrags auf die in Absatz 4 dieser 
Nummer vorgeschlagenen Artikel des GASP-Kapitels des 
Haushaltsplans zu gelangen. Kommt keine Einigung zustan­
de, setzen das Europäische Parlament und der Rat den im 
Vorjahr eingesetzten oder — falls dieser niedriger ist — den 
im Entwurf des Haushaltsplans veranschlagten Betrag ein. 

Der Gesamtbetrag der operativen GASP-Ausgaben verteilt 
sich nach dem in Absatz 4 vorgeschlagenen Ansatz auf 
verschiedene Artikel des GASP-Kapitels. Jeder Artikel um­
fasst die bereits angenommenen Instrumente, die geplanten, 
jedoch noch nicht angenommenen Instrumente sowie alle 
anderen künftigen — d. h. unvorhergesehenen — Instru­
mente, die der Rat während des betreffenden Haushaltsjah­
res annehmen wird. 

Die Kommission ist aufgrund der Haushaltsordnung befugt, 
innerhalb des GASP-Kapitels des Haushaltsplans Mittelüber­
tragungen von Artikel zu Artikel autonom vorzunehmen, 
sodass die Flexibilität, die für eine rasche Durchführung der 
GASP-Maßnahmen als erforderlich gilt, gewährleistet ist. 
Sollte sich im Laufe des Haushaltsjahres zeigen, dass die 
GASP-Mittel zur Deckung der notwendigen Ausgaben nicht 
ausreichen, bemühen sich das Europäische Parlament und 
der Rat, auf der Grundlage eines Vorschlags der Kommis­
sion, mit Dringlichkeit um die Herbeiführung einer Lösung 
nach Maßgabe von Artikel 3 der MFR-Verordnung sowie 
Nummer 10 dieser Vereinbarung. 

Innerhalb des GASP-Kapitels des Haushaltsplans könnten 
die Artikel, in die die GASP-Aktionen aufzunehmen sind, 
wie folgt lauten: 

— Wichtigste Einzelmissionen im Sinne des Artikels 49 
Absatz 1 Buchstabe g der Haushaltsordnung; 

— Krisenmanagementoperationen, Konfliktverhütung, 
Konfliktbeilegung und Stabilisierung sowie Monitoring 
und Umsetzung von Friedens- und Sicherheitsprozes­
sen; 

— Nichtverbreitung und Abrüstungsmaßnahmen; 

— Sofortmaßnahmen; 

— vorbereitende Maßnahmen und Folgemaßnahmen; 

— Sonderbeauftragte der Europäischen Union.
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25. Der Hohe Vertreter hört das Europäische Parlament alljähr­
lich zu einem bis zum 15. Juni des jeweiligen Jahres zu 
übermittelnden zukunftsorientierten Dokument über die 
Hauptaspekte und grundlegenden Optionen der GASP, ein­
schließlich der finanziellen Auswirkungen für den Gesamt­
haushaltsplan der Union, einer Bewertung der im Jahr n-1 
eingeleiteten Maßnahmen sowie einer Bewertung der Koor­
dinierung und Komplementarität der GASP mit den ande­
ren externen Finanzierungsinstrumenten der Union an. Au­
ßerdem unterrichtet der Hohe Vertreter das Europäische 
Parlament regelmäßig im Wege gemeinsamer Beratungssit­
zungen, die mindestens fünfmal jährlich im Rahmen des 
regelmäßigen politischen Dialogs über die GASP stattfinden 
und die spätestens im Vermittlungsausschuss festgelegt wer­
den. Die Teilnahme an diesen Sitzungen wird jeweils vom 
Europäischen Parlament bzw. vom Rat unter Berücksichti­
gung des Ziels und der Art der Informationen, die in diesen 
Sitzungen ausgetauscht werden, festgelegt. 

Die Kommission wird zur Teilnahme an diesen Sitzungen 
eingeladen. 

Der Hohe Vertreter teilt dem Europäischen Parlament bei 
jedem kostenwirksamen Ratsbeschluss im Bereich der GASP 
unverzüglich, spätestens jedoch binnen fünf Arbeitstagen 
mit, wie hoch die geplanten Kosten (Finanzbogen), ins­
besondere die Kosten betreffend den zeitlichen Rahmen, 
das eingesetzte Personal, die Nutzung von Räumlichkeiten 
und sonstiger Infrastruktur, die Transporteinrichtungen, 
Ausbildungserfordernisse und Sicherheitsvorkehrungen, ver­
anschlagt werden. 

Die Kommission unterrichtet das Europäische Parlament 
und den Rat vierteljährlich über die Durchführung der 
GASP-Aktionen und die Finanzprognosen für die verblei­
bende Zeit des Haushaltsjahres. 

F. Beteiligung der Organe im Rahmen der Entwick­
lungspolitik und des Europäischen Entwicklungsfonds 

26. Die Kommission leitet ungeachtet der jeweiligen Finanzie­
rungsquelle einen Dialog mit dem Europäischen Parlament 
über entwicklungspolitische Fragen ein. Die Kontrollbefug­
nisse des Europäischen Parlaments in Bezug auf den Euro­
päischen Entwicklungsfonds (EEF) wird entsprechend den 
im informellen Dialog festgelegten Modalitäten und auf 
freiwilliger Basis angeglichen an die Kontrollbefugnis für 
den Gesamthaushaltsplan der Union, insbesondere für das 
Instrument für die Entwicklungszusammenarbeit. 

Das Europäische Parlament und der Rat nehmen zur Kennt­
nis, dass die Kommission unter anderem im Hinblick auf 
eine Verbesserung der demokratischen Kontrolle der Ent­
wicklungspolitik beabsichtigt, die Einbeziehung des EEF in 
den Haushaltsplan ab 2021 vorzuschlagen. 

G. Zusammenarbeit der Organe während des Haus­
haltsverfahrens bei den Verwaltungsausgaben 

27. Die durch die im Anhang der MFR-Verordnung enthaltene 
Obergrenze für die Rubrik 5 bewirkten Einsparungen wer­
den von allen Organen und anderen Einrichtungen der 
Union im Verhältnis zu ihrem jeweiligen Anteil an den 
Verwaltungsausgaben getragen. 

Von allen Organen, Einrichtungen und Agenturen wird er­
wartet, dass sie im jährlichen Haushaltsverfahren einen Vor­
anschlag der Ausgaben vorlegen, der mit den im ersten 
Absatz genannten Leitvorgaben im Einklang steht. 

Um die durch die Erhöhung der Arbeitszeit auf 40 Stunden 
pro Woche anfallenden zusätzlichen Kapazitäten auszuglei­
chen, kommen das Europäische Parlament, der Rat und die 
Kommission überein, ihr Personal gegenüber dem Stand des 
Stellenplans zum 1. Januar 2013 schrittweise um 5 % ab­
zubauen ( 1 ). Dieser Abbau sollte für sämtliche Organe, Ein­
richtungen und Agenturen gelten und zwischen 2013 und 
2017 umgesetzt werden. Dies berührt nicht die Haushalts­
rechte des Europäischen Parlaments und des Rates. 

TEIL III 

VERWENDUNG DER UNIONSMITTEL NACH DEM GRUND­
SATZ DER WIRTSCHAFTLICHKEIT 

A. Gemeinsame Mittelverwaltung 

28. Die Kommission stellt sicher, dass das Europäische Par­
lament, der Rat und der Rechnungshof auf Verlangen alle 
Informationen und Unterlagen erhalten, welche die durch 
internationale Organisationen ausgegebenen Unionsmittel 
betreffen und im Rahmen der mit diesen Organisationen 
geschlossenen Überprüfungsvereinbarungen übermittelt 
wurden, soweit diese Informationen und Unterlagen für 
die Wahrnehmung der Zuständigkeiten des Europäischen 
Parlaments, des Rates oder des Rechnungshofs im Rahmen 
des AEUV als notwendig erachtet werden. 

Evaluierungsbericht 

29. Die Kommission unterscheidet in dem in Artikel 318 
AEUV vorgesehenen Evaluierungsbericht zwischen auf die 
Strategie Europa 2020 ausgerichteten internen Politikberei­
chen und externen Politikbereichen, und sie verwendet für 
die Evaluierung der Finanzen der Union auf der Grundlage 
der erzielten Ergebnisse mehr Leistungsinformationen, ein­
schließlich Ergebnissen von Leistungsprüfungen. 

Finanzplanung 

30. Die Kommission legt zweimal jährlich, erstmals im April 
oder Mai (zusammen mit den Begleitdokumenten zum Ent­
wurf des Haushaltsplans) und sodann im Dezember oder 
Januar (nach Annahme des Gesamthaushaltsplans der Uni­
on) eine vollständige Finanzplanung für die Rubriken 1 (mit 
Ausnahme der Teilrubrik „Wirtschaftlicher, sozialer und ter­
ritorialer Zusammenhalt“), 2 (nur „Umwelt“ und „Fischerei“), 
3 und 4 des MFR vor. Diese nach Rubriken, Politikberei­
chen und Haushaltslinien gegliederte Finanzplanung sollte 
auf Folgendes Bezug nehmen: 

a) geltende Rechtsvorschriften, wobei nach mehrjährigen 
Programmen und jährlichen Maßnahmen unterschieden 
wird: 

— Bei mehrjährigen Programmen sollte die Kommis­
sion das jeweilige Genehmigungsverfahren (ordentli­
ches oder besonderes Gesetzgebungsverfahren), die 
Laufzeit, Gesamtfinanzausstattung sowie den Anteil 
der Verwaltungsausgaben angeben.
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( 1 ) Der Rat und die Kommission haben bereits eine Verringerung ihres 
Personals um 1 % gegenüber dem Stand des Stellenplans zum 1. Ja­
nuar 2013 umgesetzt.
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— Bei jährlichen Maßnahmen (im Zusammenhang mit 
Pilotvorhaben, vorbereitenden Maßnahmen und 
Agenturen) und bei Maßnahmen, die aufgrund der 
Befugnisse der Kommission finanziert werden, sollte 
die Kommission Mehrjahresschätzungen vorlegen 
und angeben, welche Spielräume bis zu den gemäß 
der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 1268/2012 ( 1 ) 
bewilligten Obergrenzen verbleiben. 

b) anhängige Gesetzgebungsvorschläge: anhängige Kom­
missionsvorschläge (in der jeweils neuesten Fassung). 

Die Kommission sollte Möglichkeiten für Querverweise 
zwischen ihrer Finanzplanung und ihrer Gesetzgebungspla­
nung erwägen, damit genauere und zuverlässigere Voraus­
schätzungen vorgelegt werden. In jedem Gesetzgebungsvor­
schlag sollte die Kommission angeben, ob dieser in der 
April-Planung oder der Dezember-Planung vorgesehen ist. 
Das Europäische Parlament und der Rat sollten insbeson­
dere über Folgendes informiert werden: 

a) sämtliche neu angenommenen Gesetzgebungsakte und 
anhängige Vorschläge, die vorgelegt wurden, aber noch 
nicht in der April-Planung oder der Dezember-Planung 
enthalten sind (mit Angabe der jeweiligen Beträge); 

b) im jährlichen Gesetzgebungsprogramm der Kommission 
vorgesehene Gesetzgebung, mit der Angabe, ob die 
Maßnahmen voraussichtlich mit finanziellen Auswirkun­
gen verbunden sind. 

Erforderlichenfalls sollte die Kommission angeben, welche 
Neuplanung die neuen Gesetzgebungsvorschläge bewirken. 

B. Agenturen und europäische Schulen 

31. Bevor die Kommission einen Vorschlag für die Einrichtung 
einer neuen Agentur vorlegt, sollte sie eine solide, vollstän­
dige und objektive Folgenabschätzung erstellen, in der unter 
anderem die kritische Masse von Personal und Kompeten­
zen, Kosten-Nutzen-Aspekte, Subsidiarität und Verhältnis­
mäßigkeit, die Auswirkungen auf nationale Tätigkeiten 
und Tätigkeiten der Union sowie die finanziellen Auswir­
kungen für die betreffende Ausgabenlinie berücksichtigt 
werden. Auf der Grundlage dieser Angaben und unbescha­
det der Gesetzgebungsverfahren, die für die Einrichtung der 
Agentur maßgeblich sind, verpflichten sich das Europäische 
Parlament und der Rat, im Rahmen der Zusammenarbeit 
im Haushaltsbereich rechtzeitig eine Einigung über die Fi­
nanzierung der vorgeschlagenen Agentur herbeizuführen. 

Zu diesem Zweck werden die folgenden Verfahrensschritte 
durchlaufen: 

— Zunächst erläutert die Kommission ihre Vorschläge für 
die Einrichtung einer neuen Agentur systematisch je­
weils beim ersten Trilog-Treffen, das auf die Annahme 
des Vorschlags durch die Kommission folgt; dabei legt 
sie auch den Finanzbogen vor, der dem vorgeschlage­
nen Rechtsakt zur Errichtung der Agentur beigefügt ist, 
und veranschaulicht die Folgen für den verbleibenden 
Finanzplanungszeitraum. 

— Sodann unterstützt die Kommission während des Ge­
setzgebungsverfahrens den Gesetzgeber bei der Bewer­
tung der finanziellen Folgen der vorgeschlagenen Ab­
änderungen. Diese finanziellen Folgen sollten während 
der entsprechenden Gesetzgebungstriloge erwogen wer­
den. 

— Anschließend legt die Kommission vor Abschluss des 
Gesetzgebungsverfahrens einen aktualisierten Finanzbo­
gen vor, der den möglichen Änderungen durch den 
Gesetzgeber Rechnung trägt; dieser Finanzbogen wird 
auf die Tagesordnung des letzten Gesetzgebungstrilogs 
gesetzt und vom Gesetzgeber förmlich gebilligt. Zur 
Erzielung einer Einigung über die Finanzierung wird 
er ferner auf die Tagesordnung eines nachfolgenden 
Haushaltstrilogs gesetzt, der in dringenden Fällen in ver­
einfachter Form stattfinden kann. 

— Schließlich wird die im Rahmen des Trilogs erzielte 
Einigung unter Berücksichtigung der budgetären Bewer­
tung betreffend den Inhalt des Gesetzgebungsverfahrens 
durch die Kommission in einer gemeinsamen Erklärung 
bestätigt. Die Einigung unterliegt der Zustimmung des 
Europäischen Parlaments und des Rates nach Maßgabe 
ihrer jeweiligen Geschäftsordnung. 

Dasselbe Verfahren gilt für die Änderung eines eine Agen­
tur betreffenden Rechtsakts, die Auswirkungen auf die Res­
sourcen der Agentur haben würde. 

Sollten die Aufgaben einer Agentur grundlegend geändert 
werden, ohne dass der Rechtsakt zur Einrichtung der Agen­
tur geändert wird, setzt die Kommission das Europäische 
Parlament und den Rat mittels eines geänderten Finanzbo­
gens davon in Kenntnis, damit das Europäische Parlament 
und der Rat rechtzeitig zu einer Einigung über die Finan­
zierung der Agentur gelangen können. 

32. Die relevanten Bestimmungen des Gemeinsamen Konzepts, 
das der am 19. Juli 2012 unterzeichneten Gemeinsamen 
Erklärung des Europäischen Parlaments, des Rates der EU 
und der Europäischen Kommission zu den dezentralen 
Agenturen beigefügt ist, sollten im Rahmen des Haushalts­
verfahrens gebührend berücksichtigt werden.
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( 1 ) Delegierte Verordnung (EU) Nr. 1268/2012 der Kommission vom 
29. Oktober 2012 über die Anwendungsbestimmungen für die Ver­
ordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 des Europäischen Parlaments 
und des Rates über die Haushaltsordnung für den Gesamthaushalts­
plan der Union (ABl. L 362 vom 31.12.2012, S. 1).
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33. Wenn der Oberste Rat der Europäischen Schulen die Einrichtung einer neuen Europäischen Schule 
plant, wird ein vergleichbares Verfahren im Hinblick auf die Auswirkungen auf den Gesamthaushalts­
plan der Union entsprechend angewandt. 

Geschehen zu Brüssel am 9. Dezember 2013. 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 

J. BERNATONIS 

Für die Kommission 

J. LEWANDOWSKI 
Mitglied der Kommission 

Geschehen zu Straßburg am 10. Dezember 2013. 

Im Namen des Europäischen Parlaments 
Der Präsident 
M. SCHULZ
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ANHANG 

Interinstitutionelle Zusammenarbeit während des Haushaltsverfahrens 

Teil A: Zeitplan für das Haushaltsverfahren 

1. Die Organe vereinbaren jedes Jahr rechtzeitig vor Beginn des Haushaltsverfahrens einen realistischen Zeitplan auf der 
Grundlage der aktuellen Praxis. 

Teil B: Prioritäten für das Haushaltsverfahren 

2. Rechtzeitig vor Annahme des Entwurfs des Haushaltsplans durch die Kommission wird ein Trilog einberufen, bei dem 
die für den Haushaltsplan des folgenden Haushaltsjahres in Betracht zu ziehenden Prioritäten erörtert werden. 

Teil C: Aufstellung des Entwurfs des Haushaltsplans und Aktualisierung der Voranschläge 

3. Die Organe — mit Ausnahme der Kommission — sind gehalten, ihren jeweiligen Haushaltsvoranschlag bis Ende 
März anzunehmen. 

4. Die Kommission legt jedes Jahr einen Entwurf des Haushaltsplans vor, aus dem der tatsächliche Finanzierungsbedarf 
der Union hervorgeht. 

Hierbei berücksichtigt sie 

a) die Vorausschätzungen der Mitgliedstaaten für die Strukturfonds; 

b) die Kapazität zur Ausführung der Mittel, wobei sie sich darum bemüht, eine strikte Relation zwischen den Mitteln 
für Verpflichtungen und den Mitteln für Zahlungen zu gewährleisten; 

c) die Möglichkeiten, neue Politiken im Wege von Pilotvorhaben, neue vorbereitende Maßnahmen, oder beides, 
einzuleiten oder auslaufende mehrjährige Maßnahmen fortzusetzen, nachdem geprüft worden ist, ob der Erlass 
eines Basisrechtsakts im Sinne der Haushaltsordnung (Definition eines Basisrechtsakts, Notwendigkeit eines Basis­
rechtsakts für die Mittelausführung und Ausnahmen) möglich ist; 

d) die Notwendigkeit, eine Ausgabenentwicklung gegenüber dem vorhergehenden Haushaltsjahr sicherzustellen, die 
dem Gebot der Haushaltsdisziplin entspricht. 

5. Die Organe sorgen so weit wie möglich dafür, dass nach Möglichkeit keine Linien mit operativen Ausgaben in 
unbedeutender Höhe in den Haushaltsplan eingesetzt werden. 

6. Das Europäische Parlament und der Rat verpflichten sich ferner, der Beurteilung der Möglichkeiten für die Aus­
führung des Haushaltsplans Rechnung zu tragen, welche die Kommission in ihren Entwürfen sowie im Rahmen des 
laufenden Haushaltsvollzugs vornimmt. 

7. Im Interesse der wirtschaftlichen Haushaltsführung und aufgrund der Auswirkungen, die erhebliche Änderungen von 
Titeln und Kapiteln des Eingliederungsplans des Haushalts auf die Berichterstattungspflichten der Kommissionsdienst­
stellen haben, verpflichten sich das Europäische Parlament und der Rat, diesbezügliche Änderungen mit der Kommis­
sion im Verlauf der Vermittlung zu erörtern. 

8. Im Interesse einer loyalen und guten Zusammenarbeit zwischen den Organen verpflichten sich das Europäische 
Parlament und der Rat, während des gesamten Haushaltsverfahrens und insbesondere während der Vermittlungsfrist 
durch ihre jeweiligen Verhandlungsführer regelmäßige und aktive Kontakte auf allen Ebenen zu unterhalten. Das 
Europäische Parlament und der Rat verpflichten sich, einen fristgerechten und dauerhaften gegenseitigen Austausch 
maßgeblicher Informationen und Dokumente auf förmlicher und informeller Ebene sicherzustellen sowie nach Bedarf 
technische oder informelle Sitzungen während der Vermittlungsfrist in Zusammenarbeit mit der Kommission ab­
zuhalten. Die Kommission sorgt dafür, dass das Europäische Parlament und der Rat einen fristgerechten und 
gleichberechtigten Zugang zu Informationen und Dokumenten haben. 

9. Bis zur Einberufung des Vermittlungsausschusses kann die Kommission gemäß Artikel 314 Absatz 2 AEUV den 
Entwurf des Haushaltsplans erforderlichenfalls ändern, unter anderem im Wege eines Berichtigungsschreibens zur 
Aktualisierung der Ausgabenvoranschläge für die Landwirtschaft. Die Kommission übermittelt dem Europäischen 
Parlament und dem Rat die Informationen über die Aktualisierung, sobald sie vorliegen. Sie stellt dem Europäischen 
Parlament und dem Rat alle sachdienlichen Nachweise zur Verfügung, welche diese gegebenenfalls verlangen. 

Teil D: Das Haushaltsverfahren vor dem Vermittlungsverfahren 

10. Rechtzeitig vor der Lesung im Rat wird ein Trilog einberufen, damit die Organe ihre Ansichten über den Entwurf des 
Haushaltsplans austauschen können. 

11. Damit die Kommission die Durchführbarkeit der vom Europäischen Parlament und vom Rat geplanten Abänderun­
gen, mit denen neue vorbereitende Maßnahmen oder Pilotprojekte ins Leben gerufen oder bereits bestehende ver­
längert werden, rechtzeitig beurteilen kann, setzen das Europäische Parlament und der Rat die Kommission von ihren 
diesbezüglichen Absichten in Kenntnis, so dass eine erste Erörterung hierüber bereits im Rahmen dieses Trilogs 
erfolgen kann. 

12. Bevor das Europäische Parlament im Plenum abstimmt, könnte ein Trilog einberufen werden.

DE C 373/8 Amtsblatt der Europäischen Union 20.12.2013
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Teil E: Vermittlungsverfahren 

13. Verabschiedet das Europäische Parlament Abänderungen am Standpunkt des Rates, nimmt der Präsident des Rates auf 
der gleichen Plenarsitzung die Meinungsverschiedenheiten zwischen den beiden Organen zur Kenntnis und gibt dem 
Präsidenten des Europäischen Parlaments seine Zustimmung zur umgehenden Einberufung des Vermittlungsausschus­
ses. Das Schreiben zur Einberufung des Vermittlungsausschusses wird spätestens am ersten Arbeitstag der Woche 
nach Ende der Tagung des Parlaments versandt, auf der das Plenum abgestimmt hat; die Vermittlungsfrist beginnt am 
folgenden Tag. Die Frist von 21 Tagen wird gemäß der Verordnung (EWG, Euratom) Nr. 1182/71 des Rates ( 1 ) 
errechnet. 

14. Kann der Rat nicht allen Abänderungen des Europäischen Parlaments zustimmen, sollte er seinen Standpunkt mit 
einem Schreiben, das vor dem ersten während der Vermittlungsfrist vorgesehenen Treffen versandt wird, bestätigen. 
In diesem Fall verfährt der Vermittlungsausschuss gemäß den in den folgenden Nummern beschriebenen Bedingun­
gen. 

15. Der Vorsitz im Vermittlungsausschuss wird von Vertretern des Europäischen Parlaments und des Rates gemeinsam 
wahrgenommen. Den Vorsitz über Sitzungen des Vermittlungsausschusses führt jeweils der Ko-Vorsitzende des die 
Sitzung ausrichtenden Organs. Jedes Organ benennt nach Maßgabe seiner Geschäftsordnung seine Teilnehmer der 
jeweiligen Sitzung und legt sein Mandat für die Verhandlungen fest. Das Europäische Parlament und der Rat werden 
im Vermittlungsausschuss auf angemessener Ebene vertreten, damit beide Delegationen in der Lage sind, ihr jeweiliges 
Organ politisch zu binden, und damit tatsächlich Fortschritte hin zu einer endgültigen Einigung erzielt werden 
können. 

16. Gemäß Artikel 314 Absatz 5 Unterabsatz 2 AEUV nimmt die Kommission an den Arbeiten des Vermittlungsaus­
schusses teil und ergreift alle erforderlichen Initiativen, um eine Annäherung der Standpunkte des Europäischen 
Parlaments und des Rates zu bewirken. 

17. Triloge finden in allen Stadien der Vermittlung und auf verschiedenen Repräsentationsebenen statt; sie dienen der 
Klärung noch offener Fragen und der Vorbereitung einer Einigung im Vermittlungsausschuss. 

18. Die Sitzungen des Vermittlungsausschusses und die Triloge finden abwechselnd in den Räumlichkeiten des Europäi­
schen Parlaments und des Rates statt, und zwar im Hinblick auf eine gerechte Aufteilung bei der Inanspruchnahme 
der Tagungseinrichtungen einschließlich der Dolmetscherdienste. 

19. Die Termine für die Sitzungen des Vermittlungsausschusses und die Triloge werden von den drei beteiligten Organen 
im Voraus einvernehmlich festgesetzt. 

20. Dem Vermittlungsausschuss werden gemeinsame Dokumente (Arbeitsunterlagen) zur Verfügung gestellt, die einen 
Vergleich der verschiedenen Phasen des Haushaltsverfahrens erlauben ( 2 ). Diese Unterlagen enthalten die Zahlen für 
jede Haushaltslinie, die Gesamtsummen für alle Rubriken des MFR sowie ein konsolidiertes Dokument mit den 
Zahlen und Bemerkungen für sämtliche Haushaltslinien, die technisch als „noch offen“ zu betrachten sind. Unbe­
schadet des endgültigen Beschlusses des Vermittlungsausschusses werden in einem gesonderten Dokument alle Haus­
haltslinien aufgeführt, die technisch als abgeschlossen zu betrachten sind ( 3 ). Diese Dokumente werden entsprechend 
der Haushaltsnomenklatur des Eingliederungsplans strukturiert. 

Den Arbeitsunterlagen für den Vermittlungsausschuss werden ferner weitere Dokumente beigefügt, darunter ein 
Durchführbarkeitsschreiben der Kommission zum Standpunkt des Rates und zu den Abänderungen des Europäischen 
Parlaments sowie gegebenenfalls ein (oder mehrere) Schreiben anderer Institutionen zum Standpunkt des Rates und 
zu den Abänderungen des Europäischen Parlaments. 

21. Im Hinblick auf ein Einvernehmen am Ende der Vermittlungsfrist: 

— legt der Trilog die Reichweite der Verhandlungen über die zu behandelnden Haushaltsfragen fest, 

— billigt der Trilog die Liste der Haushaltslinien, die technisch als abgeschlossen zu betrachten sind, vorbehaltlich 
der endgültigen Einigung über den Gesamthaushaltsplan des jeweiligen Haushaltsjahres, 

— erörtert der Trilog Fragen, die auf der Grundlage des ersten Spiegelstrichs bestimmt wurden, um mögliche 
Einigungen zu erzielen, die vom Vermittlungsausschuss bestätigt werden, 

— befasst sich der Trilog mit bestimmten Themen, einschließlich anhand der Rubriken des mehrjährigen Finanz­
rahmens. 

Während oder unmittelbar nach jedem Trilog werden vorläufige Schlussfolgerungen gezogen; gleichzeitig wird die 
Tagesordnung für die nächste Sitzung festgelegt. Diese Schlussfolgerungen werden von dem Organ, bei dem der 
Trilog stattfindet, hinterlegt und gelten nach Ablauf von 24 Stunden unbeschadet des endgültigen Beschlusses des 
Vermittlungsausschusses als vorläufig gebilligt. 

22. Dem Vermittlungsausschuss liegen während seiner Sitzungen die Schlussfolgerungen des Trilogs sowie ein Dokument 
zur eventuellen Billigung vor, zusammen mit den Haushaltslinien, über die während der Triloge eine vorläufige 
Einigung erzielt worden ist.

DE 20.12.2013 Amtsblatt der Europäischen Union C 373/9 

( 1 ) Verordnung (EWG, Euratom) Nr. 1182/71 des Rates vom 3. Juni 1971 zur Festlegung der Regeln für die Fristen, Daten und Termine 
(ABl. L 124 vom 8.6.1971, S. 1). 

( 2 ) Zu den verschiedenen Phasen zählen: der Haushaltsplan des laufenden Haushaltsjahres (einschließlich der erlassenen Berichtigungs­
haushaltspläne), der ursprüngliche Entwurf des Haushaltsplans, der Standpunkt des Rates zum Entwurf des Haushaltsplans, die Ab­
änderungen des Europäischen Parlaments am Standpunkt des Rates und die Berichtigungsschreiben der Kommission (soweit sie noch 
nicht von allen Organen uneingeschränkt gebilligt worden sind). 

( 3 ) Eine Haushaltslinie ist technisch als abgeschlossen zu betrachten, wenn sich Rat und Europäisches Parlament über sie vollkommen einig 
sind und sie nicht Gegenstand eines Berichtigungsschreibens ist.
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23. Der gemeinsame Entwurf nach Artikel 314 Absatz 5 AEUV wird von den Sekretariaten des Europäischen Parlaments 
und des Rates mit Unterstützung der Kommission erstellt. Er umfasst ein Übermittlungsschreiben der Vorsitzenden 
der beiden Delegationen an die Präsidenten des Europäischen Parlaments und des Rates, aus dem der Tag der 
Einigung im Vermittlungsausschuss hervorgeht, sowie Anhänge, die Folgendes enthalten: 

— die Beträge für jede Haushaltslinie und die Gesamtsummen für alle Rubriken des MFR; 

— ein konsolidiertes Dokument mit den Zahlen und dem endgültigen Wortlaut aller Haushaltslinien, die während 
des Vermittlungsverfahrens geändert wurden; 

— die Liste der Haushaltslinien, die im Vergleich zum Entwurf des Haushaltsplans oder zum Standpunkt des Rates 
nicht geändert wurden. 

Der Vermittlungsausschuss kann überdies Schlussfolgerungen und etwaige gemeinsame Erklärungen zum Haushalts­
plan verabschieden. 

24. Der gemeinsame Entwurf wird (von den Dienststellen des Europäischen Parlaments) in alle Amtssprachen der Organe 
der Union übersetzt und dem Europäischen Parlament und dem Rat zur Billigung innerhalb einer Frist von 14 Tagen 
ab der Einigung über den gemeinsamen Entwurf nach Nummer 23 unterbreitet. 

Der Haushaltsplan wird nach der Annahme des gemeinsamen Entwurfs von den Rechts- und Sprachsachverständigen 
abschließend überarbeitet, indem die Anhänge des gemeinsamen Entwurfs in die während des Vermittlungsverfahrens 
nicht geänderten Haushaltslinien eingearbeitet werden. 

25. Das Organ, bei dem die Sitzung (Trilog bzw. die Sitzung des Vermittlungsausschusses) stattfindet, sorgt dafür, dass 
bei Sitzungen des Vermittlungsausschusses in sämtliche Sprachen und bei Trilogen jeweils nach Bedarf gedolmetscht 
wird. 

Das Organ, bei dem die Sitzung stattfindet, übernimmt die Vervielfältigung und Verteilung der Sitzungsdokumente. 

Die Dienststellen der drei Organe arbeiten bei der schriftlichen Niederlegung der Verhandlungsergebnisse im Hinblick 
auf die abschließende Überarbeitung des gemeinsamen Entwurfs zusammen. 

Teil F: Berichtigungshaushaltspläne 

Allgemeine Grundsätze 

26. Da Berichtigungshaushaltspläne häufig spezifische und bisweilen dringliche Angelegenheiten betreffen, verständigen 
sich die Organe zur Sicherstellung einer angemessenen interinstitutionellen Zusammenarbeit auf die folgenden 
Grundsätze, damit Berichtigungshaushaltspläne in einem möglichst reibungslosen und zügigen Beschlussfassungs­
prozess und möglichst ohne Einberufung des Vermittlungsausschusses angenommen werden können. 

27. Die Organe bemühen sich soweit möglich, die Zahl der Berichtigungshaushaltspläne zu begrenzen. 

Zeitplan 

28. Unbeschadet des Zeitpunkts der endgültigen Annahme informiert die Kommission das Europäische Parlament und 
den Rat im Voraus über die voraussichtlichen Termine für die Annahme der Entwürfe von Berichtigungshaushalts­
plänen. 

29. Gemäß ihrer jeweiligen Geschäftsordnung bemühen sich das Europäische Parlament und der Rat, den von der 
Kommission vorgeschlagenen Entwurf eines Berichtigungshaushaltsplans alsbald nach der Annahme durch die Kom­
mission zu prüfen. 

30. Zur Beschleunigung des Verfahrens stellen das Europäische Parlament und der Rat sicher, dass ihre Zeitpläne so weit 
wie möglich koordiniert sind, damit das Verfahren kohärent und konvergent durchgeführt werden kann. Die Organe 
bemühen sich daher, so früh wie möglich indikative Zeitpläne für die einzelnen Verfahrensschritte bis zur endgültigen 
Annahme des Berichtigungshaushaltsplans aufzustellen. 

Das Europäische Parlament und der Rat berücksichtigen die relative Dringlichkeit eines Berichtigungshaushaltsplans 
sowie die Notwendigkeit, diesen so rechtzeitig zu billigen, dass er im Laufe des betreffenden Haushaltsjahres Wirkung 
zeigen werden kann. 

Zusammenarbeit während der Lesungen 

31. Die Organe arbeiten während des gesamten Verfahrens loyal zusammen und schaffen im Rahmen des Möglichen die 
Voraussetzungen für eine frühzeitige Annahme von Berichtigungshaushaltsplänen. 

Bei möglichen Meinungsverschiedenheiten können gegebenenfalls das Europäische Parlament oder der Rat vor ihrer 
jeweiligen endgültigen Entscheidung über einen Berichtigungshaushaltsplan oder die Kommission jederzeit vorschla­
gen, einen Sondertrilog einzuberufen, um die strittigen Fragen zu erörtern und zu versuchen, einen Kompromiss 
herbeizuführen. 

32. Alle von der Kommission vorgeschlagenen und noch nicht endgültig gebilligten Entwürfe von Berichtigungshaus­
haltsplänen werden systematisch auf die Tagesordnung der für das jährliche Haushaltsverfahren geplanten Triloge 
gesetzt. Die Kommission stellt die Entwürfe der Berichtigungshaushaltspläne vor, und das Europäische Parlament und 
der Rat teilen sofern möglich vor dem Trilog ihre jeweiligen Standpunkte mit. 

33. Wird bei einem Trilog ein Kompromiss erzielt, verpflichten sich das Europäische Parlament und der Rat, den 
Ergebnissen des Trilogs bei ihren Beratungen über den Berichtigungshaushaltsplan gemäß dem AEUV sowie ihrer 
jeweiligen Geschäftsordnung Rechnung zu tragen.
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Zusammenarbeit nach den Lesungen 

34. Billigt das Europäische Parlament den Standpunkt des Rates ohne Abänderungen, gilt der Berichtigungshaushaltsplan 
nach dem AEUV als erlassen. 

35. Nimmt das Europäische Parlament mit der Mehrheit seiner Mitglieder Abänderungen an, findet Artikel 314 Absatz 4 
Buchstabe c AEUV Anwendung. Vor der Sitzung des Vermittlungsausschusses wird jedoch ein Trilog einberufen. 

— Wird bei dem Trilog Einvernehmen erzielt, wird die Vermittlung vorbehaltlich der Billigung der Ergebnisse des 
Trilogs durch das Europäische Parlament und den Rat ohne Sitzung des Vermittlungsausschusses durch einen 
Briefwechsel abgeschlossen. 

— Wird bei dem Trilog kein Einvernehmen erzielt, tritt der Vermittlungsausschuss zusammen und gestaltet seine 
Arbeiten entsprechend den gegebenen Umständen so, dass der Beschlussfassungsprozess so weit wie möglich vor 
Ablauf der in Artikel 314 Absatz 5 AEUV festgelegten Frist von 21 Tagen abgeschlossen werden kann. Die 
Beratungen des Vermittlungsausschusses können durch einen Briefwechsel abgeschlossen werden. 

Teil G: Noch abzuwickelnde Mittelbindungen 

36. Da eine geordnete Entwicklung des Gesamtbetrags der Mittel für Zahlungen im Verhältnis zu den Mitteln für 
Verpflichtungen sichergestellt werden muss, um eine anormale Verlagerung der noch abzuwickelnden Mittelbindun­
gen von einem Jahr auf das nachfolgende zu vermeiden, kommen das Europäische Parlament, der Rat und die 
Kommission überein, die Höhe der noch abzuwickelnden Mittelbindungen aufmerksam zu überwachen, um die 
Gefahr einer Behinderung der Durchführung von Unionsprogrammen aufgrund fehlender Mittel für Zahlungen gegen 
Ende des MFR zu mindern. 

Um sicherzustellen, dass die Zahlungen in sämtlichen Rubriken von ihrem Umfang und Profil her handhabbar sind, 
werden die Bestimmungen für die Aufhebung von Mittelbindungen, insbesondere die Bestimmungen für die auto­
matische Aufhebung von Mittelbindungen, in allen Rubriken strikt angewandt. 

Die Organe treffen sich regelmäßig im Laufe des Haushaltsverfahrens, um gemeinsam den Sachstand sowie die 
Aussichten für die Haushaltsausführung im laufenden Jahr und in den nachfolgenden Jahren zu beurteilen. Dies 
erfolgt in Form eigens anberaumter interinstitutioneller Zusammenkünfte auf geeigneter Ebene, bei denen die Kom­
mission im Vorfeld einen nach Fonds und Mitgliedstaaten aufgeschlüsselten detaillierten Sachstand in Bezug auf die 
Ausführung der Zahlungen, eingegangene Erstattungsanträge und überarbeitete Vorausschätzungen darlegt. Insbeson­
dere analysieren und erörtern das Europäische Parlament und der Rat die Voranschläge der Kommission in Bezug auf 
die erforderliche Höhe der Mittel für Zahlungen, um sicherzustellen, dass die Union sämtlichen finanziellen Ver­
pflichtungen aus bestehenden und künftigen rechtlichen Verpflichtungen im Zeitraum 2014-2020 gemäß Artikel 323 
AEUV nachkommen kann.
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II

(Mitteilungen)

INTERINSTITUTIONELLE VEREINBARUNGEN

EUROPÄISCHES PARLAMENT

KOMMISSION

Vereinbarung zwischen dem Europäischen Parlament und der Kommission über die Modalitäten der
Anwendung des Beschlusses 1999/468/EG des Rates zur Festlegung der Modalitäten für die Aus-
übung der der Kommission übertragenen Durchführungsbefugnisse, in der Fassung des Beschlusses

2006/512/EG

(2008/C 143/01)

Unterrichtung des Europäischen Parlaments

1. Gemäß Artikel 7 Absatz 3 des Beschlusses 1999/468/EG (1) wird das Europäische Parlament von der
Kommission regelmäßig über die Arbeiten der Ausschüsse (2) unterrichtet, und dies nach Modalitäten,
die die Transparenz und Effizienz des Übermittlungssystems und eine Identifizierung der übermittelten
Informationen sowie der einzelnen Verfahrensstadien gewährleisten. Zu diesem Zweck erhält es zur
gleichen Zeit und unter den gleichen Bedingungen wie die Mitglieder der Ausschüsse die Entwürfe der
Tagesordnungen der Sitzungen, die Entwürfe für Durchführungsmaßnahmen, die diesen Ausschüssen
auf der Grundlage eines nach dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags erlassenen Basisrechtsakts
vorgelegt werden, die Abstimmungsergebnisse, die Kurzniederschriften über die Sitzungen und die
Listen der Behörden, denen die Personen angehören, die die Mitgliedstaaten in deren Auftrag vertreten.

Verzeichnis

2. Die Kommission erstellt ein Verzeichnis, das alle dem Europäischen Parlament (3) übermittelten
Dokumente enthält. Das Europäische Parlament hat unmittelbaren Zugang zu diesem Verzeichnis.
Gemäß Artikel 7 Absatz 5 des Beschlusses 1999/468/EG werden die bibliografischen Hinweise der dem
Europäischen Parlament übermittelten Dokumente öffentlich zugänglich gemacht.

3. Gemäß den von der Kommission in ihrer Erklärung zu Artikel 7 Absatz 3 des Beschlusses
1999/468/EG (4) gegebenen Zusagen, und sobald die hierfür erforderlichen technischen Voraussetzun-
gen gegeben sind, wird das in Ziffer 2 vorgesehene Verzeichnis insbesondere Folgendes ermöglichen:

— eine klare Identifizierung der Dokumente, die Gegenstand desselben Verfahrens sind und die Ände-
rungen der Durchführungsmaßnahmen in den einzelnen Verfahrensstadien betreffen,

— die Angabe des Verfahrensstadiums und des Zeitplans,

— eine eindeutige Unterscheidung zwischen dem Entwurf von Maßnahmen, der zeitgleich beim
Europäischen Parlament und bei den Ausschussmitgliedern gemäß deren Informationsrecht eingeht,
und dem endgültigen Entwurf, der dem Europäischen Parlament nach Stellungnahme des Ausschus-
ses übermittelt wird,
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(1) ABl. L 184 vom 17.7.1999, S. 23. Geändert durch den Beschluss 2006/512/EG (ABl. L 200 vom 22.7.2006, S. 11).
(2) In der vorliegenden Vereinbarung bezieht sich der Begriff „Ausschuss“ auf solche Ausschüsse, die gemäß dem Beschluss
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(3) Zieldatum für die Erstellung des Verzeichnisses ist der 31. März 2008.
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— eine eindeutige Identifizierung aller Änderungen an Dokumenten, die dem Europäischen Parlament
bereits übermittelt wurden.

4. Wenn das Europäische Parlament und die Kommission nach einem Übergangszeitraum, der mit dem
Inkrafttreten der vorliegenden Vereinbarung beginnt, feststellen, dass das System betriebsbereit ist und
zufriedenstellend funktioniert, erfolgt die Übermittlung der Dokumente an das Europäische Parlament
auf elektronischem Wege mit einem Link zu dem in Ziffer 2 vorgesehenen Verzeichnis. Die Entschei-
dung darüber erfolgt durch einen Briefwechsel zwischen den Präsidenten der beiden Organe. Während
des Übergangszeitraums werden die Dokumente dem Europäischen Parlament in Form eines Anhangs
zu einer E-Mail übermittelt.

5. Außerdem erklärt sich die Kommission damit einverstanden, dem Europäischen Parlament auf Antrag
seines zuständigen Ausschusses zur Information spezifische Entwürfe für Durchführungsmaßnahmen zu
übermitteln, deren Basisrechtsakte nicht nach dem in Artikel 251 des Vertrags vorgesehenen Verfahren
erlassen wurden, denen aber eine besondere Bedeutung für das Europäische Parlament zukommt. Diese
Maßnahmen werden in das in Ziffer 2 vorgesehene Verzeichnis eingetragen; das Europäische Parlament
wird darüber unterrichtet.

6. Zusätzlich zu den in Ziffer 1 genannten Kurzniederschriften kann das Europäische Parlament den
Zugang zu Protokollen von Ausschusssitzungen verlangen (1). Die Kommission unterzieht jede Anfrage
im Hinblick auf die in Anhang 1 der Rahmenvereinbarung über die Beziehungen zwischen dem
Europäischen Parlament und der Kommission (2) festgelegten Vertraulichkeitsregeln einer Einzelfall-
prüfung.

Vertrauliche Dokumente

7. Dokumente mit vertraulichem Charakter werden nach internen Verwaltungsverfahren behandelt, bei
deren Ausarbeitung jedes Organ darauf achtet, dass sie die erforderlichen Garantien bieten.

Entschließungen des Europäischen Parlaments nach Artikel 8 des Beschlusses 1999/468/EG

8. Gemäß Artikel 8 des Beschlusses 1999/468/EG kann das Europäische Parlament in einer mit Gründen
versehenen Entschließung darauf hinweisen, dass ein Entwurf für Maßnahmen zur Durchführung eines
nach dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags erlassenen Basisrechtsakts über die in diesem Basis-
rechtsakt vorgesehenen Durchführungsbefugnisse hinausgeht.

9. Das Europäische Parlament nimmt solche Entschließungen gemäß seiner Geschäftsordnung an; hierzu
verfügt es über eine Frist von einem Monat ab dem Eingang des endgültigen Entwurfs für Durchfüh-
rungsmaßnahmen in den den Mitgliedern des betreffenden Ausschusses vorgelegten Sprachfassungen.

10. Das Europäische Parlament und die Kommission stimmen darin überein, dass es angebracht ist, auf
Dauer kürzere Fristen für einige Arten dringender Durchführungsmaßnahmen, über die im Interesse
einer wirtschaftlichen Haushaltsführung innerhalb eines kürzeren Zeitraum entschieden werden sollte,
festzulegen. Dies gilt insbesondere für einige Maßnahmen, die sich auf externe Politikbereiche,
einschließlich humanitärer Hilfe und Soforthilfe, auf den Gesundheits- und Sicherheitsschutz, auf die
Verkehrssicherheit und auf Ausnahmeregelungen in Bezug auf die Vorschriften für öffentliche Ausschrei-
bungen beziehen. In einer Vereinbarung zwischen dem Mitglied der Kommission und dem Vorsitz des
zuständigen Ausschusses des Europäischen Parlaments werden die Arten der betroffenen Maßnahmen
und die geltenden Fristen festgelegt. Eine solche Vereinbarung kann jederzeit von beiden Seiten gekün-
digt werden.

11. Unbeschadet der in Ziffer 10 genannten Fälle findet in dringenden Fällen sowie für Maßnahmen der
laufenden Verwaltung und/oder mit begrenzter Geltungsdauer eine kürzere Frist Anwendung. Diese Frist
kann in äußerst dringenden Fällen, insbesondere aus Gründen der öffentlichen Gesundheit, sehr kurz
sein. Das zuständige Mitglied der Kommission setzt die entsprechende Frist unter Angabe des Grundes
fest. Das Europäische Parlament kann in solchen Fällen ein Verfahren anwenden, durch das die Anwen-
dung von Artikel 8 des Beschlusses 1999/468/EG seinem zuständigen Ausschuss übertragen wird, der
der Kommission innerhalb der betreffenden Frist eine Antwort zukommen lassen kann.
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12. Sobald die Dienststellen der Kommission absehen, dass ein Entwurf für Maßnahmen gemäß den
Ziffern 10 und 11 unter Umständen einem Ausschuss vorgelegt werden muss, unterrichten sie informell
das Sekretariat des/der zuständigen Ausschusses/Ausschüsse des Europäischen Parlaments hiervon.
Sobald erste Entwürfe für Maßnahmen den Mitgliedern des Ausschusses vorgelegt wurden, benachrichti-
gen die Dienststellen der Kommission das Sekretariat des/der Ausschusses/Ausschüsse des Europäischen
Parlaments von ihrer Dringlichkeit und von den Fristen, die gelten, sobald der endgültige Entwurf vorge-
legt wird.

13. Im Anschluss an eine Entschließung gemäß Ziffer 8 oder einer Antwort gemäß Ziffer 11 des
Europäischen Parlaments unterrichtet das zuständige Mitglied der Kommission dieses oder gegebenen-
falls dessen zuständigen Ausschuss über die Maßnahmen, die die Kommission aufgrund der Entschlie-
ßung zu treffen beabsichtigt.

14. Daten gemäß den Ziffern 10 bis 13 werden in das Verzeichnis eingetragen.

Regelungsverfahren mit Kontrolle

15. Findet das Regelungsverfahren mit Kontrolle Anwendung, unterrichtet die Kommission das Europäische
Parlament nach der Abstimmung im Ausschuss über die geltenden Fristen. Gemäß Ziffer 16 beginnen
diese Fristen erst zu laufen, wenn das Europäische Parlament alle Sprachfassungen erhalten hat.

16. Wenn verkürzte Fristen gelten (Artikel 5a Absatz 5 Buchstabe b des Beschlusses 1999/468/EG) und in
Fällen von Dringlichkeit (Artikel 5a Absatz 6 des Beschlusses 1999/468/EG) beginnen die Fristen am
Tag des Eingangs des endgültigen Entwurfs für Durchführungsmaßnahmen in den Sprachfassungen zu
laufen, die den Mitgliedern des Ausschusses vorgelegt werden, es sei denn, der Vorsitz des Ausschusses
des Europäischen Parlaments spricht sich dagegen aus. In jedem Fall bemüht sich die Kommission, alle
Sprachfassungen dem Europäischen Parlament sobald wie möglich zu übermitteln. Sobald die Dienststel-
len der Kommission absehen, dass ein Entwurf für Maßnahmen gemäß Artikel 5a Absatz 5 Buchstabe b
oder Absatz 6 unter Umständen einem Ausschuss vorgelegt werden muss, unterrichten sie informell das
Sekretariat des/der zuständigen Ausschusses/Ausschüsse des Europäischen Parlaments hiervon.

Finanzdienstleistungen

17. Gemäß ihrer Erklärung zu Artikel 7 Absatz 3 des Beschlusses 1999/468/EG verpflichtet sich die
Kommission hinsichtlich Finanzdienstleistungen dazu:

— dafür zu sorgen, dass der Beamte der Kommission, der den Vorsitz bei einer Ausschusssitzung führt,
das Europäischen Parlament auf dessen Anfrage hin nach jeder Ausschusssitzung über die Beratun-
gen zu den diesem Ausschuss vorgelegten Entwürfen von Durchführungsmaßnahmen unterrichtet,

— etwaige Fragen zu Beratungen über Entwürfe von Durchführungsmaßnahmen, die einem Ausschuss
vorgelegt werden, mündlich oder schriftlich zu beantworten.

Schließlich sorgt die Kommission dafür, dass die in der Plenarsitzung des Parlaments vom 5. Februar
2002 (1) gegebenen und in dessen Plenarsitzung vom 31. März 2004 (2) wiederholten Zusagen sowie
diejenigen Zusagen, auf die in den Ziffern 1 bis 7 des Schreibens des Kommissionsmitglieds Bolkestein
an die Vorsitzende des Ausschusses des Europäischen Parlaments für Wirtschaft und Währung vom
2. Oktober 2001 (3) Bezug genommen wird, hinsichtlich des gesamten Sektors der Finanzdienstleistun-
gen (einschließlich Wertpapiere, Banken, Versicherung, Altersvorsorge und Rechnungswesen) eingehalten
werden.

Zeitplan der parlamentarischen Arbeiten

18. Wenn keine verkürzten Fristen gelten und kein Fall von Dringlichkeit vorliegt, berücksichtigt die
Kommission bei der Übermittlung von Entwürfen für Durchführungsmaßnahmen nach dieser Vereinba-
rung die Parlamentsferien des Europäischen Parlaments (Winter- und Sommerpause sowie Europawah-
len), um sicherzustellen, dass das Parlament seine Befugnisse innerhalb der im Beschluss 1999/468/EG
und in dieser Vereinbarung genannten Fristen ausüben kann.
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Zusammenarbeit zwischen dem Europäischen Parlament und der Kommission

19. Die beiden Organe erklären sich bereit, sich gegenseitig zu unterstützen, um eine umfassende Zusam-
menarbeit zu gewährleisten, wenn es um spezifische Durchführungsmaßnahmen geht. Hierfür werden
geeignete Kontakte auf administrativer Ebene eingerichtet.

Frühere Vereinbarungen

20. Die Vereinbarung zwischen dem Europäischen Parlament und der Kommission vom Jahr 2000 über die
Modalitäten der Anwendung des Beschlusses 1999/468/EG des Rates (1) wird hiermit ersetzt. Das
Europäische Parlament und die Kommission sehen folgende Vereinbarungen, soweit sie davon betroffen
sind, als hinfällig und damit gegenstandslos an: Vereinbarung Plumb/Delors von 1988, Vereinbarung
Samland/Williamson von 1996 und Modus Vivendi von 1994 (2).

Brüssel, den 3. Juni 2008

Im Namen des Europäischen
Parlaments

Der Präsident

Hans-Gert PÖTTERING

Für die Kommission der Europäischen
Gemeinschaften

Der Präsident

José Manuel DURÃO BARROSO
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VERORDNUNG (EU) Nr. 182/2011 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES 

vom 16. Februar 2011 

zur Festlegung der allgemeinen Regeln und Grundsätze, nach denen die Mitgliedstaaten die 
Wahrnehmung der Durchführungsbefugnisse durch die Kommission kontrollieren 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄI­
SCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, insbesondere auf Artikel 291 Absatz 3, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die na­
tionalen Parlamente, 

nach dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren ( 1 ), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Bedarf es einheitlicher Bedingungen für die Durchführung 
der verbindlichen Rechtsakte der Union, so werden mit 
diesen Rechtsakten (nachstehend „Basisrechtsakte“ ge­
nannt) der Kommission oder, in entsprechend begründe­
ten Sonderfällen und den in den Artikeln 24 und 26 des 
Vertrags über die Europäische Union vorgesehenen Fäl­
len, dem Rat Durchführungsbefugnisse übertragen. 

(2) Es ist Sache des Gesetzgebers, unter Beachtung aller im 
Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union 
(„AEUV“) festgelegten Kriterien im Hinblick auf den je­
weiligen Basisrechtsakt zu entscheiden, ob der Kommis­
sion Durchführungsbefugnisse gemäß Artikel 291 Absatz 
2 AEUV übertragen werden. 

(3) Bisher wurde die Ausübung der Durchführungsbefugnisse 
durch die Kommission durch den Beschluss 
1999/468/EG des Rates ( 2 ) geregelt. 

(4) Gemäß dem AEUV sind nunmehr das Europäische Par­
lament und der Rat gehalten, allgemeine Regeln und 
Grundsätze festzulegen, nach denen die Mitgliedstaaten 
die Wahrnehmung der Durchführungsbefugnisse durch 
die Kommission kontrollieren. 

(5) Es muss sichergestellt werden, dass die Verfahren für eine 
solche Kontrolle transparent, wirksam und der Art der 
Durchführungsrechtsakte angemessen sind und dass sie 
die institutionellen Anforderungen des AEUV sowie die 
bisherigen Erfahrungen und die gängige Praxis bei der 
Durchführung des Beschlusses 1999/468/EG widerspie­
geln. 

(6) Für jene Basisrechtsakte, bei denen die Kontrolle der Mit­
gliedstaaten Bedingung für den Erlass von Durchfüh­
rungsrechtsakten durch die Kommission ist, sollten zum 
Zwecke dieser Kontrolle Ausschüsse eingerichtet werden, 
die sich aus Vertretern der Mitgliedstaaten zusammenset­
zen und in denen die Kommission den Vorsitz führt. 

(7) Gegebenenfalls sollte der Kontrollmechanismus die Befas­
sung eines Berufungsausschusses einschließen, der auf der 
geeigneten Ebene zusammentreten sollte. 

(8) Im Interesse einer Vereinfachung sollte die Kommission 
die Durchführungsbefugnisse nur nach einem von zwei 
Verfahren wahrnehmen: dem Beratungsverfahren oder 
dem Prüfverfahren. 

(9) Zur weiteren Vereinfachung sollten für die Ausschüsse 
einheitliche Verfahrensregeln gelten, einschließlich der 
wichtigsten Bestimmungen über ihre Funktionsweise 
und die Möglichkeit, eine Stellungnahme im schriftlichen 
Verfahren abzugeben. 

(10) Es sollten Kriterien festgelegt werden, nach denen das 
Verfahren für den Erlass von Durchführungsrechtsakten 
durch die Kommission bestimmt wird. Im Hinblick auf 
eine stärkere Kohärenz sollten die verfahrensrechtlichen 
Anforderungen in einem angemessenen Verhältnis zur 
Art und zu den Auswirkungen der zu erlassenden Durch­
führungsrechtsakte stehen. 

(11) Das Prüfverfahren sollte insbesondere beim Erlass von 
Rechtsakten von allgemeiner Tragweite zur Umsetzung 
von Basisrechtsakten und von spezifischen Durchfüh­
rungsrechtsakten mit potenziell bedeutenden Auswirkun­
gen zur Anwendung kommen. Dieses Verfahren sollte 
sicherstellen, dass die Kommission keine Durchführungs­
rechtsakte erlassen kann, die nicht im Einklang mit der 
Stellungnahme des Ausschusses stehen, es sei denn, es 
liegen sehr außergewöhnliche Umstände vor; dann soll­
ten sie für einen begrenzten Zeitraum gelten. Das Ver­
fahren sollte auch sicherstellen, dass die Kommission die 
Möglichkeit hat, den Entwurf des Durchführungsrechts­
akts unter Berücksichtigung der im Ausschuss vorgetra­
genen Standpunkte zu überarbeiten, wenn der Ausschuss 
keine Stellungnahme abgibt. 

(12) Sofern der Basisrechtsakt der Kommission Durchfüh­
rungsbefugnisse in Bezug auf Programme überträgt, die 
erhebliche Auswirkungen auf den Haushalt haben oder 
sich an Drittländer richten, sollte das Prüfverfahren zur 
Anwendung gelangen.

DE 28.2.2011 Amtsblatt der Europäischen Union L 55/13 

( 1 ) Standpunkt des Europäischen Parlaments vom 16. Dezember 2010 
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(13) Der Vorsitz eines Ausschusses sollte sich um Lösungen 
bemühen, die im Ausschuss bzw. Berufungsausschuss 
eine möglichst breite Unterstützung finden, und sollte 
erläutern, inwieweit die Beratungen und die vorgeschla­
genen Änderungen berücksichtigt wurden. Hierfür sollte 
die Kommission den im Ausschuss bzw. Berufungsaus­
schuss vorgetragenen Standpunkten hinsichtlich von Ent­
würfen für endgültige Antidumping- oder Ausgleichs­
maßnahmen besondere Aufmerksamkeit schenken. 

(14) Erwägt die Kommission die Annahme von Entwürfen 
von anderen Durchführungsrechtsakten in besonders sen­
siblen Bereichen, insbesondere Besteuerung, Gesundheit 
der Verbraucher, Nahrungsmittelsicherheit und Umwelt­
schutz, wird sie es im Bemühen um eine ausgewogene 
Lösung so weit wie möglich vermeiden, sich einem ge­
gebenenfalls im Berufungsausschuss vorherrschenden 
Standpunkt, dass der Durchführungsrechtsakt nicht ange­
messen sei, entgegenzustellen. 

(15) Das Beratungsverfahren sollte grundsätzlich in allen an­
deren Fällen, oder wann immer dies für zweckmäßiger 
erachtet wird, zur Anwendung gelangen. 

(16) Sofern dies im Basisrechtsakt vorgesehen ist, sollte es 
möglich sein, in Fällen äußerster Dringlichkeit sofort gel­
tende Durchführungsrechtsakte zu erlassen. 

(17) Das Europäische Parlament und der Rat sollten rasch und 
regelmäßig über die Ausschussverfahren informiert wer­
den. 

(18) Angesichts ihrer Rechte im Zusammenhang mit der 
Überprüfung der Rechtmäßigkeit von Rechtsakten der 
Union sollten das Europäische Parlament oder der Rat 
die Kommission jederzeit darauf hinweisen können, 
dass der Entwurf eines Durchführungsrechtsakts ihres Er­
achtens die im Basisrechtsakt vorgesehenen Durchfüh­
rungsbefugnisse überschreitet. 

(19) Der Zugang der Öffentlichkeit zu Informationen über die 
Ausschussverfahren sollte im Einklang mit der Verord­
nung (EG) Nr. 1049/2001 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 30. Mai 2001 über den Zugang der 
Öffentlichkeit zu Dokumenten des Europäischen Par­
laments, des Rates und der Kommission ( 1 ) sichergestellt 
werden. 

(20) Die Kommission sollte ein Register führen, das Informa­
tionen über Ausschussverfahren enthält. Folglich sollten 
die für die Kommission geltenden Vorschriften zum 
Schutz von als vertraulich eingestuften Dokumenten 
auch für die Benutzung des Registers gelten. 

(21) Der Beschluss 1999/468/EG sollte aufgehoben werden. 
Um den Übergang von der Regelung gemäß Beschluss 
1999/468/EG auf die Regelung gemäß der vorliegenden 
Verordnung sicherzustellen, sollte jede Bezugnahme in 
bestehenden Vorschriften auf in dem Beschluss vorgese­
hene Verfahren, mit Ausnahme des Regelungsverfahrens 
mit Kontrolle im Sinne von Artikel 5a jenes Beschlusses, 
als Bezugnahme auf die entsprechenden Verfahren dieser 
Verordnung gelten. Artikel 5a des Beschlusses 
1999/468/EG sollte für die Zwecke bestehender Basis­
rechtsakte, in denen auf jenen Artikel verwiesen wird, 
vorläufig weiterhin seine Wirkung entfalten. 

(22) Diese Verordnung berührt nicht die im AEUV nieder­
gelegten Befugnisse der Kommission zur Durchführung 
der Wettbewerbsvorschriften — 

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Gegenstand 

Diese Verordnung legt die allgemeinen Regeln und Grundsätze 
fest, die anzuwenden sind, wenn ein verbindlicher Rechtsakt der 
Union (nachstehend „Basisrechtsakt“ genannt) die Notwendigkeit 
einheitlicher Durchführungsbedingungen feststellt und vor­
schreibt, dass Durchführungsrechtsakte von der Kommission 
vorbehaltlich einer Kontrolle durch die Mitgliedstaaten erlassen 
werden. 

Artikel 2 

Wahl des Verfahrens 

(1) Ein Basisrechtsakt kann die Anwendung des Beratungs­
verfahrens oder des Prüfverfahrens vorsehen, wobei die Art oder 
die Auswirkungen des erforderlichen Durchführungsrechtsakts 
berücksichtigt werden. 

(2) Das Prüfverfahren wird insbesondere angewendet zum 
Erlass von: 

a) Durchführungsrechtsakten von allgemeiner Tragweite; 

b) sonstigen Durchführungsrechtsakten in Bezug auf: 

i) Programme mit wesentlichen Auswirkungen; 

ii) die gemeinsame Agrarpolitik und die gemeinsame Fische­
reipolitik; 

iii) die Umwelt, Sicherheit oder den Schutz der Gesundheit 
oder der Sicherheit von Menschen, Tieren und Pflanzen; 

iv) die gemeinsame Handelspolitik; 

v) die Besteuerung.
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(3) Das Beratungsverfahren wird grundsätzlich zum Erlass 
von Durchführungsrechtsakten angewendet, die nicht in den 
Anwendungsbereich des Absatzes 2 fallen. Das Beratungsverfah­
ren kann jedoch in hinreichend begründeten Fällen zum Erlass 
von in Absatz 2 genannten Durchführungsrechtsakten angewen­
det werden. 

Artikel 3 

Gemeinsame Bestimmungen 

(1) Die in diesem Artikel genannten gemeinsamen Bestim­
mungen werden auf alle in den Artikeln 4 bis 8 genannten 
Verfahren angewendet. 

(2) Die Kommission wird von einem Ausschuss unterstützt, 
der sich aus Vertretern der Mitgliedstaaten zusammensetzt. Den 
Vorsitz führt ein Vertreter der Kommission. Der Vorsitz nimmt 
nicht an den Abstimmungen im Ausschuss teil. 

(3) Der Vorsitz unterbreitet dem Ausschuss den Entwurf des 
von der Kommission zu erlassenden Durchführungsrechtsakts. 

Außer in hinreichend begründeten Fällen setzt der Vorsitz eine 
Sitzung frühestens 14 Tage, nachdem der Entwurf des Durch­
führungsrechtsakts und der Entwurf der Tagesordnung dem 
Ausschuss vorgelegt wurden, an. Der Ausschuss gibt seine Stel­
lungnahme zu dem Entwurf des Durchführungsrechtsakts inner­
halb einer Frist ab, die der Vorsitz entsprechend der Dringlich­
keit der betreffenden Sache festsetzen kann. Die Frist muss 
angemessen sein und den Ausschussmitgliedern frühzeitig und 
effektiv die Möglichkeit geben, den Entwurf des Durchführungs­
rechtsakts zu prüfen und dazu Stellung zu nehmen. 

(4) Bis der Ausschuss eine Stellungnahme abgibt, kann jedes 
Ausschussmitglied Änderungen vorschlagen und der Vorsitz 
kann geänderte Fassungen des Entwurfs des Durchführungs­
rechtsakts vorlegen. 

Der Vorsitz bemüht sich um Lösungen, die im Ausschuss eine 
möglichst breite Unterstützung finden. Der Vorsitz unterrichtet 
den Ausschuss darüber, in welcher Form die Beratungen und die 
vorgeschlagenen Änderungen berücksichtigt wurden, insbeson­
dere was diejenigen Vorschläge angeht, die im Ausschuss breite 
Unterstützung gefunden haben. 

(5) Der Vorsitz kann in hinreichend begründeten Fällen die 
Stellungnahme des Ausschusses im schriftlichen Verfahren ein­
holen. Hierzu übermittelt der Vorsitz den Ausschussmitgliedern 
den Entwurf des Durchführungsrechtsakts und setzt entspre­
chend der Dringlichkeit der betreffenden Sache eine Frist für 
die Stellungnahme fest. Wenn ein Ausschussmitglied den Ent­
wurf des Durchführungsrechtsakts nicht innerhalb der fest­
gesetzten Frist ablehnt oder sich nicht ausdrücklich innerhalb 
der festgesetzten Frist der Stimme enthält, so gilt dies als still­
schweigende Zustimmung zum Entwurf des Durchführungs­
rechtsakts. 

Sofern im Basisrechtsakt nichts anderes vorgesehen ist, wird das 
schriftliche Verfahren ohne Ergebnis abgeschlossen, wenn der 
Vorsitz dies innerhalb der in Unterabsatz 1 genannten Frist 
beschließt oder ein Ausschussmitglied dies innerhalb der in 

Unterabsatz 1 genannten Frist verlangt. In einem solchen Fall 
beruft der Vorsitz innerhalb einer angemessenen Frist eine Aus­
schusssitzung ein. 

(6) Die Stellungnahme des Ausschusses wird im Protokoll 
vermerkt. Jedes Ausschussmitglied kann verlangen, dass sein 
Standpunkt im Protokoll festgehalten wird. Der Vorsitz über­
mittelt das Protokoll unverzüglich den Ausschussmitgliedern. 

(7) Gegebenenfalls schließt der Kontrollmechanismus die Be­
fassung eines Berufungsausschusses ein. 

Der Berufungsausschuss gibt sich auf Vorschlag der Kommission 
mit einfacher Mehrheit seiner Mitglieder eine Geschäftsordnung. 

Wird der Berufungsausschuss befasst, so tritt er — außer in 
hinreichend begründeten Fällen — frühestens 14 Tage und spä­
testens sechs Wochen nach dem Zeitpunkt der Befassung zu­
sammen. Unbeschadet des Absatzes 3 gibt der Berufungsaus­
schuss seine Stellungnahme innerhalb von zwei Monaten nach 
dem Zeitpunkt der Befassung ab. 

Den Vorsitz im Berufungsausschuss führt ein Vertreter der 
Kommission. 

Der Vorsitz legt in enger Zusammenarbeit mit den Ausschuss­
mitgliedern den Zeitpunkt für die Sitzung des Berufungsaus­
schusses fest, damit die Mitgliedstaaten und die Kommission 
für eine Vertretung auf angemessener Ebene sorgen können. 
Die Kommission beruft bis zum 1. April 2011 die erste Sitzung 
des Berufungsausschusses zur Annahme seiner Geschäftsord­
nung ein. 

Artikel 4 

Beratungsverfahren 

(1) Findet das Beratungsverfahren Anwendung, so gibt der 
Ausschuss — erforderlichenfalls auf der Grundlage einer Ab­
stimmung — seine Stellungnahme ab. Im Falle einer Abstim­
mung gibt der Ausschuss seine Stellungnahme mit der ein­
fachen Mehrheit seiner Mitglieder ab. 

(2) Die Kommission beschließt über den zu erlassenden Ent­
wurf des Durchführungsrechtsakts; wobei sie soweit wie mög­
lich das Ergebnis der Beratungen im Ausschuss und die abge­
gebene Stellungnahme berücksichtigt. 

Artikel 5 

Prüfverfahren 

(1) Findet das Prüfverfahren Anwendung, so gibt der Aus­
schuss seine Stellungnahme mit der Mehrheit nach Artikel 16 
Absätze 4 und 5 des Vertrags über die Europäische Union und 
gegebenenfalls nach Artikel 238 Absatz 3 AEUV bei Rechts­
akten, die auf Vorschlag der Kommission zu erlassen sind, ab. 
Die Stimmen der Vertreter der Mitgliedstaaten im Ausschuss 
werden gemäß den vorgenannten Artikeln gewichtet. 

(2) Gibt der Ausschuss eine befürwortende Stellungnahme 
ab, so erlässt die Kommission den im Entwurf vorgesehenen 
Durchführungsrechtsakt.
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(3) Unbeschadet des Artikels 7 erlässt die Kommission den 
im Entwurf vorgesehenen Durchführungsrechtsakt nicht, wenn 
der Ausschuss eine ablehnende Stellungnahme abgibt. Wird ein 
Durchführungsrechtsakt für erforderlich erachtet, so kann der 
Vorsitz entweder demselben Ausschuss innerhalb von zwei Mo­
naten nach Abgabe der ablehnenden Stellungnahme eine geän­
derte Fassung des Entwurfs des Durchführungsrechtsakts unter­
breiten oder den Entwurf des Durchführungsrechtsakts inner­
halb eines Monats nach Abgabe der ablehnenden Stellungnahme 
dem Berufungsausschuss zur weiteren Beratung vorlegen. 

(4) Wird keine Stellungnahme abgegeben, so kann die Kom­
mission außer in den in Unterabsatz 2 vorgesehenen Fällen den 
im Entwurf vorgesehenen Durchführungsrechtsakt erlassen. Er­
lässt die Kommission den im Entwurf vorgesehenen Durchfüh­
rungsrechtsakt nicht, so kann der Vorsitz dem Ausschuss eine 
geänderte Fassung des Entwurfs des Durchführungsrechtsakts 
unterbreiten. 

Unbeschadet des Artikels 7 erlässt die Kommission den im 
Entwurf vorgesehenen Durchführungsrechtsakt nicht, 

a) wenn dieser Rechtsakt die Besteuerung, Finanzdienstleistun­
gen, den Schutz der Gesundheit oder der Sicherheit von 
Menschen, Tieren oder Pflanzen oder endgültige multilaterale 
Schutzmaßnahmen betrifft, 

b) wenn im Basisrechtsakt vorgesehen ist, dass der im Entwurf 
vorgesehene Durchführungsrechtsakt ohne Stellungnahme 
nicht erlassen werden darf, oder 

c) wenn die Mitglieder des Ausschusses ihn mit einfacher Mehr­
heit ablehnen. 

In allen in Unterabsatz 2 genannten Fällen kann der Vorsitz, 
wenn ein Durchführungsrechtsakt für erforderlich erachtet wird, 
entweder dem selben Ausschuss innerhalb von zwei Monaten 
nach der Abstimmung eine geänderte Fassung des Entwurfs des 
Durchführungsrechtsakts unterbreiten oder den Entwurf des 
Durchführungsrechtsakts innerhalb eines Monats nach der Ab­
stimmung dem Berufungsausschuss zur weiteren Beratung vor­
legen. 

(5) Abweichend von Absatz 4 gilt das folgende Verfahren für 
die Annahme von Entwürfen für endgültige Antidumping- oder 
Ausgleichsmaßnahmen, wenn keine Stellungnahme im Aus­
schuss abgegeben wird und die Mitglieder des Ausschusses 
den Entwurf des Durchführungsrechtsakts mit einfacher Mehr­
heit ablehnen. 

Die Kommission führt Konsultationen mit den Mitgliedstaaten 
durch. Frühestens 14 Tage und spätestens einen Monat nach der 
Sitzung des Ausschusses unterrichtet die Kommission die Aus­
schussmitglieder über die Ergebnisse dieser Konsultationen und 
legt dem Berufungsausschuss den Entwurf eines Durchführungs­
rechtsakts vor. Abweichend von Artikel 3 Absatz 7 tritt der 
Berufungsausschuss frühestens 14 Tage und spätestens einen 
Monat nach der Vorlage des Entwurfs des Durchführungsrechts­
akts zusammen. Der Berufungsausschuss gibt seine Stellung­
nahme gemäß Artikel 6 ab. Die in diesem Absatz festgelegten 
Fristen lassen die Notwendigkeit, die Einhaltung der in dem 

betreffenden Basisrechtsakt festgelegten Fristen zu wahren, un­
berührt. 

Artikel 6 

Befassung des Berufungsausschusses 

(1) Der Berufungsausschuss gibt seine Stellungnahme mit der 
in Artikel 5 Absatz 1 vorgesehenen Mehrheit ab. 

(2) Bis zur Abgabe einer Stellungnahme kann jedes Mitglied 
des Berufungsausschusses Änderungen am Entwurf des Durch­
führungsrechtsakts vorschlagen und der Vorsitz kann beschlie­
ßen, ihn zu ändern bzw. nicht zu ändern. 

Der Vorsitz bemüht sich um Lösungen, die im Berufungsaus­
schuss möglichst breite Unterstützung finden. 

Der Vorsitz unterrichtet den Berufungsausschuss darüber, in 
welcher Form die Beratungen und die vorgeschlagenen Ände­
rungen berücksichtigt wurden, insbesondere was Änderungsvor­
schläge angeht, die im Berufungsausschuss breite Unterstützung 
gefunden haben. 

(3) Gibt der Berufungsausschuss eine befürwortende Stellung­
nahme ab, so erlässt die Kommission den im Entwurf vorgese­
henen Durchführungsrechtsakt. 

Wird keine Stellungnahme abgegeben, so kann die Kommission 
den im Entwurf vorgesehenen Durchführungsrechtsakt erlassen. 

Gibt der Berufungsausschuss eine ablehnende Stellungnahme ab, 
so erlässt die Kommission den im Entwurf vorgesehenen Durch­
führungsrechtsakt nicht. 

(4) Abweichend von Absatz 3 erlässt die Kommission bei der 
Annahme endgültiger multilateraler Schutzmaßnahmen die im 
Entwurf vorgesehenen Maßnahmen nicht, wenn keine befürwor­
tende Stellungnahme vorliegt, die mit der in Artikel 5 Absatz 1 
genannten Mehrheit angenommen wurde. 

(5) Abweichend von Absatz 1 gibt der Berufungsausschuss 
bis zum 1. September 2012 seine Stellungnahme zu Entwürfen 
für endgültige Antidumping- oder Ausgleichsmaßnahmen mit 
der einfachen Mehrheit seiner Mitglieder ab. 

Artikel 7 

Erlass von Durchführungsrechtsakten in Ausnahmefällen 

Abweichend von Artikel 5 Absatz 3 und Artikel 5 Absatz 4 
Unterabsatz 2 kann die Kommission den im Entwurf vorgese­
henen Durchführungsrechtsakt erlassen, wenn er unverzüglich 
erlassen werden muss, um eine erhebliche Störung der Agrar­
märkte oder eine Gefährdung der finanziellen Interessen der 
Union im Sinne des Artikels 325 AEUV abzuwenden. 

In diesem Fall legt die Kommission den erlassenen Durchfüh­
rungsrechtsakt unverzüglich dem Berufungsausschuss vor. Gibt 
der Berufungsausschuss eine ablehnende Stellungnahme zu dem 
erlassenen Durchführungsrechtsakt ab, so hebt die Kommission 
diesen Rechtsakt unverzüglich auf. Gibt der Berufungsausschuss 
eine befürwortende Stellungnahme oder keine Stellungnahme 
ab, so bleibt der Durchführungsrechtsakt in Kraft.
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Artikel 8 

Sofort geltende Durchführungsrechtsakte 

(1) Abweichend von den Artikeln 4 und 5 kann ein Basis­
rechtsrecht vorsehen, dass in hinreichend begründeten Fällen 
äußerster Dringlichkeit dieser Artikel anzuwenden ist. 

(2) Die Kommission erlässt einen Durchführungsrechtsakt, 
der sofort gilt, ohne dass er vorher einem Ausschuss unterbrei­
tet wurde, und für einen Zeitraum von höchstens sechs Mona­
ten in Kraft bleibt, sofern im Basisrechtsakt nicht etwas anderes 
bestimmt ist. 

(3) Der Vorsitz legt den in Absatz 2 genannten Rechtsakt 
spätestens 14 Tage nach seinem Erlass dem zuständigen Aus­
schuss zur Stellungnahme vor. 

(4) Findet das Prüfverfahren Anwendung und gibt der Aus­
schuss eine ablehnende Stellungnahme ab, so hebt die Kommis­
sion den gemäß Absatz 2 erlassenen Durchführungsrechtsakt 
unverzüglich auf. 

(5) Nimmt die Kommission vorläufige Antidumping- oder 
Ausgleichsmaßnahmen an, so findet das in diesem Artikel vor­
gesehene Verfahren Anwendung. Die Kommission ergreift sol­
che Maßnahmen nach Konsultation oder — bei äußerster Dring­
lichkeit — nach Unterrichtung der Mitgliedstaaten. In letzterem 
Fall finden spätestens zehn Tage, nachdem die von der Kommis­
sion ergriffenen Maßnahmen den Mitgliedstaaten mitgeteilt wur­
den, Konsultationen statt. 

Artikel 9 

Geschäftsordnung 

(1) Jeder Ausschuss gibt sich mit der einfachen Mehrheit 
seiner Mitglieder auf Vorschlag seines Vorsitzes sowie auf der 
Grundlage der von der Kommission nach Konsultation mit den 
Mitgliedstaaten festzulegenden Standardgeschäftsordnung eine 
Geschäftsordnung. Die Standardgeschäftsordnung wird von der 
Kommission im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht. 

Soweit erforderlich passen bestehende Ausschüsse ihre Ge­
schäftsordnung an die Standardgeschäftsordnung an. 

(2) Die für die Kommission geltenden Grundsätze und Be­
dingungen für den Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumenten 
und die für sie geltenden Datenschutzvorschriften gelten auch 
für die Ausschüsse. 

Artikel 10 

Information über Ausschussverfahren 

(1) Die Kommission führt ein Register der Ausschussverfah­
ren, das Folgendes enthält: 

a) eine Liste der Ausschüsse, 

b) die Tagesordnungen der Ausschusssitzungen, 

c) die Kurzniederschriften sowie Listen der Behörden und Stel­
len, denen die Personen angehören, die die Mitgliedstaaten in 
deren Auftrag vertreten, 

d) die Entwürfe der Durchführungsrechtsakte, zu denen die 
Ausschüsse um eine Stellungnahme ersucht werden, 

e) die Abstimmungsergebnisse, 

f) die endgültigen Entwürfe der Durchführungsrechtsakte nach 
Abgabe der Stellungnahme der Ausschüsse, 

g) Angaben zum Erlass der im endgültigen Entwurf vorgesehe­
nen Durchführungsrechtsakte durch die Kommission sowie 

h) statistische Angaben zur Arbeit der Ausschüsse. 

(2) Die Kommission veröffentlicht darüber hinaus einen jähr­
lichen Bericht über die Arbeit der Ausschüsse. 

(3) Das Europäische Parlament und der Rat haben im Ein­
klang mit den geltenden Vorschriften Zugriff auf die in Absatz 
1 genannten Angaben. 

(4) Die Kommission stellt die in Absatz 1 Buchstaben b, d 
und f genannten Dokumente dem Europäischen Parlament und 
dem Rat zur gleichen Zeit, zu der sie den Ausschussmitgliedern 
übermittelt werden, zur Verfügung und unterrichtet sie über die 
Verfügbarkeit dieser Dokumente. 

(5) Die Fundstellen der in Absatz 1 Buchstaben a bis g ge­
nannten Dokumente sowie die in Absatz 1 Buchstabe h ge­
nannten Angaben werden in dem Register öffentlich zugänglich 
gemacht. 

Artikel 11 

Kontrollrecht des Europäischen Parlaments und des Rates 

Wurde der Basisrechtsakt nach dem ordentlichen Gesetz­
gebungsverfahren erlassen, so können das Europäische Par­
lament oder der Rat die Kommission jederzeit darauf hinweisen, 
dass der Entwurf eines Durchführungsrechtsakts ihres Erachtens 
die im Basisrechtsakt vorgesehenen Durchführungsbefugnisse 
überschreitet. In diesem Fall überprüft die Kommission den Ent­
wurf des Durchführungsrechtsakts unter Berücksichtigung der 
vorgetragenen Standpunkte und unterrichtet das Europäische 
Parlament und den Rat darüber, ob sie beabsichtigt, den Ent­
wurf des Durchführungsrechtsakts beizubehalten, abzuändern 
oder zurückzuziehen. 

Artikel 12 

Aufhebung des Beschlusses 1999/468/EG 

Der Beschluss 1999/468/EG wird aufgehoben. 

Artikel 5a des Beschlusses 1999/468/EG behält bei bestehenden 
Basisrechtsakten, in denen darauf verwiesen wird, weiterhin 
seine Wirkung.
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Artikel 13 

Übergangsbestimmungen: Anpassung bestehender 
Basisrechtsakte 

(1) Wenn vor Inkrafttreten dieser Verordnung erlassene Ba­
sisrechtsakte die Wahrnehmung von Durchführungsbefugnissen 
durch die Kommission gemäß dem Beschluss 1999/468/EG vor­
sehen, gelten folgende Regeln: 

a) Wird im Basisrechtsakt auf Artikel 3 des Beschlusses 
1999/468/EG Bezug genommen, so findet das in Artikel 4 
der vorliegenden Verordnung genannte Beratungsverfahren 
Anwendung; 

b) wird im Basisrechtsakt auf Artikel 4 des Beschlusses 
1999/468/EG Bezug genommen, so findet das in Artikel 5 
der vorliegenden Verordnung genannte Prüfverfahren An­
wendung, mit Ausnahme von Artikel 5 Absatz 4 Unter­
absätze 2 und 3; 

c) wird im Basisrechtsakt auf Artikel 5 des Beschlusses 
1999/468/EG Bezug genommen, so findet das in Artikel 5 
der vorliegenden Verordnung genannte Prüfverfahren An­
wendung und es wird davon ausgegangen, dass der Basis­
rechtsakt vorsieht, dass die Kommission, wie in Artikel 5 
Absatz 4 Unterabsatz 2 Buchstabe b vorgesehen, den im 
Entwurf vorgesehenen Durchführungsrechtsakt ohne Stel­
lungnahme nicht erlassen darf; 

d) wird im Basisrechtsakt auf Artikel 6 des Beschlusses 
1999/468/EG Bezug genommen, so findet Artikel 8 der 
vorliegenden Verordnung Anwendung; 

e) wird im Basisrechtsakt auf die Artikel 7 und 8 des Beschlus­
ses 1999/468/EG Bezug genommen, so finden die Artikel 10 
und 11 der vorliegenden Verordnung Anwendung. 

(2) Die Artikel 3 und 9 dieser Verordnung gelten für die 
Zwecke von Absatz 1 für alle bestehenden Ausschüsse. 

(3) Artikel 7 dieser Verordnung gilt nur für bestehende Ver­
fahren, in denen auf Artikel 4 des Beschlusses 1999/468/EG 
Bezug genommen wird. 

(4) Die Übergangsbestimmungen nach diesem Artikel greifen 
der Art der betreffenden Rechtsakte nicht vor. 

Artikel 14 

Übergangsregelung 

Laufende Verfahren, in denen ein Ausschuss bereits eine Stel­
lungnahme gemäß dem Beschluss 1999/468/EG abgegeben hat, 
bleiben von dieser Verordnung unberührt. 

Artikel 15 

Überprüfung 

Die Kommission legt dem Europäischen Parlament und dem Rat 
bis zum 1. März 2016 einen Bericht über die Durchführung 
dieser Verordnung vor, dem erforderlichenfalls geeignete Gesetz­
gebungsvorschläge beigefügt werden. 

Artikel 16 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am 1. März 2011 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Geschehen zu Straßburg am 16. Februar 2011. 

Im Namen des Europäischen Parlaments 
Der Präsident 

J. BUZEK 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 
MARTONYI J.
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II

(Mitteilungen)

INTERINSTITUTIONELLE VEREINBARUNGEN

Nicht bindende Kriterien für die Anwendung der Artikel 290 und 291 des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union — 18. Juni 2019

(2019/C 223/01)

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT, DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION UND DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION —

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Das Europäischen Parlament, der Rat und die Kommission (im Folgenden „die drei Organe“) haben am 13. April 
2016 die Interinstitutionelle Vereinbarung über bessere Rechtsetzung (1) (im Folgenden „Vereinbarung“) 
geschlossen.

(2) In Nummer 26 der Vereinbarung unterstreichen die drei Organe die wichtige Funktion, die den delegierten Rechts­
akten und Durchführungsrechtsakten im Unionsrecht zukommt, und dass solche Rechtsakte, wenn sie auf wirk­
same und transparente Weise und in begründeten Fällen verwendet werden, wesentliche Instrumente für eine bes­
sere Rechtsetzung sind, die dazu beitragen, dass die Rechtsvorschriften einfach und auf dem neuesten Stand sind 
sowie wirksam und zügig umgesetzt werden.

(3) In Nummer 28 der Vereinbarung tun die drei Organe ihre Absicht kund, zur Ergänzung der Verständigung über 
delegierte Rechtsakte im Anhang zur Vereinbarung nicht bindende Kriterien für die Anwendung der Artikel 290 
und 291 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) vorzusehen.

(4) Die Anwendung dieser Kriterien kann im Rahmen der allgemeinen Überwachung der Durchführung der Vereinba­
rung gemäß Nummer 50 der Vereinbarung jährlich auf politischer und technischer Ebene erörtert werden.

(5) Obgleich Artikel 291 Absatz 2 AEUV vorsieht, dass in Fällen, in denen es zur Durchführung der verbindlichen 
Rechtsakte der Union einheitlicher Bedingungen bedarf, mit diesen Rechtsakten der Kommission oder — in ent­
sprechend begründeten Sonderfällen und in Fällen nach den Artikeln 24 und 26 des Vertrags über die Europäische 
Union — dem Rat Durchführungsbefugnisse übertragen werden, liegt der Zweck der vorliegenden nicht bindenden 
Kriterien in der Abgrenzung zwischen delegierten Rechtsakten und Durchführungsrechtsakten und nicht in der 
Abgrenzung zwischen den Organen, denen die Durchführungsbefugnisse übertragen werden. Diese nicht binden­
den Kriterien sind nicht darauf ausgelegt, die Voraussetzungen, unter denen ein Organ Befugnisse, die ihm im 
Einklang mit den einschlägigen Vorschriften des Unionsrechts, einschließlich des Basisrechtsakts, übertragen wur­
den, in irgendeiner Hinsicht festzulegen oder einzuschränken.

(6) Der Gerichtshof der Europäischen Union hat sich bereits mehrfach mit spezifischen Fragen befasst, die für die 
Anwendung der Artikel 290 und 291 AEUV von Bedeutung sind (2). Diese Rechtsprechung könnte sich in der 
Zukunft weiterentwickeln. Gegebenenfalls könnte es notwendig werden, die nicht bindenden Kriterien vor dem 
Hintergrund der Entwicklung der Rechtsprechung zu überprüfen —

(1) Interinstitutionelle  Vereinbarung  zwischen  dem  Europäischen  Parlament,  dem  Rat  der  Europäischen  Union  und  der  Europäischen 
Kommission vom 13. April 2016 über bessere Rechtsetzung (ABl. L 123 vom 12.5.2016, S. 1).

(2) Unter anderem: Urteil des Gerichtshofs vom 18. März 2014, Kommission/Parlament und Rat, C-427/12, ECLI:EU:C:2014:170 (bekannt 
als  Rechtssache  „Biozide“);  Urteil  des  Gerichtshofs  vom  17.  März  2016,  Parlament/Kommission,  C-286/14,  ECLI:EU:C:2016:183 
(bekannt als Rechtssache „Fazilität ‚Connecting Europe‘“ bzw. „CEF“); Urteil des Gerichtshofs vom 16. Juli 2015, Kommission/Parlament 
und Rat, C-88/14, ECLI:EU:C:2015:499 (bekannt als Rechtssache „Gegenseitigkeitsmechanismus im Bereich der Visumpolitik“).
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SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN:

I. ALLGEMEINE GRUNDSÄTZE

1. Die vorliegenden nicht bindenden Kriterien geben den drei Organen Leitlinien in der Frage an die Hand, ob durch 
Gesetzgebungsakte übertragene Befugnisse delegierte Befugnisse oder Durchführungsbefugnisse sein sollten und 
daher gemäß Artikel 290 AEUV im Hinblick auf den Erlass eines delegierten Rechtsakts oder gemäß Artikel 291 
AEUV im Hinblick auf den Erlass eines Durchführungsrechtsakts übertragen werden sollten.

2. Die Rechtsnatur des vorgesehenen Rechtsakts ist jeweils unter Berücksichtigung der Ziele, des Inhalts und des Kon­
texts dieses Rechtsakts sowie der Ziele, des Inhalts und des Kontexts des Gesetzgebungsaktes zu bestimmen.

3. Es ist Sache des Gesetzgebers, innerhalb der Grenzen des AEUV zu entscheiden, ob und in welchem Umfang auf 
delegierte Rechtsakte oder Durchführungsrechtsakte zurückgegriffen wird. Diesbezüglich obliegt es dem Gesetzgeber 
zu bestimmen, ob der Kommission Befugnisse zum Erlass delegierter Rechtsakte zu übertragen sind oder ob Befug­
nisse benötigt werden, um einheitliche Bedingungen für die Durchführung des Gesetzgebungsakts sicherzustellen.

4. Ist der Gesetzgeber der Auffassung, dass eine Bestimmung Bestandteil des Basisrechtsakts sein sollte, kann er diese 
Bestimmung in einen Anhang aufnehmen. Der Gesetzgeber ist niemals verpflichtet, Anhänge in Gesetzgebungsakten 
vorzusehen, und kann stattdessen den Erlass gesonderter Rechtsakte vorsehen; allerdings erinnern die drei Organe 
daran, dass sich die Struktur eines Gesetzgebungsakts an den in der Vereinbarung festgelegten gemeinsamen Ver­
pflichtungen und Zielen orientieren sollte, nämlich über einfache, klare und kohärente Rechtsvorschriften zu verfü­
gen, die zugänglich, für Bürger, Verwaltung und Unternehmen verständlich und praktisch umzusetzen sind und deren 
Erlass ungeachtet der Frage der Befugnisübertragung erfolgt. Die Befugnisse des Gesetzgebers werden dadurch in kei­
ner Weise eingeschränkt.

5. Die wesentlichen Aspekte einer Regelungsmaterie müssen im Basisrechtsakt festgelegt werden. Daher kann die Befug­
nis zum Erlass von Vorschriften nicht auf die Kommission übertragen werden, wenn der Erlass der betreffenden Vor­
schriften politische Entscheidungen erfordert, die in den Zuständigkeitsbereich des Unionsgesetzgebers fallen, zum 
Beispiel weil sie eine Abwägung der widerstreitenden Interessen auf der Grundlage einer Beurteilung zahlreicher 
Gesichtspunkte einschließen (3). Bei der Wahrnehmung von delegierten Befugnissen oder Durchführungsbefugnissen 
muss sich die Kommission uneingeschränkt an die wesentlichen Aspekte des Basisrechtsakts halten (4).

6. Nur der Kommission kann durch einen Gesetzgebungsakt die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte übertragen 
werden.

7. Die Kriterien sind nicht als erschöpfend zu betrachten.

II. KRITERIEN

A. ALLGEMEINE ODER INDIVIDUELLE GELTUNG DER RECHTSAKTE

1. Delegierte Rechtsakte dürfen nur allgemein gelten. Maßnahmen zur Regelung von Einzelfällen dürfen nicht im 
Wege delegierter Rechtsakte erlassen werden.

2. Durchführungsrechtsakte können individuell oder auch allgemein gelten.

3. Ein Rechtsakt besitzt allgemeine Geltung, wenn er für objektiv bestimmte Situationen gilt und gegenüber allge­
mein und abstrakt bezeichneten Personengruppen Rechtswirkungen erzeugt (5).

B. ÄNDERUNGEN VON GESETZGEBUNGSAKTEN EINSCHLIEẞLICH IHRER ANHÄNGE

1. Wird der Kommission vom Gesetzgeber die Befugnis zur Änderung eines Gesetzgebungsaktes übertragen, so kann 
sie diese nur mittels delegierter Rechtsakte ausüben (6); dies gilt auch dann, wenn die Befugnis zur Änderung sich 
auf die Anhänge bezieht, da diese ein fester Bestandteil der Gesetzgebungsakte sind.

2. Die Übertragung der Befugnis, einen Gesetzgebungsakt zu „ändern“, verfolgt das Ziel, der Kommission zu erlau­
ben, die vom Gesetzgeber in diesem Rechtsakt festgelegten, nicht wesentlichen Elemente abzuändern oder aufzu­
heben (7). Änderungen können Einfügungen und Anfügungen im Zusammenhang mit nicht wesentlichen Vor­
schriften des Gesetzgebungsaktes sowie Streichungen oder Ersetzungen nicht wesentlicher Vorschriften 
einschließen.

(3) Urteil  des  Gerichtshofs  vom  5.  September  2012,  Parlament/Rat,  C-355/10,  ECLI:EU:C:2012:516,  Rn.  64,  65  und  76;  Urteil  des 
Gerichtshofs vom 26. Juli 2017, Tschechische Republik/Kommission, C-696/15 P, ECLI:EU:C:2017:595, Rn. 78; Urteil des Gerichts­
hofs vom 11. Mai 2017, Dyson/Kommission, C-44/16 P, ECLI:EU:C:2017:357, Rn. 61 und 62.

(4) Urteil des Gerichtshofs vom 11. Mai 2017, Dyson/Kommission, C-44/16 P, ECLI:EU:C:2017:357, Rn. 65.
(5) Urteil  des Gerichts vom 14. Juni 2012, Kommission/Stichting Natuur en Milieu und Pesticide Action Network Europe/Kommission, 

T-338/08, ECLI:EU:T:2012:300, Rn. 30; Urteil des Gerichts vom 7. März 2013, Bilbaína de Alquitranes und andere/ECHA, T-93/10, 
ECLI:EU:T:2013:106, Rn. 32 und 56.

(6) Urteil des Gerichtshofes vom 15. Oktober 2014, Parlament/Kommission, C-65/13, ECLI:EU:C:2014:2289, Rn. 45; Urteil des Gerichts­
hofes vom 16. Juli 2015, Kommission/Parlament und Rat, C-88/14, ECLI:EU:C:2015:499, Rn. 31.

(7) Urteil des Gerichtshofes vom 17. März 2016, Parlament/Kommission, C-286/14, ECLI:EU:C:2016:183, Rn. 42;
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C. ZUSÄTZLICHE VORSCHRIFTEN ZUR ERGÄNZUNG DES BASISRECHTSAKTS

Maßnahmen, die im Erlass zusätzlicher Vorschriften bestehen, die innerhalb des durch den Basisrechtsakt gesetzten 
Regelungsrahmens auf dessen Inhalt aufbauen oder diesen weiterentwickeln, sollten mittels delegierter Rechtsakte 
festgelegt werden. Dies ist der Fall bei Maßnahmen, die sich auf den Regelungsgehalt der im Basisrechtsakt festgeleg­
ten Vorschriften auswirken und es der Kommission ermöglichen, den Basisrechtsakt zu konkretisieren, vorausgesetzt, 
seine wesentlichen Bestandteile bleiben unberührt.

D. ZUSÄTZLICHE VORSCHRIFTEN ZUR DURCHFÜHRUNG DES BASISRECHTSAKTS

Im Gegensatz dazu sollten zusätzliche Vorschriften, mit denen der Basisrechtsakt durch inhaltliche Präzisierung 
durchgeführt oder ihm Wirksamkeit verliehen wird, ohne dass sie sich auf den Regelungsgehalt des Gesetzgebungs­
rahmens auswirken, im Wege von Durchführungsrechtsakten erlassen werden. Dies ist dann der Fall, wenn der 
Gesetzgeber einen hinreichend genauen Rechtsrahmen vorgibt, beispielsweise indem er die wichtigsten Voraussetzun­
gen und Kriterien festlegt.

E. RECHTSAKTE ZUR FESTLEGUNG EINES VERFAHRENS, EINER METHODE ODER EINER METHODIK

1. Maßnahmen zur Festlegung eines Verfahrens (d. h. der Art und Weise, wie etwas ausgeführt oder erreicht wird, 
um ein im Basisrechtsakt festgelegtes Ergebnis zu erzielen) können je nach Art, Zielsetzung, Inhalt und Kontext 
der betreffenden Maßnahmen entweder im Wege eines delegierten Rechtsakts oder eines Durchführungsrechtsakts 
erlassen werden (oder sogar ein wesentliches Element des Basisrechtsakts darstellen).

Beispielsweise sollten Maßnahmen, mit denen Elemente eines Verfahrens festgelegt werden, die auf dem Inhalt des 
Basisrechtsakts aufbauen oder diesen weiterentwickeln und die in den durch den Basisrechtsakt festgelegten 
Rechtsrahmen fallen, im Wege delegierter Rechtsakte erlassen werden.

Hingegen sollten Maßnahmen, mit denen durch Festlegung eines Verfahrens die einheitliche Durchführung einer 
im Basisrechtsakt festgelegten Regel gewährleistet wird, im Wege von Durchführungsrechtsakten festgelegt werden.

2. Auch kann eine Übertragung der Befugnis zur Bestimmung einer Methode (d. h. der Art des Vorgehens, insbeson­
dere in einer ordnungsgemäßen und systematischen Weise) oder einer Methodik (d. h. von Regelungen zur 
Bestimmung von Methoden) je nach Art, Zielsetzung, Inhalt und Kontext der Befugnisübertragung den Erlass von 
delegierten Rechtsakten oder von Durchführungsrechtsakten vorsehen.

F. RECHTSAKTE IM ZUSAMMENHANG MIT EINER INFORMATIONSPFLICHT

Mit einer Informationspflicht zusammenhängende Maßnahmen können je nach Art, Zielsetzung, Inhalt und Kontext 
der betreffenden Maßnahmen entweder im Wege eines delegierten Rechtsakts oder eines Durchführungsrechtsakts 
erlassen werden (oder sogar ein wesentliches Element des Basisrechtsakts darstellen).

Beispielsweise sollten Maßnahmen, mit denen zusätzliche Vorschriften festgelegt werden, die inhaltlich auf einer 
Informationspflicht aufbauen, im Wege delegierter Rechtsakte erlassen werden. Dabei wird es sich in der Regel um 
zusätzliche nicht wesentliche Vorschriften handeln, die die Substanz einer Informationspflicht berühren.

Hingegen sollten Maßnahmen, mit denen eine möglichst einheitliche Erfüllung der Informationspflicht sichergestellt 
werden soll, wie zum Beispiel Vorschriften zu Format und technischen Mitteln, im Wege von Durchführungsrechtsak­
ten erlassen werden. Wenn zum Beispiel die Substanz einer Informationspflicht im Basisrechtsakt hinreichend genau 
bestimmt ist, sollten Maßnahmen, durch die die bereitzustellenden Informationen weiter präzisiert werden, um 
Datenvergleichbarkeit oder eine wirksame Durchsetzung der Verpflichtungen zu gewährleisten, im Wege von Durch­
führungsrechtsakten erlassen werden.

G. RECHTSAKTE IM ZUSAMMENHANG MIT ZULASSUNGEN

Maßnahmen, die mit Zulassungen — beispielsweise von Erzeugnissen oder Stoffen — zusammenhängen, können je 
nach Art, Zielsetzung, Inhalt und Kontext der betreffenden Maßnahmen entweder im Wege eines delegierten Rechts­
akts oder eines Durchführungsrechtsakts erlassen werden (oder sogar ein wesentliches Element des Basisrechtsakts 
darstellen).

Individuell geltende Zulassungen können nur im Wege eines Durchführungsrechtsakts erteilt werden. Allgemein gel­
tende Zulassungen, die die Kommission aufgrund von im Basisrechtsakt hinreichend genau bestimmten Kriterien 
erteilt, sollten im Wege von Durchführungsrechtsakten erlassen werden.

Allgemein geltende Zulassungen, die den Basisrechtsakt insofern ergänzen, als sie nicht auf die Anwendung der im 
Basisrechtsakt festgelegten Kriterien beschränkt sind, sondern gleichzeitig auf dem Inhalt des Basisrechtsakts aufbauen 
(in den Grenzen der übertragenen Befugnis), sollten im Wege delegierter Rechtsakte erlassen werden.

III. ÜBERWACHUNG DER ANWENDUNG DIESER KRITERIEN UND ÜBERPRÜFUNG

1. Die drei Organe werden die Anwendung der vorliegenden Kriterien gemeinsam und regelmäßig überwachen.
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2. Die drei Organe werden die Kriterien im Einklang mit ihren jeweiligen internen Regelungen — gegebenenfalls durch 
ihre über besondere Kompetenzen in diesem Bereich verfügenden Gremien — überprüfen, soweit dies vor dem Hin­
tergrund der Entwicklung der Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europäischen Union erforderlich und angemessen 
ist.
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INTERINSTITUTIONELLE VEREINBARUNGEN 

Vereinbarung zwischen dem Europäischen Parlament und der Europäischen Kommission 

über das Transparenz-Register für Organisationen und selbstständige Einzelpersonen, die sich mit 
der Gestaltung und Umsetzung von EU-Politik befassen 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION („die Parteien“) — 

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbesondere dessen Artikel 11 Absätze 1 und 2, den Vertrag über 
die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere dessen Artikel 295, sowie den Vertrag zur Gründung der Europä­
ischen Atomgemeinschaft (gemeinsam im Folgenden „die Verträge“), 

in der Erwägung, dass die politischen Entscheidungsträger in Europa nicht isoliert von der Zivilgesellschaft tätig sind, 
sondern einen offenen, transparenten und regelmäßigen Dialog mit den repräsentativen Verbänden und der Zivilgesell­
schaft pflegen; 

in der Erwägung, dass die Parteien das Transparenz-Register (im Folgenden „das Register“), das mit der Vereinbarung zwi­
schen dem Europäischen Parlament und der Europäischen Kommission vom 23. Juni 2011 über die Einrichtung eines 
Transparenz-Registers für Organisationen und selbstständige Einzelpersonen, die sich mit der Gestaltung und Umsetzung 
von EU-Politik befassen (1), eingerichtet wurde, gemäß Nummer 30 dieser Vereinbarung überprüft haben — 

VEREINBAREN FOLGENDES: 

I. GRUNDSÄTZE DES REGISTERS 

1. Die Einrichtung und der Betrieb des Registers haben weder Auswirkungen auf die Ziele des Europäischen Parlaments, 
wie sie in seiner Entschließung vom 8. Mai 2008 zu dem Aufbau des Regelungsrahmens für die Tätigkeit von Interessen­
vertretern (Lobbyisten) bei den Organen der Europäischen Union (2) und in seinem Beschluss vom 11. Mai 2011 zu dem 
Abschluss einer Vereinbarung zwischen dem Europäischen Parlament und der Kommission über ein gemeinsames Trans­
parenz-Register (3) zum Ausdruck kommen, noch greifen sie diesen vor. 

2. Beim Betrieb des Registers werden die allgemeinen Grundsätze des Unionsrechts, einschließlich der Grundsätze der 
Verhältnismäßigkeit und der Nichtdiskriminierung, geachtet. 

3. Beim Betrieb des Registers werden die Rechte der Mitglieder des Europäischen Parlaments im Hinblick auf die unein­
geschränkte Ausübung ihres parlamentarischen Mandats geachtet. 

4. Der Betrieb des Registers wirkt sich nicht nachteilig auf die Zuständigkeiten oder Vorrechte der Parteien oder auf 
deren jeweilige Organisationsgewalt aus. 

5. Die Parteien streben an, alle vergleichbare Tätigkeiten ausübenden Vertreter in vergleichbarer Weise zu behandeln 
und einheitliche Bedingungen für die Registrierung von Organisationen und selbstständigen Einzelpersonen, die sich mit 
der Gestaltung und Umsetzung von EU-Politik befassen, zu schaffen. 

II. STRUKTUR DES REGISTERS 

6. Das Register besitzt folgende Struktur: 

a) Bestimmungen über den Anwendungsbereich des Registers, in den Anwendungsbereich des Registers fallende Tätig­
keiten, Definitionen, Anreize und Ausnahmen; 

b)  Kategorien für eine Registrierung (Anhang I); 
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c) Informationen, die von sich registrierenden Organisationen und Einzelpersonen verlangt werden, einschließlich der fi­
nanziellen Offenlegungspflichten (Anhang II); 

d)  Verhaltenskodex (Anhang III); 

e) Meldemechanismen und Beschwerdeverfahren sowie Maßnahmen, die im Falle der Nichteinhaltung des Verhaltensko­
dex anzuwenden sind, einschließlich der Verfahren für Meldungen sowie für die Untersuchung und Bearbeitung von 
Beschwerden (Anhang IV); 

f) Leitlinien für die Umsetzung mit praktischen Informationen für sich registrierende Organisationen und Einzelperso­
nen. 

III. ANWENDUNGSBEREICH DES REGISTERS 

Abgedeckte Tätigkeiten 

7. In den Anwendungsbereich des Registers fallen alle nicht in den Nummern 10 bis 12 genannten Tätigkeiten zum 
Zweck der unmittelbaren oder mittelbaren Einflussnahme auf die Politikgestaltung oder -umsetzung und die Beschluss­
fassungsprozesse der EU-Organe, unabhängig vom Ort, an dem die Tätigkeiten ausgeführt werden, sowie vom verwende­
ten Kommunikationskanal oder -medium, wie etwa Outsourcing, Medien, Verträge mit professionellen Mittlern, Denk­
fabriken, Plattformen, Foren, Kampagnen oder Basisinitiativen. 

Im Sinne dieser Vereinbarung sind unter „unmittelbarer Einflussnahme“ Einflussnahme durch einen unmittelbareren 
Kontakt zu bzw. eine unmittelbare Kommunikation mit den EU-Organen und andere Folgemaßnahmen zu solchen 
Tätigkeiten zu verstehen, während „mittelbare Einflussnahme“ eine Einflussnahme unter Nutzung von Intermediären wie 
Medien, der öffentlichen Meinung, Konferenzen oder gesellschaftlichen Veranstaltungen, mit denen die EU-Organe 
erreicht werden sollen, bezeichnet. 

Insbesondere umfassen diese Tätigkeiten 

—  die Kontaktaufnahme zu Mitgliedern und deren Assistenten, Beamten oder sonstigen Bediensteten der EU-Organe; 

— die Vorbereitung, Verbreitung und Übermittlung von Schreiben, Informationsmaterial und Diskussions- und Posi­
tionspapieren; 

— die Organisation von Veranstaltungen, Treffen, Werbemaßnahmen, Konferenzen oder gesellschaftlichen Veranstaltun­
gen, für die Einladungen an Mitglieder und deren Assistenten, Beamte oder sonstige Bedienstete der EU-Organe ver­
sendet wurden, und 

—  freiwillige Beiträge zu und die freiwillige Beteiligung an formalen Konsultationen oder Anhörungen zu geplanten 
Gesetzgebungsakten und sonstigen Rechtsakten der EU sowie anderen offenen Konsultationen. 

8. Von allen Organisationen und selbstständigen Einzelpersonen — unabhängig von ihrem Rechtsstatus —, deren lau­
fende oder in Vorbereitung befindliche Tätigkeiten in den Anwendungsbereich des Registers fallen, wird erwartet, dass 
sie sich registrieren lassen. 

Bei allen Tätigkeiten, die in den Anwendungsbereich des Registers fallen und die von einem Mittler, der Rechtsberatung 
und sonstige fachliche Beratung leistet, im Auftrag durchgeführt werden, kommen sowohl der Mittler als auch sein Man­
dant für eine Registrierung infrage. Diese Mittler geben alle Mandanten im Rahmen solcher Aufträge sowie die mit den 
Mandanten für Repräsentationstätigkeiten jeweils erzielten Umsätze gemäß Anhang II Teil II Abschnitt C Nummer 2 
Buchstabe b an. Diese Bestimmung stellt die Mandanten nicht davon frei, sich registrieren zu lassen und die Kosten der 
Tätigkeiten, mit denen sie Mittler beauftragt haben, in ihre eigene Kostenschätzung aufzunehmen. 

Nicht abgedeckte Tätigkeiten 

9. Eine Organisation kommt für eine Aufnahme in das Register nur dann infrage, wenn sie vom Register abgedeckte 
Tätigkeiten ausübt, die mittel- oder unmittelbar Kommunikation mit den EU-Organen zur Folge hatten. Eine nicht infrage 
kommende Organisation kann aus dem Register entfernt werden. 

10. Tätigkeiten im Zusammenhang mit Rechtsberatung und sonstiger fachlicher Beratung fallen nicht in den Anwen­
dungsbereich des Registers, sofern 

—  es sich bei ihnen um Beratungstätigkeiten und Kontakte mit öffentlichen Stellen handelt, die dazu bestimmt sind, 
Mandanten über die allgemeine Rechtslage oder ihre spezifische Rechtsstellung aufzuklären oder sie darüber zu bera­
ten, ob bestimmte rechtliche oder verwaltungstechnische Schritte nach geltendem Recht und den rechtlichen Rah­
menbedingungen geeignet oder zulässig sind; 

— es sich bei ihnen um die Beratung von Mandanten handelt, um unterstützend darauf hinzuwirken, dass die Mandan­
ten bei ihren Tätigkeiten die einschlägigen Gesetze einhalten; 

—  es sich bei ihnen um die Erstellung von Analysen und Studien für Mandanten zu den möglichen Auswirkungen von 
Änderungen der Rechts- und Verwaltungsvorschriften auf ihre Rechtslage oder ihr Tätigkeitsgebiet handelt; 
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—  es sich bei ihnen um eine Vertretung im Rahmen von Schlichtungs- oder Mediationsverfahren zur Vermeidung eines 
Gerichts- oder Verwaltungsverfahrens handelt; oder 

— sie mit der Ausübung des Grundrechts eines Mandanten auf ein faires Verfahren einschließlich des Rechts auf Vertei­
digung in Verwaltungsverfahren verbunden sind, wie beispielsweise die Tätigkeiten von Rechtsanwälten oder Angehö­
rigen anderer einschlägiger Berufsgruppen. 

Sofern ein Unternehmen und seine Berater als Partei an einer bestimmten Rechtssache oder einem bestimmten Verwal­
tungsverfahren beteiligt sind, fällt jede direkt darauf bezogene Tätigkeit, die nicht an sich auf eine Änderung des beste­
henden Rechtsrahmens abzielt, nicht in den Anwendungsbereich des Registers. Dies gilt für alle Unternehmensbereiche 
in der Europäischen Union. 

Die folgenden Tätigkeiten im Zusammenhang mit Rechtsberatung und sonstiger fachlicher Beratung fallen jedoch in den 
Anwendungsbereich des Registers, wenn mit ihnen eine Einflussnahme auf EU-Organe, ihre Mitglieder und deren Assis­
tenten oder ihre Beamten oder anderen Bediensteten beabsichtigt ist: 

—  die Bereitstellung von Unterstützung mittels Vertretung bzw. Mediation und von Beratungsmaterial einschließlich 
Argumentations- und Formulierungshilfen und 

—  die Bereitstellung taktischer oder strategischer Beratung einschließlich des Ansprechens von Fragen, deren Gegenstand 
und Zeitpunkt der Mitteilung darauf ausgelegt sind, auf die EU-Organe, ihre Mitglieder und deren Assistenten sowie 
auf ihre Beamten oder anderen Bediensteten Einfluss zu nehmen. 

11. Tätigkeiten der Sozialpartner als Teilnehmer am sozialen Dialog (Gewerkschaften, Arbeitgeberverbände usw.) fallen 
nicht in den Anwendungsbereich des Registers, wenn diese Sozialpartner die ihnen in den Verträgen zugedachte Rolle 
wahrnehmen. Dies gilt entsprechend für jede Organisation, der gemäß den Verträgen eine institutionelle Rolle zukommt. 

12. Tätigkeiten aufgrund direkter und individueller Ersuchen von EU-Organen oder Mitgliedern des Europäischen Parla­
ments, wie ad hoc oder regelmäßig ergehende Ersuchen um Sachinformationen, Daten oder Fachwissen, fallen nicht in 
den Anwendungsbereich des Registers. 

Besondere Bestimmungen 

13. Das Register gilt nicht für Kirchen und Religionsgemeinschaften. Jedoch wird von den Vertretungen und Körper­
schaften, Büros und Netzwerken, die geschaffen wurden, um Kirchen und Religionsgemeinschaften beim Umgang mit 
den EU-Organen zu repräsentieren, sowie von ihren Verbänden erwartet, dass sie sich registrieren lassen. 

14. Das Register gilt nicht für politische Parteien. Jedoch wird von jeder Organisation, die von politischen Parteien 
geschaffen oder unterstützt wird und deren Tätigkeitsbereich in den Anwendungsbereich des Registers fällt, erwartet, dass 
sie sich registrieren lässt. 

15. Das Register gilt nicht für staatliche Stellen der Mitgliedstaaten, Regierungen von Drittstaaten, internationale zwi­
schenstaatliche Organisationen und deren diplomatische Vertretungen. 

16. Von regionalen Behörden und ihren Vertretungen wird nicht erwartet, sich registrieren zu lassen, sie können dies 
jedoch auf Wunsch tun. Von Vereinigungen oder Netzwerken, die eingerichtet wurden, um Regionen kollektiv zu vertre­
ten, wird erwartet, dass sie sich registrieren lassen. 

17. Von allen Behörden auf subnationaler Ebene — mit Ausnahme der in Nummer 16 genannten — wie beispielsweise 
lokalen und kommunalen Behörden oder Städten bzw. deren Vertretungsbüros, Verbänden oder Netzwerken wird erwar­
tet, dass sie sich registrieren lassen. 

18. Von Netzwerken, Plattformen und anderen Formen kollektiver Tätigkeiten, die keinen Rechtsstatus und keine 
Rechtspersönlichkeit besitzen, die aber de facto eine Quelle organisierter Einflussnahme darstellen und deren Tätigkeits­
bereich in den Anwendungsbereich des Registers fällt, wird erwartet, dass sie sich registrieren lassen. Mitglieder dieser 
Formen kollektiver Tätigkeiten bestimmen einen Vertreter, der als verantwortlicher Ansprechpartner für die Beziehungen 
mit dem gemeinsamen Transparenz-Registersekretariat fungiert. 

19. Für die Bewertung der Möglichkeit der Aufnahme in das Register werden jene Tätigkeiten berücksichtigt, die 
(unmittelbar oder mittelbar) auf die EU-Organe, -Agenturen und -Einrichtungen sowie ihre Mitglieder und deren Assis­
tenten, Beamten und sonstigen Bediensteten abzielen. Tätigkeiten, die sich an die Mitgliedstaaten und insbesondere an 
deren Ständige Vertretungen bei der Europäischen Union richten, zählen nicht dazu. 

20. Europäische Netzwerke, Vereinigungen, Verbände und Plattformen sind aufgefordert, gemeinsame transparente Leit­
linien für ihre Mitglieder zu erstellen, in denen die in den Anwendungsbereich des Registers fallenden Tätigkeiten 
benannt werden. Es wird erwartet, dass sie diese Leitlinien veröffentlichen. 
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IV. AUF SICH REGISTRIERENDE ORGANISATIONEN UND EINZELPERSONEN ANWENDBARE BESTIMMUNGEN 

21. Mit der Registrierung erklären die betreffenden Organisationen und Einzelpersonen, dass: 

—  sie zustimmen, dass die von ihnen für die Aufnahme in das Register beigebrachten Informationen öffentlich gemacht 
werden; 

—  sie sich bereit erklären, in Einklang mit dem Verhaltenskodex gemäß Anhang III zu handeln und gegebenenfalls den 
Wortlaut eines berufsständischen Verhaltenskodex, an den sie gebunden sind, beizubringen (1); 

— sie die Korrektheit der für die Aufnahme in das Register beigebrachten Informationen gewährleisten und sich bei Ver­
waltungsanträgen auf ergänzende Informationen und Aktualisierungen zur Zusammenarbeit bereit erklären; 

— sie akzeptieren, dass Meldungen oder Beschwerden, die sie betreffen, auf der Grundlage der Bestimmungen des Ver­
haltenskodex gemäß Anhang III behandelt werden; 

—  sie sich allen im Falle eines Verstoßes gegen den Verhaltenskodex gemäß Anhang III anzuwendenden Maßnahmen 
unterwerfen und anerkennen, dass im Falle des Nichteinhaltens des Kodex die in Anhang IV vorgesehenen Maßnah­
men auf sie Anwendung finden können; 

— sie zur Kenntnis nehmen, dass die Parteien gegebenenfalls auf Antrag und gemäß den Bestimmungen der Verord­
nung (EG) Nr. 1049/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates (2) Korrespondenz und sonstige Dokumente 
betreffend die Tätigkeit registrierter Organisationen und Einzelpersonen offenzulegen haben. 

V. UMSETZUNG 

22. Die Generalsekretäre des Europäischen Parlaments und der Europäischen Kommission sind für die Überwachung 
des Systems und für alle wesentlichen operationellen Aspekte verantwortlich und ergreifen im gegenseitigen Einverneh­
men alle zur Umsetzung dieser Vereinbarung erforderlichen Maßnahmen. 

23. Obwohl es sich um ein gemeinsam betriebenes System handelt, steht es den Parteien frei, das Register in unabhän­
giger Weise für ihre eigenen spezifischen Zwecke zu verwenden. 

24. Um das System umzusetzen, unterhalten die Dienststellen des Europäischen Parlaments und der Europäischen Kom­
mission eine gemeinsame Verwaltungsstruktur mit der Bezeichnung „gemeinsames Transparenz-Registersekretariat“. Das 
gemeinsame Transparenz-Registersekretariat besteht aus einer Gruppe von Beamten des Europäischen Parlaments und 
der Europäischen Kommission auf der Grundlage einer Vereinbarung zwischen den zuständigen Dienststellen. Es wird 
von einem Referatsleiter im Generalsekretariat der Europäischen Kommission koordiniert. Zu den Aufgaben des gemein­
samen Transparenz-Registersekretariats gehören die Ausarbeitung von Leitlinien für die Umsetzung innerhalb der durch 
diese Vereinbarung gesetzten Grenzen, um eine einheitliche Auslegung der Regeln durch die registrierten Organisationen 
und Einzelpersonen zu ermöglichen, sowie die Überwachung der inhaltlichen Qualität des Registers. Das gemeinsame 
Transparenz-Registersekretariat prüft anhand der verfügbaren Verwaltungsressourcen die inhaltliche Qualität des Regis­
ters, wobei jedoch letztlich die registrierten Organisationen und Einzelpersonen für die von ihnen bereitgestellten Infor­
mationen verantwortlich sind. 

25. Die Parteien sorgen für angemessene Schulungen und Projekte zur internen Kommunikation, um ihre Mitglieder 
und Bediensteten auf das Register sowie auf die Meldemechanismen und Beschwerdeverfahren aufmerksam zu machen. 

26. Die Parteien ergreifen angemessene externe Maßnahmen, um auf das Register aufmerksam zu machen und seine 
Verwendung zu fördern. 

27. Eine Reihe grundlegender Statistiken aus der Datenbank des Registers wird regelmäßig auf der Europa-Website des 
Transparenz-Registers veröffentlicht und wird über eine nutzerfreundliche Suchmaschine zugänglich gemacht. Der öffent­
lich zugängliche Inhalt dieser Datenbank wird in elektronischen, maschinenlesbaren Formaten zugänglich gemacht. 

28. Die Generalsekretäre des Europäischen Parlaments und der Europäischen Kommission legen dem zuständigen Vize­
präsidenten des Europäischen Parlaments und dem zuständigen Vizepräsidenten der Europäischen Kommission einen 
jährlichen Bericht über den Betrieb des Registers vor. Der jährliche Bericht enthält Sachinformationen über das Register, 
seinen Inhalt sowie seine Weiterentwicklung und wird jedes Jahr für das vorangegangene Kalenderjahr veröffentlicht. 
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VI. MASSNAHMEN FÜR REGISTRIERTE UND IM EINKLANG MIT DEN VORSCHRIFTEN HANDELNDE ORGANISATIO­
NEN UND EINZELPERSONEN 

29. Zugangsausweise für die Gebäude des Europäischen Parlaments werden nur dann an Einzelpersonen ausgegeben, 
die Organisationen, die in den Anwendungsbereich des Registers fallen, vertreten bzw. für diese arbeiten, wenn diese 
Organisationen oder Einzelpersonen registriert sind. Die Registrierung berechtigt jedoch nicht automatisch zur Ausstel­
lung eines solchen Zugangsausweises. Die Ausgabe und Kontrolle der Ausweise für den langfristigen Zugang zu den 
Gebäuden des Europäischen Parlaments erfolgt auch weiterhin im Rahmen eines internen Verfahrens und unter Verant­
wortung des Parlaments. 

30. Die Parteien bieten im Rahmen ihrer Verwaltungsbefugnisse Anreize, um eine Registrierung innerhalb der mit die­
ser Vereinbarung geschaffenen Rahmenbedingungen zu fördern. 

Die den registrierten Organisationen und Einzelpersonen vom Europäischen Parlament gebotenen Anreize können Fol­
gendes umfassen: 

—  den erleichterten Zugang zu seinen Gebäuden, seinen Mitgliedern und deren Assistenten sowie seinen Beamten und 
anderen Bediensteten; 

—  die Genehmigung, in seinen Räumlichkeiten Veranstaltungen zu organisieren oder als deren Mitveranstalter zu 
fungieren; 

—  die erleichterte Übermittlung von Informationen, einschließlich bestimmter Adressenverzeichnisse; 

—  die Teilnahme als Redner an Anhörungen der Ausschüsse; 

—  die Übernahme von Schirmherrschaften durch das Europäische Parlament. 

Die den registrierten Organisationen und Einzelpersonen von der Europäischen Kommission gebotenen Anreize können 
Folgendes umfassen: 

— Maßnahmen hinsichtlich der Übermittlung von Informationen an die registrierten Organisationen und Einzelperso­
nen bei der Einleitung von öffentlichen Konsultationen; 

—  Maßnahmen hinsichtlich Sachverständigengruppen und anderer Beratungsgremien; 

—  besondere Adressenverzeichnisse; 

—  die Übernahme von Schirmherrschaften durch die Europäische Kommission. 

Die registrierten Organisationen und Einzelpersonen werden von den Parteien über die ihnen zur Verfügung stehenden 
spezifischen Anreize informiert. 

VII. MASSNAHMEN IM FALLE DER NICHTEINHALTUNG DES VERHALTENSKODEX 

31. Im Falle etwaiger Verstöße gegen den Verhaltenskodex gemäß Anhang III kann jede Person unter Rückgriff auf das 
auf der Website des Registers zur Verfügung stehende Standard-Kontaktformular Meldungen machen und Beschwerden 
vorbringen. Meldungen und Beschwerden werden nach den in Anhang IV genannten Verfahren bearbeitet. 

32. Ein Meldemechanismus ist ein Instrument zur Ergänzung der vom gemeinsamen Transparenz-Registersekretariat 
gemäß Nummer 24 durchgeführten Qualitätsprüfungen. Jede Person kann sachliche Fehler bei den von den registrierten 
Organisationen oder Einzelpersonen bereitgestellten Informationen melden. Auch Registrierungen von nicht infrage kom­
menden Organisationen oder Einzelpersonen können gemeldet werden. 

33. Im Falle mutmaßlicher Verstöße registrierter Organisationen oder Einzelpersonen gegen den Verhaltenskodex — 
außer bei sachlichen Fehlern — kann jede Person eine formelle Beschwerde einreichen. Beschwerden über eine vermutete 
Nichteinhaltung des Kodex müssen durch konkrete Fakten untermauert werden. 

Das gemeinsame Transparenz-Registersekretariat geht dem mutmaßlichen Verstoß unter gebührender Berücksichtigung 
der Grundsätze der Verhältnismäßigkeit und der guten Verwaltungspraxis nach. Die vorsätzliche Nichteinhaltung des Ver­
haltenskodex durch registrierte Organisationen oder Einzelpersonen oder ihre Vertreter führt zur Anwendung der in 
Anhang IV genannten Maßnahmen. 

34. Stellt das gemeinsame Transparenz-Registersekretariat im Rahmen der Verfahren gemäß den Nummern 31 bis 33 
fest, dass es wiederholt zur Verweigerung der Zusammenarbeit, zu wiederholtem unangemessenen Verhalten oder zu 
schwerwiegenden Verstößen gegen den Verhaltenskodex gekommen ist, wird die betreffende registrierte Organisation 
oder Einzelperson für einen Zeitraum von einem oder zwei Jahren aus dem Register ausgeschlossen und diese Maß­
nahme gemäß Anhang IV im Register veröffentlicht. 
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VIII. EINBEZIEHUNG ANDERER ORGANE UND EINRICHTUNGEN 

35. Der Europäische Rat und der Rat sind eingeladen, sich dem Register anzuschließen. Andere Organe, Einrichtungen 
und Stellen der Europäischen Union sind aufgefordert, den mit dieser Vereinbarung geschaffenen Rahmen als Referenzin­
strument für ihre eigene Zusammenarbeit mit Organisationen und selbstständigen Einzelpersonen, die sich mit der 
Gestaltung und Umsetzung von EU-Politik befassen, zu nutzen. 

IX. SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

36. Diese Vereinbarung ersetzt die Vereinbarung zwischen dem Europäischen Parlament und der Europäischen Kom­
mission vom 23. Juni 2011, die mit dem Zeitpunkt der Anwendbarkeit dieser Vereinbarung ihre Gültigkeit verliert. 

37. Das Register wird 2017 überarbeitet. 

38. Diese Vereinbarung tritt am zwanzigsten Tag nach dem Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Union in Kraft. Sie gilt ab dem 1. Januar 2015. 

Organisationen oder Einzelpersonen, die zum Geltungsbeginn dieser Vereinbarung bereits registriert sind, ändern ihre 
Registrierung innerhalb von drei Monaten nach dem Geltungsbeginn dahin gehend, dass sie den neuen Anforderungen 
dieser Vereinbarung genügt. 

Geschehen zu Straßburg, am 16. April 2014. 

Im Namen des Europäischen Parlaments 

Der Präsident 

M. SCHULZ  

Für die Europäische Kommission 

Der Vizepräsident 

M. ŠEFČOVIČ   
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ANHANG I 

„Transparenz-Register“ 

Organisationen und selbstständige Einzelpersonen, die sich mit der Gestaltung und Umsetzung von EU-Politik 
befassen 

Kategorien Merkmale/Anmerkungen 

I — Beratungsfirmen/Anwaltskanzleien/selbstständige 
Berater  

Subkategorie Beratungsfirmen Firmen, die im Namen von Mandanten Tätigkeiten in 
den Bereichen Beratung und Vertretung, Lobbying, Inte­
ressenvertretung, öffentliche Angelegenheiten und Behör­
denkontakte ausüben 

Subkategorie Anwaltskanzleien Anwaltskanzleien, die im Namen von Mandanten Tätig­
keiten in den Bereichen Beratung und Vertretung, Lob­
bying, Interessenvertretung, öffentliche Angelegenheiten 
und Behördenkontakte ausüben 

Subkategorie Selbstständige Berater Selbstständige Berater oder Anwälte, die im Namen von 
Mandanten Tätigkeiten in den Bereichen Beratung und 
Vertretung, Lobbying, Interessenvertretung, öffentliche 
Angelegenheiten und Behördenkontakte ausüben Diese 
Subkategorie richtet sich an Rechtssubjekte, bei denen 
nur eine Person mitwirkt. 

II — In-House-Lobbyisten und Gewerbe-, Wirt- 
schafts- und Berufsverbände  

Subkategorie Unternehmen und Unternehmensgruppen Unternehmen oder Unternehmensgruppen (mit oder 
ohne Rechtspersönlichkeit), die in-house auf eigene 
Rechnung Tätigkeiten in den Bereichen Beratung und 
Vertretung, Lobbying, Interessenvertretung, öffentliche 
Angelegenheiten und Behördenkontakte ausüben 

Subkategorie Gewerbe- und Wirtschaftsverbände Gewinnorientierte oder gemeinnützige Organisationen, 
die gewinnorientierte Unternehmen oder gemischte 
Gruppen und Plattformen vertreten 

Subkategorie Gewerkschaften und Berufsverbände Vertretung der Interessen von Arbeitnehmern, Angestell­
ten, Branchen oder Berufsgruppen 

Subkategorie Andere Organisationen, darunter 

—  gewinnorientierte oder gemeinnützige 
Rechtssubjekte, die Veranstaltungen 
organisieren; 

— interessenbezogene Medien oder for­
schungsorientierte Rechtssubjekte, die 
Verbindungen zu privaten gewinnorien­
tierten Interessen haben; 

— Ad-hoc-Zusammenschlüsse und vorü­
bergehende Strukturen (mit profitorien­
tierten Mitgliedern)  

III — Nichtstaatliche Organisationen  

Subkategorie Nichtstaatliche Organisationen, Plattfor­
men, Netzwerke, Ad-hoc-Zusammen­
schlüsse, vorübergehende Strukturen und 
andere ähnliche Organisationen 

Gemeinnützige Organisationen (mit oder ohne Rechts­
persönlichkeit), die unabhängig von Behörden oder 
gewerblichen Organisationen tätig sind, einschließlich 
Stiftungen, Wohltätigkeitsorganisationen usw. 

Alle solchen Rechtssubjekte mit gewinnorientierten Ele­
menten unter ihren Mitgliedern müssen sich in Katego­
rie II registrieren lassen 
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Kategorien Merkmale/Anmerkungen 

IV — Denkfabriken, Forschungs- und Hochschulein­
richtungen  

Subkategorie Denkfabriken und Forschungseinrichtungen Spezialisierte Denkfabriken und Forschungseinrichtun­
gen, die sich mit den Tätigkeiten und der Politik der 
Europäischen Union beschäftigen 

Subkategorie Hochschuleinrichtungen Einrichtungen mit einem Bildungsauftrag als Haupt­
zweck, die sich jedoch mit den Tätigkeiten und der Poli­
tik der Europäischen Union beschäftigen 

V — Organisationen, die Kirchen und Religionsge­
meinschaften vertreten  

Subkategorie Organisationen, die Kirchen und Religions­
gemeinschaften vertreten 

Körperschaften, Büros, Netzwerke oder Verbände, die als 
Vertretung dienen 

VI — Organisationen, die lokale, regionale und kom­
munale Behörden, andere öffentliche oder gemischte 
Einrichtungen usw. vertreten  

Subkategorie Regionale Strukturen Regionen und ihre Vertretungen sind nicht verpflichtet, 
sich registrieren zu lassen, können dies jedoch auf 
Wunsch tun. Von nationalen Verbänden oder Netzwer­
ken, die eingerichtet wurden, um Regionen kollektiv zu 
vertreten, wird erwartet, dass sie sich registrieren lassen. 

Subkategorie Andere Behörden auf subnationaler Ebene Von allen anderen Behörden auf subnationaler Ebene wie 
beispielsweise Städten, lokalen und kommunalen Behör­
den, ihren Vertretungen, nationalen Zusammenschlüssen 
oder Netzwerken wird erwartet, dass sie sich registrieren 
lassen. 

Subkategorie Transnationale Zusammenschlüsse und 
Netzwerke regionaler oder anderer subna­
tionaler Behörden  

Subkategorie Andere aufgrund von Rechtsvorschriften 
geschaffene öffentliche oder gemischte 
Rechtssubjekte, die im öffentlichen Interes­
se handeln sollen 

Deckt andere öffentliche oder gemischte (öffentliche/pri­
vate) Organisationen ab   
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ANHANG II 

VON DEN SICH REGISTRIERENDEN ORGANISATIONEN UND EINZELPERSONEN BEREITZUSTELLENDE 
INFORMATIONEN 

I. ALLGEMEINE UND GRUNDLEGENDE INFORMATIONEN 

a) Name(n) der Organisation, Anschrift des Hauptsitzes und gegebenenfalls Anschrift in Brüssel, Luxemburg oder Straß­
burg, Telefonnummer, E-Mail-Adresse, Website; 

b)  Namen der rechtlich für die Organisation verantwortlichen Person und des Direktors oder des geschäftsführenden 
Gesellschafters der Organisation oder gegebenenfalls der wichtigsten Kontaktperson in Bezug auf die in den Anwen­
dungsbereich des Registers fallenden Tätigkeiten (d. h. der für EU-Angelegenheiten verantwortlichen Person); Namen 
der Personen mit Zugangsberechtigung zu den Gebäuden des Europäischen Parlaments (1); 

c) Zahl der Personen (Mitglieder, Mitarbeiter usw.), die an den in den Anwendungsbereich des Registers fallenden Tätig­
keiten beteiligt sind, Zahl der Personen, die über einen Zugangsausweis für die Gebäude des Europäischen Parlaments 
verfügen, sowie Zeit, die jede Person diesen Tätigkeiten widmet (angegeben als Anteil an einer Vollzeittätigkeit — 
25 %, 50 %, 75 % oder 100 %); 

d) Zweck/Aufgabe — Interessengebiete — Tätigkeiten — Länder, in denen Tätigkeiten ausgeübt werden — Netzwerkzu­
gehörigkeiten — allgemeine Informationen, die in den Anwendungsbereich des Registers fallen; 

e)  Mitgliedschaft und, falls zutreffend, Zahl der Mitglieder (Einzelpersonen und Organisationen). 

II. SPEZIFISCHE INFORMATIONEN  

A. In den Anwendungsbereich des Registers fallende Tätigkeiten 

Zu den wichtigsten Legislativvorschlägen oder Politikbereichen, auf die die in den Anwendungsbereich des Registers 
fallenden Tätigkeiten der sich registrierenden Organisation oder Einzelperson abzielen, werden spezifische Einzelhei­
ten bereitgestellt. Dabei kann auf andere spezifische Tätigkeiten wie Veranstaltungen oder Veröffentlichungen verwie­
sen werden.  

B. Verbindungen zu EU-Organen 

a)  Mitgliedschaft in hochrangigen Arbeitsgruppen, beratenden Ausschüssen, Sachverständigengruppen, sonstigen von 
der EU unterstützten Strukturen und Plattformen usw. 

b) Mitgliedschaft in oder Beteiligung an interfraktionellen Arbeitsgruppen des Europäischen Parlaments oder Bran­
chenforen usw.  

C. Finanzielle Auskünfte in Bezug auf in den Geltungsbereich des Registers fallende Tätigkeiten 

1.  Jede sich registrierende Organisation oder Einzelperson macht die folgenden Angaben: 

a) Eine Schätzung der jährlichen Kosten im Zusammenhang mit den in den Geltungsbereich des Registers fallen­
den Tätigkeiten. Die finanziellen Angaben umfassen ein vollständiges Geschäftsjahr und beziehen sich auf das 
letzte seit der Registrierung oder der jährlichen Aktualisierung der Angaben zur Registrierung abgeschlossene 
Geschäftsjahr. 

b)  Betrag und Quelle der Finanzmittel, die von EU-Organen im letzten seit der Registrierung oder der jährlichen 
Aktualisierung der Angaben zur Registrierung abgeschlossenen Geschäftsjahr ausbezahlt wurden. Diese Anga­
ben müssen dem vom europäischen Finanztransparenzsystem übermittelten Betrag entsprechen (2). 

2.  Beratungsfirmen/Anwaltskanzleien/selbstständige Berater (Kategorie I des Anhangs I) legen zusätzlich 
Folgendes vor: 

a)  Den Umsatz, der auf die in den Anwendungsbereich des Registers fallenden Tätigkeiten entfällt, nach folgender 
Tabelle: 

Jährlicher Umsatz für Repräsentationstätigkeiten in EUR 

0-99 999 

100 000-499 999 

500 000-1 000 000 

> 1 000 000  
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(1) Die sich registrierenden Organisationen oder Einzelpersonen können mit Abschluss des Registrierungsverfahrens die Genehmigung für 
den Zugang zu den Gebäuden des Europäischen Parlaments beantragen. Die Namen der Einzelpersonen, denen Ausweise für den Zugang 
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(2) http://ec.europa.eu/budget/fts/index_de.htm 
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b)  Eine Auflistung aller Mandanten, in deren Namen in den Anwendungsbereich des Registers fallende Tätigkeiten 
ausgeübt werden. Der mit den Mandanten für Repräsentationstätigkeiten erzielte Umsatz wird nach folgender 
Tabelle aufgeführt: 

Größenklasse der Repräsentationstätigkeit pro Mandant und 
Jahr in EUR 

0-9 999 

10 000-24 999 

25 000-49 999 

50 000-99 999 

100 000-199 999 

200 000-299 999 

300 000-399 999 

400 000-499 999 

500 000-599 999 

600 000-699 999 

700 000-799 999 

800 000-899 999 

900 000-1 000 000 

> 1 000 000   

c) Auch von Mandanten wird erwartet, dass sie sich registrieren lassen. Die von Beratungsfirmen/Anwaltskanz­
leien/selbstständigen Beratern abgegebene, ihre Mandanten betreffende Erklärung der finanziellen Interessen 
(Verzeichnis und Tabelle) befreit die Mandanten nicht von der Verpflichtung, die als Unteraufträge vergebenen 
Tätigkeiten in ihre eigenen Erklärungen aufnehmen, damit die erklärten Finanzaufwendungen nicht zu gering 
angesetzt werden. 

3.  In-House-Lobbyisten, Gewerbe-, Wirtschafts- und Berufsverbände (Kategorie II des Anhangs 1) legen 
zusätzlich Folgendes vor: 

Den Umsatz, der auf die in den Anwendungsbereich des Registers fallenden Tätigkeiten entfällt, auch wenn er sich 
auf weniger als 10 000 EUR beläuft. 

4. Nichtstaatliche Organisationen — Denkfabriken, Forschungs- und Hochschuleinrichtungen — Organisa­
tionen, die Kirchen und Religionsgemeinschaften vertreten — Organisationen, die lokale, regionale und 
kommunale Behörden, andere öffentliche oder gemischte Einrichtungen usw. vertreten (Kategorien III 
bis VI des Anhangs I), legen zusätzlich Folgendes vor: 

a)  das Gesamtbudget der Organisation; 

b)  eine Aufschlüsselung der wichtigsten Beträge und Finanzquellen.  
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ANHANG III 

VERHALTENSKODEX 

Die Parteien sind der Auffassung, dass alle mit ihnen interagierenden Interessenvertreter diesen Verhaltenskodex einhalten 
sollten, unabhängig davon, ob sie registriert sind und ob es sich bei ihnen um eine einmalige oder eine häufigere Vertre­
tung handelt. 

In ihren Beziehungen zu den EU-Organen und deren Mitgliedern, Beamten und sonstigen Bediensteten befolgen die Inte­
ressenvertreter folgende Regeln: 

a)  Sie geben stets ihren Namen und ihre Registrierungsnummer sowie gegebenenfalls den Namen des Rechtssubjekts 
oder der Rechtssubjekte an, für die sie tätig sind oder die sie vertreten; sie geben an, welche Interessen, Ziele oder 
Zwecke sie verfolgen und gegebenenfalls, welche Mandanten oder Mitglieder sie vertreten; 

b)  sie beschaffen sich nicht auf unlautere Weise oder durch Ausübung unstatthaften Drucks oder durch unangemessenes 
Verhalten Informationen oder erwirken auf unlautere Weise oder durch Ausübung unstatthaften Drucks oder durch 
unangemessenes Verhalten Entscheidungen und unternehmen keine diesbezüglichen Versuche; 

c)  sie geben in ihrem Umgang mit Dritten weder vor, in irgendeiner formellen Beziehung zur Europäischen Union oder 
zu einem ihrer Organe zu stehen, noch stellen sie die Tatsache ihrer Registrierung in einer Weise dar, die Dritte oder 
Beamte oder sonstige Bedienstete der EU irreführen soll; ebenso wenig verwenden sie die Logos der EU-Organe ohne 
ausdrückliche Genehmigung; 

d)  sie stellen sicher, dass die von ihnen bei der Registrierung und danach im Rahmen ihrer in den Anwendungsbereich 
des Registers fallenden Tätigkeiten bereitgestellten Informationen nach ihrem besten Wissen vollständig, aktuell und 
nicht irreführend sind; sie akzeptieren, dass sämtliche vorgelegten Informationen überprüft werden, und erklären sich 
zur Zusammenarbeit bei von der Verwaltung ausgehenden Anforderungen ergänzender Informationen und Aktualisie­
rungen bereit; 

e)  sie verkaufen keine Kopien von Dokumenten, die sie von einem EU-Organ erhalten haben, an Dritte; 

f)  sie verpflichten sich grundsätzlich dazu, die Umsetzung und Anwendung der von den EU-Organen festgelegten 
Regeln, Kodizes und guten Verwaltungsverfahren zu achten und nicht zu behindern; 

g)  sie verleiten Mitglieder der EU-Organe, Beamte oder sonstige Bedienstete der Europäischen Union oder Assistenten 
oder Praktikanten dieser Mitglieder nicht dazu, gegen die für sie geltenden Regeln und Verhaltensnormen zu versto­
ßen; 

h)  falls sie ehemalige Beamte oder sonstige Bedienstete der Europäischen Union oder Assistenten oder Praktikanten von 
Mitgliedern der EU-Organe beschäftigen, achten sie deren Verpflichtung, die für sie geltenden Regeln und Geheimhal­
tungsauflagen einzuhalten; 

i)  bevor sie eine Vertragsbeziehung mit Personen aus dem Mitarbeiterstab eines Mitglieds oder mehrerer Mitglieder des 
Europäischen Parlaments eingehen oder diese beschäftigen, holen sie die Zustimmung des jeweiligen Mitglieds oder 
der Mitglieder ein; 

j) sie beachten sämtliche Bestimmungen über die Rechte und Pflichten ehemaliger Mitglieder des Europäischen Parla­
ments und der Europäischen Kommission; 

k)  sie unterrichten die von ihnen vertretenen Parteien über ihre Verpflichtungen gegenüber den EU-Organen. 

Einzelpersonen, die sich beim Europäischen Parlament zum Zweck der Ausstellung eines persönlichen, nicht übertragba­
ren Zugangsausweises für die Gebäude des Europäischen Parlaments registriert haben, befolgen folgende Regeln: 

l)  sie stellen sicher, dass sie den Zugangsausweis in den Gebäuden des Europäischen Parlaments stets sichtbar tragen; 

m)  sie befolgen konsequent die einschlägigen Bestimmungen der Geschäftsordnung des Europäischen Parlaments; 

n) sie akzeptieren, dass der Beschluss über die Gewährung eines Zugangs zu den Gebäuden des Europäischen Parla­
ments das alleinige Vorrecht des Parlaments ist und dass sich aus der Registrierung nicht automatisch ein Anspruch 
auf einen Zugangsausweis ergibt.  
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ANHANG IV 

VERFAHREN FÜR MELDUNGEN UND FÜR DIE UNTERSUCHUNG UND BEARBEITUNG VON BESCHWER­
DEN 

I. Meldungen 

Meldungen bezüglich der im Register enthaltenen Angaben oder bezüglich unzulässiger Registrierungen können von 
jeder Person über das Standard-Kontaktformular auf der Website des Registers an das gemeinsame Transparenz-Register­
sekretariat gemacht werden. 

Bei Meldungen bezüglich Angaben im Register wird von einem mutmaßlichen Verstoß gegen den Buchstaben d des Ver­
haltenskodex gemäß Anhang III ausgegangen (1). Die betreffende registrierte Organisation oder Einzelperson wird aufge­
fordert, die Angaben zu aktualisieren oder vor dem gemeinsamen Transparenz-Registersekretariat die Gründe auszufüh­
ren, aus denen keine Aktualisierung der Angaben erforderlich ist. Ist die betreffende registrierte Organisation oder Einzel­
person nicht zur Zusammenarbeit bereit, können die in den Zeilen 2-4 der nachstehenden Tabelle der Maßnahmen 
genannten Maßnahmen angewandt werden. 

II. Beschwerden 

Phase 1: Einreichung einer Beschwerde 

1.  Beschwerden können von jeder Person über ein Standardformular auf der Website des Registers an das gemeinsame 
Transparenz-Registersekretariat übermittelt werden. In dem Formular wird Folgendes angegeben: 

a)  die registrierte Organisation oder Einzelperson, die Gegenstand der Beschwerde ist; 

b)  der Name und die Kontaktdaten des Beschwerdeführers; 

c)  Einzelheiten über den mutmaßlichen Verstoß gegen den Verhaltenskodex, einschließlich etwaiger Unterlagen 
oder sonstiger Materialien, die die Beschwerde untermauern, sowie Angaben darüber, ob der Beschwerdeführer 
geschädigt wurde, und Angaben über die Gründe für den Verdacht auf einen vorsätzlichen Verstoß. 

Anonymen Beschwerden wird nicht nachgegangen. 

2. In der Beschwerde werden die Regeln des Verhaltenskodex angegeben, gegen die nach Ansicht des Beschwerde­
führers verstoßen wurde. Beschwerden über Verstöße, bei denen das gemeinsame Transparenz-Registersekretariat 
gleich zu Beginn zu der Auffassung kommt, dass eindeutig keine Absicht vorlag, können vom gemeinsamen Trans­
parenz-Registersekretariat als Meldung eingestuft werden. 

3.  Der Verhaltenskodex gilt ausschließlich für die Beziehungen zwischen Interessenvertretern und den EU-Organen 
und kann nicht dazu verwendet werden, Beziehungen zwischen Dritten oder zwischen registrierten Organisationen 
oder Einzelpersonen zu regeln. 

Phase 2: Zulässigkeit 

4.  Bei Eingang der Beschwerde geht das gemeinsame Transparenz-Registersekretariat folgendermaßen vor: 

a)  Es bestätigt dem Beschwerdeführer innerhalb von fünf Werktagen den Eingang der Beschwerde; 

b)  es stellt fest, ob die Beschwerde gemäß dem in Anhang III festgelegten Verhaltenskodex und gemäß Phase 1 
(siehe oben) in den Anwendungsbereich des Registers fällt; 

c) es prüft die Beweise, die in Form von Dokumenten, anderen Materialien oder persönlichen Aussagen zur Unter­
mauerung der Beschwerde erbracht wurden; grundsätzlich sollten alle materiellen Beweismittel von der von der 
Beschwerde betroffenen registrierten Organisation oder Einzelperson beschafft werden oder einem Dokument, 
das von einem Dritten erstellt wurde, bzw. öffentlich verfügbaren Quellen entnommen sein. Reine Werturteile 
seitens des Beschwerdeführers werden als Beweismittel nicht berücksichtigt; 

d)  es entscheidet auf der Grundlage der gemäß den Buchstaben b und c vorgenommenen Prüfungen über die 
Zulässigkeit der Beschwerde. 

5.  Wird die Beschwerde als unzulässig erachtet, setzt das gemeinsame Transparenz-Registersekretariat den 
Beschwerdeführer schriftlich darüber in Kenntnis, wobei die Gründe für die Entscheidung erläutert werden. 

6. Wird die Beschwerde als zulässig erachtet, werden sowohl der Beschwerdeführer als auch die betreffende regist­
rierte Organisation oder Einzelperson vom gemeinsamen Transparenz-Registersekretariat über die Entscheidung 
und das anzuwendende Verfahren informiert, das nachstehend beschrieben wird. 
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(1) Buchstabe d verpflichtet Interessenvertreter, im Hinblick auf ihre Beziehungen zu den EU-Organen und ihren Mitgliedern, Beamten und 
sonstigen Bediensteten sicherzustellen, „dass die von ihnen bei der Registrierung und danach im Rahmen ihrer in den Anwendungsbe­
reich des Registers fallenden Tätigkeiten bereitgestellten Informationen nach ihrem besten Wissen vollständig, aktuell und nicht irrefüh­
rend sind“, und zu „akzeptieren, dass sämtliche vorgelegten Informationen überprüft werden, und […] sich zur Zusammenarbeit bei von 
der Verwaltung ausgehenden Anforderungen ergänzender Informationen und Aktualisierungen [bereitzuerklären]“. 

E1_Interinstitutionelle Vereinbarung über das Transparenz-Register für Organisationen und selbstständige Einzelpersonen, die sich mit 
der Gestaltung und Umsetzung von EU-Politik befassen

- 132 - 



Phase 3: Bearbeitung einer zulässigen Beschwerde — Prüfung und vorläufige Maßnahmen 

7.  Die betreffende registrierte Organisation oder Einzelperson wird vom gemeinsamen Transparenz-Registersekretariat 
über den Inhalt der Beschwerde und die mutmaßlich missachtete Regel oder die mutmaßlich missachteten Regeln 
informiert und gleichzeitig dazu aufgefordert, innerhalb von 20 Werktagen schriftlich Stellung zu der Beschwerde 
zu beziehen. Zur Unterstützung dieser Stellungnahme kann die registrierte Organisation oder Einzelperson inner­
halb derselben Frist zusätzlich ein von einem repräsentativen Berufsverband erstelltes Memorandum einreichen. 
Dies gilt insbesondere für reglementierte Berufsgruppen oder Organisationen, die an einen berufsständischen Ver­
haltenskodex gebunden sind. 

8. Wird die in Nummer 7 genannte Frist nicht eingehalten, führt dies dazu, dass die betreffende registrierte Organisa­
tion oder Einzelperson bis zur Wiederaufnahme der Zusammenarbeit vorübergehend aus dem Register ausge­
schlossen wird. 

9.  Alle im Rahmen der Ermittlungen zusammengetragenen Informationen werden vom gemeinsamen Transparenz- 
Registersekretariat überprüft, das beschließen kann, die betreffende registrierte Organisation oder Einzelperson, 
den Beschwerdeführer oder beide Seiten anzuhören. 

10.  Ergibt die Überprüfung des bereitgestellten Materials, dass die Beschwerde unbegründet ist, setzt das gemeinsame 
Transparenz-Registersekretariat sowohl die betreffende registrierte Organisation oder Einzelperson als auch den 
Beschwerdeführer von der Entscheidung in Kenntnis und begründet sie. 

11. Wird die Beschwerde aufrechterhalten, wird die betreffende registrierte Organisation oder Einzelperson vorüberge­
hend aus dem Register ausgeschlossen, bis Maßnahmen zur Klärung der Angelegenheit ergriffen werden (siehe 
nachstehend Phase 4). Zudem muss sie — insbesondere, wenn sie die Zusammenarbeit verweigert — mit weiteren 
Sanktionen rechnen, einschließlich des Ausschlusses aus dem Register und gegebenenfalls des Entzugs jeglicher 
Zugangsberechtigungen zu den Gebäuden des Europäischen Parlaments gemäß den internen Verfahren dieses 
Organs (siehe Phase 5 und Zeilen 2-4 der nachstehenden Tabelle der Maßnahmen). 

Phase 4: Bearbeitung einer zulässigen Beschwerde — Lösung 

12. Wird die Beschwerde aufrechterhalten und werden Probleme ermittelt, ergreift das gemeinsame Transparenz-Regis­
tersekretariat gemeinsam mit der betreffenden registrierten Organisation oder Einzelperson alle erforderlichen Maß­
nahmen, um die Angelegenheit aufzuklären. 

13.  Erklärt sich die betreffende registrierte Organisation oder Einzelperson zur Zusammenarbeit bereit, gewährt das 
gemeinsame Transparenz-Registersekretariat eine dem jeweiligen Fall angemessene Zeitspanne für die Lösung. 

14.  Wird eine mögliche Lösung des Problems ermittelt und erklärt sich die betreffende registrierte Organisation oder 
Einzelperson zur Zusammenarbeit bei der Umsetzung dieser Lösung bereit, wird ihre Registrierung reaktiviert und 
die Beschwerde geschlossen. Das gemeinsame Transparenz-Registersekretariat unterrichtet sowohl die betreffende 
registrierte Organisation oder Einzelperson als auch den Beschwerdeführer über die Entscheidung und die entspre­
chenden Beweggründe. 

15.  Wird eine mögliche Lösung des Problems ermittelt und die betreffende registrierte Organisation oder Einzelperson 
ist nicht zur Zusammenarbeit bei der Umsetzung dieser Lösung bereit, wird ihre Registrierung gelöscht (siehe Zei­
len 2 und 3 der nachstehenden Tabelle der Maßnahmen). Das gemeinsame Transparenz-Registersekretariat unter­
richtet sowohl die betreffende registrierte Organisation oder Einzelperson als auch den Beschwerdeführer über die 
Entscheidung und die entsprechenden Beweggründe. 

16.  Bedarf eine mögliche Lösung des Problems der Entscheidung eines Dritten oder einer einzelstaatlichen Behörde 
eines Mitgliedstaats, wird die endgültige Entscheidung des gemeinsamen Transparenz-Registersekretariats ausge­
setzt, bis dieser Schritt erfolgt ist. 

17.  Erklärt sich die registrierte Organisation oder Einzelperson innerhalb von 40 Tagen ab dem Datum der Mitteilung 
der Beschwerde gemäß Nummer 7 nicht zur Zusammenarbeit bereit, werden für Verstöße vorgesehene Maßnah­
men ergriffen (siehe Phase 5, Nummern 19 bis 22, und Zeilen 2-4 der nachstehenden Tabelle der Maßnahmen). 

Phase 5: Bearbeitung einer zulässigen Beschwerde — Maßnahmen, die im Falle der Nichteinhaltung des Verhaltenskodex angewandt werden 

18.  Ergreift die betreffende registrierte Organisation oder Einzelperson unmittelbar Korrekturmaßnahmen, übermittelt 
das gemeinsame Transparenz-Registersekretariat sowohl dem Beschwerdeführer als auch der betreffenden Organi­
sation oder Einzelperson eine schriftliche Bestätigung der Tatsachen und ihrer Korrektur (siehe Zeile 1 der nachste­
henden Tabelle der Maßnahmen). 

19.  Reagiert die betreffende registrierte Organisation oder Einzelperson nicht innerhalb der in Nummer 17 genannten 
Frist von 40 Tagen, führt dies zum Ausschluss aus dem Register (siehe Zeile 2 der nachstehenden Tabelle der Maß­
nahmen) und zum Verlust des Zugangs zu allen mit der Registrierung verbundenen Anreizen. 

20.  Wird unangemessenes Verhalten festgestellt, so wird die betreffende registrierte Organisation oder Einzelperson aus 
dem Register ausgeschlossen (siehe Zeile 3 der nachstehenden Tabelle der Maßnahmen) und verliert den Zugang 
zu allen mit der Registrierung verbundenen Anreizen. 

21. In den in den Nummern 19 und 20 genannten Fällen kann sich die betreffende registrierte Organisation oder Ein­
zelperson erneut registrieren lassen, wenn die Gründe, die zu dem Ausschluss führten, ausgeräumt wurden. 
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22. Wird festgestellt, dass es offenbar wiederholt und vorsätzlich zur Verweigerung der Zusammenarbeit oder zu unan­
gemessenem Verhalten gekommen ist oder dass ein schwerwiegender Verstoß vorliegt (siehe Zeile 4 der nachste­
henden Tabelle der Maßnahmen), beschließt das gemeinsame Transparenz-Registersekretariat, die Wiederaufnahme 
in das Register für einen Zeitraum von einem oder zwei Jahren (je nach Schwere des Falls) zu untersagen. 

23.  Das gemeinsame Transparenz-Registersekretariat unterrichtet sowohl die betreffende registrierte Organisation oder 
Einzelperson als auch den Beschwerdeführer über jede gemäß den Nummern 18 bis 22 oder den Zeilen 1-4 der 
nachstehenden Tabelle der Maßnahmen ergriffene Maßnahme. 

24.  Sofern eine vom gemeinsamen Transparenz-Registersekretariat beschlossene Maßnahme zu einem langfristigen 
Ausschluss aus dem Register führt (siehe Zeile 4 der nachstehenden Tabelle der Maßnahmen), kann die betreffende 
registrierte Organisation oder Einzelperson innerhalb von 20 Werktagen ab dem Datum der Mitteilung der Maß­
nahme bei den Generalsekretären des Europäischen Parlaments und der Europäischen Kommission einen begründe­
ten Antrag auf erneute Prüfung dieser Maßnahme einreichen. 

25.  Der zuständige Vizepräsident des Europäischen Parlaments und der zuständige Vizepräsident der Europäischen 
Kommission werden nach dem Auslaufen der Frist von 20 Tagen oder im Anschluss an den endgültigen Beschluss 
der Generalsekretäre unterrichtet, und die Maßnahme wird im Register veröffentlicht. 

26. Wird im Rahmen eines Beschlusses über ein vorübergehendes Verbot einer erneuten Registrierung auch beschlos­
sen, das Anrecht auf Beantragung einer Zugangsberechtigung als Interessenvertreter zu den Gebäuden des Europä­
ischen Parlaments auszusetzen, wird dem Kollegium der Quästoren ein Vorschlag des Generalsekretärs des Europä­
ischen Parlaments übermittelt, in dem es aufgefordert wird, den Entzug von entsprechenden Zugangsberechtigun­
gen der betreffenden Einzelperson oder Einzelpersonen für den fraglichen Zeitraum zu genehmigen. 

27. Das gemeinsame Transparenz-Registersekretariat fasst seine Beschlüsse über die gemäß diesem Anhang anzuwend­
enden Maßnahmen unter gebührender Berücksichtigung der Grundsätze der Verhältnismäßigkeit und der guten 
Verwaltungspraxis. Es wird von einem Referatsleiter im Generalsekretariat der Europäischen Kommission koordi­
niert und ist den Generalsekretären des Europäischen Parlaments und der Europäischen Kommission unterstellt, 
die es ordnungsgemäß auf dem Laufenden hält. 

Tabelle der Maßnahmen, die im Falle der Nichteinhaltung des Verhaltenskodex zur Verfügung stehen   

Art der Nichteinhaltung (mit 
den Ziffern wird auf die 
vorstehenden Nummern 

verwiesen) 

Maßnahme 
Erwähnung der 
Maßnahme im 

Register 

Formeller 
Beschluss über 
den Entzug der 
Zugangsberech­
tigung zu den 
Gebäuden des 
Europäischen 

Parlaments 

1 Nichteinhaltung, die sofort 
korrigiert wird (18) 

Schriftliche Benachrichtigung mit Bestätigung 
der Tatsachen und ihrer Korrektur 

Nein Nein 

2 Verweigerung der Zusam­
menarbeit mit dem gemein­
samen Transparenz-Register­
sekretariat (19 und 21) 

Ausschluss aus dem Register, Deaktivierung der 
Zugangsberechtigung zu den Gebäuden des 
Europäischen Parlaments, Verlust anderer 
Anreize 

Nein Nein 

3 Unangemessenes Verhalten 
(20 und 21) 

Ausschluss aus dem Register, Deaktivierung der 
Zugangsberechtigung zu den Gebäuden des 
Europäischen Parlaments, Verlust anderer 
Anreize 

Nein Nein 

4 Wiederholte und vorsätzli­
che Verweigerung der 
Zusammenarbeit oder wie­
derholtes unangemessenes 
Verhalten (22) und/oder 
schwerwiegender Verstoß 

a)  Ausschluss aus dem Register für ein Jahr 
und formeller Entzug der Zugangsberechti­
gung zu den Gebäuden des Europäischen 
Parlaments (als akkreditierter Vertreter einer 
Interessengruppe); 

b)  Ausschluss aus dem Register für zwei Jahre 
und formeller Entzug der Zugangsberechti­
gung zu den Gebäuden des Europäischen 
Parlaments (als akkreditierter Vertreter einer 
Interessengruppe) 

Ja, durch 
Beschluss der 
Generalsekre­
täre des Euro­
päischen Parla­
ments und der 
Europäischen 
Kommission 

Ja, durch 
Beschluss des 
Kollegiums der 
Quästoren   

19.9.2014 L 277/24 Amtsblatt der Europäischen Union DE     

E1_Interinstitutionelle Vereinbarung über das Transparenz-Register für Organisationen und selbstständige Einzelpersonen, die sich mit 
der Gestaltung und Umsetzung von EU-Politik befassen

- 134 - 



DE Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften31.5.2001 L 145/43

VERORDNUNG (EG) Nr. 1049/2001 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES
vom 30. Mai 2001

über den Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumenten des Europäischen Parlaments, des Rates und
der Kommission

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER
EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 255 Absatz 2,

auf Vorschlag der Kommission (1),

gemäß dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags (2),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) In Artikel 1 Absatz 2 des Vertrags über die Europäische
Union, wonach der Vertrag eine neue Stufe bei der
Verwirklichung einer immer engeren Union der Völker
Europas darstellt, in der die Entscheidungen möglichst
offen und möglichst bürgernah getroffen werden, ist das
Prinzip der Transparenz verankert.

(2) Transparenz ermöglicht eine bessere Beteiligung der
Bürger am Entscheidungsprozess und gewährleistet eine
größere Legitimität, Effizienz und Verantwortung der
Verwaltung gegenüber dem Bürger in einem demokrati-
schen System. Transparenz trägt zur Stärkung der
Grundsätze der Demokratie und der Achtung der
Grundrechte bei, die in Artikel 6 des EU-Vertrags und in
der Charta der Grundrechte der Europäischen Union
verankert sind.

(3) In den Schlussfolgerungen des Europäischen Rates von
Birmingham, Edinburgh und Kopenhagen wurde die
Notwendigkeit betont, die Arbeit der Organe der Union
transparenter zu machen. Diese Verordnung konsolidiert
die Initiativen, die die Organe bereits ergriffen haben,
um die Transparenz des Entscheidungsprozesses zu
verbessern.

(4) Diese Verordnung soll dem Recht auf Zugang der
Öffentlichkeit zu Dokumenten größtmögliche Wirksam-
keit verschaffen und gemäß Artikel 255 Absatz 2 des
EG-Vertrags die allgemeinen Grundsätze und Einschrän-
kungen dafür festlegen.

(5) Da der Zugang zu Dokumenten im Vertrag über die
Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und
Stahl und im Vertrag zur Gründung der Europäischen
Atomgemeinschaft nicht geregelt ist, sollten sich das
Europäische Parlament, der Rat und die Kommission
gemäß der Erklärung Nr. 41 zur Schlussakte des Vertrags
von Amsterdam bei Dokumenten im Zusammenhang
mit Tätigkeiten, die sich aus diesen beiden Verträgen
ergeben, von dieser Verordnung leiten lassen.

(6) Ein umfassenderer Zugang zu Dokumenten sollte in den
Fällen gewährt werden, in denen die Organe, auch im
Rahmen übertragener Befugnisse, als Gesetzgeber tätig
sind, wobei gleichzeitig die Wirksamkeit ihrer Entschei-
dungsprozesse zu wahren ist. Derartige Dokumente
sollten in größtmöglichem Umfang direkt zugänglich
gemacht werden.

(7) Gemäß Artikel 28 Absatz 1 und Artikel 41 Absatz 1 des
EU-Vertrags gilt das Zugangsrecht auch für Dokumente
aus den Bereichen der Gemeinsamen Außen- und Sicher-
heitspolitik sowie der polizeilichen und justiziellen
Zusammenarbeit in Strafsachen. Jedes Organ sollte seine
Sicherheitsbestimmungen beachten.

(8) Um die vollständige Anwendung dieser Verordnung auf
alle Tätigkeiten der Union zu gewährleisten, sollten alle
von den Organen geschaffenen Einrichtungen die in
dieser Verordnung festgelegten Grundsätze anwenden.

(9) Bestimmte Dokumente sollten aufgrund ihres hochsensi-
blen Inhalts einer besonderen Behandlung unterliegen.
Regelungen zur Unterrichtung des Europäischen Parla-
ments über den Inhalt derartiger Dokumente sollten
durch interinstitutionelle Vereinbarung getroffen werden.

(10) Um die Arbeit der Organe transparenter zu gestalten,
sollten das Europäische Parlament, der Rat und die
Kommission Zugang nicht nur zu Dokumenten
gewähren, die von den Organen erstellt wurden, sondern
auch zu Dokumenten, die bei ihnen eingegangen sind. In
diesem Zusammenhang wird daran erinnert, dass ein
Mitgliedstaat gemäß der Erklärung Nr. 35 zur Schluss-
akte des Vertrags von Amsterdam die Kommission oder
den Rat ersuchen kann, ein aus dem betreffenden
Mitgliedstaat stammendes Dokument nicht ohne seine
vorherige Zustimmung an Dritte weiterzuleiten.

(11) Grundsätzlich sollten alle Dokumente der Organe für die
Öffentlichkeit zugänglich sein. Der Schutz bestimmter
öffentlicher und privater Interessen sollte jedoch durch
Ausnahmen gewährleistet werden. Es sollte den Organen
gestattet werden, ihre internen Konsultationen und Bera-
tungen zu schützen, wo dies zur Wahrung ihrer Fähig-
keit, ihre Aufgaben zu erfüllen, erforderlich ist. Bei der
Beurteilung der Ausnahmen sollten die Organe in allen
Tätigkeitsbereichen der Union die in den Rechtsvor-
schriften der Gemeinschaft verankerten Grundsätze über
den Schutz personenbezogener Daten berücksichtigen.

(12) Alle Bestimmungen über den Zugang zu Dokumenten
der Organe sollten mit dieser Verordnung in Einklang
stehen.

(1) ABl. C 177 E vom 27.6.2000, S. 70.
(2) Stellungnahme des Europäischen Parlaments vom 3. Mai 2001

(noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht) und Beschluss des Rates
vom 28. Mai 2001.
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(13) Um die uneingeschränkte Wahrung des Rechts auf
Zugang zu gewährleisten, sollte ein Verwaltungsver-
fahren in zwei Phasen zur Anwendung kommen, mit der
zusätzlichen Möglichkeit, den Rechtsweg zu beschreiten
oder Beschwerde beim Bürgerbeauftragten einzulegen.

(14) Jedes Organ sollte die notwendigen Maßnahmen
ergreifen, um die Öffentlichkeit über die neuen
geltenden Rechtsvorschriften zu informieren und sein
Personal entsprechend auszubilden und so die Bürger bei
der Ausübung der ihnen durch diese Verordnung
gewährten Rechte zu unterstützen. Um den Bürgern die
Ausübung dieser Rechte zu erleichtern, sollte jedes
Organ ein Dokumentenregister zugänglich machen.

(15) Diese Verordnung zielt weder auf eine Änderung des
Rechts der Mitgliedstaaten über den Zugang zu Doku-
menten ab, noch bewirkt sie eine solche Änderung; es
versteht sich jedoch von selbst, dass die Mitgliedstaaten
aufgrund des Prinzips der loyalen Zusammenarbeit, das
für die Beziehungen zwischen den Organen und den
Mitgliedstaaten gilt, dafür sorgen sollten, dass sie die
ordnungsgemäße Anwendung dieser Verordnung nicht
beeinträchtigen, und dass sie die Sicherheitsbestim-
mungen der Organe beachten sollten.

(16) Bestehende Rechte der Mitgliedstaaten sowie der Justiz-
oder Ermittlungsbehörden auf Zugang zu Dokumenten
werden von dieser Verordnung nicht berührt.

(17) Gemäß Artikel 255 Absatz 3 des EG-Vertrags legt jedes
Organ in seiner Geschäftsordnung Sonderbestimmungen
hinsichtlich des Zugangs zu seinen Dokumenten fest.
Der Beschluss 93/731/EG des Rates vom 20. Dezember
1993 über den Zugang der Öffentlichkeit zu den Rats-
dokumenten (1), der Beschluss 94/90/EGKS, EG, Euratom
der Kommission vom 8. Februar 1994 über den Zugang
der Öffentlichkeit zu den der Kommission vorliegenden
Dokumenten (2), der Beschluss 97/632/EG, EGKS,
Euratom des Europäischen Parlaments vom 10. Juli
1997 über den Zugang der Öffentlichkeit zu den Doku-
menten des Europäischen Parlaments (3) sowie die
Bestimmungen über die vertrauliche Behandlung von
Schengen-Dokumenten sollten daher nötigenfalls geän-
dert oder aufgehoben werden —

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Zweck

Zweck dieser Verordnung ist es:

a) die Grundsätze und Bedingungen sowie die aufgrund öffent-
licher oder privater Interessen geltenden Einschränkungen
für die Ausübung des in Artikel 255 des EG-Vertrags nieder-
gelegten Rechts auf Zugang zu Dokumenten des Europä-

ischen Parlaments, des Rates und der Kommission (nachste-
hend „Organe“ genannt) so festzulegen, dass ein größtmögli-
cher Zugang zu Dokumenten gewährleistet ist,

b) Regeln zur Sicherstellung einer möglichst einfachen
Ausübung dieses Rechts aufzustellen, und

c) eine gute Verwaltungspraxis im Hinblick auf den Zugang zu
Dokumenten zu fördern.

Artikel 2

Zugangsberechtigte und Anwendungsbereich

(1) Jeder Unionsbürger sowie jede natürliche oder juristische
Person mit Wohnsitz oder Sitz in einem Mitgliedstaat hat
vorbehaltlich der in dieser Verordnung festgelegten Grundsätze,
Bedingungen und Einschränkungen ein Recht auf Zugang zu
Dokumenten der Organe.

(2) Die Organe können vorbehaltlich der gleichen Grund-
sätze, Bedingungen und Einschränkungen allen natürlichen
oder juristischen Personen, die keinen Wohnsitz oder Sitz in
einem Mitgliedstaat haben, Zugang zu Dokumenten gewähren.

(3) Diese Verordnung gilt für alle Dokumente eines Organs,
das heißt Dokumente aus allen Tätigkeitsbereichen der Union,
die von dem Organ erstellt wurden oder bei ihm eingegangen
sind und sich in seinem Besitz befinden.

(4) Unbeschadet der Artikel 4 und 9 werden Dokumente der
Öffentlichkeit entweder auf schriftlichen Antrag oder direkt in
elektronischer Form oder über ein Register zugänglich
gemacht. Insbesondere werden Dokumente, die im Rahmen
eines Gesetzgebungsverfahrens erstellt wurden oder einge-
gangen sind, gemäß Artikel 12 direkt zugänglich gemacht.

(5) Sensible Dokumente im Sinne von Artikel 9 Absatz 1
unterliegen der besonderen Behandlung gemäß jenem Artikel.

(6) Diese Verordnung berührt nicht das etwaige Recht auf
Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumenten im Besitz der
Organe, das sich aus internationalen Übereinkünften oder aus
Rechtsakten der Organe zu deren Durchführung ergibt.

Artikel 3

Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Verordnung bedeutet:

a) „Dokument“: Inhalte unabhängig von der Form des Daten-
trägers (auf Papier oder in elektronischer Form, Ton-, Bild-
oder audiovisuelles Material), die einen Sachverhalt im
Zusammenhang mit den Politiken, Maßnahmen oder
Entscheidungen aus dem Zuständigkeitsbereich des Organs
betreffen;

b) „Dritte“: alle natürlichen und juristischen Personen und
Einrichtungen außerhalb des betreffenden Organs,
einschließlich der Mitgliedstaaten, der anderen Gemein-
schafts- oder Nicht-Gemeinschaftsorgane und -einrich-
tungen und der Drittländer.

(1) ABl. L 340 vom 31.12.1993, S. 43. Beschluss zuletzt geändert
durch den Beschluss 2000/527/EG (ABl. L 212 vom 23.8.2000,
S. 9).

(2) ABl. L 46 vom 18.2.1994, S. 58. Beschluss geändert durch den
Beschluss 96/567/EG, EGKS, Euratom (ABl. L 247 vom 28.9.1996,
S. 45).

(3) ABl. L 263 vom 25.9.1997, S. 27.
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Artikel 4

Ausnahmeregelung

(1) Die Organe verweigern den Zugang zu einem Doku-
ment, durch dessen Verbreitung Folgendes beeinträchtigt
würde:

a) der Schutz des öffentlichen Interesses im Hinblick auf:
— die öffentliche Sicherheit,
— die Verteidigung und militärische Belange,
— die internationalen Beziehungen,
— die Finanz-, Währungs- oder Wirtschaftspolitik der

Gemeinschaft oder eines Mitgliedstaats;

b) der Schutz der Privatsphäre und der Integrität des Einzelnen,
insbesondere gemäß den Rechtsvorschriften der Gemein-
schaft über den Schutz personenbezogener Daten.

(2) Die Organe verweigern den Zugang zu einem Doku-
ment, durch dessen Verbreitung Folgendes beeinträchtigt
würde:
— der Schutz der geschäftlichen Interessen einer natürlichen

oder juristischen Person, einschließlich des geistigen Eigen-
tums,

— der Schutz von Gerichtsverfahren und der Rechtsberatung,
— der Schutz des Zwecks von Inspektions-, Untersuchungs-

und Audittätigkeiten,

es sei denn, es besteht ein überwiegendes öffentliches Interesse
an der Verbreitung.

(3) Der Zugang zu einem Dokument, das von einem Organ
für den internen Gebrauch erstellt wurde oder bei ihm einge-
gangen ist und das sich auf eine Angelegenheit bezieht, in der
das Organ noch keinen Beschluss gefasst hat, wird verweigert,
wenn eine Verbreitung des Dokuments den Entscheidungspro-
zess des Organs ernstlich beeinträchtigen würde, es sei denn, es
besteht ein überwiegendes öffentliches Interesse an der Verbrei-
tung.

Der Zugang zu einem Dokument mit Stellungnahmen zum
internen Gebrauch im Rahmen von Beratungen und Vorgesprä-
chen innerhalb des betreffenden Organs wird auch dann, wenn
der Beschluss gefasst worden ist, verweigert, wenn die Verbrei-
tung des Dokuments den Entscheidungsprozess des Organs
ernstlich beeinträchtigen würde, es sei denn, es besteht ein
überwiegendes öffentliches Interesse an der Verbreitung.

(4) Bezüglich Dokumente Dritter konsultiert das Organ
diese, um zu beurteilen, ob eine der Ausnahmeregelungen der
Absätze 1 oder 2 anwendbar ist, es sei denn, es ist klar, dass
das Dokument verbreitet werden muss bzw. nicht verbreitet
werden darf.

(5) Ein Mitgliedstaat kann das Organ ersuchen, ein aus
diesem Mitgliedstaat stammendes Dokument nicht ohne seine
vorherige Zustimmung zu verbreiten.

(6) Wenn nur Teile des angeforderten Dokuments einer der
Ausnahmen unterliegen, werden die übrigen Teile des Doku-
ments freigegeben.

(7) Die Ausnahmen gemäß den Absätzen 1 bis 3 gelten nur
für den Zeitraum, in dem der Schutz aufgrund des Inhalts des
Dokuments gerechtfertigt ist. Die Ausnahmen gelten höchstens

für einen Zeitraum von 30 Jahren. Im Falle von Dokumenten,
die unter die Ausnahmeregelungen bezüglich der Privatsphäre
oder der geschäftlichen Interessen fallen, und im Falle von
sensiblen Dokumenten können die Ausnahmen erforderlichen-
falls nach Ablauf dieses Zeitraums weiter Anwendung finden.

Artikel 5

Dokumente in den Mitgliedstaaten

Geht einem Mitgliedstaat ein Antrag auf ein in seinem Besitz
befindliches Dokument zu, das von einem Organ stammt, so
konsultiert der Mitgliedstaat — es sei denn, es ist klar, dass das
Dokument verbreitet werden muss bzw. nicht verbreitet
werden darf — das betreffende Organ, um eine Entscheidung
zu treffen, die die Verwirklichung der Ziele dieser Verordnung
nicht beeinträchtigt.

Der Mitgliedstaat kann den Antrag stattdessen an das Organ
weiterleiten.

Artikel 6

Anträge

(1) Anträge auf Zugang zu einem Dokument sind in schrift-
licher, einschließlich elektronischer, Form in einer der in
Artikel 314 des EG-Vertrags aufgeführten Sprachen zu stellen
und müssen so präzise formuliert sein, dass das Organ das
betreffende Dokument ermitteln kann. Der Antragsteller ist
nicht verpflichtet, Gründe für seinen Antrag anzugeben.

(2) Ist ein Antrag nicht hinreichend präzise, fordert das
Organ den Antragsteller auf, den Antrag zu präzisieren, und
leistet ihm dabei Hilfe, beispielsweise durch Informationen über
die Nutzung der öffentlichen Dokumentenregister.

(3) Betrifft ein Antrag ein sehr umfangreiches Dokument
oder eine sehr große Zahl von Dokumenten, so kann sich das
Organ mit dem Antragsteller informell beraten, um eine ange-
messene Lösung zu finden.

(4) Die Organe informieren die Bürger darüber, wie und wo
Anträge auf Zugang zu Dokumenten gestellt werden können,
und leisten ihnen dabei Hilfe.

Artikel 7

Behandlung von Erstanträgen

(1) Ein Antrag auf Zugang zu einem Dokument wird unver-
züglich bearbeitet. Dem Antragsteller wird eine Empfangsbe-
scheinigung zugesandt. Binnen fünfzehn Arbeitstagen nach
Registrierung des Antrags gewährt das Organ entweder Zugang
zu dem angeforderten Dokument und macht es innerhalb
dieses Zeitraums gemäß Artikel 10 zugänglich oder informiert
den Antragsteller schriftlich über die Gründe für die vollstän-
dige oder teilweise Ablehnung und über dessen Recht, gemäß
Absatz 2 dieses Artikels einen Zweitantrag zu stellen.

(2) Im Fall einer vollständigen oder teilweisen Ablehnung
kann der Antragsteller binnen fünfzehn Arbeitstagen nach
Eingang des Antwortschreibens des Organs einen Zweitantrag
an das Organ richten und es um eine Überprüfung seines
Standpunkts ersuchen.
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(3) In Ausnahmefällen, beispielsweise bei einem Antrag auf
Zugang zu einem sehr umfangreichen Dokument oder zu einer
sehr großen Zahl von Dokumenten, kann die in Absatz 1
vorgesehene Frist um fünfzehn Arbeitstage verlängert werden,
sofern der Antragsteller vorab informiert wird und eine
ausführliche Begründung erhält.

(4) Antwortet das Organ nicht innerhalb der vorgeschrie-
benen Frist, so hat der Antragsteller das Recht, einen Zweitan-
trag einzureichen.

Artikel 8

Behandlung von Zweitanträgen

(1) Ein Zweitantrag ist unverzüglich zu bearbeiten. Binnen
fünfzehn Arbeitstagen nach Registrierung eines solchen
Antrags gewährt das Organ entweder Zugang zu dem angefor-
derten Dokument und macht es innerhalb dieses Zeitraums
gemäß Artikel 10 zugänglich oder teilt schriftlich die Gründe
für die vollständige oder teilweise Ablehnung mit. Verweigert
das Organ den Zugang vollständig oder teilweise, so unter-
richtet es den Antragsteller über mögliche Rechtsbehelfe, das
heißt, Erhebung einer Klage gegen das Organ und/oder
Einlegen einer Beschwerde beim Bürgerbeauftragten nach
Maßgabe der Artikel 230 bzw. 195 des EG-Vertrags.

(2) In Ausnahmefällen, beispielsweise bei einem Antrag auf
Zugang zu einem sehr umfangreichen Dokument oder zu einer
sehr großen Zahl von Dokumenten, kann die in Absatz 1
vorgesehene Frist um fünfzehn Arbeitstage verlängert werden,
sofern der Antragsteller vorab informiert wird und eine
ausführliche Begründung erhält.

(3) Antwortet das Organ nicht innerhalb der vorgeschrie-
benen Frist, gilt dies als abschlägiger Bescheid und berechtigt
den Antragsteller, nach Maßgabe der einschlägigen Bestim-
mungen des EG-Vertrags Klage gegen das Organ zu erheben
und/oder Beschwerde beim Bürgerbeauftragten einzulegen.

Artikel 9

Behandlung sensibler Dokumente

(1) Sensible Dokumente sind Dokumente, die von den
Organen, den von diesen geschaffenen Einrichtungen, von den
Mitgliedstaaten, Drittländern oder internationalen Organisa-
tionen stammen und gemäß den Bestimmungen der betref-
fenden Organe zum Schutz grundlegender Interessen der
Europäischen Union oder eines oder mehrerer Mitgliedstaaten
in den in Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a) genannten Bereichen,
insbesondere öffentliche Sicherheit, Verteidigung und militäri-
sche Belange, als „TRÈS SECRET/TOP SECRET“, „SECRET“ oder
„CONFIDENTIEL“ eingestuft sind.

(2) Anträge auf Zugang zu sensiblen Dokumenten im
Rahmen der Verfahren der Artikel 7 und 8 werden ausschließ-
lich von Personen bearbeitet, die berechtigt sind, Einblick in
diese Dokumente zu nehmen. Unbeschadet des Artikels 11
Absatz 2 entscheiden diese Personen außerdem darüber, welche
Hinweise auf sensible Dokumente in das öffentliche Register
aufgenommen werden können.

(3) Sensible Dokumente werden nur mit Zustimmung des
Urhebers im Register aufgeführt oder freigegeben.

(4) Die Entscheidung eines Organs über die Verweigerung
des Zugangs zu einem sensiblen Dokument ist so zu
begründen, dass die durch Artikel 4 geschützten Interessen
nicht beeinträchtigt werden.

(5) Die Mitgliedstaaten ergreifen geeignete Maßnahmen, um
zu gewährleisten, dass bei der Bearbeitung von Anträgen auf
Zugang zu sensiblen Dokumenten die in diesem Artikel und in
Artikel 4 vorgesehenen Grundsätze beachtet werden.

(6) Die Bestimmungen der Organe über sensible Dokumente
werden öffentlich gemacht.

(7) Die Kommission und der Rat unterrichten das Europä-
ische Parlament hinsichtlich sensibler Dokumente gemäß den
zwischen den Organen vereinbarten Regelungen.

Artikel 10

Zugang im Anschluss an einen Antrag

(1) Der Zugang zu den Dokumenten erfolgt je nach Wunsch
des Antragstellers entweder durch Einsichtnahme vor Ort oder
durch Bereitstellung einer Kopie, gegebenenfalls in elektroni-
scher Form. Die Kosten für die Anfertigung und Übersendung
von Kopien können dem Antragsteller in Rechnung gestellt
werden. Diese Kosten dürfen die tatsächlichen Kosten für die
Anfertigung und Übersendung der Kopien nicht überschreiten.
Die Einsichtnahme vor Ort, Kopien von weniger als 20 DIN-
A4-Seiten und der direkte Zugang in elektronischer Form oder
über das Register sind kostenlos.

(2) Ist ein Dokument bereits von dem betreffenden Organ
freigegeben worden und für den Antragsteller problemlos
zugänglich, kann das Organ seiner Verpflichtung zur Gewäh-
rung des Zugangs zu Dokumenten nachkommen, indem es den
Antragsteller darüber informiert, wie er das angeforderte Doku-
ment erhalten kann.

(3) Die Dokumente werden in einer vorliegenden Fassung
und Form (einschließlich einer elektronischen oder anderen
Form, beispielsweise Braille-Schrift, Großdruck oder Bandauf-
nahme) zur Verfügung gestellt, wobei die Wünsche des Antrag-
stellers vollständig berücksichtigt werden.

Artikel 11

Register

(1) Im Hinblick auf die wirksame Ausübung der Rechte aus
dieser Verordnung durch die Bürger macht jedes Organ ein
Dokumentenregister öffentlich zugänglich. Der Zugang zum
Register sollte in elektronischer Form gewährt werden.
Hinweise auf Dokumente werden unverzüglich in das Register
aufgenommen.

(2) Das Register enthält für jedes Dokument eine Bezugs-
nummer (gegebenenfalls einschließlich der interinstitutionellen
Bezugsnummer), den Gegenstand und/oder eine kurze
Beschreibung des Inhalts des Dokuments sowie das Datum des
Eingangs oder der Erstellung und der Aufnahme in das Regis-
ter. Die Hinweise sind so abzufassen, dass der Schutz der in
Artikel 4 aufgeführten Interessen nicht beeinträchtigt wird.

(3) Die Organe ergreifen unverzüglich die erforderlichen
Maßnahmen zur Einrichtung eines Registers, das spätestens
zum 3. Juni 2002 funktionsfähig ist.
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Artikel 12

Direkter Zugang in elektronischer Form oder über ein
Register

(1) Die Organe machen, soweit möglich, die Dokumente
direkt in elektronischer Form oder über ein Register gemäß den
Bestimmungen des betreffenden Organs öffentlich zugänglich.

(2) Insbesondere legislative Dokumente, d. h. Dokumente,
die im Laufe der Verfahren zur Annahme von Rechtsakten, die
in den oder für die Mitgliedstaaten rechtlich bindend sind,
erstellt wurden oder eingegangen sind, sollten vorbehaltlich der
Artikel 4 und 9 direkt zugänglich gemacht werden.

(3) Andere Dokumente, insbesondere Dokumente in Verbin-
dung mit der Entwicklung von Politiken oder Strategien, sollten
soweit möglich direkt zugänglich gemacht werden.

(4) Wird der direkte Zugang nicht über das Register
gewährt, wird im Register möglichst genau angegeben, wo das
Dokument aufzufinden ist.

Artikel 13

Veröffentlichung von Dokumenten im Amtsblatt

(1) Neben den Rechtsakten, auf die in Artikel 254 Absätze 1
und 2 des EG-Vertrags und Artikel 163 Absatz 1 des Euratom-
Vertrags Bezug genommen wird, werden vorbehaltlich der
Artikel 4 und 9 der vorliegenden Verordnung folgende Doku-
mente im Amtsblatt veröffentlicht:

a) Vorschläge der Kommission;

b) Gemeinsame Standpunkte des Rates gemäß den in den Arti-
keln 251 und 252 des EG-Vertrags genannten Verfahren
und ihre Begründung sowie die Standpunkte des Europä-
ischen Parlaments in diesen Verfahren;

c) Rahmenbeschlüsse und Beschlüsse im Sinne des Artikels 34
Absatz 2 des EU-Vertrags;

d) vom Rat aufgrund des Artikels 34 Absatz 2 des EU-Vertrags
erstellte Übereinkommen;

e) zwischen den Mitgliedstaaten gemäß Artikel 293 des EG-
Vertrags unterzeichnete Übereinkommen;

f) von der Gemeinschaft oder gemäß Artikel 24 des EU-
Vertrags geschlossene internationale Übereinkünfte.

(2) Folgende Dokumente werden, soweit möglich, im Amts-
blatt veröffentlicht:

a) dem Rat von einem Mitgliedstaat gemäß Artikel 67 Absatz
1 des EG-Vertrags oder Artikel 34 Absatz 2 des EU-Vertrags
unterbreitete Initiativen;

b) Gemeinsame Standpunkte im Sinne des Artikels 34 Absatz
2 des EU-Vertrags;

c) Richtlinien, die nicht unter Artikel 254 Absätze 1 und 2 des
EG-Vertrags fallen, Entscheidungen, die nicht unter Artikel
254 Absatz 1 des EG-Vertrags fallen, sowie Empfehlungen
und Stellungnahmen.

(3) Jedes Organ kann in seiner Geschäftsordnung festlegen,
welche weiteren Dokumente im Amtsblatt veröffentlicht
werden.

Artikel 14

Information

(1) Jedes Organ ergreift die notwendigen Maßnahmen, um
die Öffentlichkeit über die Rechte zu informieren, die sie
gemäß dieser Verordnung hat.

(2) Die Mitgliedstaaten arbeiten mit den Organen bei der
Bereitstellung von Informationen für die Bürger zusammen.

Artikel 15

Verwaltungspraxis in den Organen

(1) Die Organe entwickeln eine gute Verwaltungspraxis, um
die Ausübung des durch diese Verordnung gewährleisteten
Rechts auf Zugang zu Dokumenten zu erleichtern.

(2) Die Organe errichten einen interinstitutionellen
Ausschuss, der bewährte Praktiken prüft, mögliche Konflikte
behandelt und künftige Entwicklungen im Bereich des Zugangs
der Öffentlichkeit zu Dokumenten erörtert.

Artikel 16

Vervielfältigung von Dokumenten

Diese Verordnung gilt unbeschadet geltender Urheberrechtsvor-
schriften, die das Recht Dritter auf Vervielfältigung oder
Nutzung der freigegebenen Dokumente einschränken.

Artikel 17

Berichte

(1) Jedes Organ legt jährlich einen Bericht über das Vorjahr
vor, in dem die Zahl der Fälle aufgeführt ist, in denen das
Organ den Zugang zu Dokumenten verweigert hat, sowie die
Gründe für diese Verweigerungen und die Zahl der sensiblen
Dokumente, die nicht in das Register aufgenommen wurden.

(2) Spätestens zum 31. Januar 2004 veröffentlicht die
Kommission einen Bericht über die Anwendung der Grund-
sätze dieser Verordnung und legt Empfehlungen vor, gegebe-
nenfalls mit Vorschlägen für die Überprüfung dieser Verord-
nung und für ein Aktionsprogramm für die von den Organen
zu ergreifenden Maßnahmen.
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Artikel 18

Durchführungsmaßnahmen

(1) Jedes Organ passt seine Geschäftsordnung an die Bestim-
mungen dieser Verordnung an. Diese Anpassungen werden am
3. Dezember 2001 wirksam.

(2) Innerhalb von sechs Monaten nach Inkrafttreten dieser
Verordnung prüft die Kommission die Vereinbarkeit der
Verordnung (EWG, Euratom) Nr. 354/83 des Rates vom 1.
Februar 1983 über die Freigabe der historischen Archive der
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Europäischen
Atomgemeinschaft (1) mit dieser Verordnung, um zu

gewährleisten, dass die Dokumente so umfassend wie möglich
aufbewahrt und archiviert werden.

(3) Innerhalb von sechs Monaten nach Inkrafttreten dieser
Verordnung prüft die Kommission die Vereinbarkeit der
geltenden Vorschriften über den Zugang zu Dokumenten mit
dieser Verordnung.

Artikel 19

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröffentli-
chung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Sie gilt ab dem 3. Dezember 2001.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Geschehen zu Brüssel am 30. Mai 2001.

Für das Europäische Parlament

Die Präsidentin

N. FONTAINE

Im Namen des Rates

Der Präsident

B. LEJON

(1) ABl. L 43 vom 15.2.1983, S. 1.
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INTERINSTITUTIONELLE VEREINBARUNG VOM 20. NOVEMBER 2002 ZWISCHEN DEM
EUROPÄISCHEN PARLAMENT UND DEM RAT ÜBER DEN ZUGANG DES

EUROPÄISCHEN PARLAMENTS ZU SENSIBLEN INFORMATIONEN DES RATES IM
BEREICH DER SICHERHEITS- UND VERTEIDIGUNGSPOLITIK1

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT –

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Artikel 21 des Vertrags über die Europäische Union sieht vor, dass der Vorsitz des Rates
das Europäische Parlament zu den wichtigsten Aspekten und den grundsätzlichen
Weichenstellungen der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik hört und darauf achtet, dass
die Auffassungen des Europäischen Parlaments gebührend berücksichtigt werden. Derselbe
Artikel sieht ferner vor, dass das Europäische Parlament vom Vorsitz des Rates und von der
Kommission regelmäßig über die Entwicklung der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik
unterrichtet wird. Es ist angebracht, Regeln einzuführen, die die Umsetzung dieser Grundsätze in
diesem Bereich gewährleisten.

(2) Angesichts des besonderen Charakters und des besonders sicherheitsrelevanten Inhalts
bestimmter hochvertraulicher Informationen im Bereich der Sicherheits- und Verteidigungspolitik
bedarf es einer besonderen Regelung für die Behandlung von Dokumenten, die solche
Informationen enthalten.

(3) Gemäß Artikel 9 Absatz 7 der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 30. Mai 2001 über den Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumenten
des Europäischen Parlaments, des Rates und der Kommission 2 unterrichtet der Rat das
Europäische Parlament hinsichtlich sensibler Dokumente im Sinne des Artikels 9 Absatz 1 jener
Verordnung gemäß den zwischen den Organen vereinbarten Regelungen.

(4) In den meisten Mitgliedstaaten bestehen spezielle Verfahren für die Übermittlung von
Verschlusssachen zwischen den Regierungen und den nationalen Parlamenten und deren
Behandlung. Diese Interinstitutionelle Vereinbarung sollte für das Europäische Parlament eine
Behandlung in Anlehnung an die bewährten Praktiken in den Mitgliedstaaten vorsehen –

HABEN FOLGENDE INTERINSTITUTIONELLE VEREINBARUNG GESCHLOSSEN:

1. Anwendungsbereich

1.1. Diese Interinstitutionelle Vereinbarung regelt den Zugang des Europäischen Parlaments zu
sensiblen Informationen, d. h. zu Verschlusssachen der Einstufung „TRÈS SECRET/TOP
SECRET“, „SECRET“ oder „CONFIDENTIEL“, ungeachtet ihrer Herkunft, des Datenträgers
oder des Stands der Fertigstellung, die im Bereich der Sicherheits- und Verteidigungspolitik im
Besitz des Rates sind, sowie die Behandlung von Dokumenten mit dieser Einstufung.

1.2. Informationen, die von einem Drittstaat oder einer internationalen Organisation stammen,
werden mit deren Zustimmung übermittelt.

Werden dem Rat Informationen, die von einem Mitgliedstaat stammen, ohne eine über ihre
Einstufung als Verschlusssache hinausgehende ausdrückliche Einschränkung ihrer Weitergabe an
andere Organe übermittelt, so gelten die Regeln der Nummern 2 und 3 dieser Interinstitutionellen

1ABl. C 298 vom 30.11.2002, S. 1.
2ABl. L 145 vom 31.5.2001, S. 43.

E3_Interinstitutionelle Vereinbarung über den Zugang des Europäischen Parlaments zu sensiblen Informationen des Rates im Bereich der 
Sicherheits- und Verteidigungspolitik

- 141 - 



Vereinbarung. Andernfalls werden diese Informationen mit Zustimmung des betreffenden
Mitgliedstaats übermittelt.

Wird die Weitergabe von Informationen, die von einem Drittstaat, einer internationalen
Organisation oder einem Mitgliedstaat stammen, verweigert, so hat der Rat die Verweigerung zu
begründen.

1.3. Die Bestimmungen dieser Interinstitutionellen Vereinbarung gelten gemäß dem
anwendbaren Recht unbeschadet des Beschlusses 95/167/EG, Euratom, EGKS des Europäischen
Parlaments, des Rates und der Kommission vom 19. April 1995 über Einzelheiten der Ausübung
des Untersuchungsrechts des Europäischen Parlaments 3 und unbeschadet bestehender
Vereinbarungen, insbesondere der Interinstitutionellen Vereinbarung vom 6. Mai 1999 zwischen
dem Europäischen Parlament, dem Rat und der Kommission über die Haushaltsdisziplin und die
Verbesserung des Haushaltsverfahrens4.

2. Allgemeine Bestimmungen

2.1. Die beiden Organe handeln entsprechend ihrer beiderseitigen Pflicht zu loyaler
Zusammenarbeit, im Geiste gegenseitigen Vertrauens und unter Beachtung der einschlägigen
Vertragsbestimmungen. Die Übermittlung und Behandlung der Informationen, die Gegenstand
dieser Interinstitutionellen Vereinbarung sind, erfolgt unter Wahrung der Interessen, die durch die
Einstufung als Verschlusssache geschützt werden sollen, insbesondere des öffentlichen Interesses
bezüglich der Sicherheit und Verteidigung der Europäischen Union oder eines oder mehrerer ihrer
Mitgliedstaaten sowie bezüglich der militärischen und nichtmilitärischen Krisenbewältigung.

2.2. Auf Antrag einer der unter Nummer 3.1 genannten Persönlichkeiten unterrichtet der
Ratsvorsitz oder der Generalsekretär/Hohe Vertreter diese mit aller gebotenen Eile entsprechend
den unter Nummer 3 festgelegten Regelungen über den Inhalt aller sensiblen Informationen, deren
Kenntnis für die Ausübung der dem Europäischen Parlament im Vertrag über die Europäische
Union übertragenen Befugnisse für den unter diese Interinstitutionelle Vereinbarung fallenden
Bereich erforderlich ist; diese Unterrichtung erfolgt unter Berücksichtigung des öffentlichen
Interesses an Fragen, die die Sicherheit und Verteidigung der Europäischen Union oder eines oder
mehrerer ihrer Mitgliedstaaten oder die militärische und nichtmilitärische Krisenbewältigung
berühren.

3. Regelungen betreffend den Zugang zu sensiblen Informationen und deren
Behandlung

3.1. Im Rahmen dieser Interinstitutionellen Vereinbarung kann der Präsident des Europäischen
Parlaments oder der Vorsitzende des Ausschusses des Europäischen Parlaments für auswärtige
Angelegenheiten, Menschenrechte, gemeinsame Sicherheit und Verteidigungspolitik beantragen,
dass der Ratsvorsitz oder der Generalsekretär/Hohe Vertreter diesem Ausschuss Informationen
über die Entwicklungen im Bereich der europäischen Sicherheits- und Verteidigungspolitik erteilt,
einschließlich sensibler Informationen, auf die Nummer 3.3 Anwendung findet.

3.2. Im Krisenfalle oder auf Antrag des Präsidenten des Europäischen Parlaments oder des
Vorsitzenden des Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten, Menschenrechte, gemeinsame
Sicherheit und Verteidigungspolitik werden derartige Informationen schnellstmöglich
bereitgestellt.

3.3. In diesem Rahmen unterrichtet der Ratsvorsitz oder der Generalsekretär/Hohe Vertreter
den Präsidenten des Europäischen Parlaments sowie einen Sonderausschuss, der sich aus vier von

3ABl. L 113 vom 19.5.1995, S. 1.
4ABl. C 172 vom 18.6.1999, S. 1.
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der Konferenz der Präsidenten benannten Mitgliedern zusammensetzt und in dem der Vorsitzende
des Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten, Menschenrechte, gemeinsame Sicherheit und
Verteidigungspolitik den Vorsitz führt, über den Inhalt der sensiblen Informationen, wenn deren
Kenntnis für die Ausübung der dem Europäischen Parlament im Vertrag über die dem
Europäischen Parlament übertragenen Befugnisse für den unter diese Interinstitutionelle
Vereinbarung fallenden Bereich erforderlich ist. Der Präsident des Europäischen Parlaments und
der Sonderausschuss können beantragen, in den Räumlichkeiten des Rates Einsicht in die
betreffenden Dokumente zu erhalten.

Sofern dies angemessen und in Anbetracht der Art und des Inhalts der betreffenden Informationen
oder Dokumente möglich ist, werden diese dem Präsidenten des Europäischen Parlaments
zugänglich gemacht, der sich für eine der folgenden Optionen entscheidet:

a) für den Vorsitzenden des Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten,
Menschenrechte, gemeinsame Sicherheit und Verteidigungspolitik bestimmte
Informationen;

b) Beschränkung des Zugangs zu den Informationen auf die Mitglieder des
Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten, Menschenrechte, gemeinsame
Sicherheit und Verteidigungspolitik;

c) Prüfung im Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten, Menschenrechte,
gemeinsame Sicherheit und Verteidigungspolitik unter Ausschluss der
Öffentlichkeit entsprechend Regeln, die je nach Geheimhaltungsgrad
unterschiedlich sein können;

d) Weiterleitung von Dokumenten, aus denen Informationen entsprechend dem
erforderlichen Geheimhaltungsgrad entfernt wurden.

Diese Optionen sind nicht anwendbar, wenn die sensiblen Informationen als „TRÈS
SECRET/TOP SECRET“ eingestuft sind.

Bei den als „SECRET“ oder „CONFIDENTIEL“ eingestuften Informationen oder Dokumenten
hat sich der Präsident des Europäischen Parlaments vor einer Entscheidung für eine dieser
Optionen mit dem Rat abzustimmen.

Die betreffenden Informationen oder Dokumente werden weder veröffentlicht noch an andere
Empfänger weitergeleitet.

4. Schlussbestimmungen

4.1. Das Europäische Parlament und der Rat treffen jeweils für ihren eigenen Bereich die
erforderlichen Maßnahmen zur Durchführung dieser Interinstitutionellen Vereinbarung,
einschließlich der für die Sicherheitsüberprüfung der beteiligten Personen erforderlichen
Maßnahmen.

4.2. Die beiden Organe sind bereit, vergleichbare interinstitutionelle Vereinbarungen zu
erörtern, die für Verschlusssachen in anderen Tätigkeitsbereichen des Rates gelten würden, unter
der Voraussetzung, dass die Bestimmungen der vorliegenden Interinstitutionellen Vereinbarung
keinen Präzedenzfall für andere Zuständigkeitsbereiche der Union oder der Gemeinschaft
darstellen und den Inhalt etwaiger anderer interinstitutioneller Vereinbarungen nicht
vorbestimmen.

4.3. Diese Interinstitutionelle Vereinbarung wird auf Antrag eines der beiden Organe in
Anbetracht der bei ihrer Durchführung gemachten Erfahrungen nach zwei Jahren überprüft.
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Anhang

Diese Interinstitutionelle Vereinbarung wird gemäß den einschlägigen anwendbaren Regelungen
und insbesondere dem Grundsatz durchgeführt, wonach die Zustimmung des Urhebers eine
notwendige Voraussetzung für die Übermittlung von als Verschlusssache eingestuften
Informationen gemäß Nummer 1.2 darstellt.

Die Einsichtnahme in sensible Dokumente durch Mitglieder des Sonderausschusses des
Europäischen Parlaments findet in einem sicheren Raum in den Gebäuden des Rates statt.

Diese Interinstitutionelle Vereinbarung tritt in Kraft, sobald das Europäische Parlament
Maßnahmen zur internen Sicherheit gemäß den unter Nummer 2.1 niedergelegten Grundsätzen
getroffen hat, die den Vorschriften der anderen Organe entsprechen, damit ein gleichwertiges
Schutzniveau für die betreffenden sensiblen Informationen gewährleistet ist.
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BESCHLUSS DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS VOM 23. OKTOBER 2002 ÜBER DIE
DURCHFÜHRUNG DER INTERINSTITUTIONELLEN VEREINBARUNG ÜBER DEN

ZUGANG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS ZU SENSIBLEN INFORMATIONEN DES
RATES IM BEREICH DER SICHERHEITS- UND VERTEIDIGUNGSPOLITIK1

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT –

gestützt auf Artikel 9, insbesondere die Absätze 6 und 7, der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 des
Europäischen Parlaments und des Rates vom 30. Mai 2001 über den Zugang der Öffentlichkeit zu
Dokumenten des Europäischen Parlaments, des Rates und der Kommission2,

gestützt auf Anlage VII Teil A Absatz 1 seiner Geschäftsordnung3,

gestützt auf Artikel 20 des Beschlusses des Präsidiums vom 28. November 2001 über den Zugang
der Öffentlichkeit zu den Dokumenten des Europäischen Parlaments,

gestützt auf die Interinstitutionelle Vereinbarung zwischen dem Europäischen Parlament und dem
Rat über den Zugang des Europäischen Parlaments zu sensiblen Informationen des Rates im
Bereich der Sicherheits- und Verteidigungspolitik,

in Kenntnis des Vorschlags des Präsidiums,

in Erwägung nachstehender Gründe:

Der besondere Charakter und der besonders sicherheitsrelevante Inhalt bestimmter
hochvertraulicher Informationen im Bereich der Sicherheits- und Verteidigungspolitik ist zu
berücksichtigen.

Der Rat ist verpflichtet, dem Europäischen Parlament die Informationen zu den sensiblen
Dokumenten gemäß den zwischen den Organen vereinbarten Regelungen zugänglich zu machen.

Die Mitglieder des Europäischen Parlaments, die dem durch die Interinstitutionelle Vereinbarung
eingesetzten Sonderausschuss angehören, müssen einer Sicherheitsüberprüfung unterzogen
werden, um nach dem Grundsatz „Kenntnis erforderlich“ Zugang zu sensiblen Informationen zu
erhalten.

Es ist notwendig, spezifische Vorschriften für den Erhalt, die Behandlung und die Kontrolle
sensibler Informationen des Rates, von Mitgliedstaaten oder von Drittländern oder internationalen
Organisationen einzuführen –

BESCHLIESST:

Artikel 1

Ziel dieses Beschlusses ist die Annahme ergänzender Maßnahmen, die für die Durchführung der
Interinstitutionellen Vereinbarung über den Zugang des Europäischen Parlaments zu sensiblen
Informationen des Rates im Bereich der Sicherheits- und Verteidigungspolitik notwendig sind.

1 ABl. C 298 vom 30.11.2002, S. 4.
2 ABl. L 145 vom 31.5.2001, S. 43.
3 Die Anlage ist nun aus der Geschäftsordnung gelöscht worden.
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Artikel 2

Der Rat behandelt die Anträge des Europäischen Parlaments auf Zugang zu sensiblen
Informationen des Rates in Übereinstimmung mit seinen Vorschriften. Wurden die beantragten
Dokumente von anderen Organen, von Mitgliedstaaten, Drittländern oder internationalen
Organisationen erstellt, so werden sie mit deren Zustimmung übermittelt.

Artikel 3

Der Präsident des Europäischen Parlaments ist für die Durchführung der Interinstitutionellen
Vereinbarung innerhalb des Organs verantwortlich.

Hierzu trifft der Präsident alle erforderlichen Maßnahmen, um die vertrauliche Behandlung der
direkt vom Vorsitzenden des Rates oder vom Generalsekretär/Hohen Vertreter erhaltenen
Informationen oder der bei der Einsicht in sensible Dokumente in den Räumlichkeiten des Rates
erlangten Informationen zu gewährleisten.

Artikel 4

Wird der Vorsitz des Rates oder der Generalsekretär/Hohe Vertreter auf Antrag des Präsidenten
des Europäischen Parlaments oder des Vorsitzenden des Ausschusses für auswärtige
Angelegenheiten, Menschenrechte, gemeinsame Sicherheit und Verteidigungspolitik ersucht, dem
durch die Interinstitutionelle Vereinbarung eingesetzten Sonderausschuss sensible Informationen
zugänglich zu machen, so werden diese schnellstmöglich übermittelt. Zu diesem Zweck rüstet das
Europäische Parlament einen speziell dafür vorgesehenen Raum aus. Bei der Wahl des Raums
wird sichergestellt, dass ein gleichwertiges Schutzniveau wie das in dem Beschluss 2001/264/EG
des Rates vom 19. März 2001 über die Annahme der Sicherheitsvorschriften des Rates4 für die
Organisation derartiger Sitzungen festgelegte Niveau gewährleistet ist.

Artikel 5

Die Informationssitzung findet unter dem Vorsitz des Präsidenten des Europäischen Parlaments
oder des Vorsitzenden des Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten, Menschenrechte,
gemeinsame Sicherheit und Verteidigungspolitik unter Ausschluss der Öffentlichkeit statt.

Mit Ausnahme der vier von der Konferenz der Präsidenten benannten Mitglieder haben nur die
Beamten Zugang zum Sitzungssaal, die aufgrund ihrer Aufgaben oder der dienstlichen
Erfordernisse vorbehaltlich des Grundsatzes „Kenntnis erforderlich“ einer Sicherheitsüberprüfung
unterzogen und entsprechend ermächtigt wurden.

Artikel 6

Beschließen der Präsident des Europäischen Parlaments oder der Vorsitzende des Ausschusses für
auswärtige Angelegenheiten, Menschenrechte, gemeinsame Sicherheit und Verteidigungspolitik,
Einsicht in Dokumente zu beantragen, die sensible Informationen enthalten, so findet diese
Einsichtnahme gemäß Nummer 3.3 der Interinstitutionellen Vereinbarung in den Räumlichkeiten
des Rates statt.

Die Einsichtnahme in die Dokumente vor Ort erfolgt in der(den) verfügbaren Fassung(en).

Artikel 7

Die Mitglieder des Europäischen Parlaments, die an den Informationssitzungen teilnehmen oder
von den sensiblen Dokumenten Kenntnis nehmen sollen, werden einer Sicherheitsüberprüfung
unterzogen, die der Überprüfung entspricht, die für die Mitglieder des Rates und die Mitglieder der

4 ABl. L 101 vom 11.4.2001, S. 1.
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Kommission gilt. Der Präsident des Europäischen Parlaments leitet zu diesem Zweck die
erforderlichen Schritte bei den zuständigen einzelstaatlichen Behörden ein.

Artikel 8

Die Beamten, die Zugang zu sensiblen Informationen erhalten sollen, werden gemäß den für die
anderen Organen festgesetzten Vorschriften einer Sicherheitsüberprüfung unterzogen. Die nach
diesem Verfahren ermächtigten Beamten nehmen vorbehaltlich des Grundsatzes „Kenntnis
erforderlich“ an den genannten Informationssitzungen teil oder von ihrem Inhalt Kenntnis. Hierzu
erteilt der Generalsekretär die Genehmigung, nachdem er die Stellungnahme der zuständigen
Behörden der Mitgliedstaaten auf der Grundlage der von diesen durchgeführten
Sicherheitsüberprüfung erhalten hat.

Artikel 9

Die im Rahmen dieser Sitzungen oder der Einsicht in diese Dokumente in den Räumlichkeiten des
Rates erhaltenen Informationen dürfen unabhängig vom Datenträger weder ganz noch teilweise
weitergegeben, verbreitet oder reproduziert werden. Aufnahmen der vom Rat übermittelten
sensiblen Informationen sind ebenfalls nicht gestattet.

Artikel 10

Die von der Konferenz der Präsidenten benannten Mitglieder des Europäischen Parlaments, die
Zugang zu sensiblen Informationen erhalten sollen, sind zur Geheimhaltung verpflichtet.
Mitglieder, die gegen diese Verpflichtung verstoßen, werden im Sonderausschuss durch ein
anderes von der Konferenz der Präsidenten zu benennendes Mitglied ersetzt. Das Mitglied, dem
ein Verstoß gegen die Geheimhaltungspflicht zur Last gelegt wird, kann vor seinem Ausschluss
aus dem Sonderausschuss von der Konferenz der Präsidenten in einer Sondersitzung unter
Ausschluss der Öffentlichkeit gehört werden. Neben seinem Ausschluss aus dem Sonderausschuss
kann das für die Weitergabe von Informationen verantwortliche Mitglied gegebenenfalls in
Anwendung der geltenden Rechtsvorschriften strafrechtlich verfolgt werden.

Artikel 11

Die ordnungsgemäß ermächtigten und nach dem Grundsatz „Kenntnis erforderlich“ zum Zugang
zu sensiblen Informationen berechtigten Beamten sind zur Geheimhaltung verpflichtet. Jeglicher
Verstoß gegen diese Bestimmung zieht eine Untersuchung, die unter der Verantwortung des
Präsidenten des Europäischen Parlaments durchgeführt wird, und gegebenenfalls ein
Disziplinarverfahren gemäß dem Beamtenstatut nach sich. Im Fall einer Strafverfolgung trifft der
Präsident alle erforderlichen Maßnahmen, damit die zuständigen einzelstaatlichen Behörden die
geeigneten Verfahren einleiten können.

Artikel 12

Das Präsidium ist befugt, Anpassungen, Änderungen oder Auslegungen, die im Hinblick auf die
Anwendung dieses Beschlusses gegebenenfalls erforderlich sind, vorzunehmen.

Artikel 13

Dieser Beschluss wird der Geschäftsordnung des Europäischen Parlaments beigefügt und tritt am
Tag seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.
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II

(Mitteilungen)

INTERINSTITUTIONELLE  VEREINBARUNGEN

INTERINSTITUTIONELLE  VEREINBARUNG

vom  12.  März  2014

zwischen  dem  Europäischen  Parlament  und  dem  Rat  über  die  Übermittlung  an  und  die 
Bearbeitung  durch  das  Europäische  Parlament  von  im  Besitz  des  Rates  befindlichen 
Verschlusssachen  in  Bezug  auf  Angelegenheiten,  die  nicht  unter  die  Gemeinsame  Außen-  und 

Sicherheitspolitik  fallen

(2014/C  95/01)

DAS  EUROPÄISCHE  PARLAMENT  UND  DER  RAT  —

in  Erwägung  nachstehender  Gründe:

(1) Nach  Artikel  14  Absatz  1  des  Vertrags  über  die  Europäische  Union  (EUV)  wird  das  Europäische  Parla
ment  gemeinsam  mit  dem  Rat  als  Gesetzgeber  tätig,  übt  mit  ihm  gemeinsam  die  Haushaltsbefugnisse  aus 
und  erfüllt  Aufgaben  der  politischen  Kontrolle  und  Beratungsfunktionen  nach  Maßgabe  der  Verträge.

(2) Artikel  13  Absatz  2  EUV  sieht  vor,  dass  jedes  Organ  nach  Maßgabe  der  ihm  in  den  Verträgen  zugewie
senen  Befugnisse  nach  den  Verfahren,  Bedingungen  und  Zielen  handelt,  die  in  den  Verträgen  festgelegt 
sind.  Diese  Bestimmung  sieht  auch  vor,  dass  die  Organe  loyal  zusammenarbeiten.  Nach  Artikel  295  des 
Vertrags  über  die  Arbeitsweise  der  Europäischen  Union  (AEUV)  regeln  das  Europäische  Parlament  und  der 
Rat,  unter  anderem,  die  Einzelheiten  ihrer  Zusammenarbeit  und  können  dazu  unter  Wahrung  der  Verträge 
interinstitutionelle  Vereinbarungen  schließen,  die  auch  bindenden  Charakter  haben  können.

(3) In  den  Verträgen  bzw.  gegebenenfalls  anderen  einschlägigen  Bestimmungen  ist  vorgesehen,  dass  der  Rat 
im  Rahmen  besonderer  Gesetzgebungsverfahren  oder  anderer  Beschlussfassungsverfahren  vor  der  Annahme 
eines  Rechtsakts  das  Europäische  Parlament  anhört  oder  dessen  Zustimmung  einholt.  Die  Verträge  sehen 
ferner  vor,  dass  das  Europäische  Parlament  in  bestimmten  Fällen  über  die  Fortschritte  bzw.  die  Ergebnisse 
eines  konkreten  Verfahrens  unterrichtet  oder  an  der  Bewertung  oder  Kontrolle  bestimmter  Agenturen  der 
Union  beteiligt  wird.

(4) Insbesondere  ist  in  Artikel  218  Absatz  6  AEUV  vorgesehen,  dass  der  Rat  —  außer,  wenn  eine  internatio
nale  Übereinkunft  ausschließlich  die  Gemeinsame  Außen-  und  Sicherheitspolitik  betrifft  —  den  Beschluss 
über  den  Abschluss  der  betreffenden  Übereinkunft  nach  Zustimmung  oder  Anhörung  des  Europäischen 
Parlaments  erlässt;  deshalb  werden  alle  internationalen  Übereinkünfte,  die  nicht  ausschließlich  die  Gemein
same  Außen-  und  Sicherheitspolitik  betreffen,  von  dieser  Interinstitutionellen  Vereinbarung  erfasst.

(5) Nach  Artikel  218  Absatz  10  AEUV  wird  das  Europäische  Parlament  in  allen  Phasen  des  Verfahrens 
unverzüglich  und  umfassend  unterrichtet;  diese  Bestimmung  gilt  auch  für  Übereinkünfte,  die  die  Gemein
same  Außen-  und  Sicherheitspolitik  betreffen.

(6) Für  Fälle,  in  denen  die  Umsetzung  der  Verträge  und  gegebenenfalls  anderer  einschlägiger  Bestimmungen 
den  Zugang  des  Europäischen  Parlaments  zu  im  Besitz  des  Rates  befindlichen  Verschlusssachen  erfordern 
würde,  sollten  zwischen  dem  Europäischen  Parlament  und  dem  Rat  geeignete  Zugangsregelungen  verein
bart  werden.

(7) Beschließt  der  Rat,  dem  Europäischen  Parlament  Zugang  zu  im  Besitz  des  Rates  befindlichen  Verschlusssa
chen  im  Bereich  der  Gemeinsamen  Außen-  und  Sicherheitspolitik  zu  gewähren,  so  fasst  er  je  nach  Sach
lage  entweder  einen  Ad-hoc-Beschluss  oder  er  wendet  die  Interinstitutionelle  Vereinbarung  vom 
20.  November  2002  zwischen  dem  Europäischen  Parlament  und  dem  Rat  über  den  Zugang  des  Europä
ischen  Parlaments  zu  sensiblen  Informationen  des  Rates  im  Bereich  der  Sicherheits-  und  Verteidigungspo
litik (1)  (im  Folgenden  „Interinstitutionelle  Vereinbarung  vom  20.  November  2002“)  an.

(1) ABl. C 298 vom 30.11.2002, S. 1.
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(8) In  der  Erklärung  der  Hohen  Vertreterin  über  die  politische  Rechenschaftspflicht (1),  die  bei  Annahme  des 
Beschlusses  2010/427/EU  des  Rates  vom  26.  Juli  2010  über  die  Organisation  und  die  Arbeitsweise  des 
Europäischen  Auswärtigen  Dienstes (2)  abgegeben  wurde,  wird  darauf  hingewiesen,  dass  die  Hohe  Vertre
terin  die  bestehenden  Bestimmungen  über  den  Zugang  der  Mitglieder  des  Europäischen  Parlaments  zu 
Verschlusssachen  und  Informationen  im  Bereich  der  Sicherheits-  und  Verteidigungspolitik  (d.  h.  die  Inte
rinstitutionelle  Vereinbarung  vom  20.  November  2002)  überprüfen  und  erforderlichenfalls  entsprechende 
Anpassungen  vorschlagen  wird.

(9) Es  ist  wichtig,  dass  das  Europäische  Parlament  an  den  Prinzipien,  Standards  und  Vorschriften  für  den 
Schutz  von  Verschlusssachen,  die  erforderlich  sind,  um  die  Interessen  der  Europäischen  Union  und  ihrer 
Mitgliedstaaten  zu  schützen,  beteiligt  ist.  Außerdem  wird  das  Europäische  Parlament  in  der  Lage  sein, 
dem  Rat  Verschlusssachen  zur  Verfügung  zu  stellen.

(10) Am  31.  März  2011  hat  der  Rat  den  Beschluss  2011/292/EU  über  die  Sicherheitsvorschriften  für  den 
Schutz  von  EU-Verschlusssachen (3)  (im  Folgenden  „Sicherheitsvorschriften  des  Rates“)  erlassen.

(11) Am  6.  Juni  2011  hat  das  Präsidium  des  Europäischen  Parlaments  einen  Beschluss  über  die  Regeln  zur 
Behandlung  vertraulicher  Informationen  durch  das  Europäische  Parlament (4)  (im  Folgenden  „Sicherheitsvor
schriften  des  Europäischen  Parlaments“)  erlassen.

(12) Die  Sicherheitsvorschriften  der  Organe,  Einrichtungen  und  sonstigen  Stellen  der  Union  sollten  zusammen 
einen  umfassenden  und  kohärenten  allgemeinen  Rahmen  innerhalb  der  Europäischen  Union  für  den 
Schutz  von  Verschlusssachen  bilden  und  die  Gleichwertigkeit  von  Grundprinzipien  und  Mindeststandards 
sicherstellen.  Die  in  den  Sicherheitsvorschriften  des  Europäischen  Parlaments  und  in  den  Sicherheitsvor
schriften  des  Rates  festgelegten  Grundprinzipien  und  Mindeststandards  sollten  daher  gleichwertig  sein.

(13) Das  im  Rahmen  der  Sicherheitsvorschriften  des  Europäischen  Parlaments  gewährleistete  Schutzniveau  für 
Verschlusssachen  sollte  dem  durch  die  Sicherheitsvorschriften  des  Rates  gewährten  Schutzniveau  für 
Verschlusssachen  gleichwertig  sein.

(14) Die  zuständigen  Dienststellen  des  Generalsekretariats  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Generalsekreta
riats  des  Rates  arbeiten  eng  zusammen,  um  sicherzustellen,  dass  für  Verschlusssachen  in  beiden  Organen 
ein  gleichwertiges  Schutzniveau  gilt.

(15) Diese  Vereinbarung  berührt  nicht  die  bestehenden  und  künftigen  nach  Artikel  15  Absatz  3  AEUV  erlas
senen  Vorschriften  für  den  Zugang  zu  Dokumenten,  die  nach  Artikel  16  Absatz  2  AEUV  erlassenen 
Vorschriften  für  den  Schutz  personenbezogener  Daten,  die  nach  Artikel  226  Absatz  3  AEUV  erlassenen 
Vorschriften  zum  Untersuchungsrecht  des  Europäischen  Parlaments  und  die  einschlägigen  Bestimmungen 
über  das  Europäische  Amt  für  Betrugsbekämpfung  (OLAF)  —

SIND  WIE  FOLGT  ÜBEREINGEKOMMEN:

Artikel  1

Gegenstand  und  Anwendungsbereich

Diese  Vereinbarung  enthält  Regelungen  für  die  Übermittlung  an  und  die  Bearbeitung  durch  das  Europäische 
Parlament  von  im  Besitz  des  Rates  befindlichen  Verschlusssachen  in  Bezug  auf  nicht  unter  die  Gemeinsame 
Außen-  und  Sicherheitspolitik  fallende  Angelegenheiten,  die  für  das  Europäische  Parlament  für  die  Wahrnehmung 
seiner  Befugnisse  und  Aufgaben  von  Bedeutung  sind.  Sie  betrifft  alle  derartigen  Angelegenheiten,  nämlich

a) Vorschläge,  auf  die  ein  besonderes  Gesetzgebungsverfahren  oder  ein  anderes  Beschlussfassungsverfahren,  bei 
dem  das  Europäische  Parlament  anzuhören  oder  seine  Zustimmung  einzuholen  ist,  Anwendung  findet,

b) internationale  Übereinkünfte,  zu  denen  nach  Artikel  218  Absatz  6  AEUV  das  Europäische  Parlament  anzu
hören  oder  seine  Zustimmung  einzuholen  ist,

(1) ABl. C 210 vom 3.8.2010, S. 1.
(2) ABl. L 201 vom 3.8.2010, S. 30.
(3) ABl. L 141 vom 27.5.2011, S. 17.
(4) ABl. C 190 vom 30.6.2011, S. 2.
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c) Verhandlungsrichtlinien  für  internationale  Übereinkünfte  nach  Buchstabe  b,

d) Tätigkeiten,  Evaluierungsberichte  oder  sonstige  Dokumente,  über  die  das  Europäische  Parlament  zu  unter
richten  ist,  und

e) Dokumente  über  die  Tätigkeiten  derjenigen  Agenturen  der  Union,  an  deren  Bewertung  oder  Kontrolle  das 
Europäische  Parlament  zu  beteiligen  ist.

Artikel  2

Definition  des  Begriffs  „Verschlusssachen“

Für  die  Zwecke  dieser  Vereinbarung  bezeichnet  der  Begriff  „Verschlusssachen“  einzelne  oder  alle  der  folgenden 
Arten  von  Informationen:

a) „EU‐Verschlusssachen“  (EU‐VS)  im  Sinne  der  Sicherheitsvorschriften  des  Europäischen  Parlaments  und  der 
Sicherheitsvorschriften  des  Rates,  die  mit  einer  der  nachstehenden  Verschlusssachenkennzeichnungen  versehen 
sind:

— RESTREINT  UE/  EU  RESTRICTED;

— CONFIDENTIEL  UE/  EU  CONFIDENTIAL;

— SECRET  UE/  EU  SECRET;

— TRÈS  SECRET  UE/  EU  TOP  SECRET;

b) Verschlusssachen,  die  dem  Rat  von  den  Mitgliedstaaten  zur  Verfügung  gestellt  werden  und  deren  nationale 
Verschlusssachenkennzeichnung  einer  der  unter  Buchstabe  a  aufgeführten  Verschlusssachenkennzeichnungen  für 
EU-VS  gleichwertig  ist;

c) Verschlusssachen,  die  der  Europäischen  Union  von  Drittstaaten  oder  internationalen  Organisationen  zur  Verfü
gung  gestellt  werden  und  deren  Verschlusssachenkennzeichnung  einer  der  unter  Buchstabe  a  aufgeführten 
Verschlusssachenkennzeichnungen  für  EU-VS  gleichwertig  ist,  nach  Maßgabe  der  jeweiligen  Geheimschutzab
kommen  oder  Verwaltungsvereinbarungen.

Artikel  3

Schutz  von  Verschlusssachen

(1) Das  Europäische  Parlament  schützt  Verschlusssachen,  die  ihm  vom  Rat  zur  Verfügung  gestellt  werden, 
gemäß  seinen  Sicherheitsvorschriften  und  gemäß  dieser  Vereinbarung.

(2) Da  die  Gleichwertigkeit  der  vom  Europäische  Parlament  und  vom  Rat  in  ihren  jeweiligen  Sicherheitsvor
schriften  festgelegten  Grundprinzipien  und  Mindeststandards  für  den  Schutz  von  Verschlusssachen  aufrechtzuer
halten  ist,  stellt  das  Europäische  Parlament  sicher,  dass  die  in  seinen  Räumlichkeiten  geltenden  Sicherheitsmaß
nahmen  ein  Schutzniveau  für  Verschlusssachen  gewährleisten,  das  dem  in  den  Räumlichkeiten  des  Rates  für 
Verschlusssachen  gewährleisteten  Schutzniveau  gleichwertig  ist.  Die  einschlägigen  Dienststellen  des  Europäischen 
Parlaments  und  des  Rates  arbeiten  zu  diesem  Zweck  eng  zusammen.

(3) Das  Europäische  Parlament  ergreift  geeignete  Maßnahmen  um  sicherzustellen,  dass  Verschlusssachen,  die 
ihm  vom  Rat  zur  Verfügung  gestellt  werden,

a) nicht  für  andere  Zwecke  als  diejenigen,  für  die  der  Zugang  gewährt  wurde,  verwendet  werden;

b) nicht  gegenüber  anderen  als  denjenigen  Personen,  denen  gemäß  den  Artikeln  4  und  5  Zugang  gewährt 
wurde,  offengelegt  oder  veröffentlicht  werden;

c) nicht  ohne  vorherige  schriftliche  Zustimmung  des  Rates  an  andere  Organe,  Einrichtungen  oder  sonstige 
Stellen  der  Union  oder  an  Mitgliedstaaten,  Drittstaaten  oder  internationale  Organisationen  weitergegeben 
werden.

(4) Der  Rat  darf  dem  Europäischen  Parlament  Zugang  zu  Verschlusssachen,  die  von  anderen  Organen,  Einrich
tungen  oder  sonstigen  Stellen  der  Union  oder  aus  Mitgliedstaaten,  Drittstaaten  oder  internationalen  Organisati
onen  stammen,  nur  mit  vorheriger  schriftlicher  Zustimmung  des  Urhebers  gewähren.
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Artikel  4

Personeller  Geheimschutz

(1) Zugang  zu  Verschlusssachen  wird  Mitgliedern  des  Europäischen  Parlaments  gemäß  Artikel  5  Absatz  4 
gewährt.

(2) Zu  Verschlusssachen  des  Geheimhaltungsgrads  CONFIDENTIEL  UE/EU  CONFIDENTIAL,  SECRET  UE/EU 
SECRET  oder  TRÈS  SECRET  UE/EU  TOP  SECRET  oder  eines  gleichwertigen  Geheimhaltungsgrads  erhalten  nur 
vom  Präsidenten  des  Europäischen  Parlaments  ermächtigte  Mitglieder  des  Europäischen  Parlaments  Zugang,

a) die  einer  Sicherheitsüberprüfung  im  Einklang  mit  den  Sicherheitsvorschriften  des  Europäischen  Parlaments 
unterzogen  worden  sind  oder

b) für  die  eine  Mitteilung  einer  zuständigen  Behörde  bestätigt,  dass  sie  aufgrund  ihrer  Aufgaben  gemäß  den  nati
onalen  Rechts-  und  Verwaltungsvorschriften  ordnungsgemäß  ermächtigt  worden  sind.

Ungeachtet  des  Unterabsatzes  1  kann  im  Falle  von  Verschlusssachen  des  Geheimhaltungsgrads  CONFIDENTIEL 
UE/EU  CONFIDENTIAL  oder  eines  gleichwertigen  Geheimhaltungsgrads  auch  den  gemäß  Artikel  5  Absatz  4  fest
gelegten  Mitgliedern  des  Europäischen  Parlaments  Zugang  gewährt  werden,  die  eine  förmliche  Geheimhaltungser
klärung  gemäß  den  Sicherheitsvorschriften  des  Europäischen  Parlaments  unterzeichnet  haben.  Dem  Rat  werden 
die  Namen  der  Mitglieder  des  Europäischen  Parlaments  mitgeteilt,  die  nach  diesem  Unterabsatz  Zugang  erhalten 
haben.

(3) Bevor  ihnen  Zugang  zu  Verschlusssachen  gewährt  wird,  werden  die  Mitglieder  des  Europäischen  Parlaments 
im  Einklang  mit  den  Sicherheitsvorschriften  des  Europäischen  Parlaments  über  ihre  Verantwortlichkeiten  zum 
Schutz  solcher  Informationen  belehrt  und  erkennen  diese  an;  ferner  werden  sie  über  die  Mittel  zur  Sicherstellung 
dieses  Schutzes  belehrt.

(4) Zugang  zu  Verschlusssachen  wird  nur  den  Bediensteten  des  Europäischen  Parlaments  und  den  für  eine 
Fraktion  tätigen  sonstigen  Parlamentsbediensteten  gewährt,

a) die  von  dem  gemäß  Artikel  5  Absatz  4  bestimmten  zuständigen  parlamentarischen  Gremium  oder  Amtsträger 
vorab  als  Personen  benannt  worden  sind,  die  Kenntnis  davon  haben  müssen;

b) die  —  im  Falle  von  Verschlusssachen  des  Geheimhaltungsgrads  CONFIDENTIEL  UE/EU  CONFIDENTIAL, 
SECRET  UE/EU  SECRET  oder  TRÈS  SECRET  UE/EU  TOP  SECRET  oder  eines  gleichwertigen  Geheimhaltungs
grads  —  einer  Sicherheitsüberprüfung  für  den  entsprechenden  Geheimhaltungsgrad  unterzogen  worden  sind; 
und

c) die  über  ihre  Verantwortlichkeiten  hinsichtlich  des  Schutzes  solcher  Informationen  und  über  die  Mittel  zur 
Sicherstellung  dieses  Schutzes  belehrt  worden  sind  und  hierzu  schriftliche  Weisungen  erhalten  haben  und  eine 
Erklärung  unterzeichnet  haben,  mit  der  sie  den  Erhalt  dieser  Weisungen  bestätigen  und  sich  verpflichten,  diese 
gemäß  den  Sicherheitsvorschriften  des  Europäischen  Parlaments  zu  befolgen.

Artikel  5

Verfahren  für  den  Zugang  zu  Verschlusssachen

(1) Der  Rat  stellt  dem  Europäischen  Parlament  Verschlusssachen  gemäß  Artikel  1  zur  Verfügung,  soweit  er 
hierzu  nach  den  Verträgen  oder  nach  den  auf  der  Grundlage  der  Verträge  erlassenen  Rechtsakten  rechtlich 
verpflichtet  ist.  Die  parlamentarischen  Gremien  bzw.  Amtsträger  gemäß  Absatz  3  können  die  Bereitstellung 
solcher  Informationen  auch  schriftlich  beantragen.

(2) In  anderen  Fällen  kann  der  Rat  dem  Europäischen  Parlament  Verschlusssachen  gemäß  Artikel  1  entweder 
aus  eigener  Initiative  oder  auf  schriftlichen  Antrag  eines  der  in  Absatz  3  genannten  parlamentarischen  Gremien 
bzw.  Amtsträger  hin  zur  Verfügung  stellen.

(3) Folgende  parlamentarische  Gremien  bzw.  Amtsträger  können  schriftliche  Anträge  an  den  Rat  richten:

a) der  Präsident;

b) die  Konferenz  der  Präsidenten;

c) das  Präsidium;

d) der/die  Vorsitz(e)  der/s  betroffenen  Ausschusses/Ausschüsse;

e) der/die  betroffene(n)  Berichterstatter.
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Anträge  anderer  Mitglieder  des  Europäischen  Parlaments  können  über  eines  der  in  Unterabsatz  1  genannten 
parlamentarischen  Gremien  bzw.  über  einen  der  in  Unterabsatz  1  genannten  Amtsträger  gestellt  werden.

Der  Rat  reagiert  unverzüglich  auf  solche  Anträge.

(4) Ist  der  Rat  rechtlich  verpflichtet  oder  hat  er  beschlossen,  dem  Europäischen  Parlament  Zugang  zu 
Verschlusssachen  zu  gewähren,  so  legt  er  —  bevor  diese  Informationen  übermittelt  werden  —  zusammen  mit 
dem  in  Absatz  3  aufgeführten  zuständigen  Gremium  bzw.  Amtsträger  Folgendes  schriftlich  fest:

a) dass  dieser  Zugang  einer  oder  mehreren  der  folgenden  Gremien  bzw.  Amtsträger  gewährt  werden  kann:

i) dem  Präsidenten;

ii) der  Konferenz  der  Präsidenten;

iii) dem  Präsidium;

iv) der/die  Vorsitz(e)  der/s  betroffenen  Ausschusses/Ausschüsse;

v) dem/den  betroffenen  Berichterstatter(n);

vi) allen  oder  bestimmten  Mitgliedern  des  betroffenen  Ausschusses/der  betroffenen  Ausschüsse  und

b) welche  spezifischen  Regelungen  für  den  Schutz  der  Verschlusssachen  gelten.

Artikel  6

Registrierung,  Aufbewahrung,  Einsichtnahme  und  Erörterung  von  Verschlusssachen  im  Europäischen 
Parlament

(1) Verschlusssachen  des  Geheimhaltungsgrads  CONFIDENTIEL  UE/EU  CONFIDENTIAL,  SECRET  UE/EU  SECRET 
oder  TRÈS  SECRET  UE/EU  TOP  SECRET  oder  eines  gleichwertigen  Geheimhaltungsgrads,  die  der  Rat  dem  Euro
päischen  Parlament  zur  Verfügung  stellt,

a) werden  zu  Sicherheitszwecken  registriert,  um  ihren  Verbleib  in  jeder  Phase  ihres  Umlaufs  zu  dokumentieren 
und  ihre  Rückverfolgbarkeit  jederzeit  zu  gewährleisten;

b) werden  in  einem  gesicherten  Bereich  aufbewahrt,  der  den  Mindeststandards  des  materiellen  Geheimschutzes 
entspricht,  die  in  den  Sicherheitsvorschriften  des  Rates  und  den  Sicherheitsvorschriften  des  Europäischen  Parla
ments  festgelegt  sind,  die  gleichwertig  sein  müssen,  und

c) dürfen  von  den  in  Artikel  4  Absatz  4  und  Artikel  5  Absatz  4  genannten  betreffenden  Mitgliedern  des  Euro
päischen  Parlaments,  Bediensteten  des  Europäischen  Parlaments  und  für  eine  Fraktion  tätigen  sonstigen  Parla
mentsbediensteten  nur  in  einem  gesicherten  Lesesaal  in  den  Räumlichkeiten  des  Europäischen  Parlaments 
eingesehen  werden.  In  diesem  Fall  gelten  folgende  Bedingungen:

i) Die  Informationen  werden  in  keiner  Form,  etwa  durch  Fotokopien  oder  Fotografien,  vervielfältigt;

ii) es  werden  keine  Aufzeichnungen  angefertigt  und

iii) es  dürfen  keine  elektronischen  Kommunikationsgeräte  in  den  Lesesaal  mitgenommen  werden.

(2) Verschlusssachen  des  Geheimhaltungsgrades  RESTREINT  UE/EU  RESTRICTED  oder  eines  gleichwertigen 
Geheimhaltungsgrads,  die  der  Rat  dem  Europäischen  Parlament  zur  Verfügung  stellt,  werden  gemäß  den  Sicher
heitsvorschriften  des  Europäischen  Parlaments  behandelt  und  aufbewahrt,  wobei  diese  Vorschriften  für  solche 
Verschlusssachen  ein  Schutzniveau  gewährleisten  müssen,  das  dem  des  Rates  gleichwertig  ist.

Unbeschadet  des  Unterabsatzes  1  müssen  Verschlusssachen  des  Geheimhaltungsgrads  RESTREINT  UE/EU  REST
RICTED  oder  eines  gleichwertigen  Geheimhaltungsgrads  während  eines  Zeitraums  von  zwölf  Monaten  ab  dem 
Inkrafttreten  dieser  Vereinbarung  gemäß  Absatz  1  behandelt  und  aufbewahrt  werden.  Der  Zugang  zu  diesen 
Verschlusssachen  unterliegt  Artikel  4  Absatz  4  Buchstaben  a  und  c  sowie  Artikel  5  Absatz  4.

(3) Verschlusssachen  dürfen  nur  auf  Kommunikations-  und  Informationssystemen  behandelt  werden,  die  nach 
Standards,  die  den  in  den  Sicherheitsvorschriften  des  Rates  festgelegten  Standards  gleichwertig  sind,  ordnungs
gemäß  akkreditiert  oder  zugelassen  worden  sind.

(4) Verschlusssachen,  die  Empfängern  im  Europäischen  Parlament  mündlich  übermittelt  werden,  unterliegen 
einem  gleichwertigen  Schutzniveau  wie  in  schriftlicher  Form  bereitgestellte  Verschlusssachen.
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(5) Ungeachtet  des  Absatzes  1  Buchstabe  c  dieses  Artikels  können  Verschlusssachen  bis  zu  dem  Geheimhal
tungsgrad  CONFIDENTIEL  UE/EU  CONFIDENTIAL  oder  mit  einem  gleichwertigen  Geheimhaltungsgrad,  die  der 
Rat  dem  Europäischen  Parlament  zur  Verfügung  gestellt  hat,  in  Sitzungen  erörtert  werden,  die  unter  Ausschluss 
der  Öffentlichkeit  stattfinden  und  an  denen  nur  Mitglieder  des  Europäischen  Parlaments  und  diejenigen  Bediens
teten  des  Europäischen  Parlaments  und  für  eine  Fraktion  tätigen  sonstigen  Parlamentsbediensteten  teilnehmen, 
denen  Zugang  zu  den  betreffenden  Informationen  gemäß  Artikel  4  Absatz  4  und  Artikel  5  Absatz  4  gewährt 
worden  ist.  Hierfür  gelten  folgende  Bedingungen:

— Die  Dokumente  werden  zu  Beginn  der  Sitzung  ausgeteilt  und  am  Ende  wieder  eingesammelt;

— die  Dokumente  werden  in  keiner  Form,  etwa  durch  Fotokopien  oder  Fotografien,  vervielfältigt;

— es  werden  keine  Aufzeichnungen  angefertigt;

— es  dürfen  keine  elektronischen  Kommunikationsgeräte  in  den  Sitzungssaal  mitgenommen  werden,  und

— im  Sitzungsprotokoll  wird  nicht  auf  die  Erörterung  des  Punktes  Bezug  genommen,  der  als  Verschlusssache 
eingestufte  Informationen  betrifft.

(6) Sind  Sitzungen  erforderlich,  um  Verschlusssachen  des  Geheimhaltungsgrads  SECRET  UE/EU  SECRET  oder 
TRÈS  SECRET  UE/EU  TOP  SECRET  oder  eines  gleichwertigen  Geheimhaltungsgrads  zu  erörtern,  treffen  das  Euro
päische  Parlament  und  der  Rat  von  Fall  zu  Fall  besondere  Vereinbarungen.

Artikel  7

Verletzung  der  Sicherheit,  Verlust  der  Verschlusssache  oder  Kenntnisnahme  durch  Unbefugte

(1) Wird  nachgewiesen  oder  vermutet,  dass  vom  Rat  zur  Verfügung  gestellte  Verschlusssachen  verloren 
gegangen  oder  Unbefugten  zur  Kenntnis  gelangt  sind,  so  verständigt  der  Generalsekretär  des  Europäischen  Parla
ments  unverzüglich  den  Generalsekretär  des  Rates  hiervon.  Der  Generalsekretär  des  Europäischen  Parlaments 
führt  eine  Untersuchung  durch  und  unterrichtet  den  Generalsekretär  des  Rates  über  die  Ergebnisse  der  Untersu
chung  und  über  die  Maßnahmen,  die  ergriffen  worden  sind,  damit  sich  ein  solcher  Vorfall  nicht  wiederholt. 
Betrifft  der  Vorfall  ein  Mitglied  des  Europäischen  Parlaments,  so  wird  der  Präsident  des  Europäischen  Parlaments 
gemeinsam  mit  dem  Generalsekretär  des  Europäischen  Parlaments  tätig.

(2) Gegen  jedes  Mitglied  des  Europäischen  Parlaments,  das  für  eine  Verletzung  der  in  den  Sicherheitsvor
schriften  des  Europäischen  Parlaments  oder  in  dieser  Vereinbarung  festgelegten  Vorschriften  verantwortlich  ist, 
können  die  Maßnahmen  und  Sanktionen  gemäß  Artikel  9  Absatz  2  und  den  Artikeln  152  bis  154  der 
Geschäftsordnung  des  Europäischen  Parlaments  festgelegten  verhängt  werden.

(3) Gegen  jeden  Bediensteten  des  Europäischen  Parlaments  oder  jeden  für  eine  Fraktion  tätigen  sonstigen  Parla
mentsbediensteten,  der  für  eine  Verletzung  der  in  den  Sicherheitsvorschriften  des  Europäischen  Parlaments  oder 
in  dieser  Vereinbarung  festgelegten  Vorschriften  verantwortlich  ist,  können  die  im  Statut  der  Beamten  und  den 
Beschäftigungsbedingungen  für  die  sonstigen  Bediensteten  der  Europäischen  Union,  die  in  der  Verordnung  (EWG, 
Euratom,  EGKS)  Nr.  259/68  des  Rates (1)  niedergelegt  sind,  festgelegten  Sanktionen  verhängt  werden.

(4) Gegen  Personen,  die  für  den  Verlust  von  Verschlusssachen  oder  die  Kenntnisnahme  von  Verschlusssachen 
durch  Unbefugte  verantwortlich  sind,  können  gemäß  den  geltenden  Rechtsvorschriften  Disziplinarmaßnahmen 
ergriffen  und/oder  rechtliche  Schritte  unternommen  werden.

Artikel  8

Schlussbestimmungen

(1) Das  Europäische  Parlament  und  der  Rat  treffen  jeweils  für  ihren  eigenen  Bereich  die  erforderlichen 
Maßnahmen  zur  Durchführung  dieser  Vereinbarung.  Sie  arbeiten  zu  diesem  Zweck  zusammen,  indem  sie  insbe
sondere  Besuche  zur  Überwachung  der  Umsetzung  der  sicherheitstechnischen  Aspekte  dieser  Vereinbarung  durch
führen.

(2) Die  zuständigen  Dienststellen  des  Generalsekretariats  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Generalsekreta
riats  des  Rates  konsultieren  einander,  bevor  eines  der  beiden  Organe  seine  Sicherheitsvorschriften  ändert,  damit 
die  Gleichwertigkeit  der  Grundprinzipien  und  Mindeststandards  für  den  Schutz  von  Verschlusssachen  aufrechter
halten  bleibt.

(1) ABl. L 56 vom 4.3.1968, S. 1.
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(3) Dem  Europäischen  Parlament  werden  Verschlusssachen  im  Rahmen  dieser  Vereinbarung  übermittelt,  sobald 
der  Rat  zusammen  mit  dem  Europäischen  Parlament  festgestellt  hat,  dass  einerseits  Gleichwertigkeit  zwischen  den 
in  den  Sicherheitsvorschriften  des  Europäischen  Parlaments  und  den  in  den  Sicherheitsvorschriften  des  Rates  fest
gelegten  Grundprinzipien  und  Mindeststandards  für  den  Schutz  von  Verschlusssachen  und  andererseits  Gleichwer
tigkeit  zwischen  dem  in  den  Räumlichkeiten  des  Europäischen  Parlaments  und  dem  in  den  Räumlichkeiten  des 
Rates  für  Verschlusssachen  gewährleisteten  Schutzniveau  erzielt  worden  ist.

(4) Diese  Vereinbarung  kann  auf  Antrag  eines  der  beiden  Organe  vor  dem  Hintergrund  der  bei  ihrer  Durch
führung  gemachten  Erfahrungen  überprüft  werden.

(5) Diese  Vereinbarung  tritt  am  Tag  ihrer  Veröffentlichung  im  Amtsblatt  der  Europäischen  Union  in  Kraft.

Geschehen  zu  Brüssel  und  Strassburg  am  12.  März  2014.

Für  das  Europäische  Parlament

Der  Präsident

Für  den  Rat

Der  Präsident
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II 

(Mitteilungen) 

MITTEILUNGEN DER ORGANE, EINRICHTUNGEN UND SONSTIGEN STELLEN 
DER EUROPÄISCHEN UNION 

EUROPÄISCHES PARLAMENT 

BESCHLUSS DES PRÄSIDIUMS DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS 

vom 15. April 2013 

über die Regeln zur Behandlung vertraulicher Informationen durch das Europäische Parlament 

(2014/C 96/01) 

DAS PRÄSIDIUM DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS — 

gestützt auf Artikel 23 Absatz 12 der Geschäftsordnung, 

in Erwägung folgender Gründe: 

(1)  Angesichts der am 20. Oktober 2010 unterzeichneten Rahmenvereinbarung über die Beziehungen zwischen dem 
Europäischen Parlament und der Europäischen Kommission (1) („Rahmenvereinbarung“) und der am 12. März 
2014 unterzeichneten Interinstitutionellen Vereinbarung zwischen dem Europäischen Parlament und dem Rat 
über die Übermittlung an und die Bearbeitung durch das Europäische Parlament von im Besitz des Rates befind­
lichen Verschlusssachen in Bezug auf Angelegenheiten, die nicht unter die Gemeinsame Außen- und Sicherheits­
politik fallen (2) („Interinstitutionelle Vereinbarung“), müssen gezielte Vorschriften über die Behandlung vertrauli­
cher Informationen durch das Europäische Parlament festgelegt werden. 

(2)  Mit dem Vertrag von Lissabon erhält das Europäische Parlament neue Aufgaben, und damit es seine Tätigkeit in 
den Bereichen, die ein bestimmtes Maß an Vertraulichkeit erfordern, entfalten kann müssen Grundsätze, Sicher­
heitsmindeststandards und geeignete Verfahren für die Behandlung vertraulicher Informationen, einschließlich Ver­
schlusssachen, durch das Europäische Parlament festgelegt werden. 

(3)  Mit den in diesem Beschluss niedergelegten Regeln soll für gleiche Sicherheitsstandards und die Vereinbarkeit mit 
den Regeln gesorgt werden, die von anderen durch die Verträge oder auf deren Grundlage eingerichteten Organen, 
Einrichtungen und sonstigen Stellen oder von Mitgliedstaaten zwecks eines reibungslosen Ablaufs der Entschei­
dungsprozesse der Europäischen Union eingeführt wurden. 

(4)  Die Bestimmungen dieses Beschlusses berühren nicht die derzeitigen und künftigen Vorschriften über den Zugang 
zu Dokumenten, die nach Artikel 15 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) erlassen 
worden sind. 
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(5)  Die Bestimmungen dieses Beschlusses berühren nicht die derzeitigen und künftigen Vorschriften über den Schutz 
personenbezogener Daten, die nach Artikel 16 AEUV erlassen worden sind. — 

BESCHLIESST: 

Artikel 1 

Ziel 

Dieser Beschluss regelt die Verwaltung und Behandlung vertraulicher Informationen durch das Europäische Parlament, 
einschließlich Erstellung, Erhalt, Übermittlung und Aufbewahrung solcher Informationen durch das Europäische Parla­
ment, mit dem Ziel, dass die Informationen angemessen geschützt werden. Er setzt die Interinstitutionelle Vereinbarung 
und die Rahmenvereinbarung, insbesondere deren Anhang II, um. 

Artikel 2 

Begriffsbestimmungen 

Für die Zwecke dieses Beschlusses bezeichnet der Ausdruck 

a) „Informationen“ alle Informationen in schriftlicher oder mündlicher Form, ungeachtet des Mediums, in dem sie vor­
liegen, und ungeachtet des Verfassers; 

b) „vertrauliche Informationen“ „Verschlusssachen“, und „sonstige vertrauliche Informationen“, die nicht als Verschluss­
sache eingestuft sind; 

c)  „Verschlusssachen“ „EU-Verschlusssachen“ und „gleichwertige Verschlusssachen“; 

d)  „EU-Verschlusssachen“ (EUCI) alle Informationen und Materialien, die als TRES SECRET UE/EU TOP SECRET, SECRET 
UE/EU SECRET, CONFIDENTIEL UE/EU CONFIDENTIAL oder RESTREINT UE/EU RESTRICTED eingestuft werden und deren 
unbefugte Weitergabe den Interessen der Union oder eines oder mehrerer ihrer Mitgliedstaaten in unterschiedlichem 
Maß schaden könnte, unabhängig davon, ob die Informationen von durch die Verträge oder auf deren Grundlage ein­
gerichteten Organen, Einrichtungen und sonstigen Stellen kommen; in diesem Zusammenhang bezeichnen Informa­
tionen und Materialien auf folgender Stufe: 

—  „TRÈS SECRET UE/EU TOP SECRET“: Informationen und Materialien, deren unbefugte Weitergabe den wesentlichen 
Interessen der Union oder eines oder mehrerer Mitgliedstaaten außerordentlich schweren Schaden zufügen 
könnte; 

—  „SECRET UE/EU SECRET“: Informationen und Materialien, deren unbefugte Weitergabe den wesentlichen Interessen 
der Union oder eines oder mehrerer Mitgliedstaaten schweren Schaden zufügen könnte; 

— „CONFIDENTIEL UE/EU CONFIDENTIAL“: Informationen und Materialien, deren unbefugte Weitergabe den wesentli­
chen Interessen der Union oder eines oder mehrerer Mitgliedstaaten Schaden zufügen könnte; 

—  „RESTREINT UE/EU RESTRICTED“: Informationen und Materialien, deren unbefugte Weitergabe für die wesentlichen 
Interessen der Union oder eines oder mehrerer Mitgliedstaaten nachteilig sein könnte; 

e) „gleichwertige Verschlusssachen“ Verschlusssachen, die von Mitgliedstaaten, Drittstaaten oder internationalen Organi­
sation erstellt worden sind, deren Verschlusssachenkennzeichnung einer der Verschlusssachenkennzeichnungen für 
EUCI gleichwertig ist und die der Rat oder die Kommission dem Europäischen Parlament übermittelt hat; 
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f) „sonstige vertrauliche Informationen“ alle sonstigen nicht als Verschlusssache eingestuften vertraulichen Informatio­
nen, darunter Informationen, die unter Datenschutzbestimmungen oder das Berufsgeheimnis fallen und die vom 
Europäischen Parlament erstellt oder ihm von anderen durch die Verträge oder auf deren Grundlage eingerichteten 
Organen, Einrichtungen und sonstigen Stellen oder von Mitgliedstaaten übermittelt worden sind; 

g)  „Dokument“ aufgezeichnete Informationen aller Art, ungeachtet ihrer physischen Form oder Eigenschaften; 

h)  „Materialien“ alle Dokumente oder hergestellte bzw. in der Herstellung befindliche Geräte oder Ausrüstungen; 

i)  „berechtigtes Informationsinteresse“ das Bedürfnis einer Person, Zugang zu vertraulichen Informationen zu erhalten, 
um eine amtliche Funktion ausüben oder einen Auftrag ausführen zu können; 

j)  „Ermächtigung“ bei Mitgliedern des Europäischen Parlaments eine Entscheidung des Präsidenten und bei Beamten des 
Europäischen Parlaments und sonstigen Parlamentsbediensteten, die für die Fraktionen tätig sind, eine Entscheidung 
des Generalsekretärs, mit der diesen Personen auf der Grundlage eines positiven Ergebnisses einer Sicherheitsüberprü­
fung, die von einer nationalen Sicherheitsbehörde nach einzelstaatlichem Recht und gemäß den in Anlage I Teil 2 
aufgeführten Bestimmungen durchgeführt wird, individueller Zugang zu Verschlusssachen bis zu einer bestimmten 
Stufe gewährt wird; 

k)  „Herabstufung“ eine Einstufung mit einem niedrigeren Geheimhaltungsgrad; 

l)  „Freigabe“ die Aufhebung sämtlicher Geheimhaltungsgrade; 

m) „Kennzeichnung“ ein auf „sonstigen vertraulichen Informationen“ angebrachtes Zeichen, das für zuvor festgelegte spe­
zifische Anweisungen bezüglich der Behandlung der Informationen oder des von einem bestimmten Dokument abge­
deckten Bereichs steht; die Kennzeichnung kann auch auf Verschlusssachen angebracht werden, um zusätzliche 
Anforderungen an die Behandlung deutlich zu machen; 

n)  „Aufhebung der Kennzeichnung“ die Beseitigung von Kennzeichnungen; 

o)  „Urheber“ den ordnungsgemäß ermächtigten Verfasser vertraulicher Informationen; 

p)  „Sicherheitshinweise“ die in Anlage II festgelegten Durchführungsmaßnahmen; 

q) „Behandlungsanweisungen“ die technischen Anweisungen an die Dienststellen des Parlaments hinsichtlich der Verwal­
tung vertraulicher Informationen. 

Artikel 3 

Grundsätze und Mindeststandards 

1. Bei der Behandlung vertraulicher Informationen durch das Europäische Parlament sind die in Anlage I Teil 1 aufge­
führten Grundsätze und Mindeststandards zu beachten. 

2. Das Europäische Parlament richtet gemäß diesen Grundsätzen und Mindeststandards ein Managementsystem für 
Informationssicherheit (ISMS) ein. Das ISMS besteht aus den Sicherheitshinweisen, den Behandlungsanweisungen und 
den anwendbaren Bestimmungen der Geschäftsordnung. Es zielt darauf ab, die parlamentarische und administrative 
Arbeit zu erleichtern und dabei den Schutz aller vom Europäischen Parlament behandelten vertraulichen Informationen 
unter uneingeschränkter Einhaltung der vom Urheber der Informationen aufgestellten und in den Sicherheitshinweisen 
vermerkten Regeln sicherzustellen. 

Die Verarbeitung vertraulicher Informationen durch automatisierte Kommunikations- und Informationssysteme (CIS) des 
Europäischen Parlaments erfolgt im Einklang mit dem Konzept der Informationssicherung, wie sie in Sicherheitshinweis 3 
festgelegt sind. 

3. Mitglieder des Europäischen Parlaments dürfen Verschlusssachen bis einschließlich Geheimhaltungsgrad CONFIDEN­
TIEL UE/EU CONFIDENTIAL einsehen, ohne eine Sicherheitsüberprüfung absolviert zu haben. 
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4. Fallen die betreffenden Informationen unter die Einstufung CONFIDENTIEL UE/EU CONFIDENTIAL oder eine gleich­
wertige Einstufung, wird Zugang nur den Mitgliedern des Europäischen Parlaments gewährt, die gemäß Absatz 5 vom 
Präsidenten dazu ermächtigt wurden oder die eine förmliche Erklärung über die Geheimhaltung des Inhalts der Informa­
tionen, über die Einhaltung der Verpflichtung zum Schutz von Informationen des Geheimhaltungsgrads CONFIDENTIEL 
UE/EU CONFIDENTIAL und über die Kenntnisnahme von den Konsequenzen der Nichteinhaltung unterzeichnet haben. 

5. Fallen die betreffenden Informationen unter die Einstufung SECRET UE/EU SECRET oder TRÈS SECRET UE/EU TOP 
SECRET oder eine gleichwertige Einstufung, wird Zugang nur den Mitgliedern des Europäischen Parlaments gewährt, die 
vom Präsidenten dazu ermächtigt wurden, 

a)  nachdem sie eine Sicherheitsüberprüfung gemäß Anlage I Teil 2 dieses Beschlusses absolviert haben oder 

b)  nach Erhalt einer Mitteilung einer zuständigen nationalen Behörde, dass die betreffenden Mitglieder aufgrund ihrer 
Aufgaben gemäß dem nationalen Recht ordnungsgemäß ermächtigt sind. 

6. Bevor ihnen Zugang zu Verschlusssachen gewährt wird, werden die Mitglieder des Europäischen Parlaments gemäß 
Anlage I über ihre Verantwortlichkeiten hinsichtlich des Schutzes derartiger Informationen belehrt und erkennen diese 
an. Sie werden zudem über die Mittel zur Sicherstellung des Schutzes belehrt. 

7. Beamte des Europäischen Parlaments und sonstige Parlamentsbedienstete, die für die Fraktionen tätig sind, dürfen 
vertrauliche Informationen einsehen, wenn sie erwiesenermaßen ein „berechtigtes Informationsinteresse“ haben, und dür­
fen Informationen eines höheren Geheimhaltungsgrads als RESTREINT UE/EU RESTRICTED einsehen, wenn sie die entspre­
chende Stufe der Sicherheitsüberprüfung aufweisen. Der Zugang zu Verschlusssachen wird nur gewährt, wenn diese Per­
sonen über ihre Verantwortlichkeiten hinsichtlich des Schutzes solcher Informationen und über die Mittel zur Sicherstel­
lung dieses Schutzes belehrt worden sind und hierzu schriftliche Weisungen erhalten haben und eine Erklärung unter­
zeichnet haben, mit der sie den Erhalt dieser Weisungen bestätigen und sich verpflichten, sie entsprechend den derzeiti­
gen Sicherheitsvorschriften zu befolgen. 

Artikel 4 

Erstellung vertraulicher Informationen und ihre administrative Behandlung durch das Europäische Parlament 

1. Der Präsident des Europäischen Parlaments, die Vorsitze der betroffenen Parlamentsausschüsse und der Generalsek­
retär bzw. eine von ihm schriftlich dazu ermächtigte Person dürfen entsprechend den Sicherheitshinweisen vertrauliche 
Informationen erstellen und/oder Informationen einstufen. 

2. Bei der Erstellung von Verschlusssachen beachtet der Urheber den jeweils angemessenen Geheimhaltungsgrad nach 
Maßgabe der internationalen Standards und Definitionen nach Anlage I. Außerdem legt der Urheber in der Regel die 
Adressaten fest, die entsprechend dem Geheimhaltungsgrad ermächtigt werden sollen, die Informationen einzusehen. 
Diese Festlegung wird dem Referat Verschlusssachen (CIU) mitgeteilt, wenn das Dokument dort abgelegt wird. 

3. „Sonstige vertrauliche Informationen“, die dem Berufsgeheimnis unterliegen, sind nach Maßgabe der Anlagen I und 
II und der Behandlungsanweisungen zu behandeln. 

Artikel 5 

Entgegennahme vertraulicher Informationen durch das Europäische Parlament 

1. Beim Europäischen Parlament eingegangene Informationen werden wie folgt weitergeleitet: 

a) Informationen mit dem Geheimhaltungsgrad RESTREINT UE/EU RESTRICTED oder einem gleichwertigen Geheimhal­
tungsgrad und „sonstige vertrauliche Informationen“ an das Sekretariat des parlamentarischen Organs bzw. Amtsträ­
gers, von dem der Geheimhaltungsgrad beantragt wurde, oder unmittelbar an das CIU; 

b)  Informationen mit dem Geheimhaltungsgrad CONFIDENTIEL UE/EU CONFIDENTIAL, SECRET UE/EU SECRET oder TRÈS 
SECRET UE/EU TOP SECRET oder einem gleichwertigen Geheimhaltungsgrad an das CIU. 
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2. Für die Registrierung, die Aufbewahrung und die Rückverfolgbarkeit von vertraulichen Informationen sorgt entwe­
der das Sekretariat des parlamentarischen Organs bzw. Amtsträgers, bei dem die Informationen eingegangen sind, oder 
das CIU. 

3. Im Fall von vertraulichen Informationen, die von der Kommission gemäß Anhang II Nummer 3.2 der Rahmenver­
einbarung übermittelt werden, bzw. im Fall von Verschlusssachen, die vom Rat gemäß Artikel 5 Absatz 4 der Interinsti­
tutionellen Vereinbarung übermittelt werden, wird die einvernehmlich festzulegende Regelung, mit der die Vertraulichkeit 
der Informationen gewahrt werden soll, zusammen mit den vertraulichen Informationen beim Sekretariat des parlamen­
tarischen Organs bzw. Amtsträgers oder beim CIU hinterlegt. 

4. Die Regelung nach Absatz 3 kann sinngemäß auch bei der Übermittlung vertraulicher Informationen durch andere 
durch die Verträge oder auf deren Grundlage eingerichteten Organen, Einrichtungen und sonstigen Stellen oder durch die 
Mitgliedstaaten angewandt werden. 

5. Damit ein Schutzniveau erreicht wird, das dem Geheimhaltungsgrad TRÈS SECRET UE/EU TOP SECRET oder einem 
gleichwertigen Geheimhaltungsgrad angemessen ist, setzt die Konferenz der Präsidenten einen Kontrollausschuss ein. 
Informationen mit dem Geheimhaltungsgrad TRÈS SECRET UE/EU TOP SECRET oder einem gleichwertigen Geheimhaltungs­
grad sind dem Europäischen Parlament unter Anwendung zusätzlicher Vorkehrungen zu übermitteln, die zwischen dem 
Europäischen Parlament und dem Organ der Union, von dem die Informationen stammen, zu vereinbaren sind. 

Artikel 6 

Übermittlung von Verschlusssachen durch das Europäische Parlament an Dritte 

Das Europäische Parlament kann vorbehaltlich der vorherigen schriftlichen Zustimmung des Urhebers oder gegebenen­
falls des Organs der Union, das dem Europäischen Parlament Verschlusssachen übermittelt hat, die Verschlusssachen 
Dritten unter der Voraussetzung übermitteln, dass sie sicherstellen, dass bei der Behandlung der Verschlusssachen in 
ihren Dienststellen und Räumlichkeiten Bestimmungen eingehalten werden, die den in diesem Beschluss festgelegten 
Bestimmungen gleichwertig sind. 

Artikel 7 

Gesicherte Einrichtungen 

1. Das Europäische Parlament richtet für den Umgang mit vertraulichen Informationen einen gesicherten Bereich und 
gesicherte Leseräume ein. 

2. Der gesicherte Bereich umfasst Einrichtungen zur Registrierung von Verschlusssachen, zur Einsichtnahme in sie 
sowie zu ihrer Archivierung, Übermittlung und Behandlung. Zu dem Bereich gehören unter anderem ein Leseraum und 
ein Sitzungsraum zur Einsichtnahme in Verschlusssachen, und der Bereich wird vom CIU verwaltet. 

3. Außerhalb des gesicherten Bereichs können gesicherte Leseräume für die Einsichtnahme in Informationen, die als 
RESTREINT UE/EU RESTRICTED oder auf einer gleichwertigen Stufe eingestuft sind oder für die Einsichtnahme in „sonstige 
vertrauliche Information“ eingerichtet werden. Diese gesicherten Leseräume sind von den zuständigen Dienststellen der 
Sekretariate der parlamentarischen Gremien bzw. Amtsträger oder vom CIU zu verwalten. In ihnen darf es keine Fotoko­
piergeräte, Telefone, Faxgeräte, Scanner oder sonstige Ausrüstungen zur Vervielfältigung oder Weiterleitung von Doku­
menten geben. 

Artikel 8 

Registrierung, Bearbeitung und Speicherung vertraulicher Informationen 

1. Informationen, die als RESTREINT UE/EU RESTRICTED oder auf einer gleichwertigen Stufe oder als „sonstige vertrauli­
che Information“ eingestuft sind, werden von den zuständigen Dienststellen der Sekretariate der parlamentarischen Gre­
mien bzw. Amtsträger oder vom CIU, je nachdem, bei welcher Stelle die Informationen eingegangen sind, registriert und 
gespeichert. 
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2. Für die Behandlung von Informationen, die als RESTREINT UE/EU RESTRICTED oder auf einer gleichwertigen Stufe 
oder als „sonstige vertrauliche Information“ eingestuft sind, gelten folgende Bedingungen: 

a) Die Dokumente werden dem Leiter des Sekretariats persönlich ausgehändigt, der sie registriert und eine Empfangsbe­
stätigung ausstellt; 

b)  die Dokumente werden in einem abgeschlossenen Raum unter der Verantwortung des Sekretariats aufbewahrt, wenn 
sie gerade nicht verwendet werden; 

c)  die Informationen dürfen auf keinen Fall auf einem anderen Medium gespeichert oder anderen Personen übermittelt 
werden. Entsprechende Dokumente dürfen nur mit ordnungsgemäß akkreditierten Geräten, die der Definition in den 
Sicherheitshinweisen entsprechen, vervielfältigt werden; 

d)  der Zugang zu den Informationen ist auf die Personen beschränkt, die vom Urheber oder von dem Organ der Union, 
das dem Europäischen Parlament die Informationen übermittelt hat, gemäß den in Artikel 4 Absatz 2 bzw. Artikel 5 
Absätze 3, 4 und 5 genannten Regelungen benannt worden sind; 

e)  das Sekretariat des parlamentarischen Organs bzw. Amtsträgers führt Aufzeichnungen über die Personen, die Einsicht 
in die Dokumente genommen haben, und über das Datum und die Uhrzeit der Einsichtnahme. Die Sekretariate der 
parlamentarischen Organe bzw. Amtsträger übermitteln dem CIU die Aufzeichnungen zum Zeitpunkt der Hinterle­
gung der Informationen beim CIU. 

3. Informationen, die als CONFIDENTIEL UE/EU CONFIDENTIAL, SECRET UE/EU SECRET oder TRÈS SECRET UE/EU TOP 
SECRET oder gleichwertig eingestuft sind, werden vom CIU entsprechend der jeweiligen Geheimhaltungsstufe und den 
Festlegungen in den Sicherheitshinweisen im gesicherten Bereich registriert, behandelt und gespeichert. 

4. Im Fall eines Verstoßes gegen die Regeln der Absätze 1 bis 3 unterrichtet der zuständige Beamte des Sekretariats 
des parlamentarischen Gremiums bzw. Amtsträgers oder des CIU den Generalsekretär, der die Angelegenheit an den Prä­
sidenten weiterleitet, falls der Regelverstoß von einem Mitglied des Europäischen Parlaments begangen wurde. 

Artikel 9 

Zugang zu gesicherten Einrichtungen 

1. Zugang zum gesicherten Bereich haben nur 

a)  Personen, die gemäß Artikel 3 Absätze 4 bis 7 berechtigt sind, die dort bereitgehaltenen Informationen einzusehen, 
und die einen Antrag nach Artikel 10 Absatz 1 gestellt haben; 

b) Personen, die gemäß Artikel Absatz 1 berechtigt sind, Verschlusssachen zu erstellen, und die einen Antrag nach Arti­
kel 10 Absatz 1 gestellt haben; 

c)  die Beamten des Europäischen Parlaments, die zum CIU gehören; 

d) die für die Verwaltung des Kommunikations- und Informationssystems zuständigen Beamten des Europäischen Parla­
ments; 

e)  erforderlichenfalls die für Sicherheit und Brandschutz zuständigen Beamten des Europäischen Parlaments; 

f)  Reinigungspersonal, jedoch nur im Beisein und unter strenger Aufsicht eines Beamten des CIU. 

2. Das CIU ist befugt, allen Personen den Zutritt zum gesicherten Bereich zu verwehren, die nicht zugangsberechtigt 
sind. Einsprüche gegen eine solche Zugangsverwehrung sind im Fall von Mitgliedern des Europäischen Parlaments, die 
Zugang beantragen, an den Präsidenten und in anderen Fällen an den Generalsekretär zu richten. 

3. Der Generalsekretär kann eine Sitzung einer begrenzten Zahl von Personen im Sitzungsraum im gesicherten 
Bereich genehmigen. 
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4. Zugang zu einem gesicherten Leseraum haben nur 

a)  die Mitglieder des Europäischen Parlaments, Beamte des Europäischen Parlaments und sonstige, für Fraktionen tätige 
Parlamentsbedienstete, die zum Zweck der Einsichtnahme in vertrauliche Informationen oder der Erstellung solcher 
Informationen gebührend ausgewiesen sind; 

b) die für die Verwaltung des Kommunikations- und Informationssystems zuständigen Beamten des Europäischen Parla­
ments, die Beamten des Sekretariats des parlamentarischen Organs bzw. Amtsträgers, bei dem die Informationen ein­
gegangen sind, und Beamte des CIU; 

c)  erforderlichenfalls die für Sicherheit und Brandschutz zuständigen Beamten des Europäischen Parlaments; 

d)  Reinigungspersonal, jedoch nur im Beisein und unter strenger Aufsicht eines im Sekretariat des parlamentarischen 
Organs bzw. Amtsträgers oder im CIU tätigen Beamten. 

5. Das zuständige Sekretariat des parlamentarischen Organs bzw. Amtsträgers oder das CIU ist befugt, allen Personen 
den Zutritt zu einem gesicherten Leseraum zu verwehren, die nicht zugangsberechtigt sind. Einsprüche gegen eine solche 
Zugangsverwehrung sind im Fall von Mitgliedern des Europäischen Parlaments, die Zugang beantragen, an den Präsiden­
ten und in anderen Fällen an den Generalsekretär zu richten. 

Artikel 10 

Einsichtnahme in vertrauliche Informationen und Erstellung solcher Informationen in gesicherten 
Einrichtungen 

1. Jede Person, die im gesicherten Bereich Einsicht in vertrauliche Informationen nehmen oder solche Informationen 
erstellen will, teilt dem CIU vorab ihren Namen mit. Das CIU prüft die Identität dieser Person und überprüft, ob sie 
gemäß Artikel 3 Absätze 3 bis 7, Artikel 4 Absatz 1 oder Artikel 5 Absätze 3, 4 und 5 zur Einsichtnahme bzw. zur 
Erstellung vertraulicher Informationen ermächtigt ist. 

2. Jede Person, die nach Maßgabe von Artikel 3 Absätze 3 und 7 in einem gesicherten Leseraum Einsicht in vertrauli­
che Informationen, die als RESTREINT UE/EU RESTRICTED oder gleichwertig oder als „sonstige vertrauliche Informationen“ 
eingestuft wurden, nehmen will, teilt ihren Namen vorab den zuständigen Dienststellen des Sekretariats des parlamentari­
schen Gremiums bzw. Amtsträgers oder dem CIU mit. 

3. Mit Ausnahme von außergewöhnlichen Umständen (zum Beispiel zahlreiche Anträge auf Einsichtnahme innerhalb 
einer kurzen Zeitspanne) darf jeweils nur einer Person gestattet werden, einzeln vertrauliche Informationen in der gesi­
cherten Einrichtung im Beisein eines Beamten des Sekretariats des parlamentarischen Gremiums bzw. Amtsträgers oder 
des CIU einzusehen. 

4. Während der Einsichtnahme sind der Kontakt mit der Außenwelt (auch über Telefon oder andere technische Hilfs­
mittel), das Aufzeichnen von Notizen und das Fotokopieren oder Fotografieren der eingesehenen vertraulichen Informa­
tionen untersagt. 

5. Bevor einer Person gestattet wird, die gesicherte Errichtung zu verlassen, überprüft der Beamte des Sekretariats des 
parlamentarischen Gremiums bzw. Amtsträgers oder des CIU, dass die eingesehenen vertraulichen Informationen weiter­
hin unversehrt und vollständig vorhanden sind. 

6. Im Fall eines Verstoßes gegen die vorstehenden Regeln unterrichtet der zuständige Beamte des Sekretariats des par­
lamentarischen Gremiums bzw. Amtsträgers oder des CIU den Generalsekretär, der die Angelegenheit an den Präsidenten 
weiterleitet, falls es sich um ein Mitglied des Europäischen Parlaments handelt. 

Artikel 11 

Mindeststandards für die Einsichtnahme in vertrauliche Informationen in einer Sitzung unter Ausschluss der 
Öffentlichkeit außerhalb gesicherter Einrichtungen 

1. Informationen, die als RESTREINT UE/EU RESTRICTED oder gleichwertig oder als „sonstige vertrauliche Informatio­
nen“ eingestuft wurden, können von Mitgliedern der Ausschüsse des Parlaments oder anderer politischer und administra­
tiver Einrichtungen des Europäischen Parlaments in einer Sitzung unter Ausschluss der Öffentlichkeit außerhalb der gesi­
cherten Einrichtungen eingesehen werden. 
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2. Unter den in Absatz 1 vorgesehenen Umständen sorgt das Sekretariat des für die Sitzung zuständigen parlamentari­
schen Gremiums bzw. Amtsträgers dafür, dass folgende Bedingungen erfüllt werden: 

a) Nur die vom Vorsitz des zuständigen Ausschusses bzw. der zuständigen Einrichtung zur Teilnahme an der Sitzung be­
stimmten Personen dürfen den Sitzungssaal betreten; 

b)  alle Dokumente sind nummeriert, werden zu Beginn der Sitzung ausgeteilt und am Ende wieder eingesammelt, und 
es werden keine Aufzeichnungen, Fotokopien oder Fotografien davon gemacht; 

c)  im Sitzungsprotokoll wird nicht auf den Inhalt der Erörterung der geprüften Informationen Bezug genommen. Nur 
der diesbezügliche Beschluss, sofern einer gefasst wurde, darf vermerkt werden; 

d) für vertrauliche Informationen, die Empfängern beim Europäischen Parlament mündlich übermittelt werden, gilt das­
selbe Schutzniveau wie für in schriftlicher Form bereitgestellte vertrauliche Informationen; 

e)  in den Sitzungssälen werden keine zusätzlichen Dokumentbestände bereitgehalten; 

f) Exemplare der Dokumente werden den Teilnehmern und den Dolmetschern zu Sitzungsbeginn nur in der notwendi­
gen Anzahl ausgehändigt; 

g) zu Sitzungsbeginn gibt der Sitzungsvorsitz deutlich den Status der Dokumente in Bezug auf Einstufung/Kennzeich­
nung bekannt; 

h)  die Teilnehmer nehmen keine Dokumente aus dem Sitzungssaal mit; 

i)  das Sekretariat des parlamentarischen Gremiums bzw. Amtsträgers sammelt sämtliche Exemplare der Dokumente am 
Ende der Sitzung ein und führt über sie Buch; und 

j) elektronische Kommunikationsmittel oder andere elektronische Geräte werden nicht in den Sitzungssaal mitgenom­
men, in dem die vertrauliche Information eingesehen oder erörtert wird. 

3. Wenn Informationen, die als CONFIDENTIEL UE/EU CONFIDENTIAL oder gleichwertig eingestuft worden sind, in 
Übereinstimmung mit den in Anhang II Nummer 3.2.2 der Rahmenvereinbarung und in Artikel 6 Absatz 5 der Inter­
institutionellen Vereinbarung festgelegten Ausnahmen in einer Sitzung unter Ausschluss der Öffentlichkeit erörtert wer­
den, sorgt das Sekretariat des für die Sitzung zuständigen parlamentarischen Gremiums bzw. Amtsträgers neben der 
Sicherstellung der Einhaltung der Bestimmungen des Absatzes 2 dafür, dass die zur Teilnahme an der Sitzung bestimm­
ten Personen den Anforderungen des Artikels 3 Absätze 4 und 7 genügen. 

4. In dem in Absatz 3 vorgesehenen Fall stellt das CIU dem Sekretariat des für die Sitzung unter Ausschluss der 
Öffentlichkeit zuständigen parlamentarischen Gremiums bzw. Amtsträgers die benötigte Anzahl an Exemplaren der zu 
erörternden Dokumente zur Verfügung, und diese werden nach der Sitzung dem CIU zurückgegeben. 

Artikel 12 

Archivierung vertraulicher Informationen 

1. Im gesicherten Bereich werden Einrichtungen für eine gesicherte Archivierung geschaffen. Das CIU ist für die Füh­
rung des gesicherten Archivs entsprechend den auf die Archivierung bezogenen Standardkriterien zuständig. 

2. Verschlusssachen, die endgültig beim CIU hinterlegt sind, und Informationen, die als CONFIDENTIEL UE/EU CONFI­
DENTIAL oder gleichwertig eingestuft worden sind und beim Sekretariat des parlamentarischen Organs bzw. Amtsträgers 
hinterlegt wurden, sind sechs Monate nach der letzten Einsichtnahme und spätestens ein Jahr, nachdem sie hinterlegt 
wurden, in die gesicherte Archivierung im gesicherten Bereich zu verbringen. „Sonstige vertrauliche Informationen“ wer­
den vom Sekretariat des betreffenden parlamentarischen Organs bzw. Amtsträgers nach den allgemeinen Bestimmungen 
über die Dokumentenverwaltung archiviert, sofern sie nicht beim CIU hinterlegt worden sind. 
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3. Im gesicherten Archiv aufbewahrte vertrauliche Informationen können unter folgenden Bedingungen eingesehen 
werden: 

a) Nur namentlich oder durch ihre Funktion oder ihr Amt in dem Begleitdokument, das bei der Aufnahme der vertrauli­
chen Informationen in das Archiv erstellt wurde, gekennzeichnete Personen sind zur Einsichtnahme in diese Informa­
tionen befugt; 

b) der Antrag auf Einsichtnahme in die vertraulichen Informationen ist dem CIU vorzulegen, das das betreffende Doku­
ment dann in den gesicherten Leseraum verbringt; und 

c)  die in Artikel 10 festgelegten Verfahren und Bedingungen bezüglich der Einsichtnahme in vertrauliche Informationen 
finden Anwendung. 

Artikel 13 

Herabstufung, Freigabe und Aufhebung der Kennzeichnung von vertraulichen Informationen 

1. Vertrauliche Informationen dürfen nur mit vorheriger Genehmigung des Urhebers und erforderlichenfalls nach 
Rücksprache mit anderen Beteiligten herabgestuft, freigegeben oder von der Kennzeichnung befreit werden. 

2. Die Herabstufung bzw. die Freigabe ist schriftlich zu bestätigen. Dem Urheber obliegt es, die Empfänger des Doku­
ments über die Änderung der Einstufung zu informieren, und diesen obliegt es ihrerseits, die weiteren Empfänger, denen 
sie das Original oder eine Kopie des Dokuments zugeleitet haben, von der Änderung zu unterrichten. Soweit möglich, 
gibt der Urheber auf als Verschlusssache eingestuften Dokumenten den Zeitpunkt oder ein Ereignis, ab dem — oder eine 
Zeitspanne, in der — die in dem Dokument enthaltenen Informationen herabgestuft oder freigegeben werden können. 
Andernfalls überprüft er die betroffenen Dokumente in Abständen von höchstens fünf Jahren, um sich zu vergewissern, 
dass die ursprüngliche Einstufung nach wie vor erforderlich ist. 

3. In den gesicherten Archiven aufbewahrte vertrauliche Informationen werden rechtzeitig, spätestens am 25. Jahres­
tag nach ihrer Erstellung, darauf hin überprüft, ob sie freigegeben oder herabgestuft werden sollen bzw. ob ihre Kenn­
zeichnung aufgehoben werden soll. Die Überprüfung und Veröffentlichung solcher Informationen erfolgt gemäß den 
Bestimmungen der Verordnung (EWG, Euratom) Nr. 354/83 des Rates vom 1. Februar 1983 über die Freigabe der histo­
rischen Archive der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Europäischen Atomgemeinschaft (1). Die Freigabe 
erfolgt gemäß Anlage I Teil 1 Abschnitt 10 durch den Urheber der vertraulichen Informationen oder durch die zu dem 
Zeitpunkt zuständige Dienststelle. 

4. Nach der Freigabe werden die zuvor als Verschlusssache eingestuften und im gesicherten Archiv aufbewahrten 
Informationen dem historischen Archiv des Europäischen Parlaments zum Zweck der ständigen Aufbewahrung und der 
Weiterbehandlung nach den geltenden Bestimmungen zugeführt. 

5. Nach der Aufhebung der Kennzeichnung unterliegen die zuvor als „sonstige vertrauliche Informationen“ eingestuf­
ten Informationen den beim Europäischen Parlament geltenden Bestimmungen über die Dokumentenverwaltung. 

Artikel 14 

Verletzung der Sicherheit, Verlust der vertraulichen Information oder Kenntnisnahme durch Unbefugte 

1. Ein Verstoß gegen die Geheimhaltungspflicht im Allgemeinen und gegen diesen Beschluss im Besonderen, zieht im 
Fall von Mitgliedern des Europäischen Parlaments die Anwendung der in der Geschäftsordnung des Europäischen Parla­
ments festgelegten einschlägigen Bestimmungen über Sanktionen nach sich. 

2. Ein Verstoß durch einen Bediensteten des Europäischen Parlaments führt zur Anwendung der Verfahren und Sank­
tionen, die im Statut der Beamten der Europäischen Union und in den Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen 
Bediensteten der Europäischen Union, festgelegt durch die Verordnung (EWG, Euratom, EGKS) Nr. 259/68 (2) („Beamten­
statut“) vorgesehen sind. 
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3. Bei einem Verstoß gemäß der Definition in Sicherheitshinweis 6 veranlasst der Präsident und/oder der Generalsek­
retär die erforderlichen Untersuchungen. 

4. Wurden die vertraulichen Informationen dem Europäischen Parlament durch ein Organ der Union oder einen Mit­
gliedstaat übermittelt, unterrichten der Präsident und/oder der Generalsekretär das Organ der Union bzw. den betroffe­
nen Mitgliedstaat über einen erwiesenen oder mutmaßlichen Verlust einer Verschlusssache oder eine erwiesene oder mut­
maßliche Kenntnisnahme von einer Verschlusssache durch Unbefugte sowie über die Ergebnisse der Untersuchung und 
die Maßnahmen gegen eine Wiederholung des Vorfalls. 

Artikel 15 

Anpassung dieses Beschlusses und der Durchführungsbestimmungen sowie jährliche Berichterstattung über die 
Anwendung dieses Beschlusses 

1. Der Generalsekretär arbeitet Vorschläge für gegebenenfalls notwendige Anpassungen dieses Beschlusses und seiner 
in den Anlagen festgelegten Durchführungsbestimmungen aus und legt sie dem Präsidium zur Entscheidung vor. 

2. Der Generalsekretär ist für die Durchführung dieses Beschlusses durch die Dienststellen des Europäischen Parla­
ments verantwortlich und gibt in Übereinstimmung mit den Grundsätzen dieses Beschlusses die Behandlungsanweisun­
gen in Bezug auf die unter das Managementsystem für Informationssicherheit (ISMS) fallenden Angelegenheiten heraus. 

3. Der Generalsekretär legt dem Präsidium einen Jahresbericht über die Anwendung dieses Beschlusses vor. 

Artikel 16 

Übergangs- und Schlussbestimmungen 

1. Nicht als Verschlusssache eingestufte Informationen, die beim CIU oder in einem anderen Archiv des Europäischen 
Parlaments vorliegen, als vertraulich gelten und vor dem 1. April 2014 datiert wurden, gelten für die Zwecke dieses 
Beschlusses als „sonstige vertrauliche Informationen“. Deren Urheber kann ihren Geheimhaltungsgrad jederzeit einer 
Überprüfung unterziehen. 

2. Abweichend von Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe a und Artikel 8 Absatz 1 dieses Beschlusses sind Informationen, die 
aufgrund der in der Interinstitutionellen Vereinbarung vom Rat zur Verfügung gestellt und als RESTREINT UE/EU RESTRIC­
TED oder gleichwertig eingestuft sind, während 12 Monaten ab dem 1. April 2014 beim CIU zu hinterlegen und von 
ihm zu registrieren und aufzubewahren. Derartige Informationen können nach Maßgabe von Artikel 4 Absatz 2 Buchsta­
ben a und c sowie Artikel 5 Absatz 4 der Interinstitutionellen Vereinbarung eingesehen werden. 

3. Der Beschluss des Präsidiums des Europäischen Parlaments vom 6. Juni 2011 über die Regeln zur Behandlung ver­
traulicher Informationen durch das Europäische Parlament wird aufgehoben. 

Artikel 17 

Inkrafttreten 

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.  
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ANLAGE I 

Teil 1 

GRUNDSÄTZE UND SICHERHEITSMINDESTSTANDARDS FÜR DEN SCHUTZ VERTRAULICHER 
INFORMATIONEN 

1. EINLEITUNG 

Die vorliegenden Bestimmungen enthalten die Grundsätze und Sicherheitsmindeststandards zum Schutz von vertrauli­
chen Informationen, die vom Europäischen Parlament an sämtlichen Dienstorten sowie von allen Empfängern von Ver­
schlusssachen und „sonstigen vertraulichen Informationen“ einzuhalten sind, damit die Sicherheit gewährleistet ist und 
alle betroffenen Personen darauf vertrauen können, dass ein einheitliches Schutzniveau vorgegeben ist. Die Bestimmun­
gen werden ergänzt durch die Sicherheitshinweise in Anlage II und sonstige Bestimmungen über die Behandlung vertrau­
licher Informationen durch die Ausschüsse des Parlaments und andere parlamentarische Organe bzw. Amtsträger. 

2. GRUNDSÄTZE 

Die Sicherheitsstrategie des Europäischen Parlaments ist integraler Bestandteil seines Gesamtkonzepts für die interne Ver­
waltung und beruht damit auf den Grundsätzen dieses Gesamtkonzepts. Zu diesen Grundsätzen zählen Rechtmäßigkeit, 
Transparenz, Rechenschaftspflicht, Subsidiarität und Verhältnismäßigkeit. 

Der Begriff der Rechtmäßigkeit umfasst die Notwendigkeit, bei der Ausübung von Sicherheitsfunktionen voll und ganz 
innerhalb des rechtlichen Rahmens zu bleiben und die geltenden rechtlichen Anforderungen einzuhalten. Zudem müssen 
die Verantwortlichkeiten im Sicherheitsbereich auf angemessenen Rechtsvorschriften beruhen. Das Beamtenstatut, insbe­
sondere Artikel 17 (Verpflichtung der Bediensteten, sich jeder nicht genehmigten Verbreitung von Informationen zu ent­
halten, von denen sie im Rahmen ihrer Aufgaben Kenntnis erhalten) und Titel VI (Disziplinarmaßnahmen) finden unein­
geschränkt Anwendung. Schließlich müssen Verstöße gegen die Sicherheitsbestimmungen, die in der Zuständigkeit des 
Europäischen Parlaments liegen, im Einklang mit seiner Geschäftsordnung und seinen Grundsätzen in Bezug auf Diszipli­
narmaßnahmen behandelt werden. 

Der Begriff der Transparenz umfasst das Erfordernis der Klarheit in Bezug auf alle Sicherheitsvorschriften, des Gleichge­
wichts zwischen den Dienststellen und dienstlichen Bereichen (physische Sicherheit gegenüber Schutz von Informationen 
usw.) und einer in sich schlüssigen und strukturierten Strategie für das Sicherheitsbewusstsein. Er umfasst außerdem das 
Erfordernis klarer schriftlicher Leitlinien für die Durchführung von Sicherheitsmaßnahmen. 

Der Begriff der Rechenschaftspflicht bedeutet, dass die Verantwortlichkeiten im Sicherheitsbereich eindeutig festgelegt 
werden müssen. Zudem umfasst er das Erfordernis, in regelmäßigen Abständen festzustellen, ob die Verantwortlichkeiten 
ordnungsgemäß wahrgenommen worden sind. 

Der Begriff der Subsidiarität bedeutet, dass die Sicherheit auf der niedrigstmöglichen Ebene und möglichst nahe bei den 
einzelnen Generaldirektionen und Dienststellen des Europäischen Parlaments organisiert werden muss. Verhältnismäßig­
keit bedeutet, dass sicherheitsbezogene Tätigkeiten streng auf das absolut notwendige Maß beschränkt werden und dass 
Sicherheitsmaßnahmen in einem angemessenen Verhältnis zu den zu schützenden Interessen und zu der tatsächlichen 
oder potenziellen Bedrohung dieser Interessen stehen müssen, damit die Interessen in einer Weise geschützt werden kön­
nen, die mit möglichst geringen Beeinträchtigungen verbunden ist. 

3. GRUNDLAGEN DER INFORMATIONSSICHERHEIT 

Die Grundlagen solider Informationssicherheit sind 

a) solide Kommunikations- und Informationssysteme (CIS). Diese fallen unter die Verantwortlichkeit des Sicherheitsor­
gans des Europäischen Parlaments (wie im Sicherheitshinweis 1 definiert); 

b)  intern beim Europäischen Parlament die Informationssicherungsstelle (wie im Sicherheitshinweis 1 definiert), die dafür 
zuständig ist, in Zusammenarbeit mit dem Sicherheitsorgan Informationen und Beratung über technische Bedrohun­
gen der Kommunikations- und Informationssysteme (CIS) und die Mittel zum Schutz vor diesen Bedrohungen bereit­
zustellen; 

c) eine enge Zusammenarbeit zwischen den zuständigen Dienststellen des Europäischen Parlaments und den Sicherheits­
diensten der anderen Unionsorgane; 
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4. GRUNDSÄTZE DER INFORMATIONSSICHERHEIT 

4.1. Ziele 

Die Hauptziele im Bereich der Informationssicherheit sind: 

a)  Schutz von vertraulichen Informationen vor Spionage, Kenntnisnahme durch Unbefugte oder unerlaubter Weitergabe; 

b)  Schutz von Verschlusssachen, die in Kommunikations- und Informationssystemen und -netzen behandelt werden, vor 
der Gefährdung ihrer Vertraulichkeit, Integrität und Verfügbarkeit; 

c)  Schutz der Gebäude des Parlaments, in denen Verschlusssachen aufbewahrt werden, vor Sabotage und vorsätzlicher 
Beschädigung; 

d)  im Fall des Versagens der Sicherheitsvorkehrungen: Bewertung des entstandenen Schadens, Begrenzung der Folgen, 
Durchführung sicherheitsbezogener Nachforschungen und Festlegung von zur Behebung des Schadens erforderlichen 
Maßnahmen. 

4.2. Einstufung 

4.2.1. Im Bereich der Vertraulichkeit muss bei der Auswahl der schutzbedürftigen Informationen und Materialien und 
bei der Bewertung des Umfangs des erforderlichen Schutzes mit Sorgfalt vorgegangen und auf Erfahrungen zurückgegrif­
fen werden. Es ist von entscheidender Bedeutung, dass der Umfang des Schutzes der Sicherheitsrelevanz der jeweils zu 
schützenden Informationen und Materialien entspricht. Im Interesse eines reibungslosen Informationsflusses müssen 
sowohl eine zu hohe als auch eine zu niedrige Einstufung vermieden werden. 

4.2.2. Das Einstufungssystem ist das Instrument, mit dem die in diesem Abschnitt genannten Grundsätze umgesetzt 
werden. Ein entsprechendes Einstufungssystem ist bei der Planung und Durchführung von Maßnahmen zur Bekämpfung 
von Spionage, Sabotage, Terrorismus und anderen Arten der Bedrohung anzuwenden, damit die wichtigsten Gebäude, in 
denen Verschlusssachen aufbewahrt werden, und die empfindlichsten Stellen in diesen Gebäuden den größtmöglichen 
Schutz erhalten. 

4.2.3. Die Verantwortung für die Festlegung des Geheimhaltungsgrads einer Information liegt allein bei dem Urheber 
der betreffenden Information. 

4.2.4. Der Geheimhaltungsgrad hängt allein vom Inhalt der betreffenden Information ab. 

4.2.5. Werden mehrere Informationen zu einem Ganzen zusammengestellt, muss ihre Einstufung mindestens so hoch 
sein wie der Geheimhaltungsgrad des am höchsten eingestuften Bestandteils. Eine Zusammenstellung von Informationen 
kann indessen höher eingestuft werden als ihre Bestandteile. 

4.2.6 Eine Einstufung erfolgt nur dann, wenn sie erforderlich ist, und nur für den Zeitraum, in dem sie erforderlich ist. 

4.3. Ziele von Sicherheitsmaßnahmen 

Sicherheitsmaßnahmen 

a) erstrecken sich auf alle Personen, die Zugang zu Verschlusssachen, Medien mit Verschlusssachen und „sonstigen ver­
traulichen Informationen“ haben, sowie auf alle Gebäude, in denen sich derartige Informationen und wichtige Einrich­
tungen befinden; 

b)  sind so ausgelegt, dass Personen, die aufgrund ihrer Stellung (Zugangsmöglichkeiten, Verbindungen oder andere 
Gesichtspunkte) die Sicherheit solcher Informationen und wichtiger Einrichtungen, in denen solche Informationen 
aufbewahrt werden, gefährden könnten, erkannt und vom Zugang ausgeschlossen oder fern gehalten werden; 
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c)  müssen verhindern, dass unbefugte Personen Zugang zu solchen Informationen oder zu Einrichtungen, in denen sie 
aufbewahrt werden, erhalten; 

d) müssen sicherstellen, dass solche Informationen nur unter Beachtung des für alle Aspekte der Sicherheit grundlegen­
den Grundsatzes des berechtigten Informationsinteresses verbreitet werden; 

e)  müssen die Integrität (d. h. Unterbindung von Verfälschungen, unbefugten Änderungen oder unbefugten Löschungen) 
und die Verfügbarkeit (für Personen, die Zugang benötigen und dazu ermächtigt sind) von vertraulichen Informatio­
nen sicherstellen, insbesondere wenn die Informationen in elektromagnetischer Form gespeichert, verarbeitet oder 
übermittelt werden. 

5. GEMEINSAME MINDESTSTANDARDS 

Das Europäische Parlament sorgt dafür, dass gemeinsame Mindeststandards für die Sicherheit von allen Empfängern von 
Verschlusssachen eingehalten werden, sowohl innerhalb des Organs als auch in seinem Zuständigkeitsbereich, d. h. von 
allen Dienststellen und Auftragnehmern, damit bei der Weitergabe der Informationen darauf vertraut werden kann, dass 
sie mit derselben Sorgfalt behandelt werden. Diese Mindeststandards umfassen Kriterien für die Sicherheitsüberprüfung 
von Beamten des Europäischen Parlaments und sonstigen Parlamentsbediensteten, die für die Fraktionen tätig sind, sowie 
Verfahren zum Schutz von vertraulichen Informationen. 

Das Europäische Parlament gewährt Dritten nur dann Zugang zu derartigen Informationen, wenn sie gewährleisten, dass 
beim Umgang mit den Informationen Bestimmungen eingehalten werden, die diesen gemeinsamen Mindeststandards 
mindestens gleichwertig sind. 

Solche gemeinsamen Mindeststandards sind auch anzuwenden, wenn das Parlament aufgrund eines Vertrags oder einer 
Finanzhilfevereinbarung juristischen Personen in der Wirtschaft oder anderen Personen Aufgaben überträgt, die mit ver­
traulichen Informationen verbunden sind. 

6. SICHERHEITSBESTIMMUNGEN IN BEZUG AUF BEAMTE DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND SONSTIGE PAR­
LAMENTSBEDIENSTETE, DIE FÜR DIE FRAKTIONEN TÄTIG SIND 

6.1. Sicherheitsanweisungen in Bezug auf Beamte des Europäischen Parlaments und sonstige Parlamentsbedienstete, 
die für die Fraktionen tätig sind 

Beamte des Europäischen Parlaments und sonstige, für die Fraktionen tätige Parlamentsbedienstete, die Stellen bekleiden, 
in deren Rahmen sie Zugang zu Verschlusssachen erhalten könnten, sind bei Aufnahme ihrer Tätigkeit und danach in 
regelmäßigen Abständen eingehend über die Notwendigkeit von Sicherheitsbestimmungen und sicherheitsbezogenen Ver­
fahren zu unterrichten. Diese Personen haben schriftlich zu bestätigen, dass sie die geltenden Sicherheitsbestimmungen 
gelesen haben und in vollem Umfang verstehen. 

6.2. Verantwortung der Führungskräfte 

Es muss zu den Pflichten von Führungskräften gehören, sich Kenntnis darüber zu verschaffen, welche ihrer Mitarbeiter 
mit Verschlusssachen zu tun haben oder Zugang zu gesicherten Kommunikations- oder Informationssystemen haben, 
und alle Vorfälle oder offenkundigen Schwachpunkte, die sicherheitsrelevant sein könnten, festzuhalten und zu melden. 

6.3. Sicherheitsstatus von Beamten und sonstigen Parlamentsbediensteten, die für die Fraktionen tätig sind 

Es sind Verfahren vorzusehen, durch die bei Bekanntwerden nachteiliger Informationen über einen Beamten des Europä­
ischen Parlaments oder einen sonstigen Parlamentsbediensteten, der für eine Fraktion tätig ist, sichergestellt wird, dass 
Maßnahmen ergriffen werden um festzustellen, ob diese Person in ihrer Arbeit mit Verschlusssachen zu tun hat oder 
Zugang zu gesicherten Kommunikations- oder Informationssystemen hat, und dass der zuständige Dienst des Europä­
ischen Parlaments in Kenntnis gesetzt wird. Gibt die zuständige nationale Sicherheitsbehörde Hinweise darauf, dass die 
fragliche Person ein Sicherheitsrisiko darstellt, ist diese von Aufgaben, bei denen sie die Sicherheit gefährden könnte, aus­
zuschließen oder fern zu halten. 

7. PHYSISCHER GEHEIMSCHUTZ 

„Physischer Geheimschutz“ bedeutet die Anwendung von physischen und technischen Schutzmaßnahmen, um unbefug­
ten Zugang zu Verschlusssachen zu verhindern. 
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7.1. Schutzbedarf 

Der Umfang der anzuwendenden Maßnahmen des physischen Geheimschutzes zum Schutz von Verschlusssachen muss 
in angemessenem Verhältnis zum Geheimhaltungsgrad, zum Umfang und zur Bedrohung der entsprechenden Informa­
tionen und Materialien stehen. Alle Personen, die Verschlusssachen verwahren, haben eine einheitliche Praxis bei der Ein­
stufung solcher Informationen anzuwenden und gemeinsame Schutzstandards für die Verwahrung, Übermittlung und 
Beseitigung schutzbedürftiger Informationen und Materialien zu beachten. 

7.2. Überprüfung 

Personen, die Bereiche, in denen sich ihnen anvertraute Verschlusssachen befinden, unbeaufsichtigt lassen, müssen dafür 
sorgen, dass die Verschlusssachen sicher aufbewahrt und alle Sicherungsvorkehrungen (Schlösser, Alarm usw.) aktiviert 
worden sind. Weitere hiervon unabhängige Kontrollen sind nach Dienstschluss durchzuführen. 

7.3. Gebäudesicherheit 

Gebäude, in denen sich Verschlusssachen oder gesicherte Kommunikations- und Informationssysteme befinden, sind 
gegen unerlaubten Zutritt zu schützen. 

Die Art der Schutzmaßnahmen für Verschlusssachen (z. B. Vergitterung von Fenstern, Türschlösser, Wachen am Eingang, 
automatische Zugangskontrollsysteme, Sicherheitskontrollen und Rundgänge, Alarmsysteme, Einbruchmeldesysteme und 
Wachhunde) hängt von folgenden Faktoren ab: 

a)  Geheimhaltungsgrad und Umfang der zu schützenden Informationen und Materialien sowie Ort ihrer Unterbringung 
im Gebäude; 

b)  Qualität der Sicherheitsbehältnisse, in denen sich die Informationen und Materialien befinden, und 

c)  Beschaffenheit und Lage des Gebäudes. 

Die Art der Schutzmaßnahmen für Kommunikations- und Informationssysteme hängt von folgenden Faktoren ab: Beur­
teilung des Wertes der betreffenden Vermögenswerte und der Höhe des im Fall einer Kenntnisnahme durch Unbefugte 
entstehenden Schadens, Beschaffenheit und Lage des Gebäudes, in dem das System untergebracht ist, und Ort seiner 
Unterbringung im Gebäude. 

7.4. Notfallpläne 

Für den Schutz vertraulicher Informationen in Notfällen müssen vorab detaillierte Pläne bereitgehalten werden. 

8. SICHERHEITSKENNUNGEN, KENNZEICHNUNGEN, ANBRINGUNG UND REGELN FÜR DIE EINSTUFUNG ALS 
VERSCHLUSSSACHE 

8.1. Sicherheitskennungen 

Andere Geheimhaltungsgrade als die in Artikel 2 Buchstabe d dieses Beschlusses genannten sind nicht zugelassen. 

Eine vereinbarte Sicherheitskennung darf verwendet werden, um die Geltungsdauer eines Geheimhaltungsgrades zu 
begrenzen (was bei Verschlusssachen automatische Herabstufung des Geheimhaltungsgrades oder Freigabe bedeutet). 
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Sicherheitskennungen sind nur in Verbindung mit einem Geheimhaltungsgrad zu verwenden. 

Sicherheitskennungen sind in Sicherheitshinweis 2 im Einzelnen geregelt und in den Behandlungsanweisungen festgelegt. 

8.2. Kennzeichnungen 

Kennzeichnungen werden benutzt, um vorab festgelegte spezifische Anweisungen zum Umgang mit vertraulichen Infor­
mationen deutlich zu machen. Kennzeichnungen können außerdem den von einem bestimmten Dokument abgedeckten 
Bereich, eine besondere Verbreitung auf der Grundlage des berechtigten Informationsinteresses oder (bei Dokumenten, 
die nicht als Verschlusssache eingestuft sind) den Ablauf einer Sperrfrist angeben. 

Eine Kennzeichnung ist keine Einstufung und darf nicht anstelle einer solchen verwendet werden. 

Kennzeichnungen sind in Sicherheitshinweis 2 im Einzelnen geregelt und in den Behandlungsanweisungen festgelegt. 

8.3. Anbringung von Hinweisen auf den Geheimhaltungsgrad und von Sicherheitskennungen 

Die Anbringung von Hinweisen auf den Geheimhaltungsgrad, Sicherheitskennungen und Kennzeichnungen muss nach 
Maßgabe des Sicherheitshinweises 2 Abschnitt E und der Behandlungsanweisungen vorgenommen werden. 

8.4. Organisation der Einstufung 

8.4.1 Allgemeines 

Informationen sind nur dann als Verschlusssache einzustufen, wenn es nötig ist. Der Geheimhaltungsgrad ist klar und 
korrekt anzugeben und nur so lange beizubehalten, wie die Informationen geschützt werden müssen. 

Die Verantwortung für die Festlegung des Geheimhaltungsgrades einer Information und für jede anschließende Herabstu­
fung oder Freigabe liegt allein beim Urheber der Information. 

Beamte des Europäischen Parlaments nehmen auf Anweisung des Generalsekretärs oder in dessen Auftrag Einstufungen, 
Herabstufungen des Geheimhaltungsgrades oder Freigaben von Informationen vor. 

Die Einzelheiten der Verfahren für die Behandlung von als Verschlusssache eingestuften Dokumenten müssen so angelegt 
sein, dass die Gewissheit besteht, dass die Dokumente den ihrem Inhalt angemessenen Schutz erhalten. 

Die Zahl der Personen, die dazu ermächtigt sind, Informationen des Geheimhaltungsgrades TRÈS SECRET UE/EU TOP 
SECRET in Umlauf zu bringen, ist möglichst klein zu halten, und ihre Namen sind in einer Liste zu verzeichnen, die von 
dem CIU geführt wird. 

8.4.2 Anwendung der Geheimhaltungsgrade 

Bei der Festlegung des Geheimhaltungsgrades eines Dokuments wird das Niveau der Schutzbedürftigkeit seines Inhalts 
entsprechend den Begriffsbestimmungen in Artikel 2 Buchstabe d zugrunde gelegt. Es ist wichtig, dass die Einstufung 
korrekt vorgenommen und sparsam mit ihr umgegangen wird. 

Ein Begleitschreiben oder ein Übermittlungsvermerk ist mindestens so hoch einzustufen wie die am höchsten eingestufte 
Anlage. Der Urheber muss klar angeben, welcher Geheimhaltungsgrad für das Begleitschreiben bzw. den Übermittlungs­
vermerk gilt, wenn ihm seine Anlagen nicht beigefügt sind. 
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Der Urheber eines Dokuments, dem ein Geheimhaltungsgrad zugeordnet werden soll, muss die vorstehend genannten 
Vorschriften befolgen und eine zu hohe oder zu niedrige Einstufung vermeiden. 

Einzelne Seiten, Absätze, Abschnitte, Anhänge und sonstige Anlagen eines Dokuments können unterschiedliche Geheim­
haltungsgrade erfordern und sind entsprechend einzustufen. Der Geheimhaltungsgrad des Gesamtdokuments muss der 
Geheimhaltungsgrad seines am höchsten eingestuften Teils sein. 

9. INSPEKTIONEN 

Regelmäßige interne Inspektionen der Sicherheitsvorkehrungen zum Schutz von Verschlusssachen sind von der Direktion 
Sicherheit und Risikobewertung des Europäischen Parlaments durchzuführen, die die Sicherheitsorgane des Rates oder 
der Kommission um Unterstützung ersuchen kann. 

Die Sicherheitsorgane und die zuständigen Stellen bei den Organen der Union können im Rahmen eines von einem der 
Organe eingeleiteten einvernehmlichen Prozesses gegenseitige Begutachtungen der Sicherheitsvorkehrungen zum Schutz 
von aufgrund der einschlägigen interinstitutionellen Vereinbarungen ausgetauschten Verschlusssachen vornehmen. 

10. VERFAHREN ZUR FREIGABE UND ZUR AUFHEBUNG DER KENNZEICHNUNG 

10.1. Das CIU prüft die vertraulichen Informationen in ihrem Register und ersucht den Urheber eines Dokuments spä­
testens bis zum 25. Jahrestag der Erstellung des Dokuments um Zustimmung zur Freigabe oder zur Aufhebung der 
Kennzeichnung. Dokumente, die bei der ersten Prüfung nicht freigegeben wurden oder deren Kennzeichnung nicht aufge­
hoben wurde, sind regelmäßig und mindestens alle fünf Jahre erneut zu prüfen. Das Verfahren der Aufhebung der Kenn­
zeichnung kann, abgesehen von den Dokumenten, die sich in den gesicherten Archiven im gesicherten Bereich befinden 
und gebührend eingestuft sind, auch sonstige vertrauliche Informationen betreffen, die sich entweder bei dem parlamen­
tarischen Organ bzw. Amt oder der für die historischen Archive des Parlaments zuständigen Dienststelle befinden. 

10.2 Die Entscheidung über die Freigabe oder die Aufhebung der Kennzeichnung ist generell ausschließlich vom Urhe­
ber oder ausnahmsweise in Zusammenarbeit mit dem parlamentarischen Organ bzw. Amtsträger, das bzw. der die Infor­
mationen aufbewahrt, zu treffen, bevor die betreffenden Informationen an die für die historischen Archive des Parla­
ments zuständige Dienststelle weitergeleitet werden. Die Freigabe oder die Aufhebung der Kennzeichnung von Ver­
schlusssachen darf nur nach schriftlicher Zustimmung des Urhebers vorgenommen werden. Im Fall der „sonstigen ver­
traulichen Informationen“ entscheidet das Sekretariat des parlamentarischen Organs bzw. der Amtsträger, das bzw. der 
die Informationen aufbewahrt, in Zusammenarbeit mit dem Urheber darüber, ob die Kennzeichnung des Dokuments auf­
gehoben werden kann. 

10.3. Das CIU ist dafür zuständig, im Namen des Urhebers die Empfänger des Dokuments über die Änderung der Ein­
stufung oder der Kennzeichnung zu informieren, wobei letztere wiederum die weiteren Empfänger, denen sie das Origi­
nal oder eine Kopie des Dokuments zugeleitet haben, von der Änderung zu unterrichten haben. 

10.4. Die Freigabe berührt nicht die Sicherheitskennungen oder Kennzeichnungen, die möglicherweise auf dem Doku­
ment angebracht sind. 

10.5. Bei Freigabe ist der Hinweis auf den ursprünglichen Geheimhaltungsgrad, der am oberen und unteren Ende jeder 
Seite vermerkt ist, durchzustreichen. Die erste Seite (Titelseite) des Dokuments ist mit einem Stempel und der Referenz­
nummer des CIU zu versehen. Bei Aufhebung der Kennzeichnung ist die ursprüngliche Kennzeichnung am oberen Ende 
jeder Seite durchzustreichen. 

10.6. Der Text des freigegebenen Dokuments oder des Dokuments mit aufgehobener Kennzeichnung ist dem elektron­
ischen Datenblatt oder einem gleichwertigen System, in dem es registriert wurde, beizufügen. 

10.7. Im Fall von Dokumenten, die unter die Ausnahmen bezüglich der Privatsphäre und der Integrität der persönli­
chen oder der geschäftlichen Interessen einer natürlichen oder juristischen Person fallen, und im Fall von sensiblen Doku­
menten findet Artikel 2 der Verordnung (EWG, Euratom) Nr. 354/83 des Rates Anwendung. 
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10.8. Zusätzlich zu den in den Nummern 10.1 bis 10.7 enthaltenen Bestimmungen gelten folgende Bestimmungen: 

a) Bei Dokumenten von Dritten befragt das CIU die jeweiligen Dritten, bevor es eine Freigabe oder Aufhebung der Kenn­
zeichnung vornimmt. 

b)  Im Fall der Ausnahme, die die Privatsphäre und die Integrität des Einzelnen betrifft, ist im Verfahren der Freigabe oder 
der Aufhebung der Kennzeichnung insbesondere die Zustimmung der betroffenen Person zu berücksichtigen oder 
gegebenenfalls der Umstand, dass diese nicht ermittelt werden kann. 

c)  Im Fall der Ausnahme, die die geschäftlichen Interessen einer natürlichen oder juristischen Person betrifft, kann die 
betroffene Person durch Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union unterrichtet werden, wobei für mögliche 
Anmerkungen eine Frist von vier Wochen ab dem Tag der Veröffentlichung vorzusehen ist. 

Teil 2 

VERFAHREN DER SICHERHEITSÜBERPRÜFUNG 

11. VERFAHREN DER SICHERHEITSÜBERPRÜFUNG BEI MITGLIEDERN DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS 

11.1. Um Zugang zu den als CONFIDENTIEL UE/EU CONFIDENTIAL oder gleichwertig eingestuften Verschlusssachen zu 
erhalten, müssen Mitglieder des Europäischen Parlaments hierzu entweder nach dem Verfahren der Nummern 11.3 
und 11.4 dieses Anhangs oder auf der Grundlage einer förmlichen Geheimhaltungserklärung gemäß Artikel 3 Absatz 4 
dieses Beschlusses ermächtigt worden sein. 

11.2 Um Zugang zu als TRÈS SECRET UE/EU TOP SECRET und SECRET UE/EU SECRET oder gleichwertig eingestuften Ver­
schlusssachen zu erhalten, müssen Mitglieder des Europäischen Parlaments nach dem Verfahren der Nummern 11.3 
und 11.14 ermächtigt worden sein. 

11.3. Die Ermächtigung wird nur Mitgliedern des Europäischen Parlaments erteilt, die durch die zuständigen nationalen 
Behörden der Mitgliedstaaten gemäß dem Verfahren der Nummern 11.9 bis 11.14 einer Sicherheitsüberprüfung unterzo­
gen worden sind. Die Ermächtigung für Mitglieder fällt in die Zuständigkeit des Präsidenten. 

11.4 Der Präsident kann die schriftliche Ermächtigung nach Einholung der Stellungnahme der zuständigen Behörden 
der Mitgliedstaaten auf der Grundlage der gemäß den Nummern 11.8 bis 11.13 durchgeführten Sicherheitsüberprüfung 
erteilen. 

11.5. Die für Sicherheit zuständige Direktion Sicherheit und Risikobewertung des Europäischen Parlaments führt ein 
fortlaufend aktualisiertes Verzeichnis aller Mitglieder des Europäischen Parlaments, denen eine Ermächtigung erteilt 
wurde; dies gilt auch für vorläufige Ermächtigungen im Sinn der Nummer 11.15. 

11.6. Die Ermächtigung gilt für eine Dauer von fünf Jahren oder für die Dauer der Aufgaben, wegen denen sie erteilt 
wurde, wobei der kürzere der beiden Zeiträume zugrunde gelegt wird. Sie kann gemäß dem Verfahren der Nummer 11.4 
verlängert werden. 

11.7. Ermächtigungen sind vom Präsidenten zu entziehen, wenn er dies für begründet hält. Die Entscheidung über den 
Entzug der Ermächtigung wird dem betroffenen Mitglied des Europäischen Parlaments mitgeteilt, das beantragen kann, 
vom Präsidenten gehört zu werden, bevor der Entzug wirksam wird, und der zuständigen nationalen Behörde mitgeteilt. 
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11.8. Die Sicherheitsüberprüfung wird unter Mitwirkung des betroffenen Mitglieds des Europäischen Parlaments und 
auf Ersuchen des Präsidenten vorgenommen. Die für die Überprüfung zuständige nationale Behörde ist die Behörde des 
Mitgliedstaats, dessen Staatsangehörigkeit das betroffene Mitglied besitzt. 

11.9. Das betroffene Mitglied des Europäischen Parlaments hat im Zuge der Sicherheitsüberprüfung ein Auskunftsfor­
mular auszufüllen. 

11.10. Der Präsident benennt in seinem Ersuchen an die zuständige nationale Behörde den Geheimhaltungsgrad der 
Informationen, zu denen das betroffene Mitglied des Europäischen Parlaments Zugang erhalten soll, damit die zuständige 
nationale Behörde das Sicherheitsüberprüfungsverfahren entsprechend durchführen kann. 

11.11 Der gesamte Ablauf und die Ergebnisse des von der nationalen Behörde durchgeführten Verfahrens der Sicher­
heitsüberprüfung stehen im Einklang mit den einschlägigen Vorschriften und Regelungen des betroffenen Mitgliedstaats, 
einschließlich der Vorschriften und Regelungen über Rechtsbehelfe. 

11.12. Bei befürwortender Stellungnahme der zuständigen nationalen Behörde kann der Präsident dem betroffenen 
Mitglied des Europäischen Parlaments die Ermächtigung erteilen. 

11.13. Eine ablehnende Stellungnahme der zuständigen nationalen Behörde wird dem betroffenen Mitglied des Europä­
ischen Parlaments mitgeteilt, das beantragen kann, vom Präsidenten gehört zu werden. Der Präsident kann, wenn er es 
für erforderlich hält, bei der zuständigen nationalen Behörde um weitere Auskünfte nachsuchen. Bei Bestätigung der 
ablehnenden Stellungnahme darf die Ermächtigung nicht erteilt werden. 

11.14. Alle nach Nummer 11.3 ermächtigten Mitglieder des Europäischen Parlaments erhalten zum Zeitpunkt der 
Erteilung der Ermächtigung und danach in regelmäßigen Abständen die notwendigen Leitlinien über den Schutz von Ver­
schlusssachen und über die Mittel zur Sicherstellung dieses Schutzes. Diese Mitglieder unterzeichnen eine Erklärung, mit 
der sie den Erhalt dieser Leitlinien bestätigen. 

11.15. Ausnahmsweise kann der Präsident, nachdem er die zuständige nationale Behörde hiervon unterrichtet hat und 
von dieser Behörde binnen eines Monats dazu nicht Stellung genommen wurde, einem Mitglied des Europäischen Parla­
ments eine vorläufige Ermächtigung für höchstens sechs Monate erteilen, bis ihm das Ergebnis der Sicherheitsüberprü­
fung nach Nummer 11.11 vorliegt. Die so erteilten vorläufigen Ermächtigungen berechtigen nicht zum Zugang zu als 
TRÈS SECRET UE/EU TOP SECRET oder gleichwertig eingestuften Verschlusssachen. 

12. VERFAHREN DER SICHERHEITSÜBERPRÜFUNG VON BEAMTEN DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND SONSTI­
GEN PARLAMENTSBEDIENSTETEN, DIE FÜR DIE FRAKTIONEN TÄTIG SIND 

12.1. Nur Beamte des Europäischen Parlaments und sonstige für Fraktionen tätige Parlamentsbedienstete, die aufgrund 
ihrer Aufgabenbereiche und dienstlicher Erfordernisse von Verschlusssachen Kenntnis nehmen müssen oder sie benutzen 
müssen, dürfen Zugang zu solchen Verschlusssachen erhalten. 

12.2. Um Zugang zu den als CONFIDENTIEL UE/EU CONFIDENTIAL, SECRET UE/EU SECRET oder TRÈS SECRET UE/EU TOP 
SECRET oder gleichwertig eingestuften Verschlusssachen zu erhalten, müssen die Beamten des Europäischen Parlaments 
bzw. die für eine Fraktion tätigen sonstigen Parlamentsbediensteten hierzu nach dem Verfahren der Nummern 12.3 
und 12.4 ermächtigt worden sein. 

12.3. Die Ermächtigung wird nur Personen nach Nummer 12.1 erteilt, die durch die zuständigen Behörden der Mit­
gliedstaaten gemäß dem Verfahren der Nummern 12.9 bis 12.14 einer Sicherheitsüberprüfung unterzogen worden sind. 
Die Ermächtigung für Beamte des Parlaments und sonstige Parlamentsbedienstete, die bei den Fraktionen tätig sind, fällt 
in die Zuständigkeit des Generalsekretärs. 
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12.4. Der Generalsekretär erteilt die schriftliche Ermächtigung nach Einholung der Stellungnahme der zuständigen 
Behörden der Mitgliedstaaten auf der Grundlage der gemäß den Nummern 12.8 bis 12.13 durchgeführten Sicherheits­
überprüfung. 

12.5. Die für Sicherheit zuständige Direktion Sicherheit und Risikobewertung des Europäischen Parlaments führt ein 
fortlaufend aktualisiertes Verzeichnis aller mit der Notwendigkeit einer Sicherheitsüberprüfung verbundenen Stellen, die 
ihr von den einschlägigen Dienststellen des Parlaments gemeldet werden, und von allen Personen, denen eine Ermächti­
gung, einschließlich einer vorläufigen Ermächtigung im Sinn der Nummer 12.15, erteilt worden ist. 

12.6. Die Ermächtigung gilt für eine Dauer von fünf Jahren oder für die Dauer der Aufgaben, wegen denen sie erteilt 
wurde, wobei der kürzere der beiden Zeiträume zugrunde gelegt wird. Sie kann gemäß dem Verfahren der Nummer 12.4 
verlängert werden. 

12.7. Ermächtigungen sind vom Generalsekretär zu entziehen, wenn er dies für begründet hält. Die Entscheidung über 
den Entzug der Ermächtigung wird dem betroffenen Beamten des Europäischen Parlaments bzw. dem für eine Fraktion 
tätigen sonstigen Parlamentsbediensteten mitgeteilt, der beantragen kann, vom Präsidenten gehört zu werden, bevor der 
Entzug wirksam wird, und der zuständigen nationalen Behörde mitgeteilt. 

12.8. Die Sicherheitsüberprüfung wird unter Mitwirkung des betroffenen Beamten des Europäischen Parlaments bzw. 
des für eine Fraktion tätigen sonstigen Parlamentsbediensteten auf Ersuchen des Generalsekretärs vorgenommen. Die für 
die Überprüfung zuständige nationale Behörde ist die Behörde des Mitgliedstaats, dessen Staatsangehörigkeit die betrof­
fene Person besitzt. Soweit dies aufgrund einzelstaatlicher Rechts- und Verwaltungsvorschriften zulässig ist, können die 
zuständigen nationalen Behörden Ermittlungen über Ausländer durchführen, die Zugang zu Verschlusssachen verlangen, 
die als CONFIDENTIEL UE/EU CONFIDENTIAL, SECRET UE/EU SECRET oder TRÈS SECRET UE/EU TOP SECRET eingestuft sind. 

12.9. Der betroffene Beamte des Europäischen Parlaments bzw. der für eine Fraktion tätige sonstige Parlamentsbediens­
tete hat im Zuge der Sicherheitsüberprüfung ein Auskunftsformular auszufüllen. 

12.10. Der Generalsekretär benennt in seinem Ersuchen an die zuständige nationale Behörde den Geheimhaltungsgrad 
der Verschlusssachen, zu denen der betroffene Beamte des Europäischen Parlaments bzw. der für eine Fraktion tätige 
sonstige Parlamentsbedienstete Zugang erhalten soll, damit die zuständige nationale Behörde das Sicherheitsüberprü­
fungsverfahren entsprechend durchführen und zu der der betroffenen Person zu erteilenden Ermächtigungsstufe Stellung 
nehmen kann. 

12.11. Der gesamte Ablauf und die Ergebnisse des von der nationalen Behörde durchgeführten Verfahrens der Sicher­
heitsüberprüfung stehen im Einklang mit den einschlägigen Vorschriften und Regelungen des betroffenen Mitgliedstaats, 
einschließlich der Vorschriften und Regelungen über Rechtsbehelfe. 

12.12. Bei befürwortender Stellungnahme der zuständigen nationalen Behörde kann der Generalsekretär dem betroffe­
nen Beamten des Europäischen Parlaments bzw. dem für Fraktionen tätigen sonstigen Parlamentsbediensteten die 
Ermächtigung erteilen. 

12.13. Eine ablehnende Stellungnahme der zuständigen nationalen Behörde wird dem betroffenen Beamten des Euro­
päischen Parlaments bzw. dem für eine Fraktion tätigen sonstigen Parlamentsbediensteten mitgeteilt, der beantragen 
kann, vom Generalsekretär gehört zu werden. Der Generalsekretär kann, wenn er es für erforderlich hält, bei der zustän­
digen nationalen Behörde um weitere Auskünfte nachsuchen. Bei Bestätigung der ablehnenden Stellungnahme darf die 
Ermächtigung nicht erteilt werden. 

12.14. Alle Beamten des Europäischen Parlaments und für die Fraktionen tätigen sonstigen Parlamentsbediensteten, 
denen eine Ermächtigung im Sinn der Nummern 12.4 und 12.5 erteilt wurde, erhalten zum Zeitpunkt der Erteilung der 
Ermächtigung und danach in regelmäßigen Abständen die gebotenen Anweisungen zum Schutz von Verschlusssachen 
und zu den Mitteln zur Sicherstellung dieses Schutzes. Diese Beamten und Bediensteten unterzeichnen eine Erklärung, 
mit der sie den Erhalt dieser Anweisungen bestätigen und sich zu ihrer Einhaltung verpflichten. 

1.4.2014 C 96/19 Amtsblatt der Europäischen Union DE     

E6_Beschluss über die Regeln zur Behandlung vertraulicher Informationen durch das Europäische Parlament

- 173 - 



12.15. Ausnahmsweise kann der Generalsekretär, nachdem er die zuständige nationale Behörde hiervon unterrichtet 
hat und von dieser Behörde binnen eines Monats dazu nicht Stellung genommen wurde, einem Beamten des Europä­
ischen Parlaments bzw. einem für eine Fraktion tätigen sonstigen Parlamentsbediensteten eine vorläufige Ermächtigung 
für höchstens sechs Monate erteilen, bis ihm das Ergebnis der Sicherheitsüberprüfung nach Nummer 12.11 vorliegt. Die 
so erteilten vorläufigen Ermächtigungen berechtigen nicht zum Zugang zu als TRÈS SECRET UE/EU TOP SECRET oder 
gleichwertig eingestuften Verschlusssachen.  
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ANLAGE II 

EINLEITUNG 

Durch diese Bestimmungen werden die Sicherheitshinweise festgelegt, die für die sichere Verarbeitung und Verwaltung 
vertraulicher Informationen durch das Europäische Parlament gelten und sorgen. Diese Sicherheitshinweise stellen 
zusammen mit den Behandlungsanweisungen das in Artikel 3 Absatz 2 dieses Beschlusses genannte Managementsystem 
für Informationssicherheit des Europäischen Parlaments dar. 

SICHERHEITSHINWEIS 1 

Die Organisation der Sicherheit im Europäischen Parlament zum Schutz vertraulicher Informationen 

SICHERHEITSHINWEIS 2 

Umgang mit vertraulichen Informationen 

SICHERHEITSHINWEIS 3 

Die Verarbeitung vertraulicher Informationen durch automatisierte Informationssysteme 

SICHERHEITSHINWEIS 4 

Materieller Geheimschutz 

SICHERHEITSHINWEIS 5 

Geheimschutz in der Wirtschaft 

SICHERHEITSHINWEIS 6 

Verletzung der Sicherheit, Verlust vertraulicher Informationen oder Kenntnisnahme von vertraulichen Informa­
tionen durch Unbefugte 

SICHERHEITSHINWEIS 1 

DIE ORGANISATION DER SICHERHEIT IM EUROPÄISCHEN PARLAMENT ZUM SCHUTZ VERTRAULICHER INFORMATIONEN 

1. Für die allgemeine und kohärente Durchführung dieses Beschlusses ist der Generalsekretär zuständig. 

Der Generalsekretär trifft die notwendigen Maßnahmen um sicherzustellen, dass für die Zwecke der Behandlung oder 
Aufbewahrung vertraulicher Informationen dieser Beschluss in den Räumlichkeiten des Parlaments durch die Mitglieder 
des Europäischen Parlaments, durch Beamte des Europäischen Parlaments oder sonstige für Fraktionen tätige Parlaments­
bedienstete und durch Auftragnehmer angewandt wird. 

2. Der Generalsekretär ist das Sicherheitsorgan. In dieser Eigenschaft ist der Generalsekretär zuständig für 

2.1. die Koordinierung aller Sicherheitsfragen im Zusammenhang mit den Tätigkeiten des Parlaments mit Bezug auf 
den Schutz vertraulicher Informationen; 
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2.2. die Billigung der Einrichtung eines gesicherten Bereichs, gesicherter Leseräume und gesicherter Ausrüstung; 

2.3. die Ausführung von Beschlüssen gemäß Artikel 6 dieses Beschlusses zur Genehmigung der Übermittlung von Ver­
schlusssachen an Dritte durch das Parlament; 

2.4. Ermittlungen oder die Anordnung von Ermittlungen bei unberechtigter Offenlegung vertraulicher Informationen, 
die dem ersten Anschein nach im Parlament erfolgt ist, in Absprache mit dem Präsidenten des Europäischen Parlaments, 
sofern ein Mitglied des Europäischen Parlaments betroffen ist; 

2.5. die Aufrechterhaltung enger Kontakte mit den Sicherheitsorganen anderer Institutionen der Union und mit natio­
nalen Sicherheitsbehörden in den Mitgliedstaaten im Hinblick auf die Sicherstellung einer optimalen Abstimmung der 
Sicherheitspolitik mit Bezug auf Verschlusssachen; 

2.6. die ständige Überprüfung der Sicherheitspolitik und -verfahren des Parlaments und Erteilung angemessener Emp­
fehlungen, die sich daraus ergeben; 

2.7. die Meldung an die nationale Sicherheitsbehörde, die das Verfahren der Sicherheitsüberprüfung gemäß Anlage I 
Teil 2 Nummer 11.3 durchgeführt hat, in Fällen nachteiliger Informationen, die diese Behörde betreffen könnten. 

3. Falls ein Mitglied des Europäischen Parlaments betroffen ist, nimmt der Generalsekretär seine Aufgaben in enger 
Abstimmung mit dem Präsidenten des Europäischen Parlaments wahr. 

4. Bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben nach den Absätzen 2 und 3 wird der Generalsekretär durch den stellvertre­
tenden Generalsekretär, die Direktion Sicherheit und Risikobewertung, die Direktion Informationstechnologien (DIT) und 
das Referat Verschlusssachen unterstützt. 

4.1. Die Direktion Sicherheit und Risikobewertung ist für persönliche Schutzmaßnahmen und insbesondere das Verfah­
ren der Sicherheitsüberprüfung nach Anlage I Teil 2 zuständig. Die Direktion Sicherheit und Risikobewertung hat auch 

a) der Kontaktpunkt für die Sicherheitsorgane der anderen Institutionen der Union und für die nationalen Sicherheitsbe­
hörden in Angelegenheiten mit Bezug auf das Verfahren der Sicherheitsüberprüfung von Mitgliedern des Europäischen 
Parlaments, Beamten des Europäischen Parlaments und sonstigen für Fraktionen tätige Parlamentsbedienstete zu sein; 

b)  die notwendigen allgemeinen Informationsveranstaltungen zum Thema Sicherheit über die Pflichten zum Schutz von 
Verschlusssachen und die Konsequenzen von Verstößen dagegen durchzuführen; 

c)  den Betrieb des gesicherten Bereichs und der gesicherten Leseräume innerhalb der Räumlichkeiten des Parlaments 
gegebenenfalls in Zusammenarbeit mit den Sicherheitsdiensten der anderen Institutionen der Union und den nationa­
len Sicherheitsbehörden zu überwachen; 

d) in Zusammenarbeit mit den Sicherheitsdiensten der anderen Institutionen der Union und den nationalen Sicherheits­
behörden die Verfahren für den Umgang mit Verschlusssachen und ihre Aufbewahrung, des gesicherten Bereichs und 
der gesicherten Leseräume innerhalb der Räumlichkeiten des Parlaments, wo Verschlusssachen behandelt werden, zu 
überprüfen; 

e)  dem Generalsekretär die angemessenen Behandlungsanweisungen vorzuschlagen. 
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4.2. Die DIT ist für die Behandlung von Verschlusssachen durch gesicherte IT-Systeme im Europäischen Parlament 
zuständig. 

4.3. Das Referat Verschlusssachen ist für Folgendes zuständig: 

a)  Ermittlung des Sicherheitsbedarfs zum wirksamen Schutz vertraulicher Informationen in enger Zusammenarbeit mit 
der Direktion Sicherheit und Risikobewertung und der DIT sowie den Sicherheitsdiensten der anderen Institutionen 
der Union; 

b) Ermittlung aller Aspekte des Umgangs mit vertraulichen Informationen und ihre Aufbewahrung innerhalb des Parla­
ments gemäß den Behandlungsanweisungen; 

c)  Betrieb des gesicherten Bereichs; 

d)  Umgang mit oder Einsichtnahme in vertrauliche(n) Informationen im gesicherten Bereich oder im Leseraum des 
Referats Verschlusssachen gemäß Artikel 7 Absätze 2 und 3 dieses Beschlusses; 

e)  Verwaltung des Registers des Referats Verschlusssachen; 

f) Meldung an das Sicherheitsorgan von Verletzungen oder vermuteten Verletzungen der Sicherheit, Verlust oder Kennt­
nisnahme im Zusammenhang mit vertraulichen Informationen, die im Referat Verschlusssachen hinterlegt und im 
gesicherten Bereich oder im gesicherten Leseraum des Referats Verschlusssachen aufbewahrt werden. 

5. Außerdem hat der Generalsekretär als Sicherheitsorgan die folgenden Stellen zu einzurichten: 

a)  eine Sicherheits-Akkreditierungsstelle (SAA); 

b)  eine für den Betrieb zuständige Stelle für Informationssicherung (IAOA); 

c)  eine Krypto-Verteilungsstelle (CDA); 

d)  eine TEMPEST-Stelle (TA); 

e)  eine Stelle für Informationssicherung (IAA). 

Für die Wahrnehmung dieser Funktionen sind keine zentralen organisatorischen Einheiten erforderlich. Für die einzelnen 
Funktionen werden gesonderte Mandate erteilt. Diese Funktionen und die damit einhergehenden Verantwortlichkeiten 
können jedoch zusammengefasst oder der gleichen organisatorischen Einheit zugewiesen oder auf verschiedene organisa­
torische Einheiten aufgeteilt werden, sofern Interessenkonflikte und Überschneidungen von Aufgaben vermieden werden. 

6. Die SAA berät in allen Sicherheitsfragen im Zusammenhang mit der Akkreditierung jedes IT-Systems und -Netzes 
innerhalb des Parlaments, indem sie 

6.1. dafür sorgt, dass die Kommunikations- und Informationssysteme den Sicherheitskonzepten und Sicherheitsleitlinien 
entsprechen; hierfür erteilt sie eine Erklärung über die Zulassung für die Behandlung von Verschlusssachen bis zu einem 
bestimmten Geheimhaltungsgrad in dem betreffenden Betriebsumfeld durch das Kommunikations- und Informationssys­
tem und gibt die Voraussetzungen für die Akkreditierung sowie die Kriterien an, unter denen eine erneute Zulassung 
erforderlich ist; 

6.2. ein Verfahren für die Sicherheitsakkreditierung im Einklang mit den einschlägigen Konzepten unter genauer 
Angabe der Voraussetzungen für die Zulassung von Kommunikations- und Informationssystemen unter ihrer Leitung 
festlegt; 
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6.3. eine Strategie für die Sicherheitsakkreditierung entwirft, in der dargelegt wird, wie detailliert das Akkreditierungs­
verfahren entsprechend der geforderten Vertraulichkeit angelegt sein muss; 

6.4. die sicherheitsbezogene Dokumentation — einschließlich der Erklärung zum Risikomanagement und der Erklärung 
zum Restrisiko, der Dokumentation über die Überprüfung der Sicherheitsimplementierung und der sicherheitsbezogenen 
Betriebsverfahren — prüft und zulässt sowie gewährleistet, dass sie mit den Sicherheitsvorschriften und -konzepten des 
Parlaments übereinstimmt; 

6.5. die Implementierung der Sicherheitsmaßnahmen in Bezug auf das Kommunikations- und Informationssystem im 
Wege der Durchführung oder Förderung von Sicherheitsbewertungen, -kontrollen oder -überprüfungen kontrolliert; 

6.6. Sicherheitsanforderungen (z. B. Sicherheitsstufen für die Sicherheitsüberprüfung des Personals) für die Besetzung 
der für das Kommunikations- und Informationssystem sicherheitskritischen Stellen festlegt; 

6.7. die Zusammenschaltung eines bestimmten Kommunikations- und Informationssystems mit anderen Kommunika­
tions- und Informationssystemen genehmigt — oder gegebenenfalls an der gemeinsamen Genehmigung mitwirkt; 

6.8. die Sicherheitsnormen technischer Ausrüstungen genehmigt, die für die gesicherte Behandlung und den Schutz 
von Verschlusssachen eingesetzt werden sollen; 

6.9. sicherstellt, dass kryptografische Produkte, die im Parlament benutzt werden, in die Liste der EU-weit zugelassenen 
Produkte aufgenommen sind; 

6.10. den Systembetreiber, die Sicherheitsakteure und die Vertreter der Nutzer in Bezug auf das Sicherheitsrisikoma­
nagement — insbesondere hinsichtlich des Restrisikos — und auf die Voraussetzungen für die Erklärung über die Zulas­
sung konsultiert. 

7. Die IAOA ist für Folgendes zuständig: 

7.1. Ausarbeitung der Sicherheitsdokumentation im Einklang mit den Sicherheitskonzepten und Sicherheitsleitlinien; 
dies betrifft insbesondere auch die Erklärung zum Restrisiko, die sicherheitsbezogenen Betriebsverfahren und das Krypto­
konzept im Rahmen des Akkreditierungsverfahrens für Kommunikations- und Informationssysteme; 

7.2. Mitwirkung bei Auswahl und Prüfung der systemspezifischen technischen Sicherheitsmaßnahmen, -vorrichtungen 
und -software mit dem Ziel, deren Implementierung zu übernehmen und zu gewährleisten, dass sie im Einklang mit der 
einschlägigen Sicherheitsdokumentation sicher installiert, konfiguriert und gewartet werden; 

7.3. Überwachung der Implementierung und Anwendung der sicherheitsbezogenen Betriebsverfahren und gegebenen­
falls Übertragung der Verantwortung für die Betriebssicherheit an den Systemeigner, d.h. das Referat Verschlusssachen; 

7.4. Umgang mit kryptografischen Produkten und ihre Handhabung, Gewährleistung der Aufbewahrung von verschlüs­
seltem Material und der Kontrolle unterliegendem Material sowie erforderlichenfalls Gewährleistung der Generierung 
kryptografischer Variablen; 

7.5. Durchführung von Sicherheitsanalysen, -überprüfungen und -tests, insbesondere zum Zwecke der Erstellung der 
von der SAA verlangten einschlägigen Risikoberichte; 

7.6. Durchführung von für das Kommunikations- und Informationssystem spezifischen Schulungen in Bezug auf Infor­
mationssicherung; 

7.7. Implementierung und Durchführung von für das Kommunikations- und Informationssystem spezifischen Sicher­
heitsmaßnahmen. 
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8. Die CDA ist für Folgendes zuständig: 

8.1. Verwaltung und Rechenschaftspflicht in Bezug auf EU-Kryptomaterial; 

8.2. in enger Zusammenarbeit mit der SAA Vorkehrungen dafür, dass für das gesamte EU-Kryptomaterial in Bezug auf 
Rechenschaftspflicht, sichere Behandlung, Speicherung und Verteilung geeignete Verfahren durchgesetzt und Pläne vor­
handen sind; 

8.3. Sicherstellung des Transfers von EU-Kryptomaterial zu den oder von den Einzelpersonen oder Dienststellen, die es 
verwenden. 

9. Die TA hat sicherzustellen, dass die Kommunikations- und Informationssysteme den TEMPEST-Konzepten und 
-Behandlungsanweisungen entsprechen. Sie genehmigt TEMPEST-Schutzmaßnahmen für Installationen und Produkte, 
damit Verschlusssachen bis zu einem bestimmten Geheimhaltungsgrad in dem betreffenden Betriebsumfeld geschützt 
sind. 

10. Die IAA ist für alle Aspekte des Umgangs mit vertraulichen Informationen und ihre Behandlung innerhalb des Par­
laments zuständig und insbesondere für Folgendes: 

10.1 Ausarbeitung von Sicherheitskonzepten und Sicherheitsleitlinien für Informationssicherung sowie Überwachung 
ihrer Wirksamkeit und Angemessenheit; 

10.2. Schutz und Verwaltung der technischen Informationen über kryptografische Produkte; 

10.3. Vorkehrungen dafür, dass die für den Schutz von Verschlusssachen gewählten Informationssicherungsmaßnahmen 
den einschlägigen Regeln für ihre Eignung und Auswahl entsprechen; 

10.4. Vorkehrungen dafür, dass die kryptografischen Produkte unter Einhaltung der Regeln für ihre Eignung und Aus­
wahl gewählt werden; 

10.5. Konsultation des Systembetreibers, der Sicherheitsverantwortlichen und der Vertreter der Nutzer in Bezug auf die 
Sicherheitskonzepte und Sicherheitsleitlinien für Informationssicherung; 

SICHERHEITSHINWEIS 2 

UMGANG MIT VERTRAULICHEN INFORMATIONEN 

A. VORBEMERKUNGEN 

1. In diesem Sicherheitshinweis werden die Bestimmungen für den Umgang des Parlaments mit vertraulichen Informa­
tionen dargelegt. 

2. Wer Informationen als vertraulich einstuft, gibt ihren Geheimhaltungsgrad an und richtet sich bei seiner Entschei­
dung nach den in diesem Sicherheitshinweis aufgeführten Grundsätzen für die Einstufung oder Kennzeichnung vertrauli­
cher Informationen. 

B. EINSTUFUNG ALS EU-VERSCHLUSSSACHE 

3. Die Entscheidung darüber, ob ein Dokument als Verschlusssache eingestuft wird, erfolgt vor dessen Erstellung. Als 
EU-Verschlusssache wird eine Information eingestuft, wenn ihr Urheber nach der Prüfung ihres Grads an Vertraulichkeit 
entscheidet, dass ihre unbefugte Weitergabe den Interessen der Europäischen Union oder eines oder mehrerer ihrer Mit­
gliedstaaten oder Bürger in bestimmtem Maße Schaden zufügen könnte. 
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4. Wird eine Information als Verschlusssache eingestuft, erfolgt eine zweite Prüfung im Vorfeld, bei der der geeignete 
Geheimhaltungsgrad festgelegt wird. Der Geheimhaltungsgrad eines Dokuments richtet sich nach der Schutzbedürftigkeit 
seines Inhalts. 

5. Die Verantwortung für die Festlegung des Geheimhaltungsgrades einer Information liegt allein beim Urheber. Beamte 
des Parlaments nehmen auf Anweisung des Generalsekretärs oder in dessen Auftrag Einstufungen von Informationen 
vor. 

6. Eine Einstufung als Verschlusssache wird korrekt vorgenommen und erfolgt nur bei wirklichem Bedarf. Der Urheber 
eines Dokuments, dem ein Geheimhaltungsgrad zugeordnet werden soll, muss eine zu hohe oder zu niedrige Einstufung 
vermeiden. 

7. Der Geheimhaltungsgrad, der der Information zugewiesen wird, ist ausschlaggebend für das Schutzniveau, dem sie 
hinsichtlich der personen-, objekt- und verfahrensbezogenen Sicherheit und der Informationssicherung unterliegt. 

8. Informationen, die einer Einstufung als Verschlusssache bedürfen, müssen ungeachtet ihrer materiellen Form als Ver­
schlusssache gekennzeichnet und behandelt werden. Die Einstufung als Verschlusssache muss den Empfängern deutlich 
mitgeteilt werden, entweder durch die Kennzeichnung mit einem Geheimhaltungsgrad (falls die Information schriftlich 
übermittelt wird, sei es auf Papier oder über Kommunikations- und Informationssysteme) oder durch einen mündlichen 
Hinweis (falls die Information mündlich übermittelt wird, beispielsweise in einem Gespräch oder einer Sitzung unter 
Ausschluss der Öffentlichkeit). Als Verschlusssache eingestuftes Material ist materiell zu kennzeichnen, damit sein 
Geheimhaltungsgrad einfach zu erkennen ist. 

9. Elektronische Verschlusssachen dürfen ausschließlich in einem akkreditierten Kommunikations- und Informations­
system erstellt werden. Die Verschlusssache selbst sowie der Dateiname und der Datenträger (dies gilt für externe Träger, 
beispielsweise CD-ROM und USB-Speicherstifte) ist mit der betreffenden Verschlusssachenkennzeichnung zu versehen. 

10. Informationen werden als Verschlusssache eingestuft, sobald sie Form annehmen. Zum Beispiel müssen persönliche 
Notizen, Entwürfe oder E-Mails, die Informationen enthalten, die einer Einstufung als EU-Verschlusssache bedürfen, von 
Beginn an als Verschlusssache gekennzeichnet und gemäß den materiellen und technischen Anforderungen dieses 
Beschlusses erstellt und behandelt werden. Diese Informationen können dann in die Form eines offiziellen Dokuments 
gebracht werden, das seinerseits entsprechend gekennzeichnet und behandelt wird. Während der Abfassung eines offiziel­
len Dokuments kann es erforderlich sein, seine ursprüngliche Einstufung zu überprüfen und ihm entsprechend seiner 
weiteren Ausgestaltung einen höheren oder niedrigeren Geheimhaltungsgrad zuzuweisen. 

11. Die Urheber können entscheiden, dass bestimmten Kategorien von Informationen, die sie regelmäßig erstellen, ein 
Standard-Geheimhaltungsgrad zugewiesen wird. Ist dies der Fall, müssen sie jedoch dafür Sorge tragen, bestimmte Infor­
mationen nicht systematisch zu hoch oder zu niedrig einzustufen. 

12. Als EU-Verschlusssache eingestufte Informationen müssen immer eine Verschlusssachenkennzeichnung tragen, die 
dem jeweiligen Geheimhaltungsgrad entspricht. 

B.1. Geheimhaltungsgrade 

13. EU-Verschlusssachen werden in einen der folgenden Geheimhaltungsgrade eingestuft: 

—  TRÈS SECRET UE/EU TOP SECRET, gemäß der Begriffsbestimmung in Artikel 2 Buchstabe d dieses Beschlusses, sofern 
durch ihre unbefugte Weitergabe aller Wahrscheinlichkeit nach 

a)  die innere Sicherheit der Union oder eines oder mehrerer ihrer Mitgliedstaaten oder die innere Sicherheit von 
Drittstaaten oder internationalen Organisationen unmittelbar gefährdet würde, 

b)  die Beziehungen zu Drittstaaten oder internationalen Organisationen außerordentlich schwerwiegend geschädigt 
würden, 

c)  unmittelbar zahlreiche Menschen ums Leben kämen, 
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d)  die Einsatzfähigkeit oder Sicherheit von Einsatzpersonal der Mitgliedstaaten oder anderer Partner bzw. die 
andauernde Wirksamkeit äußerst wertvoller Sicherheitseinsätze oder Erkenntnisgewinnungsverfahren außerordent­
lich schwerwiegend beeinträchtigt würde, oder 

e)  die Wirtschaft der Union oder ihrer Mitgliedstaaten schwer und langfristig geschädigt würde, 

—  SECRET UE/EU SECRET, gemäß der Begriffsbestimmung in Artikel 2 Buchstabe d dieses Beschlusses, sofern durch ihre 
unbefugte Weitergabe aller Wahrscheinlichkeit nach 

a)  erhebliche internationale Spannungen entstünden, 

b)  Beziehungen zu Drittstaaten und internationalen Organisationen schwerwiegend geschädigt würden, 

c)  unmittelbar Leben gefährdet würden oder die öffentliche Ordnung oder die individuelle Sicherheit oder Freiheit 
schwerwiegend beeinträchtigt würde, 

d)  wichtige Verhandlungen über handelspolitische oder allgemein politische Fragen beeinträchtigt würden und der 
Union oder den Mitgliedstaaten dadurch erhebliche operationelle Probleme entstünden, 

e) die operative Sicherheit der Mitgliedstaaten oder die Wirksamkeit sehr wertvoller Sicherheitseinsätze oder Erkennt­
nisgewinnungsverfahren schwerwiegend beeinträchtigt würde, 

f) die finanziellen, monetären, wirtschaftlichen und handelspolitischen Interessen der Union oder ihrer Mitglied­
staaten erheblich materiell geschädigt würden, 

g)  die finanzielle Tragfähigkeit wichtiger Organisationen oder Akteure wesentlich beeinträchtigt würde, oder 

h) die Ausarbeitung oder Durchführung von Strategien der Union so behindert würde, dass erhebliche wirtschaftli­
che, handelspolitische oder finanzielle Folgen drohen; 

—  CONFIDENTIEL UE/EU CONFIDENTIAL, gemäß der Begriffsbestimmung in Artikel 2 Buchstabe d dieses Beschlusses, 
sofern durch ihre unbefugte Weitergabe aller Wahrscheinlichkeit nach 

a)  die diplomatischen Beziehungen erheblichen Schaden nähmen und beispielsweise ein förmlicher Protest oder 
andere Sanktionen die Folge wären, 

b)  individuelle Sicherheit oder Freiheit gefährdet würden, 

c)  die Ergebnisse von Verhandlungen über handelspolitische oder allgemein politische Fragen ernsthaft gefährdet 
würden, die Union oder die Mitgliedstaaten vor operative Probleme gestellt würden, 

d) die operative Sicherheit der Mitgliedstaaten oder die Wirksamkeit von Sicherheitseinsätzen oder Erkenntnisgewin­
nungsverfahren beeinträchtigt würde, 

e)  die finanzielle Tragfähigkeit wichtiger Organisationen oder Akteure wesentlich beeinträchtigt würde, 

f)  Ermittlungstätigkeiten behindert würden oder das Begehen von Straftaten oder Terrorhandlungen erleichtert 
würde, 

g) den finanziellen, monetären, wirtschaftlichen und handelspolitischen Interessen der Union oder der Mitglied­
staaten in erheblichem Maße entgegengewirkt würde, oder 

h)  die Ausarbeitung oder Durchführung von Strategien der EU so behindert würde, dass erhebliche wirtschaftliche, 
handelspolitische oder finanzielle Folgen drohen; 
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—  RESTREINT UE/EU RESTRICTED, gemäß der Begriffsbestimmung in Artikel 2 Buchstabe d dieses Beschlusses, sofern 
durch ihre unbefugte Weitergabe aller Wahrscheinlichkeit nach 

a)  die allgemeinen Interessen der Union beeinträchtigt würden, 

b)  die diplomatischen Beziehungen ungünstig beeinflusst würden, 

c)  Einzelpersonen erhebliche Unannehmlichkeiten erführen, 

d)  der Union oder den Mitgliedstaaten bei Verhandlungen über handelspolitische oder allgemein politische Fragen 
Nachteile erwüchsen, 

e)  die Aufrechterhaltung der Sicherheit in der Union oder den Mitgliedstaaten erschwert würde, 

f)  die Ausarbeitung oder Durchführung von Strategien der Union behindert würde, 

g)  die sachgerechte Verwaltung der EU und ihre Tätigkeitsbereiche beeinträchtigt würde, 

h)  Verpflichtungen des Parlaments gebrochen würden, nach denen von dritter Seite erteilte und als Verschlusssache 
eingestufte Informationen ihren Status behalten müssen, 

i)  gegen gesetzlich begründete Einschränkungen der Weitergabe von Informationen verstoßen würde, 

j)  Einzelpersonen oder Unternehmen finanzielle Verluste entstünden oder ungerechtfertigte Gewinne oder Vorteile 
erleichtert würden, oder 

k)  Ermittlungstätigkeiten behindert würden oder das Begehen von Straftaten erleichtert würde. 

B.2. Geheimhaltungsgrad von Zusammenstellungen, Deckblättern und Auszügen 

14. Ein Begleitschreiben oder ein Übermittlungsvermerk ist so hoch einzustufen wie die am höchsten eingestufte 
Anlage. Der Urheber gibt klar an, welcher Geheimhaltungsgrad für das Begleitschreiben bzw. den Übermittlungsvermerk 
gilt, wenn ihm seine Anlagen nicht beigefügt sind. Übermittlungsvermerke bzw. Begleitschreiben, die nicht eingestuft 
werden müssen, enthalten folgenden Schlusssatz: „Ohne beigefügte Anlagen gilt für diesen Übermittlungsvermerk bzw. 
dieses Begleitschreiben kein Geheimhaltungsgrad.“ 

15. Dokumente oder Dateien, die Teile mit unterschiedlichen Geheimhaltungsgraden umfassen, müssen möglichst so 
untergliedert werden, dass Teile mit unterschiedlichen Geheimhaltungsgraden leicht zu erkennen sind und gegebenenfalls 
abgetrennt werden können. Der Geheimhaltungsgrad des Gesamtdokuments oder der Datei entspricht mindestens dem 
Geheimhaltungsgrad seines/ihres am höchsten eingestuften Teils. 

16 Einzelne Seiten, Absätze, Abschnitte, Anhänge oder sonstige Anlagen eines Dokuments können unterschiedliche 
Geheimhaltungsgrade erfordern und sind entsprechend einzustufen. In Dokumenten, die EU-Verschlusssachen enthalten, 
können Standardabkürzungen verwendet werden, um den Geheimhaltungsgrad von Textabschnitten oder Textteilen von 
weniger als einer Seite anzugeben. 

17. Werden Informationen aus verschiedenen Quellen in einem Dokument zusammengestellt, so wird die endgültige 
Fassung durchgesehen, um den grundsätzlichen Geheimhaltungsgrad zu bestimmen, da sie einen höheren Geheimhal­
tungsgrad als für die einzelnen Bestandteile nötig erfordern kann. 

C. SONSTIGE VERTRAULICHE INFORMATIONEN 

18. Sonstige vertrauliche Informationen werden gemäß Abschnitt E dieses Sicherheitshinweises und den Behandlungs­
anweisungen gekennzeichnet. 
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D. ERSTELLUNG VERTRAULICHER INFORMATIONEN 

19. Die Erstellung vertraulicher Informationen ist Personen vorbehalten, die durch diesen Beschluss oder durch das 
Sicherheitsorgan dazu ermächtigt werden. 

20. Vertrauliche Informationen dürfen nicht in Internet- bzw. Intranet-Dokumentenverwaltungssystemen erfasst wer­
den. 

D.1. Erstellung von EU-Verschlusssachen 

21. Wer eine EU-Verschlusssache mit dem Geheimhaltungsgrad CONFIDENTIEL UE/EU CONFIDENTIAL, SECRET UE/EU 
SECRET oder TRÈS SECRET UE/EU TOP SECRET erstellen möchte, bedarf der Ermächtigung durch diesen Beschluss oder 
zunächst einer Genehmigung gemäß Artikel 4 Absatz 1 dieses Beschlusses. 

22. EU-Verschlusssachen mit dem Geheimhaltungsgrad CONFIDENTIEL UE/EU CONFIDENTIAL, SECRET UE/EU SECRET oder 
TRÈS SECRET UE/EU TOP SECRET werden ausschließlich im abgesicherten Bereich erstellt. 

23. Für die Erstellung einer EU-Verschlusssache gelten folgende Vorschriften: 

a)  Der geltende Geheimhaltungsgrad ist auf jeder Seite eindeutig zu vermerken. 

b)  Jede Seite ist zu nummerieren, und auf jeder Seite ist die Gesamtseitenzahl anzugeben. 

c) Das Dokument ist auf der ersten Seite mit einem Aktenzeichen und einem Betreff zu versehen, der selbst keine Ver­
schlusssache sein darf, es sei denn er ist an dem Dokument als solche gekennzeichnet. 

d)  Das Dokument ist auf der ersten Seite zu datieren. 

e)  Auf der ersten Seite von Dokumenten mit dem Geheimhaltungsgrad CONFIDENTIEL UE/EU CONFIDENTIAL, SECRET 
UE/EU SECRET oder TRÈS SECRET UE/EU TOP SECRET sind sämtliche Anhänge und Anlagen aufzulisten. 

f)  Dokumente mit dem Geheimhaltungsgrad CONFIDENTIEL UE/EU CONFIDENTIAL, SECRET UE/EU SECRET oder TRÈS 
SECRET UE/EU TOP SECRET sind auf jeder Seite mit einer eigenen Exemplarnummer zu versehen, sofern sie in mehreren 
Exemplaren verteilt werden sollen. Auf der ersten Seite jedes Exemplars ist die Gesamtzahl der Exemplare und Seiten 
anzugeben. 

g) Wird in dem Dokument auf andere Dokumente verwiesen, die von anderen Unionsorganen erhaltene und als Ver­
schlusssache eingestufte Informationen enthalten, oder enthält das Dokument als Verschlusssache eingestufte und aus 
diesen Dokumenten stammende Informationen, so ist es auf den gleichen Geheimhaltungsgrad wie diese Dokumente 
einzustufen und darf ohne vorherige schriftliche Zustimmung des Urhebers nicht an Personen verteilt werden, die 
nicht in der Verteilungsliste des Dokuments bzw. der Dokumente, aus dem bzw. denen die als Verschlusssache einge­
stuften Informationen stammen, aufgeführt sind. 

24. Der Urheber behält die Kontrolle über die von ihm erstellte EU-Verschlusssache. Seine Zustimmung ist einzuholen, 
bevor die EU-Verschlusssache 

a)  herabgestuft oder ihr Geheimhaltungsgrad aufgehoben wird, 

b)  für andere als die vom Urheber festgelegten Zwecke verwandt wird, 

c)  an Drittstaaten oder internationale Organisationen weitergegeben wird, 

d) an Personen, Institutionen, Staaten oder internationale Organisationen weitergegeben wird, die nicht zum Kreis derje­
nigen gehören, denen der Urheber selbst Einsicht in die Informationen gewährt hat, 
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e)  an Auftragnehmer oder potenzielle Auftragnehmer mit Sitz in einem Drittstaat weitergegeben wird, 

f)  vervielfältigt oder übersetzt wird, falls es sich um Informationen mit dem Geheimhaltungsgrad TRES SECRET UE/EU 
TOP SECRET handelt, 

g)  vernichtet wird. 

D.2. Erstellung sonstiger vertraulicher Informationen 

25. Über die Genehmigung der Erstellung sonstiger vertraulicher Informationen durch Funktionsbereiche, Dienste 
und/oder Einzelpersonen kann der als Sicherheitsorgan fungierende Generalsekretär entscheiden. 

26. Sonstige vertrauliche Informationen werden gemäß den Behandlungsanweisungen gekennzeichnet. 

27. Für die Erstellung sonstiger vertraulicher Informationen gelten folgende Vorschriften: 

a)  Die Kennzeichnung ist oben auf der ersten Seite des Dokuments anzubringen. 

b)  Jede Seite ist zu nummerieren, und auf jeder Seite ist die Gesamtseitenzahl anzugeben. 

c)  Das Dokument ist auf der ersten Seite mit einem Aktenzeichen und einem Betreff zu versehen. 

d)  Das Dokument ist auf der ersten Seite zu datieren. 

e)  Auf der letzten Seite des Dokuments sind sämtliche Anhänge und Anlagen aufzulisten. 

28. Die Erstellung sonstiger vertraulicher Informationen erfolgt nach besonderen Vorschriften und Verfahren, die in 
den Behandlungsanweisungen festgelegt sind. 

E. SICHERHEITSKENNUNGEN UND KENNZEICHNUNGENSICHERHEIT 

29. Die Sicherheitskennungen und Kennzeichnungen auf Dokumenten dienen dazu, den Informationsfluss zu kontrol­
lieren und den Zugang zu vertraulichen Informationen nach dem Grundsatz des berechtigten Informationsinteresses zu 
beschränken. 

30. Wenn Sicherheitskennungen und/oder Kennzeichnungen verwendet oder angebracht werden, ist darauf zu achten, 
dass eine Verwechslung mit den Verschlusssachenkennzeichnungen für EU-Verschlussachen — RESTREINT UE/EU RESTRIC­
TED, CONFIDENTIEL UE/EU CONFIDENTIAL, SECRET UE/EU SECRET, TRES SECRET UE/EU TOP SECRET — vermieden wird. 

31. Für den Gebrauch von Sicherheitskennungen und Kennzeichnungen werden in den Behandlungsanweisungen, 
zusammen mit einer Liste der Sicherheitskennzeichnungen des Europäischen Parlaments, besondere Regeln festgelegt. 

E.1. Sicherheitskennungen 

32. Sicherheitskennungen dürfen nur in Verbindung mit einer Verschlusssachenkennzeichnung verwendet werden; sie 
dürfen nicht separat auf Dokumenten angebracht werden. Auf EU-Verschlusssachen kann eine Sicherheitskennung ange­
bracht werden, 

a) um die Geltungsdauer eines Geheimhaltungsgrades zu begrenzen (was bei Verschlusssachen eine automatische Herab­
stufung des Geheimhaltungsgrades oder Freigabe bedeutet), 

b)  um die Verbreitung der betreffenden EU-Verschlusssache zu begrenzen, 

c)  um über die mit dem Geheimhaltungsgrad verbundenen Vorschriften hinaus besondere Regelungen für den Umgang 
mit der Verschlusssache festzulegen. 
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33. Die zusätzlichen Einschränkungen, die für die Handhabung und Aufbewahrung von Dokumenten mit EU-Ver­
schlusssachen gelten, sind für die Beteiligten mit einem zusätzlichen Aufwand verbunden. Um den Arbeitsauswand in 
diesem Zusammenhang zu minimieren, hat es sich bewährt, bei der Erstellung solcher Dokumente eine Frist oder ein 
Ereignis festzulegen, nach deren Ablauf bzw. dessen Eintreten die Einstufung automatisch ungültig wird und der Geheim­
haltungsgrad der im Dokument enthaltenen Informationen herabgestuft oder aufgehoben wird. 

34. Wenn ein Dokument sich auf einen konkreten Arbeitsbereich bezieht und seine Verbreitung begrenzt werden muss 
und/oder für den Umgang mit dem Dokument besondere Regelungen gelten, kann der Einstufung eine diesbezügliche 
Erklärung beigefügt werden, damit der betreffende Empfängerkreis leichter zu erkennen ist. 

E.2. Kennzeichnungen 

35. Kennzeichnungen gelten nicht als Geheimhaltungseinstufung. Sie dienen lediglich als Hinweis auf konkrete Anwei­
sungen für den Umgang mit einem Dokument und werden nicht dazu verwendet, den Inhalt des betreffenden Doku­
ments zu beschreiben. 

36. Kennzeichnungen können separat auf Dokumenten angebracht oder in Verbindung mit einer Geheimhaltungsein­
stufung verwendet werden. 

37. Grundsätzlich gilt, dass Kennzeichnungen bei Informationen angebracht werden, die dem Berufsgeheimnis gemäß 
Artikel 287 des EG-Vertrags und Artikel 17 des Beamtenstatuts unterliegen oder die aus rechtlichen Gründen durch das 
Parlament zu schützen sind, aber nicht als Verschlusssache behandelt werden müssen oder können. 

E.3. Gebrauch von Kennzeichnungen im Rahmen des Kommunikations- und Informationssystems 

38. Die Vorschriften für den Gebrauch von Kennzeichnungen gelten auch im Rahmen des akkreditierten Informations- 
und Kommunikationssystems. 

39. Die SAA legt für den Gebrauch von Kennzeichnungen im Rahmen des akkreditierten Informations- und Kommuni­
kationssystems besondere Regeln fest. 

F. EMPFANG VON INFORMATIONEN 

40. Im Parlament ist nur das Referat Verschlusssachen zum Empfang von Informationen berechtigt, die von Dritten als 
CONFIDENTIEL UE/EU CONFIDENTIAL, SECRET UE/EU SECRET oder TRÈS SECRET UE/EU TOP SECRET oder gleichwertig einge­
stuft wurden. 

41. Bei Informationen, die als RESTREINT UE/EU RESTRICTED oder gleichwertig oder als sonstige vertrauliche Informatio­
nen eingestuft wurden, kann die Verantwortung für die Entgegennahme der Informationen von Dritten sowie für die Ein­
haltung der in diesem Sicherheitshinweis aufgeführten Grundsätze beim Referat Verschlusssachen oder aber bei dem 
zuständigen parlamentarischen Organ bzw. Amtsträger liegen. 

G. REGISTRIERUNG 

42. Als Registrierung wird die Anwendung der Verfahren zur Aufzeichnung des Umlaufs vertraulicher Informationen, 
einschließlich ihrer Verbreitung, der Einsichtnahme in die vertraulichen Informationen und deren Vernichtung, bezeich­
net. 

43. Für die Zwecke dieses Sicherheitshinweises ist das „Dienstbuch“ das Register, in dem vor allem Datum und Uhrzeit 
des Zeitpunkts erfasst werden, zu dem 

a)  die vertraulichen Informationen bei dem Sekretariat des betreffenden parlamentarischen Organs bzw. Amtsträgers 
oder gegebenenfalls beim Referat Verschlusssachen eingehen oder dieses Sekretariat bzw. Referat verlassen, 

b)  eine sicherheitsüberprüfte Person auf die vertraulichen Informationen zugreift oder diese weiterleitet und 

c)  die vertraulichen Informationen vernichtet werden. 
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44. Der Urheber der Verschlusssache ist im Zuge der Erstellung des Dokuments, das die Verschlusssache enthält, dafür 
verantwortlich, die erste Erklärung mit einer Kennzeichnung zu versehen. Diese Erklärung wird bei Erstellung des Doku­
ments dem Referat Verschlusssachen übermittelt. 

45. Informationen, die als CONFIDENTIEL UE/EU CONFIDENTIAL, SECRET UE/EU SECRET oder TRÈS SECRET UE/EU TOP 
SECRET oder gleichwertig eingestuft werden, können beim Referat Verschlusssachen nur zu Sicherheitszwecken registriert 
werden. Informationen, die als RESTREINT UE/EU RESTRICTED oder gleichwertig eingestuft wurden, und von Dritten einge­
hende, als sonstige vertrauliche Informationen eingestufte Informationen werden aus verwaltungstechnischen Gründen 
bei der Dienststelle registriert, die für den offiziellen Empfang des Dokuments verantwortlich ist, das heißt entweder 
vom Referat Verschlusssachen oder von dem Sekretariat des betreffenden parlamentarischen Organs bzw. Amtsträgers. 
Im Parlament erstellte sonstige vertrauliche Informationen werden aus verwaltungstechnischen Gründen vom Urheber 
registriert. 

46. Informationen, die als CONFIDENTIEL UE/EU CONFIDENTIAL, SECRET UE/EU SECRET oder TRÈS SECRET UE/EU TOP 
SECRET oder gleichwertig eingestuft wurden, werden insbesondere registriert 

a)  bei der Erstellung, 

b)  bei ihrem Eingang beim Referat Verschlusssachen oder beim Verlassen dieses Referats und 

c)  bei ihrem Eingang im Kommunikations- und Informationssystem oder beim Verlassen dieses Systems. 

47. Informationen, die als RESTREINT UE/EU RESTRICTED oder gleichwertig eingestuft wurden, werden insbesondere 
registriert 

a)  bei der Erstellung, 

b) bei ihrem Eingang bei dem Sekretariat des betreffenden parlamentarischen Organs bzw. Amtsträgers oder beim Refe­
rat Verschlusssachen oder beim Verlassen dieses Sekretariats bzw. Referats und 

c)  bei ihrem Eingang im Kommunikations- und Informationssystem oder beim Verlassen dieses Systems. 

48. Die Registrierung vertraulicher Informationen kann in Papierform oder in elektronischen Dienstbüchern bzw. im 
Kommunikations- und Informationssystem erfolgen. 

49. Für als RESTREINT UE/EU RESTRICTED oder gleichwertig eingestufte Informationen und sonstige vertrauliche Infor­
mationen sind mindestens die folgenden Angaben zu erfassen: 

a) Datum und Uhrzeit des Zeitpunkts, zu dem die Informationen bei dem Sekretariat des betreffenden parlamentari­
schen Organs bzw. Amtsträgers oder gegebenenfalls beim Referat Verschlusssachen eingehen oder zu dem sie dieses 
Sekretariat bzw. Referat verlassen, 

b)  Titel des Dokuments, Geheimhaltungsgrad oder Kennzeichnung des Dokuments, Ablauf der Geheimhaltungsfrist bzw. 
der Geltungsdauer der Kennzeichnung des Dokuments sowie alle ihm zugewiesenen Nummern. 

50. Für als CONFIDENTIEL UE/EU CONFIDENTIAL, SECRET UE/EU SECRET oder TRÈS SECRET UE/EU TOP SECRET oder gleich­
wertig eingestufte Informationen sind mindestens die folgenden Angaben zu erfassen: 

a)  Datum und Uhrzeit des Zeitpunkts, zu dem die Informationen beim Referat Verschlusssachen eingehen bzw. dieses 
Referat verlassen, 

b)  Titel des Dokuments, Geheimhaltungsgrad oder Kennzeichnung des Dokuments, alle ihm zugewiesenen Nummern 
sowie Ablauf der Geheimhaltungsfrist bzw. der Geltungsdauer der Kennzeichnung des Dokuments, 

c)  Detailangaben zum Urheber, 
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d)  ein Vermerk über die Identität der Personen, denen Zugang zu dem Dokument gewährt wird, und die Zeitpunkte, zu 
denen von diesen Personen jeweils auf das Dokument zugegriffen wurde, 

e)  ein Vermerk über etwaige Kopien oder Übersetzungen des Dokuments, 

f) Datum und Uhrzeit des Zeitpunkts, zu dem etwaige Kopien oder Übersetzungen des Dokuments das Referat Ver­
schlusssachen verlassen oder dort wieder eintreffen, und Detailangaben dazu, an wen sie gesendet wurden und wer 
sie zurückgegeben hat, 

g) Datum und Uhrzeit des Zeitpunkts, zu dem das Dokument vernichtet wird, sowie — gemäß den Sicherheitsvorschrif­
ten des Parlaments für die Vernichtung von Dokumenten — die Person, die das Dokument vernichtet hat, und 

h)  ein Vermerk über die Aufhebung oder Herabstufung des Geheimhaltungsgrades des Dokuments. 

51. Die Dienstbücher erhalten eine angemessene Einstufung oder Kennzeichnung. Dienstbücher für Informationen, die 
als TRES SECRET UE/EU TOP SECRET oder gleichwertig eingestuft wurden, werden mit demselben Geheimhaltungsgrad 
registriert. 

52. Verschlusssachen können registriert werden 

a)  in einem einzigen Dienstbuch oder 

b) in gesonderten Dienstbüchern, in denen sie jeweils nach ihrem Geheimhaltungsgrad, aufgrund der Einstufung als ein­
gehende oder ausgehende Informationen oder nach ihrem Herkunfts- oder Bestimmungsort erfasst werden. 

53. Im Falle der elektronischen Erfassung im Rahmen eines Kommunikations- und Informationssystems (CIS) können 
die Registrierungsverfahren durch Prozesse im CIS selbst erfolgen, wobei diese Prozesse Vorgaben genügen müssen, die 
den vorstehend genannten Anforderungen gleichwertig sind. Sobald EU-Verschlusssachen das Kommunikations- und 
Informationssystem verlassen, findet das vorstehend beschriebene Registrierungsverfahren Anwendung. 

54. Das Referat Verschlusssachen führt Aufzeichnungen über alle Verschlusssachen, die vom Parlament für Dritte frei­
gegeben wurden, sowie über alle Verschlusssachen, die das Parlament von Dritten erhalten hat. 

55. Sobald die Registrierung von als CONFIDENTIEL UE/EU CONFIDENTIAL, SECRET UE/EU SECRET oder TRÈS SECRET 
UE/EU TOP SECRET oder gleichwertig eingestuften Informationen abgeschlossen ist, überprüft das Referat Verschlusssa­
chen, ob der Empfänger im Besitz einer gültigen Sicherheitsermächtigung ist. Ist das der Fall, so wird der Empfänger 
vom Referat Verschlusssachen entsprechend unterrichtet. Verschlusssachen dürfen erst eingesehen werden, wenn das 
Dokument, in dem sie enthalten sind, registriert ist. 

H. VERBREITUNG 

56. Der Urheber legt die erste Verteilungsliste für die von ihm erstellte EU-Verschlusssachen an. 

57. Als RESTREINT UE/EU RESTRICTED eingestufte Informationen und sonstige vom Parlament erstellte vertrauliche 
Informationen werden vom Urheber gemäß den einschlägigen Behandlungsanweisungen und nach dem Grundsatz des 
berechtigten Informationsinteresses im Parlament verteilt. Bei Informationen, die als CONFIDENTIEL UE/EU CONFIDENTIAL, 
SECRET UE/EU SECRET oder TRÈS SECRET UE/EU TOP SECRET eingestuft und vom Parlament im gesicherten Bereich erstellt 
wurden, ist die Verteilungsliste (sowie jegliche weiteren Anweisungen für die Verbreitung der Informationen) dem Referat 
Verschlusssachen vorzulegen, das für die Führung dieser Liste verantwortlich ist. 

58. Vom Parlament erstellte EU-Verschlusssachen dürfen nur vom Referat Verschlusssachen und nach dem Grundsatz 
des berechtigten Informationsinteresses an Dritte weitergegeben werden. 

59. Vertrauliche Informationen, die beim Referat Verschlusssachen oder bei dem parlamentarischen Organ bzw. Amts­
träger eingehen, das bzw. der den betreffenden Antrag gestellt hat, werden nach den vom Urheber erhaltenen Anweisun­
gen verteilt. 
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I. BEHANDLUNG, AUFBEWAHRUNG UND EINSICHTNAHME 

60. Für die Behandlung und Aufbewahrung vertraulicher Informationen und die Einsichtnahme in vertrauliche Infor­
mationen gelten Sicherheitshinweis 4 sowie die Behandlungsanweisungen. 

J. KOPIEREN, ÜBERSETZEN UND DOLMETSCHEN VON VERSCHLUSSSACHEN 

61. Dokumente, die als TRES SECRET UE/EU TOP SECRET oder gleichwertig eingestufte Informationen enthalten, dürfen 
nur mit vorheriger schriftlicher Zustimmung des Urhebers kopiert oder übersetzt werden. Dokumente, die als SECRET 
UE/EU SECRET oder gleichwertig oder als CONFIDENTIEL UE/EU CONFIDENTIAL oder gleichwertig eingestufte Informationen 
enthalten, dürfen auf Anweisung des Besitzers kopiert oder übersetzt werden, sofern der Urheber dies nicht untersagt 
hat. 

62. Jede Kopie eines Dokuments, das als TRES SECRET UE/EU TOP SECRET, SECRET UE/EU SECRET oder CONFIDENTIEL 
UE/EU CONFIDENTIAL oder gleichwertig eingestufte Informationen enthält, muss zu Sicherheitszwecken registriert wer­
den. 

63. Die für das Verschlusssachen enthaltende Originaldokument geltenden Sicherheitsmaßnahmen finden auch auf 
Kopien und Übersetzungen dieses Dokuments Anwendung. 

64. Vom Rat eingehende Dokumente sollten in allen Amtssprachen der Union eingehen. 

65. Kopien und/oder Übersetzungen von Dokumenten, die Verschlusssachen enthalten, können vom Urheber oder 
vom Besitzer einer Kopie angefordert werden. Kopien von Dokumenten, die als CONFIDENTIEL UE/EU CONFIDENTIAL, 
SECRET UE/EU SECRET oder TRÈS SECRET UE/EU TOP SECRET oder gleichwertig eingestufte Informationen enthalten, dürfen 
nur innerhalb des gesicherten Bereichs und auf Kopiermaschinen angefertigt werden, die Teil eines akkreditierten Kom­
munikations- und Informationssystems sind. Kopien von Dokumenten, die als RESTREINT UE/EU RESTRICTED oder gleich­
wertig eingestufte Informationen oder sonstige vertrauliche Informationen enthalten, werden innerhalb der Räumlichkei­
ten des Parlaments mit einem akkreditierten Vervielfältigungsgerät angefertigt. 

66. Kopien und Übersetzungen von Dokumenten oder von Teilen von Dokumentkopien, die vertrauliche Informatio­
nen enthalten, werden entsprechend gekennzeichnet, nummeriert und registriert. 

67. Es werden grundsätzlich nur so viele Kopien angefertigt, wie unbedingt notwendig. Nach Ablauf des Zeitraums für 
die Einsichtnahme werden alle Kopien gemäß den Behandlungsanweisungen vernichtet. 

68. Nur Dolmetscher und Übersetzer, bei denen es sich um Beamte des Parlaments handelt, dürfen Zugang zu Ver­
schlusssachen haben. 

69. Dolmetscher und Übersetzer, die Zugang zu Dokumenten mit Informationen haben, die als CONFIDENTIEL UE/EU 
CONFIDENTIAL, SECRET UE/EU SECRET oder TRÈS SECRET UE/EU TOP SECRET oder gleichwertig eingestuft wurden, müssen 
der entsprechenden Sicherheitsüberprüfung unterzogen worden sein. 

70. Die Dolmetscher und Übersetzer, die Dokumente mit als CONFIDENTIEL UE/EU CONFIDENTIAL, SECRET UE/EU 
SECRET oder TRÈS SECRET UE/EU TOP SECRET oder gleichwertig eingestuften Informationen behandeln, müssen im gesi­
cherten Bereich arbeiten. 
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K. HERABSETZUNG ODER AUFHEBUNG DER EINSTUFUNG BZW. AUFHEBUNG DER KENNZEICHNUNG ALS VER­
TRAULICHE INFORMATION 

K.1. Allgemeine Grundsätze 

71. Wenn eine Information nicht mehr gemäß der bisherigen Geheimhaltungsstufe oder überhaupt nicht mehr 
geschützt werden muss, wird die Einstufung als vertrauliche Information aufgehoben bzw. herabgesetzt oder die betref­
fende Kennzeichnung aufgehoben. 

72. Die Entscheidung, die Einstufung von Informationen in vom Parlament erstellten Dokumenten herabzusetzen oder 
aufzuheben oder die betreffende Kennzeichnung aufzuheben, muss unter Umständen ad hoc getroffen werden — bei­
spielsweise, wenn einem Antrag auf Zugang der Öffentlichkeit oder eines anderen EU-Organs oder auf Initiative des 
Referats Verschlusssachen oder des parlamentarischen Organs bzw. Amtsträgers stattgegeben werden soll. 

73. Gleichzeitig teilen die Urheber von EU-Verschlusssachen möglichst mit, ob die betreffende EU-Verschlusssache zu 
einem bestimmten Zeitpunkt oder im Anschluss an ein bestimmtes Ereignis herabgestuft oder freigegeben werden kann. 
Wenn eine solche Auskunft nicht erteilt werden kann, wird der Geheimhaltungsgrad der EU-Verschlusssache mindestens 
alle fünf Jahre durch den Urheber, das Referat Verschlusssachen oder das parlamentarische Organ bzw. den Amtsträger 
überprüft, das bzw. der Besitzer der Information ist. In jedem Fall kann die Einstufung der EU-Verschlusssache nur mit 
vorheriger schriftlicher Zustimmung des Urhebers herabgesetzt oder aufgehoben werden. 

74. Wenn der Urheber von EU-Verschlusssachen hinsichtlich eines im Parlament erstellten Dokuments nicht festgestellt 
oder ermittelt werden kann, überprüft das Sicherheitsorgan den Geheimhaltungsgrad der entsprechenden EU-Verschluss­
sache gestützt auf einen entsprechenden Vorschlag des parlamentarischen Organs bzw. Amtsträgers, das bzw. der Besit­
zer der Information ist; das Organ bzw. der Amtsträger kann das Referat Verschlusssachen in dieser Sache konsultieren. 

75. Das Referat Verschlusssachen oder das parlamentarische Organ bzw. der Amtsträger, das bzw. der Besitzer der 
Information ist, ist dafür verantwortlich, den oder die Empfänger über die Aufhebung oder Herabsetzung der Einstufung 
der Information in Kenntnis zu setzen, und der oder die betreffenden Empfänger sind ihrerseits dafür verantwortlich, 
etwaige weitere Empfänger darüber zu informieren, denen sie das Original oder eine Kopie des Dokuments zugeleitet 
haben. 

76. Die Aufhebung oder Herabsetzung der Einstufung oder Aufhebung der Kennzeichnung von Informationen in 
einem Dokument wird aufgezeichnet. 

K.2. Freigabe 

77. EU-Verschlusssachen können ganz oder in Teilen freigegeben werden. Sie können teilweise freigegeben werden, 
wenn der Schutz bei einem bestimmten Teil des Dokuments, das die Verschlusssache enthält, nicht länger für notwendig 
erachtet wird, während der Schutz in Bezug auf das übrige Dokument weiterhin als gerechtfertigt gilt. 

78. Wenn im Zuge der Überprüfung einer EU-Verschlusssache, die in einem vom Parlament erstellten Dokument ent­
halten ist, entschieden wird, die Verschlusssache freizugeben, muss geklärt werden, ob das Dokument veröffentlicht wer­
den kann oder ob es mit einer Verteilungskennzeichnung versehen werden soll (und also nicht veröffentlicht wird). 

79. Wenn eine EU-Verschlusssache freigegeben wird, wird die Freigabe im Dienstbuch zusammen mit den folgenden 
Angaben erfasst: Datum der Freigabe, Name der Person, die die Freigabe beantragt hat, und der Person, die die Freigabe 
genehmigt hat, Nummer des freigegebenen Dokuments und dessen Endbestimmung. 

80. Die alten Verschlusssachenkennzeichnungen auf dem freigegebenen Dokument und den Kopien dieses Dokuments 
werden durchgestrichen. Das Original und die Kopien des Dokuments werden entsprechend aufbewahrt. 

81. Bei teilweiser Freigabe von Verschlusssachen ist der freigegebene Teil als Auszug anzulegen und entsprechend auf­
zubewahren. Die zuständige Dienststelle registriert 

a)  das Datum der teilweisen Freigabe, 

b)  den Namen der Person, die die Freigabe beantragt hat, und der Person, die die Freigabe genehmigt hat, und 

c)  die Nummer des freigegebenen Auszugs. 
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K.3. Herabstufung 

82. Nach der Herabstufung einer Verschlusssache wird das diese Verschlusssache enthaltende Dokument in den Dienst­
büchern für den alten wie auch den neuen Geheimhaltungsgrad registriert. Zu vermerken sind das Datum der Herabstu­
fung sowie der Name der Person, die diese genehmigt hat. 

83. Das Dokument, das die herabgestuften Informationen enthält, und alle Kopien dieses Dokuments werden nach 
dem neuen Geheimhaltungsgrad eingestuft und entsprechend aufbewahrt. 

L. VERNICHTUNG VERTRAULICHER INFORMATIONEN 

84. Vertrauliche Informationen (als Papierfassung oder in elektronischer Form), die nicht mehr benötigt werden, sind 
gemäß den Behandlungsanweisungen und den einschlägigen Archivierungsvorschriften zu vernichten oder zu löschen. 

85. Als TRES SECRET UE/EU TOP SECRET oder SECRET UE/EU SECRET oder gleichwertig eingestufte Informationen werden 
vom Referat Verschlusssachen vernichtet. Ihre Vernichtung erfolgt in Anwesenheit eines Zeugen, der mindestens der 
Sicherheitsüberprüfung unterzogen wurde, die dem für die vernichteten Informationen geltenden Geheimhaltungsgrad 
entspricht. 

86. Als TRES SECRET UE/EU TOP SECRET oder gleichwertig eingestufte Informationen werden nur mit vorheriger schriftli­
cher Zustimmung des Urhebers vernichtet. 

87. Als CONFIDENTIEL UE/EU CONFIDENTIAL, SECRET UE/EU SECRET oder TRÈS SECRET UE/EU TOP SECRET oder gleichwer­
tig eingestufte Informationen werden auf Anweisung des Urhebers oder einer zuständigen Behörde vom Referat Ver­
schlusssachen vernichtet und entsorgt. Die Dienstbücher und sonstigen Register werden entsprechend aktualisiert. Als 
RESTREINT UE/EU RESTRICTED oder gleichwertig eingestufte Informationen werden vom Referat Verschlusssachen oder 
von dem betreffenden parlamentarischen Organ bzw. Amtsträger vernichtet und entsorgt. 

88. Der für die Vernichtung verantwortliche Beamte und die die Vernichtung bezeugende Person unterschreiben eine 
Vernichtungsbescheinigung, die im Referat Verschlusssachen abgelegt und archiviert wird. Das Referat Verschlusssachen 
bewahrt die Vernichtungsbescheinigungen bei als TRES SECRET UE/EU TOP SECRET oder gleichwertig eingestuften Informa­
tionen mindestens zehn Jahre lang und bei als SECRET UE/EU SECRET oder gleichwertig und CONFIDENTIEL UE/EU CONFI­
DENTIAL oder gleichwertig eingestuften Informationen mindestens fünf Jahre lang zusammen mit den Verteilungsunterla­
gen auf. 

89. Dokumente, die Verschlusssachen enthalten, werden nach Verfahren vernichtet, die den einschlägigen EU-Normen 
oder gleichwertigen Normen entsprechen, damit einer vollständigen oder teilweisen Wiederherstellung vorgebeugt wird. 

90. Die Vernichtung elektronischer Datenträger, die für Verschlusssachen verwendet wurden, erfolgt gemäß den ent­
sprechenden Behandlungsanweisungen. 

91. Die Vernichtung von Verschlusssachen wird in dem entsprechenden Dienstbuch zusammen mit den folgenden 
Angaben erfasst: 

a)  Datum und Uhrzeit der Vernichtung, 

b)  Name des für die Vernichtung zuständigen Beamten, 

c)  Identifizierung des vernichteten Dokuments bzw. der vernichteten Kopien, 

d)  ursprüngliche materielle Form der vernichteten EU-Verschlusssache, 
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e)  Art der Vernichtung und 

f)  Ort der Vernichtung. 

M. ARCHIVIERUNG 

92. Verschlusssachen, auch Übermittlungsvermerke oder Begleitschreiben, Anlagen, Empfangsbestätigungen und/oder 
andere Teile des Dossiers, sind sechs Monate nach der letzten Einsichtnahme oder spätestens ein Jahr, nachdem sie abge­
legt wurden, in das gesicherte Archiv im gesicherten Bereich zu verbringen. Die Vorschriften, die für die Archivierung 
von Verschlusssachen im Einzelnen gelten, werden in den Behandlungsanweisungen festgelegt. 

93. Für sonstige vertrauliche Informationen gelten unbeschadet etwaiger anderer Sonderbestimmungen für den 
Umgang mit diesen Informationen die allgemeinen Bestimmungen für die Verwaltung von Dokumenten. 

SICHERHEITSHINWEIS 3 

DIE VERARBEITUNG VERTRAULICHER INFORMATIONEN DURCH AUTOMATISIERTE KOMMUNIKATIONS- UND INFORMATIONS­
SYSTEME 

A. INFORMATIONSSICHERUNG VON VERSCHLUSSSACHEN, DIE IN INFORMATIONSSYSTEMEN BEHANDELT WERDEN 

1. Informationssicherung (Information Assurance, IA) im Bereich von Informationssystemen beinhaltet das Vertrauen 
darauf, dass die in diesen Systemen behandelten Verschlusssachen geschützt sind und dass diese Systeme unter der Kon­
trolle rechtmäßiger Nutzer jederzeit ordnungsgemäß funktionieren. Eine effektive Informationssicherung stellt ein ange­
messenes Niveau der Vertraulichkeit, Integrität, Verfügbarkeit, Beweisbarkeit und Authentizität sicher. Die Informationssi­
cherung stützt sich auf einen Risikomanagementprozess. 

2. Bei einem Kommunikations- und Informationssystem für die Behandlung von Verschlusssachen handelt es sich um 
ein System, das die Handhabung von Verschlusssachen in elektronischer Form ermöglicht. Zu einem solchen Informa­
tionssystem gehören sämtliche für seinen Betrieb benötigten Voraussetzungen, einschließlich der Infrastruktur, der Orga­
nisation, des Personals und der Informationsressourcen. 

3. Mit einem Kommunikations- und Informationssystem werden Verschlusssachen im Einklang mit dem Konzept der 
Informationssicherung behandelt. 

4. Kommunikations- und Informationssysteme werden einem Akkreditierungsverfahren unterzogen. Mit der Akkreditie­
rung wird bezweckt, Gewissheit darüber zu erlangen, dass alle angemessenen Sicherheitsmaßnahmen durchgeführt wor­
den sind und dass ein ausreichender Schutz der Verschlusssachen und der Kommunikations- und Informationssysteme 
gemäß diesem Sicherheitshinweis erreicht wird. In der Akkreditierungserklärung wird festgelegt, bis zu welchem Geheim­
haltungsgrad und unter welchen Voraussetzungen Verschlusssachen in Kommunikations- und Informationssystemen 
behandelt werden dürfen. 

5. Die folgenden Eigenschaften und Konzepte der Informationssicherung sind für die Sicherheit und die ordnungsge­
mäße Durchführung von Operationen in Kommunikations- und Informationssystemen unerlässlich: 

a)  Authentizität: die Garantie, dass die Informationen echt sind und aus Bona-fide-Quellen stammen; 

b)  Verfügbarkeit: der Umstand, dass die Informationen auf Anfrage einer befugten Stelle verfügbar und nutzbar sind; 

c) Vertraulichkeit: der Umstand, dass die Informationen nicht gegenüber unbefugten Personen, Stellen oder Verarbei­
tungsprozessen offengelegt werden darf; 
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d)  Integrität: der Umstand, dass die Genauigkeit und die Vollständigkeit der Informationen und Werte gewährleistet sind; 

e) Beweisbarkeit: die Möglichkeit des Nachweises, dass ein Vorgang oder ein Ereignis stattgefunden hat, um die Möglich­
keit auszuschließen, dass dieser Vorgang oder dieses Ereignis nachträglich abgestritten werden kann. 

B. GRUNDSÄTZE DER INFORMATIONSSICHERUNG 

6. Die nachstehenden Bestimmungen sind Ausgangsbasis für die Sicherheit von Kommunikations- und Informations­
systemen, in denen Verschlusssachen behandelt werden. Detaillierte Anforderungen zur Durchführung dieser Bestimmun­
gen werden in Sicherheitskonzepten und Sicherheitsleitlinien für Informationssicherung festgelegt. 

B.1. Sicherheitsrisikomanagement 

7. Sicherheitsrisikomanagement ist ein integraler Bestandteil der Konzeption, der Entwicklung, des Betriebs und der 
Wartung von Kommunikations- und Informationssystemen. Das Risikomanagement (Bewertung, Behandlung, Akzeptanz 
und Kommunikation) wird als fortlaufender Prozess gemeinsam von den in Sicherheitshinweis 1 festgelegten Vertretern 
der Systemeigner, den für ein Projekt zuständigen Stellen, den für den Betrieb zuständigen Stellen und den Sicherheits- 
Zulassungsstellen durchgeführt; dabei wird ein bewährtes, transparentes und verständliches Risikobewertungsverfahren 
durchgeführt. Der Umfang des Kommunikations- und Informationssystems und seine Werte müssen gleich zu Beginn 
des Risikomanagementprozesses klar umrissen sein. 

8. Die in Sicherheitshinweis 1 festgelegten zuständigen Stellen müssen die potenziellen Bedrohungen für Kommunika­
tions- und Informationssysteme überprüfen und über stets aktuelle und genaue Risikobewertungen entsprechend dem 
jeweiligen betrieblichen Umfeld verfügen. Sie halten ihre Kenntnisse über potenzielle Schwachstellen stets auf dem neues­
ten Stand und überprüfen regelmäßig die Bewertung der Schwachstellen, um den sich ändernden IT-Gegebenheiten Rech­
nung zu tragen. 

9. Das Ziel bei der Sicherheitsrisikobehandlung muss darin bestehen, ein Paket von Sicherheitsmaßnahmen anzuwen­
den, die zu einer zufriedenstellenden Ausgewogenheit zwischen den Anforderungen der Nutzer, den Kosten und dem 
Sicherheitsrestrisiko führen. 

10. Zur Akkreditierung eines Kommunikations- und Informationssystems gehören eine förmliche Erklärung zum Rest­
risiko und die Akzeptanz des Restrisikos durch eine zuständige Stelle. Die spezifischen Anforderungen, der Maßstab und 
Grad der Detaillierung, die von der einschlägigen SAA zur Akkreditierung eines Kommunikations- und Informationssys­
tems festgelegt werden, müssen dem festgestellten Risiko entsprechen; dabei ist allen relevanten Faktoren Rechnung zu 
tragen, darunter dem Geheimhaltungsgrad der Verschlusssachen, die in dem Kommunikations- und Informationssystem 
behandelt werden. 

B.2. Sicherheit während des gesamten Lebenszyklus eines Kommunikations- und Informationssystems 

11. Die Gewährleistung der Sicherheit ist während des gesamten Lebenszyklus eines Kommunikations- und Informa­
tionssystems ab der Einführung bis zur Außerbetriebstellung erforderlich. 

12. Die Rolle aller an einem Kommunikations- und Informationssystem Beteiligten und deren Interaktion hinsichtlich 
der Sicherheit des Systems werden für jede Phase des Lebenszyklus definiert. 

13. Ein Kommunikations- und Informationssystem einschließlich seiner technischen und nicht technischen Sicherheits­
maßnahmen wird während des Akkreditierungsverfahrens Sicherheitsprüfungen unterzogen, damit gewährleistet ist, dass 
das erforderliche Sicherheitsniveau erreicht wird, und damit geprüft wird, dass das Kommunikations- und Informations­
system einschließlich seiner technischen und nicht technischen Sicherheitsmaßnahmen korrekt implementiert, integriert 
und konfiguriert wird. 
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14. Sicherheitsbewertungen, -inspektionen und -überprüfungen werden während des Betriebs eines Kommunikations- 
und Informationssystems und während Wartungsarbeiten in regelmäßigen Abständen sowie im Falle außergewöhnlicher 
Umstände durchgeführt. 

15. Die Sicherheitsdokumentation für ein Kommunikations- und Informationssystem wird während dessen Lebenszyk­
lus weiterentwickelt als integraler Bestandteil des Prozesses eines Änderungs- und Konfigurationsmanagements. 

16. Die von einem Kommunikations- und Informationssystem durchgeführten Registrierungsverfahren werden, soweit 
erforderlich, als Teil des Akkreditierungsverfahrens überprüft. 

B.3. Optimale Vorgehensweisen 

17. Die IAA entwickelt optimale Vorgehensweisen für den Schutz von Verschlusssachen, die von einem Kommunika­
tions- und Informationssystem behandelt werden. Leitlinien zu optimalen Vorgehensweisen enthalten Sicherheitsmaßnah­
men in den Bereichen Technik, materieller Geheimschutz, Organisation und Verfahren für Kommunikations- und Infor­
mationssysteme, deren Effizienz bei der Abwehr von Bedrohungen und der Behebung von Schwachstellen belegt ist. 

18. Für den Schutz von Verschlusssachen, die von Kommunikations- und Informationssystemen behandelt werden, 
sind die Erfahrungen derjenigen Stellen, die im Bereich Informationssicherung tätig sind, heranzuziehen. 

19. Die Verbreitung und anschließende Anwendung optimaler Vorgehensweisen soll dazu beitragen, dass ein gleichwer­
tiges Sicherheitsniveau für die verschiedenen, vom Sekretariat des Parlaments betriebenen Kommunikations- und Infor­
mationssysteme erreicht wird, in denen Verschlusssachen behandelt werden. 

B.4. Mehrschichtige Sicherheit 

20. Um das Risiko bei Kommunikations- und Informationssystemen zu verringern, wird eine Reihe von technischen 
und nicht technischen Sicherheitsmaßnahmen in Form eines mehrschichtigen Abwehrsystems durchgeführt. Dazu gehö­
ren: 

a)  Abschreckung: Sicherheitsmaßnahmen, mit denen darauf abgezielt wird, Gegner von einer Planung von Angriffen auf 
ein Kommunikations- und Informationssystem abzuhalten; 

b)  Prävention: Sicherheitsmaßnahmen, mit denen darauf abgezielt wird, einen Angriff auf ein Kommunikations- und 
Informationssystem zu verhindern oder abzublocken; 

c)  Erkennung: Sicherheitsmaßnahmen, mit denen darauf abgezielt wird, einen Angriff auf ein Kommunikations- und 
Informationssystem zu erkennen; 

d)  Widerstandsfähigkeit: Sicherheitsmaßnahmen, mit denen darauf abgezielt wird, die Auswirkungen eines Angriffes auf 
möglichst wenige Informationen oder Werte eines Kommunikations- und Informationssystems zu begrenzen und wei­
teren Schaden zu verhindern, und 

e) Wiederherstellung: Sicherheitsmaßnahmen, mit denen darauf abgezielt wird, für ein Kommunikations- und Informa­
tionssystem eine Situation der Sicherheit wiederherzustellen. 

Wie streng diese Sicherheitsmaßnahmen zu sein haben, wird durch eine Risikobewertung bestimmt. 

21. Die in Sicherheitshinweis 1 festgelegten zuständigen Behörden tragen dafür Sorge, dass sie auf Zwischenfälle, die 
die Grenzen einer Organisation überschreiten können, dahingehend reagieren können, dass sie die Reaktionen koordinie­
ren und Informationen über diese Zwischenfälle und damit zusammenhängende Risikokonstellationen austauschen 
(Computer-Notfall-Reaktionsfähigkeit). 

B.5. Minimalitätsprinzip und Prinzip der minimalen Zugriffsrechte 

22. Um unnötige Risiken zu vermeiden werden nur die für die operativen Anforderungen unbedingt notwendigen 
Funktionen, Geräte und Dienste implementiert. 

23. Nutzer von Kommunikations- und Informationssystemen und automatisierten Verfahrensabläufen erhalten nur den 
Zugang, die Berechtigung oder die Genehmigungen, die für die Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich sind, damit der 
Schaden, der durch Zwischenfälle, Fehler oder die unbefugte Nutzung von Ressourcen eines Kommunikations- und Infor­
mationssystems entstehen kann, begrenzt wird. 
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B.6. Sensibilisierung in Bezug auf Informationssicherung 

24. Sensibilisierung für die Risiken und die zur Verfügung stehenden Sicherheitsmaßnahmen ist die erste Verteidigungs­
linie in Bezug auf die Sicherheit von Kommunikations- und Informationssystemen. Insbesondere sollte sich das gesamte 
Personal, das mit einem Kommunikations- und Informationssystem während dessen Lebenszyklus befasst ist, einschließ­
lich der Nutzer, über Folgendes bewusst sein: 

a)  Sicherheitslücken können Kommunikations- und Informationssystemen, in denen Verschlusssachen behandelt werden, 
erheblich schaden; 

b)  aus einer Vernetzung und Verflechtung kann sich potenzieller Schaden für andere ergeben; 

c)  sie sind persönlich für die Sicherheit eines Kommunikations- und Informationssystems entsprechend ihrer konkreten 
Aufgabe innerhalb des Systems und bei den Prozessen verantwortlich und dafür rechenschaftspflichtig. 

25. Damit sichergestellt ist, dass die Verantwortlichkeiten für die Sicherheit bekannt sind, müssen Schulung und Sensi­
bilisierung in Bezug auf Informationssicherung für das gesamte beteiligte Personal, einschließlich des Führungspersonals, 
die Mitglieder des Europäischen Parlaments und die Nutzer von Kommunikations- und Informationssystemen obligato­
risch sein. 

B.7. Evaluierung und Zulassung von IT-Sicherheitsprodukten 

26. Kommunikations- und Informationssysteme, in denen als CONFIDENTIEL UE/EU CONFIDENTIAL, SECRET UE/EU 
SECRET oder TRÈS SECRET UE/EU TOP SECRET oder gleichwertig eingestufte Verschlusssachen behandelt werden, werden so 
geschützt, dass von Informationen nicht über unbeabsichtigte elektromagnetische Abstrahlung unbefugt Kenntnis 
genommen werden kann („TEMPEST-Sicherheitsvorkehrungen“). 

27. Wird der Schutz von Verschlusssachen mit kryptografischen Produkten sichergestellt, so sind diese Produkte von 
der SAA als unter die EU-weit zugelassenen kryptografischen Produkte fallend zu zertifizieren. 

28. Bei der Übermittlung von Verschlusssachen auf elektronischem Wege werden EU-weit zugelassene kryptografische 
Produkte verwendet. Ungeachtet dieser Anforderung können in Notsituationen nach Maßgabe der Nummern 41 bis 44 
spezielle Verfahren oder spezielle technische Konfigurationen angewendet werden. 

29. Das erforderliche Maß an Vertrauen in die Sicherheitsmaßnahmen, das als Niveau der Vertrauenswürdigkeit defi­
niert wird, wird aufgrund der Ergebnisse des Risikomanagementprozesses und entsprechend den einschlägigen Sicher­
heitskonzepten und -leitlinien bestimmt. 

30. Das Vertrauenswürdigkeitsniveau wird geprüft, indem international anerkannte oder national genehmigte Verfahren 
und Methoden angewandt werden. Dazu gehören in erster Linie Evaluierung, Kontrollen und Betriebsanalysen. 

31. Die SAA billigt Sicherheitsleitlinien in Bezug auf die Eignung und Zulassung von nicht-kryptografischen IT-Sicher­
heitsprodukten. 

B.8. Übermittlung innerhalb abgesicherter Bereiche 

32. Wenn Verschlusssachen innerhalb abgesicherter Bereiche übermittelt werden, kann eine nicht verschlüsselte Vertei­
lung oder eine Verschlüsselung auf einer niedrigeren Stufe unter Zugrundelegung der Ergebnisse eines Risikomanage­
mentprozesses und vorbehaltlich der Zustimmung der SAA erfolgen. 
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B.9. Sichere Zusammenschaltung von Kommunikations- und Informationssystemen 

33. Eine Systemzusammenschaltung ist die direkte Verbindung von zwei oder mehr IT-Systemen für die gemeinsame 
Nutzung von Daten und anderen Informationsressourcen; die Verbindung kann unidirektional oder multidirektional sein. 

34. Ein Kommunikations- und Informationssystem muss jedes angeschlossene IT-System zunächst als nicht vertrauens­
würdig behandeln und Schutzmaßnahmen durchführen, um den Austausch von Verschlusssachen mit anderen Kommu­
nikations- und Informationssystemen zu kontrollieren. 

35. Bei der Zusammenschaltung eines Kommunikations- und Informationssystems mit einem anderen IT-System müs­
sen stets die folgenden grundlegenden Anforderungen erfüllt sein: 

a) die betrieblichen und operativen Anforderungen für solche Zusammenschaltungen müssen von den zuständigen Stel­
len bekannt gegeben und genehmigt werden; 

b)  die betreffende Zusammenschaltung ist einem Risikomanagement- und Akkreditierungsverfahren zu unterziehen und 
bedarf der Genehmigung durch die zuständige SAA; 

c) Dienste für den Schutz von Systemübergängen werden an der Peripherie von Kommunikations- und Informationssys­
temen implementiert. 

36. Es darf keine Zusammenschaltung zwischen einem akkreditierten Kommunikations- und Informationssystem und 
einem ungeschützten oder öffentlichen Netz geben, außer wenn das Kommunikations- und Informationssystem über 
zugelassene Dienste für den Schutz von Systemübergängen verfügt, die zu diesem Zweck zwischen dem Kommunika­
tions- und Informationssystem und dem ungeschützten oder öffentlichen Netz installiert wurden. Die Sicherheitsmaß­
nahmen für eine derartige Zusammenschaltung werden von der zuständigen Stelle für Informationssicherung überprüft 
und von der zuständigen SAA genehmigt. 

37. Wenn das ungeschützte oder öffentliche Netz lediglich als Träger verwendet wird und die Daten durch ein gemäß 
Nummer 27 EU-weit zertifiziertes kryptografisches Produkt verschlüsselt werden, gilt eine derartige Verbindung nicht als 
Zusammenschaltung. 

38. Die direkte oder kaskadierte Zusammenschaltung eines Kommunikations- und Informationssystems, das für die 
Behandlung von Verschlusssachen des Geheimhaltungsgrads TRES SECRET UE/EU TOP SECRET oder eines gleichwertigen 
Geheimhaltungsgrads und Verschlusssachen des Geheimhaltungsgrads SECRET UE/EU SECRET oder eines gleichwertigen 
Geheimhaltungsgrads akkreditiert ist, mit einem ungeschützten oder öffentlichen Netz ist untersagt. 

B.10. Elektronische Datenträger 

39. Die Vernichtung elektronischer Datenträger erfolgt nach Verfahren, die von der zuständigen Sicherheitsbehörde 
genehmigt wurden. 

40. Elektronische Datenträger werden nach Maßgabe der Behandlungsanweisungen wiederverwendet, herabgestuft oder 
freigegeben. 

B.11. Notsituationen 

41. In einer Notsituation wie beispielsweise drohenden oder bereits eingetretenen Krisen-, Konflikt- oder Kriegssituatio­
nen oder im Fall besonderer operativer Umstände können die nachstehend beschriebenen besonderen Verfahren ange­
wandt werden. 

42. Verschlusssachen können mit Zustimmung der zuständigen Behörde mit Hilfe kryptografischer Produkte, die für 
einen niedrigeren Geheimhaltungsgrad zugelassen sind, oder unverschlüsselt übermittelt werden, wenn eine Verzögerung 
einen Schaden verursachen würde, der deutlich größer wäre als der Schaden, der durch eine Preisgabe des als Verschluss­
sache eingestuften Materials entstehen würde, und wenn 

a) Absender und Empfänger nicht die erforderliche Verschlüsselungseinrichtung oder gar keine Verschlüsselungseinrich­
tung haben; 

b)  das als Verschlusssache eingestufte Material nicht rechtzeitig auf anderem Wege übermittelt werden kann. 
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43. Verschlusssachen, die unter den unter Nummer 41 erläuterten Umständen übermittelt werden, sind nicht mit Kenn­
zeichnungen oder Angaben zu versehen, die sie von nicht als Verschlusssache eingestuften Informationen oder solchen 
unterscheiden, die mit einem zur Verfügung stehenden kryptografischen Produkt geschützt werden können. Die Empfän­
ger werden auf anderem Weg unverzüglich über den Geheimhaltungsgrad unterrichtet. 

44. Wird gemäß Nummer 41 oder Nummer 42 Buchstabe a vorgegangen, ist der zuständigen Behörde und dem Sicher­
heitsausschuss anschließend Bericht zu erstatten. 

SICHERHEITSHINWEIS 4 

MATERIELLER GEHEIMSCHUTZ 

A. EINLEITUNG 

Dieser Sicherheitshinweis legt die Sicherheitsgrundsätze für die Schaffung eines sicheren Umfelds für die Gewährleistung 
der korrekten Behandlung vertraulicher Informationen im Europäischen Parlament fest. Diese Grundsätze, einschließlich 
derjenigen, die sich auf die technische Sicherheit beziehen, werden durch die Behandlungsanweisungen ergänzt. 

B. SICHERHEITSRISIKOMANAGEMENT 

1. Risiken für Verschlusssachen sind als Verfahren zu behandeln. Dieses Verfahren zielt auf die Bestimmung bekannter 
Sicherheitsrisiken, auf die Festlegung von Sicherheitsmaßnahmen zur Verringerung solcher Risiken auf ein hinnehmbares 
Niveau in Übereinstimmung mit den Grundprinzipien und Mindeststandards dieses Sicherheitshinweises und auf die An­
wendung dieser Maßnahmen entsprechend dem Konzept der mehrschichtigen Sicherheit gemäß Sicherheitshinweis 3. 
Die Wirksamkeit solcher Maßnahmen wird fortlaufend bewertet. 

2. Die Sicherheitsmaßnahmen für den Schutz von Verschlusssachen müssen während der gesamten Dauer ihrer Einstu­
fung als Verschlusssachen insbesondere dem Geheimhaltungsgrad, der Form und dem Umfang der entsprechenden Infor­
mationen oder des entsprechenden Materials, der Lage und der Beschaffenheit der Einrichtungen, in denen Verschlusssa­
chen untergebracht sind, und der örtlichen Einschätzung der Bedrohung durch feindselige und/oder kriminelle Handlun­
gen, einschließlich Spionage, Sabotage oder Terrorakte, entsprechen. 

3. In Notfallplänen wird berücksichtigt, dass Verschlusssachen in Notsituationen geschützt werden müssen, damit der 
unbefugte Zugang, die unbefugte Weitergabe oder der Verlust der Integrität beziehungsweise der Verfügbarkeit verhindert 
werden. 

4. In Kontinuitätsplänen sind Präventions- und Wiederherstellungsmaßnahmen vorzusehen, damit die Auswirkungen 
größerer Störungen oder Zwischenfälle auf die Behandlung und Aufbewahrung von Verschlusssachen so gering wie mög­
lich gehalten werden. 

C. ALLGEMEINE GRUNDSÄTZE 

5. Der Geheimhaltungsgrad oder die Kennzeichnung die den Informationen zugewiesen werden, sind ausschlaggebend 
für das Schutzniveau, dem sie hinsichtlich des materiellen Geheimschutzes unterliegen. 

6. Informationen, die einer Einstufung als Verschlusssache bedürfen, müssen ungeachtet ihrer materiellen Form als Ver­
schlusssache gekennzeichnet und behandelt werden. Die Einstufung als Verschlusssache muss den Empfängern deutlich 
mitgeteilt werden, entweder durch die Kennzeichnung mit einem Geheimhaltungsgrad (falls die Information schriftlich 
übermittelt wird, sei es auf Papier oder über Informations- und Kommunikationssysteme) oder durch einen mündlichen 
Hinweis (falls die Information mündlich übermittelt wird, beispielsweise in einem Gespräch oder einem Vortrag). Als Ver­
schlusssache eingestuftes Material ist materiell zu kennzeichnen, damit sein Geheimhaltungsgrad einfach zu erkennen ist. 

7. Vertrauliche Informationen dürfen unter keinen Umständen in der Öffentlichkeit gelesen werden, wo sie von einer 
Person ohne die Einstufung „Kenntnis notwendig“ eingesehen werden könnten, etwa in Zügen, Flugzeugen, Cafés, Bars 
u. ä. Sie sind nicht in Hotelsafes oder -räumen zu lassen bzw. dürfen in der Öffentlichkeit nicht unbeaufsichtigt gelassen 
werden. 
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D. ZUSTÄNDIGKEITEN 

8. Das Referat Verschlusssachen ist für die Gewährleistung des materiellen Geheimschutzes bei der Verwaltung vertrau­
licher Informationen, die in seinen gesicherten Einrichtungen hinterlegt sind, zuständig. Das Referat Verschlusssachen ist 
auch für die Verwaltung seiner gesicherten Einrichtungen zuständig. 

9. Der materielle Geheimschutz bei der Verwaltung von Informationen, die als RESTREINT UE/EU RESTRICTED oder 
gleichwertig eingestuft wurden, und von „sonstigen vertraulichen Informationen“ liegt in der Zuständigkeit des jeweiligen 
parlamentarischen Organs bzw. Amtsträgers. 

10. Die Direktion Sicherheit und Risikobewertung ist für den persönlichen Geheimschutz und die Sicherheitsüberprü­
fung, die für die Gewährleistung der sicheren Behandlung vertraulicher Information im Europäischen Parlament notwen­
dig ist, zuständig. 

11. Die Direktion für Informationstechnologien (DIT) berät mit der Zielstellung und trägt dafür Sorge, dass alle erstell­
ten oder verwendeten Kommunikations- und Informationssysteme vollständig dem Sicherheitshinweis 3 und den ent­
sprechenden Behandlungsanweisungen entsprechen. 

E. GESICHERTE EINRICHTUNGEN 

12. Gesicherte Einrichtungen können nach den technischen Sicherheitsstandards und entsprechend dem Niveau, der 
der vertraulichen Information gemäß Artikel 7 zugewiesen wird, eingerichtet werden. 

13. Die gesicherten Einrichtungen werden von der Sicherheits-Akkreditierungsstelle (SAA) zertifiziert und von dem 
Sicherheitsorgan (SA) validiert. 

F. EINSICHTNAHME IN VERTRAULICHE INFORMATIONEN 

14. Ist eine als RESTREINT UE/EU RESTRICTED oder gleichwertig oder als „sonstige vertrauliche Information“ eingestufte 
Information im Referat Verschlusssachen hinterlegt, in die außerhalb des gesicherten Bereichs Einsicht genommen wer­
den muss, übermittelt das Referat Verschlusssachen eine Kopie an die entsprechende befugte Dienststelle, die dafür sorgt, 
dass die Einsichtnahme und Behandlung der jeweiligen Information mit Artikel 8 Absatz 2 und Artikel 10 dieses 
Beschlusses und den entsprechenden Behandlungsanweisungen vereinbar ist. 

15. Ist eine als RESTREINT UE/EU RESTRICTED oder gleichwertig oder als „sonstige vertrauliche Information“ einge­
stufte Information in einem parlamentarischen Organ bzw. bei einem Amtsträger außerhalb des Referats Verschlusssa­
chen hinterlegt, sorgt das Sekretariat dieses parlamentarischen Organs bzw. Amtsträgers dafür, dass die Einsichtnahme 
und Behandlung der jeweiligen Information mit Artikel 7 Absatz 3, Artikel 8 Absätze 1, 2 und 4, Artikel 9 Absatz 3, 4 
und 5, Artikel 10 Absätze 2 bis 6 und Artikel 11 dieses Beschlusses und den entsprechenden Behandlungsanweisungen 
vereinbar ist. 

16. Muss in eine als CONFIDENTIEL UE/EU CONFIDENTIAL, SECRET UE/EU SECRET oder TRÈS SECRET UE/EU TOP SECRET 
oder gleichwertig eingestufte Information im gesicherten Bereich Einsicht genommen werden, sorgt das Referat Ver­
schlusssachen dafür, dass die Einsichtnahme und Behandlung der jeweiligen Information mit Artikel 9 und Artikel 10 
dieses Beschlusses und den entsprechenden Behandlungsanweisungen vereinbar ist. 

G. TECHNISCHER GEHEIMSCHUTZ 

17. Für den technischen Geheimschutz ist die Sicherheits-Akkreditierungsstelle (SAA) zuständig, die in den entspre­
chenden Behandlungsanweisungen die anzuwendenden spezifischen technischen Sicherheitsmaßnahmen festlegt. 

18. Gesicherte Leseräume für die Einsichtnahme in Informationen, die als RESTREINT UE/EU RESTRICTED oder gleichwer­
tig oder als „sonstige vertrauliche Information“ eingestuft sind, müssen den spezifischen technischen Sicherheitsmaßnah­
men der Behandlungsanweisungen entsprechen. 
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19. Der gesicherte Bereich umfasst die folgenden Einrichtungen: 

a)  einen Raum für die Zugangs-Sicherheitsüberprüfung (SAS), der den in den Behandlungsanweisungen festgelegten 
technischen Sicherheitsmaßnahmen entsprechend einzurichten ist. Der Zugang zu dieser Einrichtung wird registriert. 
Der Raum für die Zugangs-Sicherheitsüberprüfung entspricht hohen Standards in Bezug auf die Identifizierung von 
Personen, die Zugang haben, die Videoaufzeichnung und den sicheren Ort für das Hinterlegen von persönlichen 
Gegenständen, die nicht in den gesicherten Räumen erlaubt sind (Telefone, Stifte usw.); 

b)  ein Gesprächszimmer für die Übermittlung und den Empfang von Verschlusssachen, einschließlich verschlüsselten 
Verschlusssachen entsprechend Sicherheitshinweis 3 und den entsprechenden Behandlungsanweisungen. 

c)  ein gesichertes Archiv, in dem zugelassene oder zertifizierte Behälter gesondert für Informationen, die als RESTREINT 
UE/EU RESTRICTED, als CONFIDENTIEL UE/EU CONFIDENTIAL und/oder als SECRET EU/EU SECRET oder gleichwertig einge­
stuft wurden, verwendet werden. Informationen, die als TRES SECRET UE/EU TOP SECRET oder gleichwertig eingestuft 
wurden, befinden sich in einem getrennten Raum in einem speziell zertifizierten Behälter. Das einzig zusätzliche 
Material, das in diesem Raum verfügbar ist, ist ein Tisch zur Unterstützung für den Umgang mit dem Archiv durch 
das Referat Verschlusssachen. 

d)  einen Registrierungsraum, in dem die benötigten Instrumente bereitgestellt werden, damit die Registrierung auf Papier 
oder elektronisch durchgeführt werden kann und daher mit den gesicherten Einrichtungen auszustatten ist, die benö­
tigt werden, um die entsprechenden Kommunikations- und Informationssysteme einzurichten. Zugelassene und 
akkreditierte Vervielfältigungsgeräte (zur Erstellung von Kopien in Papier oder elektronischer Form) dürfen sich nur 
im Registrierungsraum befinden. Die Behandlungsanweisungen legen fest, welche Vervielfältigungsgeräte zugelassen 
und akkreditiert werden. Im Registrierungsraum werden auch die benötigten Räumlichkeiten bereitgestellt, damit 
akkreditiertes Material aufbewahrt und behandelt werden kann, um das Kennzeichnen, Kopieren und Verschicken der 
Verschlusssachen in materieller Form je nach Geheimhaltungsgrad zu ermöglichen. Das gesamte akkreditierte Material 
wird vom Referat Verschlusssachen definiert und durch die Sicherheits-Akkreditierungsstelle entsprechend der Bera­
tung durch die für den Betrieb zuständige Stelle für Informationssicherung (IAOA) akkreditiert. Der Registrierungs­
raum ist gemäß der Beschreibung in den Behandlungsanweisungen auch mit den akkreditierten Vernichtungsgeräten, 
die für den höchsten Geheimhaltungsgrad zugelassen sind, ausgestattet. Die Übersetzung der Verschlusssachen mit 
dem Geheimhaltungsgrad CONFIDENTIEL UE/EU CONFIDENTIAL, SECRET UE/EU SECRET oder TRÈS SECRET UE/EU TOP 
SECRET oder gleichwertig erfolgt im Registrierungsraum, in dem entsprechenden und akkreditierten System. Der 
Registrierungsraum verfügt über Arbeitsplätze für bis zu zwei Übersetzer gleichzeitig für das gleiche Dokument. Ein 
Angehöriger des Personals des Referats Verschlusssachen ist anwesend. 

e) einen Leseraum zur individuellen Einsichtnahme in Verschlusssachen durch entsprechend befugte Personen. Der Lese­
raum soll bietet genügend Platz für zwei Personen, einschließlich eines Angehörigen des Personals des Referats Ver­
schlusssachen, der während der gesamten Dauer jeder Einsichtnahme anwesend ist. Der Geheimhaltungsgrad dieses 
Raumes ist der Einsichtnahme von als CONFIDENTIEL UE/EU CONFIDENTIAL, SECRET UE/EU SECRET oder TRÈS SECRET 
UE/EU TOP SECRET oder gleichwertig eingestuften Informationen angemessen. Der Leseraum kann mit TEMPEST-Instru­
menten ausgerüstet sein, um gegebenenfalls je nach Geheimhaltungsgrad der betreffenden Information die elektroni­
sche Einsichtnahme zu ermöglichen. 

f)  ein Sitzungsraum, in dem bis zu 25 Personen Platz finden, um die als CONFIDENTIEL UE/EU CONFIDENTIAL und 
SECRET EU/EU SECRET oder gleichwertig eingestuften Verschlusssachen zu besprechen. Der Sitzungsraum ist mit den 
notwendigen technischen gesicherten und zertifizierten Einrichtungen für das Dolmetschen nach und aus bis zu zwei 
Sprachen ausgestattet. Wird der Sitzungsraum nicht für Sitzungen benötigt, kann er auch als zusätzlicher Leseraum 
für individuelle Einsichtnahmen genutzt werden. In Ausnahmefällen kann das Referat Verschlusssachen mehr als einer 
befugten Person gestatten, in Verschlusssachen Einsicht zu nehmen, solange die Sicherheitsüberprüfung und die Ein­
stufung „Kenntnis notwendig“ für alle Personen im Raum die gleiche ist. Nicht mehr als vier Personen wird die gleich­
zeitige Einsichtnahme in Verschlusssachen gestattet. Die Anwesenheit der Beamten des Referats Verschlusssachen wird 
verstärkt. 

g) technisch gesicherte Räume für die gesamte technische Ausrüstung, die mit dem Geheimschutz im gesamten gesicher­
ten Bereich und den gesicherten IT-Servern verbunden ist. 

20. Der gesicherte Bereich entspricht den anwendbaren internationalen Geheimschutzstandards und wird von der 
Direktion Sicherheit und Risikobewertung zertifiziert. Der gesicherte Bereich verfügt über die folgende Mindestausrüs­
tung hinsichtlich des technischen Geheimschutzes: 

a)  Alarm- und Überwachungssysteme; 

b)  Sicherheitsvorrichtungen und Notfallsysteme (Zwei-Wege-Warnsystem); 
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c)  Videoüberwachungssystem; 

d)  Einbruchsmeldeanlage; 

e)  Zugangskontrolle (einschließlich biometrischer Sicherheitssysteme); 

f)  Behälter; 

g)  Schließfächer; 

h)  Antielektromagnetischer Schutz. 

21. Soweit zusätzliche technische Geheimschutzmaßnahmen notwendig sind, können diese von der Sicherheits-Akkre­
ditierungsstelle (SAA) in enger Zusammenarbeit mit dem Referat Verschlusssachen und mit der Zustimmung des Sicher­
heitsorgans (SA) hinzugefügt werden. 

22. Die Infrastrukturausrüstungen können mit den allgemeinen Verwaltungssystemen des Gebäudes, in dem der gesi­
cherte Bereich liegt, verbunden werden. Die Sicherheitsausrüstung, die der Zugangskontrolle und den Kommunikations- 
und Informationssystemen dient, ist jedoch unabhängig von allen anderen derartigen bestehenden Systemen im Europä­
ischen Parlament. 

H. INPEKTIONEN DES GESICHERTEN BEREICHS 

23. Inspektionen des gesicherten Bereichs werden auf Antrag des Referats Verschlusssachen regelmäßig von der Sicher­
heits-Akkreditierungsstelle (SAA) durchgeführt. 

24. Die Sicherheits-Akkreditierungsstelle erstellt eine Prüfliste für Sicherheitsinspektionen mit den entsprechend der 
Behandlungsanweisungen während der Inspektion zu prüfenden Gegenständen und aktualisiert diese Liste. 

I. TRANSPORT VERTRAULICHER INFORMATIONEN 

25. Beim Transport werden vertrauliche Informationen blickgeschützt und geben keinen Hinweis auf die Vertraulich­
keit des Inhalts, entsprechend den Behandlungsanweisungen transportiert. 

26. Nur Boten oder Bedienstete mit der entsprechender Einstufung der Geheimschutzbefugnis können Informationen, 
die als CONFIDENTIEL UE/EU CONFIDENTIAL, SECRET UE/EU SECRET oder TRÈS SECRET UE/EU TOP SECRET oder gleichwertig 
eingestuft sind, transportieren. 

27. Vertrauliche Informationen dürfen nur entsprechend der Bedingungen der Behandlungsanweisungen in Form von 
externem Schriftverkehr oder als Handgepäck außerhalb eines Gebäudes versandt werden. 

28. Informationen, die als CONFIDENTIEL UE/EU CONFIDENTIAL, SECRET UE/EU SECRET oder TRÈS SECRET UE/EU TOP 
SECRET oder gleichwertig eingestuft sind, werden in keinem Fall mit E-Mail oder Fax versandt, selbst wenn ein „sicheres“ 
E-Mail-System oder ein verschlüsseltes Fax-Gerät vorhanden ist. Informationen, die als RESTREINT UE/EU RESTRICTED oder 
gleichwertig eingestuft sind, und sonstige vertrauliche Informationen können unter Verwendung eines akkreditierten Ver­
schlüsselungssystems mit E-Mail versandt werden. 

J. AUFBEWAHRUNG VERTRAULICHER INFORMATIONEN 

29. Der Geheimhaltungsgrad oder die Kennzeichnung der vertraulichen Information bestimmt das ihr zugewiesene 
Geheimschutzniveau in Bezug auf ihre Aufbewahrung. Sie wird in der für diesen Zweck zertifizierten Ausrüstung ent­
sprechend der Behandlungsanweisungen aufbewahrt. 
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30. Informationen, die als RESTREINT UE/EU RESTRICTED oder gleichwertig eingestuft wurden und „sonstige vertrauliche 
Informationen“ werden: 

a)  in einem verschlossenen Stahlschrank nach Standardausrüstung aufbewahrt, entweder in einem Büro oder in einem 
Arbeitsbereich, wenn sie aktuell nicht verwendet werden; 

b)  nicht unbeaufsichtigt gelassen, es sei denn, sie sind ordnungsgemäß weggeschlossen und aufbewahrt; 

c)  nicht auf einem Schreibtisch, Tisch usw. gelassen, so dass eine unbefugte Person, z. B. Besucher, Reinigungspersonal, 
Wartungspersonal usw. diese lesen oder entfernen können; 

d)  unbefugten Personen weder gezeigt noch mit ihnen darüber gesprochen. 

31. Informationen, die als RESTREINT UE/EU RESTRICTED oder gleichwertig eingestuft sind und „sonstige vertrauliche 
Informationen“ werden nur innerhalb des Sekretariats des parlamentarischen Organs bzw. Amtsträgers oder im Referat 
Verschlusssachen nach Maßgabe der Behandlungsanweisungen aufbewahrt. 

32. Informationen, die als CONFIDENTIEL UE/EU CONFIDENTIAL, SECRET UE/EU SECRET oder TRÈS SECRET UE/EU TOP 
SECRET oder gleichwertig eingestuft wurden, werden: 

a)  im gesicherten Bereich, in einem Sicherheitsbehälter oder in einem Tresorraum aufbewahrt. In Ausnahmefällen, etwa 
wenn das Referat Verschlusssachen geschlossen ist, können sie in einem zugelassenen und zertifizierten Tresorfach 
innerhalb der Sicherheitsdienste aufbewahrt werden; 

b)  werden zu keiner Zeit im gesicherten Bereich unbeaufsichtigt gelassen, solange sie nicht in einem zugelassenen Tresor 
weggeschlossen werden (selbst bei kürzesten Abwesenheiten); 

c)  nicht auf einem Schreibtisch, Tisch usw. gelassen, so dass eine unbefugte Person diese lesen oder entfernen können, 
selbst wenn das verantwortliche Mitglied des Personals des Referats Verschlusssachen im Raum bleibt. 

Wird ein Dokument, das Verschlusssachen enthält, in elektronischer Form im gesicherten Bereich erstellt, wird der Com­
puter gesichert und der Bildschirm unzugänglich gemacht, wenn der Urheber oder das verantwortliche Mitglied des Per­
sonals des Referats Verschlusssachen den Raum verlässt (selbst bei kürzesten Abwesenheiten). Eine automatische Sicher­
heitsverriegelung, die nach einigen Minuten erfolgt, ist nicht als ausreichende Sicherheitsmaßnahme zu betrachten. 

SICHERHEITSHINWEIS 5 

GEHEIMSCHUTZ IN DER WIRTSCHAFT 

A. EINLEITUNG 

1. Dieser Sicherheitshinweis betrifft nur Verschlusssachen. 

2. Er enthält Bestimmungen über die Umsetzung der in Teil 1 von Anlage I dieses Beschlusses geregelten gemeinsamen 
Mindeststandards. 

3. Der „Geheimschutz in der Wirtschaft“ beinhaltet die Anwendung von Maßnahmen, die darauf abzielen, den Schutz 
von Verschlusssachen durch Auftragnehmer oder Subauftragnehmer während der Verhandlungen vor der Auftragsver­
gabe und während der gesamten Laufzeit eines als Verschlusssache eingestuften Auftrags zu gewährleisten. Solche Auf­
träge beinhalten nicht den Zugang zu als TRÈS SECRET UE/EU TOP SECRET eingestuften Verschlusssachen. 

4. Das Europäische Parlament stellt als Vergabebehörde sicher, dass die in diesem Beschluss festgelegten und in dem 
Auftrag genannten Mindeststandards für den Geheimschutz in der Wirtschaft eingehalten werden, wenn als Verschlusssa­
che eingestufte Aufträge von ihm an industrielle oder andere Unternehmen vergeben werden. 
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B. SICHERHEITSBESTIMMUNGEN BEI ALS VERSCHLUSSSACHE EINGESTUFTEN AUFTRÄGEN 

B.1. Einstufungsliste für Verschlusssachen 

5. Vor der Ausschreibung oder der Vergabe eines als Verschlusssache eingestuften Auftrags bestimmt das Europäische 
Parlament als Vergabebehörde den Geheimhaltungsgrad für Informationen, die Bietern oder Auftragnehmern zur Verfü­
gung gestellt werden, sowie den Geheimhaltungsgrad für Informationen, die vom Auftragnehmer herauszugeben sind. 
Zu diesem Zweck erstellt es eine Einstufungsliste für Verschlusssachen (VS-Einstufungsliste), die bei der Erfüllung des Ver­
trags heranzuziehen ist. 

6. Für die Bestimmung des Geheimhaltungsgrads der verschiedenen Bestandteile eines als Verschlusssache eingestuften 
Auftrags gelten die folgenden Grundsätze: 

a) bei der Erstellung einer VS-Einstufungsliste berücksichtigt das Europäische Parlament alle relevanten Sicherheits­
aspekte, unter anderem den Geheimhaltungsgrad, den der Urheber der Information, deren Nutzung für den Auftrag 
er gebilligt hat, dieser zugewiesen hat; 

b) der globale Geheimhaltungsgrad des Auftrags darf nicht niedriger sein als der höchste Grad jeder einzelnen Auftrags­
komponente. 

B.2. Geheimschutzklausel 

7. Die vertragsspezifischen Sicherheitsanforderungen werden in einer Geheimschutzklausel festgelegt. Die Geheim­
schutzklausel enthält gegebenenfalls die VS-Einstufungsliste und ist fester Bestandteil eines als Verschlusssache eingestuf­
ten Auftrags oder Subauftrags. 

8. Die Geheimschutzklausel enthält die Bestimmungen, mit denen der Auftragnehmer und/oder Subauftragnehmer ver­
pflichtet wird, die Mindeststandards dieses Beschlusses einzuhalten. Die Nichteinhaltung dieser Mindeststandards kann 
einen ausreichenden Grund für die Kündigung des Auftrags darstellen. 

B.3. Sicherheitsanweisungen für ein Programm/Projekt 

9. Abhängig vom Umfang von Programmen oder Projekten, die mit dem Zugang zu oder dem Umgang mit oder der 
Aufbewahrung von EU-VS verbunden sind, kann eine spezifische Sicherheitsanweisung für ein Programm/Projekt (Pro­
gramme/Project Security Instructions, PSI) von der mit der Verwaltung des betreffenden Programms oder Projekts beauf­
tragten Vergabebehörde ausgearbeitet werden. 

C. SICHERHEITSBESCHEID FÜR UNTERNEHMEN 

10. Ein Sicherheitsbescheid für Unternehmen wird von der Nationalen Sicherheitsbehörde oder einem sonstigen 
zuständigen Sicherheitsorgan eines Mitgliedstaats ausgestellt und gibt gemäß den innerstaatlichen Rechtsvorschriften Aus­
kunft darüber, dass ein industrielles oder anderes Unternehmen in der Lage ist, EU-Verschlusssachen bis zu dem Geheim­
haltungsgrad CONFIDENTIEL UE/EU CONFIDENTIAL oder SECRET UE/EU SECRET oder gleichwertig in seinen Anlagen zu 
schützen. Ein Nachweis der Ausstellung des Sicherheitsbescheids ist dem Europäischen Parlament als der Vergabebehörde 
vorzulegen, bevor einem Auftragnehmer oder Subauftragnehmer bzw. einem möglichen Auftragnehmer oder Subauftrag­
nehmer EU-Verschlusssachen zur Verfügung gestellt werden können oder ihm Zugang zu diesen gewährt werden kann. 

11. Ein Sicherheitsbescheid 

a)  bewertet die Integrität des industriellen oder anderen Unternehmens; 

b)  bewertet die Eigentums- und Kontrollverhältnisse und/oder die Möglichkeit einer unzulässigen Einflussnahme unter 
dem Aspekt eines eventuellen Sicherheitsrisikos; 
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c)  überprüft, ob das industrielle oder andere Unternehmen ein Sicherheitssystem eingeführt hat, das alle geeigneten 
Geheimschutzmaßnahmen umfasst, die nach den in diesem Beschluss niedergelegten Anforderungen zum Schutz von 
als CONFIDENTIEL UE/EU CONFIDENTIAL oder SECRET UE/EU SECRET eingestuften Informationen oder Materialien erfor­
derlich sind; 

d)  überprüft, ob die Sicherheitsermächtigungen der Geschäftsführung, der Eigentümer und der Mitarbeiter, die Zugang 
zu als CONFIDENTIEL UE/EU CONFIDENTIAL oder SECRET UE/EU SECRET eingestuften Verschlusssachen benötigen, gemäß 
den Anforderungen dieses Beschlusses vorliegen; und 

e)  überprüft, ob das industrielle oder andere Unternehmen einen Sicherheitsbevollmächtigten ernannt hat, der gegenüber 
seiner Geschäftsführung für die Durchsetzung der Geheimschutzmaßnahmen in diesem Unternehmen verantwortlich 
ist. 

12. Das Europäische Parlament als Vergabebehörde teilt der zuständigen Nationalen Sicherheitsbehörde oder einem 
sonstigen zuständigen Sicherheitsorgan gegebenenfalls mit, dass ein Sicherheitsbescheid für Unternehmen in der Phase 
vor der Auftragsvergabe oder für die Ausführung des Auftrags erforderlich ist. Ein Sicherheitsbescheid für Unternehmen 
oder eine Sicherheitsermächtigung ist in der Phase vor der Auftragsvergabe erforderlich, wenn als CONFIDENTIEL UE/EU 
CONFIDENTIAL oder SECRET UE/EU SECRET eingestufte Informationen während des Bietverfahrens zur Verfügung gestellt 
werden müssen. 

13. Die Vergabebehörde vergibt keinen als Verschlusssache eingestuften Auftrag an einen bevorzugten Bieter, bevor sie 
von einer Nationalen Sicherheitsbehörde oder einem sonstigen zuständigen Sicherheitsorgan des Mitgliedstaats, in dem 
der betreffende Auftragnehmer oder Subauftragnehmer eingetragen ist, die Bestätigung erhalten hat, dass erforderlichen­
falls ein entsprechender Sicherheitsbescheid für das Unternehmen erteilt wurde. 

14. Jede zuständige Sicherheitsbehörde, die einen Sicherheitsbescheid erteilt hat, teilt dem Europäischen Parlament als 
Vergabebehörde alle Änderungen mit, die diesen Sicherheitsbescheid betreffen. Bei Subaufträgen ist die zuständige Sicher­
heitsbehörde entsprechend zu informieren. 

15. Die Aufhebung eines Sicherheitsbescheids für Unternehmen durch die jeweilige Nationale Sicherheitsbehörde oder 
das sonst zuständige Sicherheitsorgan stellt für das Europäische Parlament als Vergabebehörde einen ausreichenden 
Grund dar, den als Verschlusssache eingestuften Auftrag zu kündigen oder einen Bieter vom Vergabeverfahren auszu­
schließen. 

D. ALS VERSCHLUSSSACHE EINGESTUFTE AUFTRÄGE UND SUBAUFTRÄGE 

16. Werden Verschlusssachen einem möglichen Bieter in der Phase vor der Auftragsvergabe zur Verfügung gestellt, so 
enthält die Aufforderung zur Angebotsabgabe eine Klausel, wonach ein jeder, der kein Angebot abgibt oder der nicht 
ausgewählt wird, verpflichtet ist, alle als Verschlusssache eingestuften Dokumente innerhalb einer vorgegebenen Frist 
zurückzugeben. 

17. Sobald der Zuschlag für einen als Verschlusssache eingestuften Auftrag oder Subauftrag erteilt wurde, teilt das Eu­
ropäische Parlament als Vergabebehörde der Nationalen Sicherheitsbehörde des Auftragnehmers oder Subauftragnehmers 
und/oder einem sonstigen zuständigen Sicherheitsorgan die Sicherheitsvorschriften für den als Verschlusssache eingestuf­
ten Auftrag mit. 

18. Bei Kündigung eines derartigen Auftrags informiert das Europäische Parlament als Vergabebehörde (und/oder gege­
benenfalls die zuständige Sicherheitsbehörde bei Subaufträgen) unverzüglich die Nationale Sicherheitsbehörde oder ein 
sonstiges zuständiges Sicherheitsorgan des Mitgliedstaats, in dem der Auftragnehmer oder Subauftragnehmer eingetragen 
ist. 

19. Generell ist der Auftragnehmer oder Subauftragnehmer verpflichtet, bei der Kündigung eines als Verschlusssache 
eingestuften Auftrags oder Subauftrags in seinem Besitz befindliche Verschlusssachen an die Vergabebehörde zurückzuge­
ben. 

20. Die besonderen Bestimmungen für die Vernichtung von Verschlusssachen während der Ausführung des Auftrags 
oder bei dessen Kündigung werden in der Geheimschutzklausel festgelegt. 
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21. Wird dem Auftragnehmer oder Subauftragnehmer gestattet, Verschlusssachen nach der Kündigung eines Auftrags 
zu behalten, so gelten die in diesem Beschluss niedergelegten Mindeststandards weiterhin und die Geheimhaltung von 
EU-Verschlusssachen muss von dem Auftragnehmer oder Subauftragnehmer geschützt werden. 

22. Die Bedingungen, zu denen der Auftragnehmer Subaufträge vergeben darf, sind in der Ausschreibung und im Auf­
trag festgelegt. 

23. Der Auftragnehmer holt die Erlaubnis des Europäischen Parlaments als Vergabebehörde ein, bevor er für Teile eines 
als Verschlusssache eingestuften Auftrags Subaufträge vergibt. Subaufträge können nicht an industrielle oder andere 
Unternehmen vergeben werden, die in einem Drittstaat eingetragen sind, der mit der Union kein Geheimschutzabkom­
men geschlossen hat. 

24. Der Auftragnehmer ist dafür verantwortlich, sicherzustellen, dass alle im Rahmen von Unteraufträgen vergebenen 
Tätigkeiten im Einklang mit den Mindeststandards dieses Beschlusses ausgeführt werden; er stellt einem Subauftragneh­
mer EU-VS nicht ohne die vorherige schriftliche Einwilligung der Vergabebehörde zur Verfügung. 

25. Für Verschlusssachen, die von einem Auftragnehmer oder Subauftragnehmer herausgegeben oder behandelt wer­
den, werden die dem Urheber zugewiesenen Rechte von der Vergabebehörde ausgeübt. 

E. BESUCHE IM ZUSAMMENHANG MIT ALS VERSCHLUSSSACHE EINGESTUFTEN AUFTRÄGEN 

26. Benötigen das Europäische Parlament, die Auftragnehmer oder die Subauftragnehmer zur Ausführung eines als Ver­
schlusssache eingestuften Auftrags Zugang zu als CONFIDENTIEL UE/EU CONFIDENTIAL oder SECRET UE/EU SECRET einge­
stuften Informationen in den Räumlichkeiten des jeweils anderen, werden im Benehmen mit der jeweiligen Nationalen 
Sicherheitsbehörde oder einem sonstigen zuständigen Sicherheitsorgan Besuche vereinbart. Im Zusammenhang mit spezi­
ellen Projekten können die Nationalen Sicherheitsbehörden jedoch auch ein Verfahren vereinbaren, nach dem Besuche 
unmittelbar verabredet werden können. 

27. Alle Besucher müssen über eine entsprechende Sicherheitsermächtigung verfügen und im Hinblick auf den Zugang 
zu Verschlusssachen in Verbindung mit dem Auftrag des Europäischen Parlaments ein „berechtigtes Informationsinte­
resse“ haben. 

28. Die Besucher erhalten nur Zugang zu Verschlusssachen, die mit dem Zweck des Besuchs in Beziehung stehen. 

F. ÜBERMITTLUNG UND BEFÖRDERUNG VON VERSCHLUSSSACHEN 

29. Für die Übermittlung von Verschlusssachen auf elektronischem Wege gelten die einschlägigen Bestimmungen des 
Sicherheitshinweises 3. 

30. Für die Beförderung von Verschlusssachen gelten die einschlägigen Bestimmungen des Sicherheitshinweises 4 und 
die einschlägigen Behandlungsanweisungen. 

31. Für die Beförderung von Verschlusssachen als Fracht gelten folgende Grundsätze bei der Festlegung der Sicherheits­
vorkehrungen: 

a) die Sicherheit muss vom Ausgangsort bis zum endgültigen Bestimmungsort in allen Phasen der Beförderung gewähr­
leistet sein; 

b) das Schutzniveau für eine Sendung richtet sich nach dem höchsten Geheimhaltungsgrad des in der Sendung enthalte­
nen Materials; 

c) die Transportunternehmen benötigen einen Sicherheitsbescheid für Unternehmen des entsprechenden Geheimhal­
tungsgrads. In solchen Fällen müssen die für die Abwicklung der Versendung sorgenden Personen eine Sicherheits­
überprüfung gemäß Anlage I durchlaufen haben; 
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d)  vor jeder grenzüberschreitenden Verbringung von als CONFIDENTIEL UE/EU CONFIDENTIAL oder SECRET UE/EU SECRET 
oder gleichwertig eingestuftem Material stellt der Absender einen Transportplan auf, der vom Generalsekretär zu 
genehmigen ist; 

e)  die Beförderung erfolgt soweit irgend möglich direkt von einem bestimmten Ausgangspunkt zu einem bestimmten 
Zielpunkt und wird so rasch abgeschlossen, wie es die Umstände erlauben; 

f)  die Transportrouten führen soweit irgend möglich durch das Territorium von Mitgliedstaaten. 

G. WEITERGABE VON VERSCHLUSSSACHEN AN AUFTRAGNEHMER IN DRITTSTAATEN 

32. Verschlusssachen werden an Auftragnehmer und Subauftragnehmer in Drittstaaten nach Maßgabe der Geheim­
schutzmaßnahmen weitergegeben, die zwischen dem Europäischen Parlament als Vergabebehörde und dem betreffenden 
Drittstaat, in dem der Auftragnehmer eingetragen ist, vereinbart wurden. 

H. UMGANG MIT UND AUFBEWAHRUNG VON ALS „RESTREINT UE/EU RESTRICTED“ EINGESTUFTEN INFORMATIO­
NEN 

33. Gegebenenfalls im Benehmen mit der Nationalen Sicherheitsbehörde des betreffenden Mitgliedstaats ist das Euro­
päische Parlament als Vergabebehörde berechtigt, Besuche in den Anlagen von Auftragnehmern/Subauftragnehmern auf 
der Grundlage vertraglicher Bestimmungen durchzuführen, um zu überprüfen, dass die nach dem Vertrag erforderlichen 
einschlägigen Sicherheitsmaßnahmen zum Schutz von EU-VS des Geheimhaltungsgrads RESTREINT UE/EU RESTRICTED 
getroffen wurden. 

34. Soweit dies nach den innerstaatlichen Rechtsvorschriften erforderlich ist, werden die Nationalen Sicherheitsbehör­
den oder sonstige zuständige Sicherheitsorgane vom Europäischen Parlament als Vergabebehörde über Aufträge oder 
Subaufträge, die als RESTREINT UE/EU RESTRICTED eingestufte Informationen enthalten, unterrichtet. 

35. Bei vom Europäischen Parlament vergebenen Aufträgen mit Informationen, die als RESTREINT UE/EU RESTRICTED 
eingestuft wurden, ist ein Sicherheitsbescheid für Unternehmen oder eine Sicherheitsermächtigung für Auftragnehmer 
und Subauftragnehmer und deren Personal nicht erforderlich. 

36. Das Europäische Parlament als Vergabebehörde prüft die Antworten auf Ausschreibungen bei Aufträgen, die 
Zugang zu Informationen erfordern, die als RESTREINT UE/EU RESTRICTED eingestuft wurden, ungeachtet etwaiger Anfor­
derungen in Bezug auf Sicherheitsbescheide für Unternehmen oder Sicherheitsermächtigungen, die nach Maßgabe der 
innerstaatlichen Rechtsvorschriften gegebenenfalls bestehen. 

37. Die Bedingungen, zu denen der Auftragnehmer Subaufträge vergeben darf, sind in der Ausschreibung und im Auf­
trag festgelegt. 

38. Ist mit einem Auftrag der Umgang mit als RESTREINT UE/EU RESTRICTED eingestuften Informationen in einem Kom­
munikations- und Informationssystem verbunden, das vom Auftragnehmer betrieben wird, so stellt das Europäische Par­
lament als Vergabebehörde sicher, dass in dem Auftrag und etwaigen Subaufträgen die notwendigen technischen und 
organisatorischen Anforderungen in Bezug auf die Akkreditierung des Kommunikations- und Informationssystems ange­
geben werden, die dem festgestellten Risiko entsprechen, wobei allen relevanten Faktoren Rechnung zu tragen ist. Der 
Umfang der Akkreditierung eines solchen Kommunikations- und Informationssystems ist von der Vergabebehörde mit 
der betreffenden Nationalen Sicherheitsbehörde/Beauftragten Sicherheitsbehörde zu vereinbaren. 

SICHERHEITSHINWEIS 6 

VERLETZUNG DER SICHERHEIT, VERLUST VERTRAULICHER INFORMATIONEN ODER KENNTNISNAHME VON VERTRAULICHEN 
INFORMATIONEN DURCH UNBEFUGTE 

1. Eine Verletzung der Sicherheit liegt vor, wenn durch eine Handlung oder eine Unterlassung, die diesem Beschluss 
zuwiderläuft, vertrauliche Informationen in Gefahr geraten oder Unbefugten zur Kenntnis gelangen könnten. 
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2. Eine Kenntnisnahme von vertraulichen Informationen durch Unbefugte liegt vor, wenn diese ganz oder teilweise in 
die Hände unbefugter Personen, d. h. von Personen, die nicht die erforderliche Zugangsermächtigung bzw. kein berech­
tigtes Informationsinteresse haben, gelangt ist oder es wahrscheinlich ist, dass eine derartige Kenntnisnahme stattgefun­
den hat. 

3. Die Kenntnisnahme von vertraulichen Informationen durch Unbefugte kann die Folge von Nachlässigkeit, Fahrlässig­
keit oder Indiskretion, aber auch der Tätigkeit von Diensten, die in der Union Kenntnis davon erlangen wollen, oder von 
subversiven Organisationen sein. 

4. Wenn der Generalsekretär eine nachweisliche oder vermutete Verletzung der Sicherheit bzw. den Verlust oder die 
Kenntnisnahme von vertraulichen Informationen durch Unbefugte entdeckt oder hiervon unterrichtet wird, 

a)  klärt er den Sachverhalt; 

b)  bewertet er den entstandenen Schaden und hält ihn möglichst gering; 

c)  ergreift er Maßnahmen, damit ein solcher Vorfall sich nicht wiederholt; 

d) benachrichtigt er die zuständige Behörde des Drittstaates oder des Mitgliedstaates, aus dem die vertraulichen Informa­
tionen stammen bzw. der sie weitergeleitet hat. 

Betrifft der Vorfall ein Mitglied des Europäischen Parlaments, so wird der Generalsekretär gemeinsam mit dem Präsiden­
ten des Europäischen Parlaments tätig. 

Gehen die Informationen von einem anderen Unionsorgan ein, handelt der Generalsekretär in Einklang mit den geeigne­
ten Sicherheitsmaßnahmen für Verschlusssachen und den in der Rahmenvereinbarung mit der Kommission bzw. der 
Interinstitutionellen Vereinbarung mit dem Rat festgelegten Vorkehrungen. 

5. Alle Personen, die mit vertraulichen Informationen umgehen müssen, werden eingehend über Sicherheitsverfahren, 
die Gefährdung durch indiskrete Gespräche sowie ihre Beziehungen zu den Medien unterrichtet und unterzeichnen gege­
benenfalls eine Erklärung, dass sie den Inhalt vertraulicher Informationen nicht an Dritte weitergeben werden, dass sie 
die Verpflichtungen zum Schutz von Verschlusssachen einhalten und sich der Folgen jeglicher Zuwiderhandlung bewusst 
sind. Haben Personen, die nicht entsprechend unterrichtet wurden und die entsprechende Erklärung nicht unterzeichnet 
haben, Zugang zu Verschlusssachen oder nutzen diese Verschlusssachen, so gilt dies als Verletzung der Sicherheit. 

6. Alle Mitglieder des Europäischen Parlaments, Beamte des Parlaments und sonstige für Fraktionen oder Auftragneh­
mer tätige Parlamentsbedienstete melden dem Generalsekretär unverzüglich alle Verletzungen der Sicherheit sowie jegli­
chen Verlust vertraulicher Informationen oder jegliche Kenntnisnahme von vertraulichen Informationen durch Unbe­
fugte, von denen sie Kenntnis erlangen. 

7. Gegen jede für die Kenntnisnahme von vertraulichen Informationen durch Unbefugte verantwortliche Person werden 
disziplinarische Maßnahmen aufgrund der geltenden Vorschriften und Regelungen ergriffen. Diese Maßnahmen lassen 
ein etwaiges gerichtliches Vorgehen nach geltendem Recht unberührt. 

8. Unbeschadet eines weiteren gerichtlichen Vorgehens finden bei von Beamten des Parlaments und sonstigen für Frak­
tionen tätigen Parlamentsbediensteten begangenen Verstößen die in Titel VI des Beamtenstatuts festgelegten Verfahren 
und Sanktionen Anwendung. 

9. Unbeschadet eines weiteren gerichtlichen Vorgehens wird bei von Mitgliedern des Europäischen Parlaments begange­
nen Verstößen nach Artikel 9 Absatz 2 sowie Artikel 152, 153 und 154 der Geschäftsordnung des Parlaments verfah­
ren.  
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1.3.1. 

 

  PE 422.604/BUR 

VERFAHREN FÜR DIE GENEHMIGUNG DER AUSARBEITUNG 

VON INITIATIVBERICHTEN 
 

BESCHLUSS DER KONFERENZ DER PRÄSIDENTEN 

 

VOM 12. DEZEMBER 20021 

 

 

 

DIE KONFERENZ DER PRÄSIDENTEN 

 

 

gestützt auf die Artikel 27, 29, 132, 133, 37, 46, 49, 51, 52, 54, 216 Absatz 2 und 220 Absatz 1 

der Geschäftsordnung, 

 

 

BESCHLIEẞT 

 

 

Artikel 1 

Allgemeine Bestimmungen 

 

Geltungsbereich 

 

1. Dieser Beschluss gilt für folgende Kategorien von Initiativberichten:  

 

a) Berichte mit einer Rechtsetzungsinitiative auf der Grundlage von Artikel 225 des 

Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union und Artikel 46 der 

Geschäftsordnung 

 

b) strategische Berichte auf der Grundlage der nichtlegislativen strategischen und 

prioritären Initiativen, die im Arbeitsprogramm der Kommission enthalten sind 
 

c) Berichte mit einer nichtlegislativen Initiative, die nicht auf einem Dokument eines 

anderen Organs oder einer anderen Einrichtung der Europäischen Union oder einem 

Dokument beruhen, das dem Parlament unbeschadet von Artikel 2 Absatz 3 zur 

Information übermittelt wurde 
 

                                                 
1  Dieser Beschluss wurde durch einen Beschluss der Konferenz der Präsidenten vom 26. Juni 2003 abgeändert und 

am 3. Mai 2004 konsolidiert. Er wurde durch die Plenumsbeschlüsse vom 15. Juni 2006 und vom 13. November 

2007, die Beschlüsse der Konferenz der Präsidenten vom 14. Februar 2008, 15. Dezember 2011, 6. März 2014 

und 7. April 2016, das Korrigendum vom 15. Juli 2016 und den Beschluss der Konferenz der Präsidenten vom 

3. April 2019 weiter abgeändert. 
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d) jährliche Tätigkeits- und Überwachungsberichte, wie in Anlage 1 aufgeführt2,3  

 

e) Umsetzungsberichte über die Umsetzung der Verträge und weiterer Rechtsvorschriften 

der Union, nicht zwingender Rechtsinstrumente und geltender oder der vorläufigen 

Anwendung unterliegender internationaler Abkommen in nationales Recht und über ihre 

Durchführung und Durchsetzung4 

 

 

Quote 

 

2. Während der ersten Hälfte einer Wahlperiode kann jeder Ausschuss bis zu sechs 

Initiativberichte gleichzeitig ausarbeiten. Für Ausschüsse mit Unterausschüssen wird diese 

Quote um drei Berichte pro Unterausschuss erhöht. Diese zusätzlichen Berichte werden 

vom Unterausschuss ausgearbeitet. 

 

Während der zweiten Hälfte einer Wahlperiode kann jeder Ausschuss bis zu drei 

Initiativberichte gleichzeitig ausarbeiten. Für Ausschüsse mit Unterausschüssen wird diese 

Quote um zwei Berichte pro Unterausschuss erhöht. Diese zusätzlichen Berichte werden 

vom Unterausschuss ausgearbeitet. 

 

Von diesen Obergrenzen ausgenommen sind folgende Berichte: 

 

 Berichte mit einer Rechtsetzungsinitiative 

 

 Umsetzungsberichte (jeder Ausschuss kann jederzeit einen Bericht dieser 

Kategorie ausarbeiten) 

 

Mindestfrist vor der Annahme 

 

3. Der Ausschuss, der um eine Genehmigung ersucht, darf den fraglichen Bericht nicht 

früher als drei Monate nach dem Zeitpunkt der Genehmigung oder, im Fall der 

Bekanntgabe, drei Monate nach der Sitzung der Konferenz der Ausschussvorsitze, in der 

die Ausarbeitung des Berichts bekannt gegeben wurde, annehmen. 

 

 

Artikel 2 

Bedingungen für die Genehmigung 

 

1. In dem vorgeschlagenen Bericht dürfen keine Themen behandelt werden, die hauptsächlich 

unter Analyse- und Forschungstätigkeiten fallen, die auf andere Weise, z. B. durch Studien, 

                                                 
2 Die Ausschüsse, die jährliche Tätigkeits- und Überwachungsberichte auf der Grundlage von Artikel 132 

Absatz 1 der Geschäftsordnung oder gemäß anderen rechtlichen Bestimmungen (wie in Anlage 2 enthalten) 

ausarbeiten wollen, müssen die Konferenz der Ausschussvorsitze zuvor davon in Kenntnis setzen, wobei 

insbesondere die entsprechende Rechtsgrundlage aufgrund der Verträge sowie andere rechtliche Bestimmungen, 

einschließlich der Geschäftsordnung des Parlaments, anzugeben sind. Die Konferenz der Ausschussvorsitze legt 

sie anschließend der Konferenz der Präsidenten vor. Diese Berichte werden automatisch genehmigt und 

unterliegen nicht der in Artikel 1 Absatz 2 genannten Quote. 
3
  Die Konferenz der Präsidenten erklärte in ihrem Beschluss vom 7. April 2011, dass Initiativberichte, die auf der 

Grundlage der in den Anlagen 1 und 2 dieses Beschlusses genannten jährlichen Tätigkeits- und 

Überwachungsberichte ausgearbeitet werden, als Strategieberichte im Sinne von Artikel 52 Absatz 5 der 

Geschäftsordnung anzusehen sind. 
4 Siehe Anlage 3 dieses Beschlusses. 
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abgedeckt werden können. 

 

2. In dem vorgeschlagenen Bericht dürfen keine Themen behandelt werden, die bereits 

Gegenstand eines vom Plenum in den vorangegangenen zwölf Monaten verabschiedeten 

Berichts waren, es sei denn, es liegen neue Informationen vor, aufgrund deren dies 

ausnahmsweise gerechtfertigt ist. 

 

3. Für Berichte, die auf der Grundlage eines Dokuments ausgearbeitet werden, das dem 

Parlament zur Information zugegangen ist, gelten folgende Bedingungen: 

 

 Bei dem Basisdokument muss es sich um ein amtliches Dokument eines Organs oder 

einer Einrichtung der Europäischen Union handeln, und es muss 

 

a) dem Europäischen Parlament offiziell zur Anhörung oder zur Information 

übermittelt worden sein oder 

b) zum Zwecke von Konsultationen mit interessierten Kreisen im Amtsblatt der 

Europäischen Union veröffentlicht worden sein oder 

c) dem Europäischen Rat offiziell vorgelegt worden sein, 

 

 das Dokument muss in allen Amtssprachen der Europäischen Union übermittelt 

worden sein, und 

 

 der Antrag auf Genehmigung muss spätestens innerhalb von vier Monaten nach 

Übermittlung des betreffenden Dokuments an das Europäische Parlament oder seiner 

Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union erfolgen. 

 

 

Artikel 3 

Verfahren 

 

Automatische Genehmigung 

 

1. Nachdem die Konferenz der Ausschussvorsitze über den Antrag in Kenntnis gesetzt worden 

ist, wird die Genehmigung für folgende Berichte automatisch erteilt: 

 

 Umsetzungsberichte  

 

 jährliche Tätigkeits- und Überwachungsberichte (wie in Anlage 1 aufgeführt) 

 

Aufgabe der Konferenz der Ausschussvorsitze 

 

2. Ordnungsgemäß begründete Anträge auf Genehmigung sind an die Konferenz der 

Ausschussvorsitze zu richten, die die Einhaltung der in Artikel 1 und 2 enthaltenen Kriterien 

sowie der in Artikel 1 festgelegten Quote prüft. Alle diese Anträge müssen Angaben über 

die Art des Berichts, den genauen Titel und, falls vorhanden, das Basisdokument bzw. die 

Basisdokumente enthalten. 

 

3. Genehmigungen der Ausarbeitung strategischer Berichte werden von der Konferenz der 

Ausschussvorsitze nach Beilegung eines etwaigen Zuständigkeitskonflikts erteilt. Die 

Konferenz der Präsidenten kann diese Genehmigung binnen einer Frist von vier 

parlamentarischen Arbeitswochen auf besonderen Antrag einer Fraktion aufheben.  

 

F1_Beschluss über das Verfahren für die Genehmigung zur Ausarbeitung von Initiativberichten

- 208 - 



 

 4/9  

4. Die Konferenz der Ausschussvorsitze befasst die Konferenz der Präsidenten mit Anträgen 

auf Genehmigung der Ausarbeitung von Berichten mit einer Rechtsetzungsinitiative und von 

Berichten mit einer nichtlegislativen Initiative, die ihrer Auffassung nach den Kriterien und 

der zugeteilten Quote entsprechen. Die Konferenz der Ausschussvorsitze unterrichtet 

gleichzeitig die Konferenz der Präsidenten über alle Genehmigungen für jährliche 

Tätigkeits- und Überwachungsberichte gemäß den Anlagen 1 und 2, Umsetzungsberichte 

und strategische Berichte. 

 

Genehmigung durch die Konferenz der Präsidenten und Beilegung von Zuständigkeitskonflikten 

 

5. Im Zusammenhang mit Anträgen auf Ausarbeitung von Berichten mit einer 

Rechtsetzungsinitiative und von Berichten mit einer nichtlegislativen Initiative fasst die 

Konferenz der Präsidenten einen Beschluss zu diesen Anträgen binnen einer Frist von vier 

parlamentarischen Arbeitswochen nach der Befassung durch die Konferenz der 

Ausschussvorsitze, es sei denn, sie beschließt, diese Frist ausnahmsweise zu verlängern. 

 

6. Wird die Zuständigkeit eines Ausschusses für die Ausarbeitung eines Berichts infrage gestellt, 

so beschließt die Konferenz der Präsidenten binnen einer Frist von sechs parlamentarischen 

Arbeitswochen auf der Grundlage einer Empfehlung der Konferenz der Ausschussvorsitze 

oder, falls diese keine Empfehlung ausspricht, von deren Vorsitz. Fasst die Konferenz der 

Präsidenten binnen dieser Frist keinen Beschluss, so gilt die Empfehlung als angenommen.  

 

 

Artikel 4 

Anwendung von Artikel 54 der Geschäftsordnung – Verfahren mit assoziierten Ausschüssen 

 

1. Anträge auf Anwendung von Artikel 54 der Geschäftsordnung werden spätestens an dem 

Montag vorgelegt, der der monatlichen Sitzung der Konferenz der Ausschussvorsitze 

vorausgeht, in der die Anträge auf Genehmigung der Ausarbeitung von Initiativberichten 

behandelt werden. 

 

2. Die Konferenz der Ausschussvorsitze behandelt die Anträge auf Genehmigung der 

Ausarbeitung von Initiativberichten und auf Anwendung von Artikel 54 in ihrer monatlichen 

Sitzung.  

 

3. Erzielen die betroffenen Ausschüsse keine Einigung über einen Antrag auf Anwendung von 

Artikel 54, so fasst die Konferenz der Präsidenten binnen einer Frist von sechs Wochen 

parlamentarischer Tätigkeit einen Beschluss auf der Grundlage einer Empfehlung der 

Konferenz der Ausschussvorsitze oder, falls diese keine Empfehlung ausspricht, von deren 

Vorsitz. Fasst die Konferenz der Präsidenten binnen dieser Frist keinen Beschluss, so gilt die 

Empfehlung als angenommen. 

 

 

Artikel 5 

Schlussbestimmungen 

 

1. Mit Blick auf das Ende der Wahlperiode müssen die Anträge auf Genehmigung der 

Ausarbeitung eines Initiativberichts spätestens im Juli des der Wahl vorangehenden Jahres 

vorgelegt werden. Danach werden, außer in hinreichend begründeten Ausnahmefällen, keine 

weiteren Anträge mehr genehmigt. 

 

2. Die Konferenz der Ausschussvorsitze legt der Konferenz der Präsidenten alle zweieinhalb 
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Jahre einen Bericht über den Stand der Ausarbeitung von Initiativberichten vor. 

 

3. Dieser Beschluss tritt am 12. Dezember 2002 in Kraft. Er setzt folgende Beschlüsse außer 

Kraft und tritt an deren Stelle: 

 

– Beschluss der Konferenz der Präsidenten vom 9. Dezember 1999 zum Verfahren für die 

Genehmigung von Initiativberichten gemäß Artikel 52 der Geschäftsordnung sowie 

Beschlüsse der Konferenz der Präsidenten vom 15. Februar und 17. Mai 2001, mit denen 

die Anlage zu diesem Beschluss aktualisiert wurde 

 

– Beschluss der Konferenz der Präsidenten vom 15. Juni 2000 zum Verfahren für die 

Genehmigung von Berichten zu Dokumenten, die dem Europäischen Parlament von 

anderen Organen oder Einrichtungen der Europäischen Union zur Information übermittelt 

werden 
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Anlage 1 

 

 

Jährliche Tätigkeits- und Überwachungsberichte, die automatisch genehmigt werden und 

die der Obergrenze von Berichten, die gleichzeitig ausgearbeitet werden dürfen, 

unterliegen (gemäß Artikel 1 Absatz 2 und Artikel 3 des Beschlusses) 

 

 

 

 

AUSSCHUSS TITEL 

Ausschuss für auswärtige 

Angelegenheiten  

[Ordinalzahl] Jahresbericht des Rates gemäß 

Artikel 8 des Verhaltenskodex der Europäischen 

Union für Waffenausfuhren 

Entwicklungsausschuss Arbeit der Paritätischen Parlamentarischen 

Versammlung AKP–EU – Jahresbericht [Jahr] 

Haushaltsausschuss oder Ausschuss 

für Wirtschaft und Währung – alle 

zwei Jahre, wobei der jeweils andere 

Ausschuss gemäß Artikel 54 assoziiert 

wird 

Finanztätigkeit der Europäischen Investitionsbank 

– Jahresbericht [Jahr] 

Haushaltskontrollausschuss Finanztätigkeit der Europäischen Investitionsbank 

– Jahresbericht [Jahr] 

Ausschuss für Wirtschaft und 

Währung 

Europäische Zentralbank – Jahresbericht [Jahr] 

Ausschuss für Wirtschaft und 

Währung 

Wettbewerbspolitik – Jahresbericht [Jahr] 

Ausschuss für Binnenmarkt und 

Verbraucherschutz 

Binnenmarkt-Governance im Europäischen 

Semester – Jahresbericht [Jahr] 

Ausschuss für Binnenmarkt und 

Verbraucherschutz 

Verbraucherschutz – Jahresbericht [Jahr] 

Ausschuss für Binnenmarkt und 

Verbraucherschutz 

Dienstleistungen und Waren im Binnenmarkt – 

Jahresbericht [Jahr] 

Ausschuss für regionale Entwicklung [Ordinalzahl] Bericht über den wirtschaftlichen 

und sozialen Zusammenhalt 

Rechtsausschuss Überwachung der Anwendung des Rechts der 

Europäischen Union – [Ordinalzahl] Jahresbericht 

[Jahr] 

Rechtsausschuss Regulatorische Eignung der Unionsvorschriften 

und Subsidiarität und Verhältnismäßigkeit – 

[Ordinalzahl] Bericht über bessere Rechtsetzung 

[Jahr] 

Ausschuss für bürgerliche Freiheiten, 

Justiz und Inneres  

Lage der Grundrechte in der Europäischen Union 

– Jahresbericht [Jahr] 

Ausschuss für die Rechte der Frau und 

die Gleichstellung der Geschlechter 

Gleichstellung von Frauen und Männern in der 

Europäischen Union – Jahresbericht [Jahr] 

Ausschuss für die Rechte der Frau und 

die Gleichstellung der Geschlechter 

Gender Mainstreaming im Europäischen 

Parlament – Jahresbericht [Jahr] 
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Anlage 2 

 

 

Jährliche Tätigkeits- und Überwachungsberichte, die automatisch genehmigt werden und 

einen besonderen Bezug zur Geschäftsordnung haben (sie unterliegen nicht der 

Obergrenze von Berichten, die gleichzeitig ausgearbeitet werden dürfen) 

 

 

 

  

AUSSCHUSS TITEL 

Ausschuss für auswärtige 

Angelegenheiten 

Kandidatenländer – Jährlicher Fortschrittsbericht 

[Jahr] 

Ausschuss für auswärtige 

Angelegenheiten 

Umsetzung der Gemeinsamen Außen- und 

Sicherheitspolitik – Jahresbericht [Jahr] 

Ausschuss für auswärtige 

Angelegenheiten (Unterausschuss für 

Sicherheit und Verteidigung) 

Umsetzung der Gemeinsamen Sicherheits- und 

Verteidigungspolitik – Jahresbericht [Jahr] 

Ausschuss für auswärtige 

Angelegenheiten (Unterausschuss 

Menschenrechte) 

Menschenrechte und Demokratie in der Welt und 

die Politik der Europäischen Union in diesem 

Bereich – Jahresbericht [Jahr] 

Ausschuss für internationalen Handel Umsetzung der Gemeinsamen Handelspolitik – 

Jahresbericht [Jahr] 

Haushaltskontrollausschuss Schutz der finanziellen Interessen der Europäischen 

Union – Betrugsbekämpfung – Jahresbericht [Jahr] 

Ausschuss für Wirtschaft und 

Währung 

Bankenunion – Jahresbericht [Jahr] 

Ausschuss für Wirtschaft und 

Währung 

Steuer-Bericht [Jahr] 

Ausschuss für Industrie, Forschung 

und Energie 

Stand der Energieunion – Jahresbericht [Jahr] 

Ausschuss für bürgerliche Freiheiten, 

Justiz und Inneres 

Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumenten des 

Parlaments – Jahresbericht [Jahr] 

Ausschuss für konstitutionelle Fragen Politische Parteien auf europäischer Ebene – 

Bericht [Jahr] 

Petitionsausschuss Beratungen des Petitionsausschusses im Jahr [Jahr] 

Petitionsausschuss 

 

Tätigkeit des Europäischen Bürgerbeauftragten – 

Jahresbericht [Jahr] 
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Anlage 3 

 

 

Umsetzungsberichte 

 

 

1. Umsetzungsberichte dienen dem Zweck, das Parlament über die Umsetzung einer 

Rechtsvorschrift der Union oder eines anderen in Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe e 

aufgeführten Instruments zu informieren, damit das Plenum Schlussfolgerungen ziehen und 

Empfehlungen für konkrete Maßnahmen abgeben kann. Als solche bestehen sie aus zwei 

Teilen, nämlich 

 
– einer Begründung, in der der Berichterstatter die Sachlage und seine Erkenntnisse zum 

Stand der Umsetzung darlegt, und 
 
– einem Entschließungsantrag, der die wesentlichen Schlussfolgerungen und konkrete 

Empfehlungen für zu ergreifende Maßnahmen enthält. 
 

Gemäß Artikel 52a Absatz 2 der Geschäftsordnung wird die Begründung in Verantwortung 

der Berichterstatter erstellt, weshalb sie nicht zur Abstimmung kommt. Ist in Bezug auf 

Inhalt oder Geltungsbereich der Begründung offenbar kein Konsens oder keine breite 

Mehrheit gegeben, so kann der Vorsitz den Ausschuss anhören. 

 
2. Bei der Planung eines Umsetzungsberichts trägt der Ausschuss in gebührender Weise der 

Verfügbarkeit verlässlicher Tatsachen zum Stand der Umsetzung der jeweiligen 

Rechtsvorschrift Rechnung. 

 

3. Der Ausschuss organisiert die Zuweisung von Umsetzungsberichten so, dass die Zuweisung 

anderer Legislativberichte und anderer nichtlegislativer Berichte nicht beeinträchtigt wird. 

 

4. Ein Umsetzungsbericht kommt spätestens zwölf Monate, nachdem seine Ausarbeitung von 

der Konferenz der Ausschussvorsitze bekannt gegeben worden ist, im Ausschuss zur 

Abstimmung. Diese Frist können die Koordinatoren auf begründeten Antrag des 

Berichterstatters verlängern. 

 

5. Der Berichterstatter wird von einem administrativen Projektteam unterstützt, das ein 

Ausschussbeamter koordiniert. Der Berichterstatter bezieht die Schattenberichterstatter in 

allen Berichtsstadien ein. 

 

6. Der Berichterstatter verfügt über alle notwendigen Mittel, was Sachkenntnis innerhalb und 

außerhalb des Parlaments betrifft; dies bezieht sich insbesondere auf Folgendes: 

 
– Er ist berechtigt, die Abhaltung von mindestens einer Anhörung im Ausschuss zu 

beantragen und deren Teilnehmer den Koordinatoren vorzuschlagen, die den 
endgültigen Beschluss fassen. 

 
– Er erhält analytische Unterstützung seitens der jeweiligen Fachabteilungen des 

Parlaments und des Referats Ex-post-Folgenabschätzungen der Generaldirektion 

Wissenschaftlicher Dienst des Europäischen Parlaments (insbesondere Evaluierungen 

der europäischen Umsetzung). 
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– Er ist berechtigt, die Durchführung eventuell notwendiger Informationsreisen gemäß 

Artikel 25 Absatz 9 der Geschäftsordnung zu beantragen. 

 
– Er erhält eine Ermächtigung oder ein Mandat, sich im Namen des Ausschusses mit 

nationalen Parlamenten, dem Rechnungshof, dem Europäischen Wirtschafts- und 
Sozialausschuss und dem Ausschuss der Regionen sowie allen anderen relevanten 
Einrichtungen in Verbindung zu setzen, um sich sachliche Informationen zu 
beschaffen. 

 
– Er erhält ein Berechtigungsschreiben des Präsidenten mit der Ermächtigung, die 

Kommission aufzufordern, alle einschlägigen Informationen über die Umsetzung einer 

Rechtsvorschrift der Union oder eines anderen in Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe e 

aufgeführten Instruments offenzulegen. 

 
All diese Elemente werden von den Berichterstattern in einem „Projekt“ festgelegt und 

ausgestaltet und den Koordinatoren oder dem Ausschuss zur Genehmigung vorgelegt. 
 
7.  Der Berichterstatter informiert den Ausschuss regelmäßig über die Fortschritte seiner 

Maßnahmen zur Sachverhaltsklärung. 
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VERORDNUNG (EU) Nr. 211/2011 DES EUROPÄISCHEN 
PARLAMENTS UND DES RATES 

vom 16. Februar 2011 

über die Bürgerinitiative 

Artikel 1 

Gegenstand 

Diese Verordnung legt die Verfahren und Bedingungen für eine Bürger­
initiative gemäß Artikel 11 EUV und Artikel 24 AEUV fest. 

Artikel 2 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck 

1. „Bürgerinitiative“ eine Initiative, die der Kommission gemäß dieser 
Verordnung vorgelegt wird und in der die Kommission aufgefordert 
wird, im Rahmen ihrer Befugnisse geeignete Vorschläge zu Themen 
zu unterbreiten, zu denen es nach Ansicht von Bürgern eines Rechts­
akts der Union bedarf, um die Verträge umzusetzen, und die die 
Unterstützung von mindestens einer Million teilnahmeberechtigten 
Unterzeichnern aus mindestens einem Viertel aller Mitgliedstaaten 
erhalten hat; 

2. „Unterzeichner“ Bürger der Union, die eine Bürgerinitiative unter­
stützt haben, indem sie für diese Initiative ein Formular für die 
Unterstützungsbekundung abgegeben haben; 

3. „Organisatoren“ natürliche Personen, die einen Bürgerausschuss bil­
den, der für die Vorbereitung einer Bürgerinitiative sowie ihre Ein­
reichung bei der Kommission verantwortlich ist. 

Artikel 3 

Anforderungen an Organisatoren und Unterzeichner 

(1) Die Organisatoren müssen Unionsbürger sein und das erforderli­
che Alter haben, das zum aktiven Wahlrecht bei den Wahlen zum 
Europäischen Parlament berechtigt. 

(2) Die Organisatoren bilden einen Bürgerausschuss, dem mindestens 
sieben Personen angehören, die Einwohner von mindestens sieben ver­
schiedenen Mitgliedstaaten sind. 

Die Organisatoren benennen einen Vertreter und einen Stellvertreter 
(nachstehend „Kontaktpersonen“ genannt), die während der gesamten 
Dauer des Verfahrens als Bindeglied zwischen dem Bürgerausschuss 
und den Organen der Union dienen und beauftragt werden, im Namen 
des Bürgerausschusses zu sprechen und zu handeln. 

Organisatoren, die Mitglieder des Europäischen Parlaments sind, werden 
im Hinblick auf die Erreichung der Mindestzahl, die für die Bildung 
eines Bürgerausschusses erforderlich ist, nicht mitgerechnet. 

Für die Zwecke der Registrierung einer geplanten Bürgerinitiative ge­
mäß Artikel 4 werden von der Kommission nur die Angaben berück­
sichtigt, die die sieben zur Einhaltung der in Absatz 1 dieses Artikels 
und in diesem Absatz genannten Anforderungen erforderlichen Mitglie­
der des Bürgerausschusses betreffen. 

▼B
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(3) Die Kommission kann von den Organisatoren geeignete Nach­
weise dafür verlangen, dass die in den Absätzen 1 und 2 niedergelegten 
Anforderungen erfüllt sind. 

(4) Um berechtigt zu sein, eine geplante Bürgerinitiative zu unter­
stützen, müssen Unterzeichner Unionsbürger sein und das erforderliche 
Alter haben, das zum aktiven Wahlrecht bei den Wahlen zum Europäi­
schen Parlament berechtigt. 

Artikel 4 

Registrierung einer geplanten Bürgerinitiative 

(1) Bevor sie mit der Sammlung von Unterstützungsbekundungen bei 
Unterzeichnern für eine geplante Bürgerinitiative beginnen, sind die 
Organisatoren verpflichtet, sie bei der Kommission anzumelden, wobei 
sie die in Anhang II genannten Informationen, insbesondere zum Ge­
genstand und zu den Zielen der geplanten Bürgerinitiative, bereitstellen. 

Diese Informationen sind in einer der Amtssprachen der Union in einem 
zu diesem Zweck von der Kommission zur Verfügung gestellten On­
line-Register (nachstehend „Register“ genannt) bereitzustellen. 

Die Organisatoren stellen für das Register und — soweit zweckmä- 
ßig — auf ihrer Website regelmäßig aktualisierte Informationen über 
die Quellen der Unterstützung und Finanzierung für die geplante Bür­
gerinitiative bereit. 

Nach Bestätigung der Registrierung gemäß Absatz 2 können die Orga­
nisatoren die geplante Bürgerinitiative zur Aufnahme in das Register in 
anderen Amtssprachen der Union bereitstellen. Die Übersetzung der 
geplanten Bürgerinitiative in andere Amtssprachen der Union fällt in 
die Verantwortung der Organisatoren. 

Die Kommission richtet eine Kontaktstelle ein, die Informationen und 
Hilfe anbietet. 

(2) Binnen zwei Monaten nach Eingang der in Anhang II genannten 
Informationen registriert die Kommission eine geplante Bürgerinitiative 
unter einer eindeutigen Identifikationsnummer und sendet eine entspre­
chende Bestätigung an die Organisatoren, sofern die folgenden Bedin­
gungen erfüllt sind: 

a) Gemäß Artikel 3 Absatz 2 ist der Bürgerausschuss eingesetzt und 
sind die Kontaktpersonen benannt worden; 

b) die geplante Bürgerinitiative liegt nicht offenkundig außerhalb des 
Rahmens, in dem die Kommission befugt ist, einen Vorschlag für 
einen Rechtsakt der Union vorzulegen, um die Verträge umzusetzen; 

c) die geplante Bürgerinitiative ist nicht offenkundig missbräuchlich, 
unseriös oder schikanös; 

d) die geplante Bürgerinitiative verstößt nicht offenkundig gegen die 
Werte der Union, wie sie in Artikel 2 EUV festgeschrieben sind. 

(3) Die Kommission verweigert die Registrierung, wenn die in Ab­
satz 2 festgelegten Bedingungen nicht erfüllt sind. 

▼B
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Wenn die Kommission es ablehnt, eine geplante Bürgerinitiative zu 
registrieren, unterrichtet sie die Organisatoren über die Gründe der Ab­
lehnung und alle möglichen gerichtlichen und außergerichtlichen 
Rechtsbehelfe, die ihnen zur Verfügung stehen. 

(4) Eine geplante Bürgerinitiative, die registriert worden ist, wird im 
Register veröffentlicht. Unbeschadet ihrer Rechte gemäß der Verord­
nung (EG) Nr. 45/2001 haben die betroffenen Personen das Recht, 
nach Ablauf von zwei Jahren ab dem Zeitpunkt der Registrierung einer 
geplanten Bürgerinitiative die Entfernung ihrer persönlichen Daten aus 
dem Register zu verlangen. 

(5) Vor der Vorlage der Unterstützungsbekundungen gemäß Artikel 8 
können die Organisatoren eine geplante Bürgerinitiative, die registriert 
worden ist, jederzeit zurückziehen. In diesem Fall wird dies im Register 
entsprechend vermerkt. 

Artikel 5 

Verfahren und Bedingungen für die Sammlung von 
Unterstützungsbekundungen 

(1) Die Organisatoren sind verantwortlich für die Sammlung der Un­
terstützungsbekundungen von Unterzeichnern einer geplanten Bürgerini­
tiative, die gemäß Artikel 4 registriert wurde. 

Für die Sammlung von Unterstützungsbekundungen dürfen nur Formu­
lare verwendet werden, die den in Anhang III dargestellten Mustern 
entsprechen und in einer der Sprachfassungen vorliegen, die im Register 
für die betreffende geplante Bürgerinitiative angegeben sind. Die Orga­
nisatoren füllen die Formulare wie in Anhang III angegeben aus, bevor 
sie mit der Sammlung von Unterstützungsbekundungen von Unterzeich­
nern beginnen. Die in den Formularen angegebenen Informationen ha­
ben den im Register enthaltenen Informationen zu entsprechen. 

(2) Die Organisatoren können Unterstützungsbekundungen in Papier­
form oder elektronisch sammeln. Für die Online-Sammlung von Unter­
stützungsbekundungen gilt Artikel 6. 

Für die Zwecke dieser Verordnung werden Unterstützungsbekundungen, 
die mittels einer fortgeschrittenen elektronischen Signatur im Sinne der 
Richtlinie 1999/93/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
13. Dezember 1999 über gemeinschaftliche Rahmenbedingungen für 
elektronische Signaturen ( 1 ) elektronisch unterzeichnet werden, auf die­
selbe Weise behandelt wie Unterstützungsbekundungen in Papierform. 

(3) Die Unterzeichner haben die von den Organisatoren zur Ver­
fügung gestellten Formulare für Unterstützungsbekundungen auszufül­
len. Sie geben nur die personenbezogenen Daten an, die für die Prüfung 
durch die Mitgliedstaaten gemäß Anhang III erforderlich sind. 

Unterzeichner dürfen eine bestimmte geplante Bürgerinitiative nur ein­
mal unterstützen. 

(4) Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission jede Änderung 
der in Anhang III genannten Informationen. Unter Berücksichtigung 
dieser Änderungen kann die Kommission durch delegierte Rechtsakte 
gemäß Artikel 17 und unter den in den Artikeln 18 und 19 genannten 
Bedingungen Änderungen des Anhangs III erlassen. 

▼B 

( 1 ) ABl. L 13 vom 19.1.2000, S. 12.
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(5) Sämtliche Unterstützungsbekundungen werden nach der Regis­
trierung der geplanten Bürgerinitiative und innerhalb eines Zeitraums 
von höchstens zwölf Monaten gesammelt. 

Nach Ablauf dieses Zeitraums wird im Register vermerkt, dass der 
Zeitraum abgelaufen ist, und gegebenenfalls, dass nicht die erforderliche 
Anzahl an Unterstützungsbekundungen eingegangen ist. 

Artikel 6 

Online-Sammelsysteme 

(1) Werden Unterstützungsbekundungen online gesammelt, sind die 
über das Online-Sammelsystem eingegangenen Daten auf dem Hoheits­
gebiet eines Mitgliedstaats zu speichern. 

Dem Online-Sammelsystem wird in dem Mitgliedstaat, in dem die mit 
Hilfe des Online-Sammelsystems gesammelten Daten gespeichert wer­
den, die Bescheinigung gemäß Absatz 3 ausgestellt. Die Organisatoren 
können ein Online-Sammelsystem zur Sammlung von Unterstützungs­
bekundungen in mehreren oder allen Mitgliedstaaten verwenden. 

Die Muster der Formulare für Unterstützungsbekundungen können zum 
Zweck der Online-Sammlung angepasst werden. 

(2) Die Organisatoren stellen sicher, dass das für die Sammlung von 
Unterstützungsbekundungen verwendete Online-Sammelsystem Absatz 
4 entspricht. 

Bevor sie mit der Sammlung von Unterstützungsbekundungen beginnen, 
beantragen die Organisatoren bei der zuständigen Behörde des betref­
fenden Mitgliedstaats die Bescheinigung, dass das zu diesem Zweck 
genutzte Online-Sammelsystem Absatz 4 entspricht. 

Die Organisatoren können mit der Sammlung von Unterstützungsbekun­
dungen mit Hilfe des Online-Sammelsystems erst nach Erhalt der Be­
scheinigung gemäß Absatz 3 beginnen. Die Organisatoren veröffent­
lichen eine Kopie dieser Bescheinigung auf der für das Online-Sammel­
system verwendeten Website. 

Bis zum 1. Januar 2012 richtet die Kommission eine Open-Source-Soft­
ware ein, die mit den relevanten technischen und sicherheitsspezifischen 
Funktionen ausgestattet ist, die zur Einhaltung der Vorschriften dieser 
Verordnung in Bezug auf Online-Sammelsysteme notwendig sind; die 
Kommission wartet diese anschließend. Die Software wird kostenfrei 
zur Verfügung gestellt. 

(3) Entspricht das Online-Sammelsystem Absatz 4, stellt die zustän­
dige Behörde innerhalb eines Monats eine entsprechende Bescheinigung 
nach dem in Anhang IV dargestellten Muster aus. 

Die Mitgliedstaaten erkennen die von den zuständigen Behörden anderer 
Mitgliedstaaten ausgestellten Bescheinigungen an. 

(4) Die Online-Sammelsysteme verfügen über angemessene Sicher­
heitsmerkmale und technische Merkmale, um zu gewährleisten, dass 

a) nur natürliche Personen ein Formular für eine Unterstützungsbekun­
dung online einreichen können; 

▼B
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b) die online bereitgestellten Daten auf sichere Weise gesammelt und 
gespeichert werden, um unter anderem zu gewährleisten, dass sie 
nicht verändert werden oder für einen anderen Zweck als die ange­
gebene Unterstützung einer bestimmten Bürgerinitiative verwendet 
werden können und dass personenbezogene Daten gegen die zufäl­
lige oder unrechtmäßige Zerstörung, den zufälligen Verlust, die un­
berechtigte Änderung, die unberechtigte Weitergabe oder den unbe­
rechtigten Zugang geschützt werden; 

c) das System Unterstützungsbekundungen in einer Form erzeugen 
kann, die den in Anhang III dargelegten Mustern entspricht, um 
die Überprüfung durch die Mitgliedstaaten gemäß Artikel 8 Absatz 
2 zu ermöglichen. 

(5) Bis zum 1. Januar 2012 verabschiedet die Kommission entspre­
chend dem in Artikel 20 Absatz 2 genannten Regelungsverfahren tech­
nische Spezifikationen für die Umsetzung von Absatz 4. 

Artikel 7 

Mindestzahl der Unterzeichner pro Mitgliedstaat 

(1) Die Unterzeichner einer Bürgerinitiative müssen aus mindestens 
einem Viertel der Mitgliedstaaten stammen. 

(2) In mindestens einem Viertel der Mitgliedstaaten müssen die Un­
terzeichner zumindest die zum Zeitpunkt der Registrierung der geplan­
ten Bürgerinitiative in Anhang I genannte Mindestzahl an Bürgern um­
fassen. Diese Mindestzahlen entsprechen der Anzahl der im jeweiligen 
Mitgliedstaat gewählten Mitglieder des Europäischen Parlaments, multi­
pliziert mit 750. 

(3) Die Kommission erlässt durch delegierte Rechtsakte gemäß Ar­
tikel 17 und unter den Bedingungen der Artikel 18 und 19 geeignete 
Anpassungen des Anhangs I, um Änderungen der Zusammensetzung 
des Europäischen Parlaments Rechnung zu tragen. 

(4) Unterzeichner gelten als aus dem Mitgliedstaat kommend, der 
gemäß Artikel 8 Absatz 1 Unterabsatz 2 für die Überprüfung ihrer 
Unterstützungsbekundungen zuständig ist. 

Artikel 8 

Überprüfung und Bescheinigung von Unterstützungsbekundungen 
durch die Mitgliedstaaten 

(1) Nach Sammlung der erforderlichen Unterstützungsbekundungen 
der Unterzeichner gemäß Artikel 5 und 7 legen die Organisatoren die 
Unterstützungsbekundungen den in Artikel 15 genannten entsprechen­
den zuständigen Behörden in Papierform oder in elektronischer Form 
zur Überprüfung und Bescheinigung vor. Zu diesem Zweck verwenden 
die Organisatoren das Formular gemäß Anhang V und führen die in 
Papierform gesammelten, die mit einer fortgeschrittenen elektronischen 
Signatur unterzeichneten und die über ein Online-Sammelsystem gesam­
melten Unterstützungsbekundungen getrennt voneinander auf. 

Die Organisatoren legen die Unterstützungsbekundungen dem betreffen­
den Mitgliedstaat wie folgt vor: 

a) dem Mitgliedstaat, in dem der Unterzeichner seinen Wohnsitz hat 
oder dessen Staatsangehörigkeit der Unterzeichner hat, wie in An­
hang III Teil C Nummer 1 angegeben, oder 

▼B
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b) dem Mitgliedstaat, der die in der Unterstützungsbekundung angege­
bene persönliche Identifikationsnummer oder das in der Unterstüt­
zungsbekundung angegebene persönliche Ausweispapier ausgestellt 
hat, wie in Anhang III Teil C Nummer 2 angegeben. 

(2) Die zuständigen Behörden überprüfen innerhalb von höchstens 
drei Monaten nach Erhalt des Antrags die vorgelegten Unterstützungs­
bekundungen auf der Grundlage angemessener Überprüfungen, wobei 
sie im Einklang mit den nationalen Rechtsvorschriften und Gepflogen­
heiten verfahren, je nachdem, was angebracht ist. Auf dieser Grundlage 
stellen sie den Organisatoren eine Bescheinigung entsprechend dem 
Muster in Anhang VI über die Zahl der gültigen Unterstützungsbekun­
dungen für den betreffenden Mitgliedstaat aus. 

Eine Authentifizierung der Unterschriften ist für die Zwecke der Über­
prüfung der Unterstützungsbekundungen nicht erforderlich. 

(3) Die in Absatz 2 genannte Bescheinigung wird unentgeltlich aus­
gestellt. 

Artikel 9 

Vorlage einer Bürgerinitiative bei der Kommission 

Nach Erhalt der in Artikel 8 Absatz 2 genannten Bescheinigungen 
können die Organisatoren, sofern alle in dieser Verordnung genannten 
einschlägigen Verfahren und Bedingungen eingehalten wurden, die Bür­
gerinitiative zusammen mit Informationen über jedwede Unterstützung 
und Finanzierung der genannten Initiative der Kommission vorlegen. 
Die genannten Informationen werden von der Kommission im Register 
veröffentlicht. 

Der Umfang der aus einer Quelle stammenden Unterstützung und Fi­
nanzierung, ab dessen Überschreiten Informationen übermittelt werden 
müssen, entspricht dem in der Verordnung (EG) Nr. 2004/2003 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. November 2003 über 
die Regelungen für die politischen Parteien auf europäischer Ebene und 
ihre Finanzierung ( 1 ) festgelegten Umfang. 

Für die Zwecke dieses Artikels verwenden die Organisatoren das For­
mular gemäß Anhang VII und reichen das ausgefüllte Formular zusam­
men mit Kopien der Bescheinigungen gemäß Artikel 8 Absatz 2 in 
Papierform oder elektronischer Form ein. 

Artikel 10 

Verfahren zur Überprüfung einer Bürgerinitiative durch die 
Kommission 

(1) Geht bei der Kommission eine Bürgerinitiative gemäß Artikel 9 
ein, so 

a) veröffentlicht sie die Bürgerinitiative unverzüglich im Register; 

b) empfängt sie die Organisatoren auf geeigneter Ebene, damit sie im 
Detail die mit der Bürgerinitiative angesprochenen Aspekte erläutern 
können; 

c) legt sie innerhalb von drei Monaten in einer Mitteilung ihre recht­
lichen und politischen Schlussfolgerungen zu der Bürgerinitiative 
sowie ihr weiteres Vorgehen bzw. den Verzicht auf ein weiteres 
Vorgehen und die Gründe hierfür dar. 

▼B 

( 1 ) ABl. L 297 vom 15.11.2003, S. 1.
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(2) Die in Absatz 1 Buchstabe c genannte Mitteilung wird den Or­
ganisatoren sowie dem Europäischen Parlament und dem Rat übermittelt 
und veröffentlicht. 

Artikel 11 

Öffentliche Anhörung 

Sind die Bedingungen gemäß Artikel 10 Absatz 1 Buchstaben a und b 
erfüllt, wird den Organisatoren innerhalb der in Artikel 10 Absatz 1 
Buchstabe c genannten Frist die Möglichkeit gegeben, die Bürgerini­
tiative im Rahmen einer öffentlichen Anhörung vorzustellen. Die Kom­
mission und das Europäische Parlament stellen sicher, dass diese An­
hörung im Europäischen Parlament stattfindet, dass gegebenenfalls an­
dere Organe und Einrichtungen der Union, die unter Umständen die 
Teilnahme wünschen, an der Anhörung teilnehmen, und dass die Kom­
mission auf geeigneter Ebene vertreten ist. 

Artikel 12 

Schutz personenbezogener Daten 

(1) Bei der Verarbeitung personenbezogener Daten in Anwendung 
dieser Verordnung haben die Organisatoren einer Bürgerinitiative und 
die zuständigen Behörden des Mitgliedstaats die Richtlinie 95/46/EG 
und die auf ihrer Grundlage erlassenen einzelstaatlichen Vorschriften 
einzuhalten. 

(2) Für die Zwecke der Verarbeitung personenbezogener Daten gel­
ten die Organisatoren einer Bürgerinitiative und die gemäß Artikel 15 
Absatz 2 benannten zuständigen Behörden als für die Verarbeitung per­
sonenbezogener Daten Verantwortliche gemäß Artikel 2 Buchstabe d 
der Richtlinie 95/46/EG. 

(3) Die Organisatoren stellen sicher, dass die für eine bestimmte 
Bürgerinitiative gesammelten personenbezogenen Daten für keinen an­
deren Zweck als die angegebene Unterstützung für diese Initiative ver­
wendet werden, und vernichten alle im Zusammenhang mit dieser Ini­
tiative erhaltenen Unterstützungsbekundungen sowie etwaige Kopien 
davon spätestens einen Monat nach Einreichung dieser Initiative bei 
der Kommission gemäß Artikel 9 bzw. 18 Monate nach Registrierung 
einer geplanten Bürgerinitiative; hierbei gilt das jeweils frühere Datum. 

(4) Die zuständige Behörde verwendet die für eine bestimmte Bür­
gerinitiative erhaltenen personenbezogenen Daten ausschließlich zum 
Zweck der Überprüfung der Unterstützungsbekundungen gemäß Arti­
kel 8 Absatz 2 und vernichtet alle Unterstützungsbekundungen sowie 
etwaige Kopien davon spätestens einen Monat nach Ausstellung der im 
genannten Artikel genannten Bescheinigung. 

(5) Unterstützungsbekundungen für eine bestimmte Bürgerinitiative 
und Kopien derselben dürfen über die in den Absätzen 3 und 4 genann­
ten Fristen hinaus aufbewahrt werden, wenn dies für die Zwecke der 
rechtlichen oder verwaltungstechnischen Vorgänge im Zusammenhang 
mit der geplanten Bürgerinitiative notwendig ist. Die Organisatoren und 
die zuständige Behörde vernichten alle Unterstützungsbekundungen so­
wie etwaige Kopien derselben spätestens eine Woche nach Abschluss 
der genannten Verfahren durch eine endgültige Beschlussfassung. 

▼B
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(6) Die Organisatoren ergreifen angemessene technische und organi­
satorische Maßnahmen, um personenbezogene Daten vor zufälliger oder 
unrechtmäßiger Zerstörung, zufälligem Verlust, unberechtigter Ände­
rung, unberechtigter Weitergabe oder unberechtigtem Zugang zu schüt­
zen, insbesondere wenn im Rahmen der Verarbeitung Daten in einem 
Netz übertragen werden, und vor jeder anderen Form der unrechtmäßi­
gen Verarbeitung zu schützen. 

Artikel 13 

Haftung 

Die Organisatoren haften entsprechend dem geltenden einzelstaatlichen 
Recht für alle Schäden, die sie bei der Organisation einer Bürgerini­
tiative verursachen. 

Artikel 14 

Sanktionen 

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass gegen Organisatoren ge­
eignete Sanktionen für Verstöße gegen diese Verordnung verhängt wer­
den, insbesondere für: 

a) falsche Erklärungen der Organisatoren, 

b) Datenmissbrauch. 

(2) Die in Absatz 1 genannten Sanktionen müssen wirksam, verhält­
nismäßig und abschreckend sein. 

Artikel 15 

Zuständige Behörden in den Mitgliedstaaten 

(1) Für die Zwecke der Umsetzung von Artikel 6 Absatz 3 benennen 
die Mitgliedstaaten die für die Ausstellung der dort genannten Beschei­
nigung zuständigen Behörden. 

(2) Für die Zwecke der Umsetzung von Artikel 8 Absatz 2 benennt 
jeder Mitgliedstaat eine zuständige Behörde, die für die Koordinierung 
der Überprüfung der Unterstützungsbekundungen sowie für die Ausstel­
lung der dort genannten Bescheinigungen zuständig ist. 

(3) Spätestens am 1. März 2012 übermitteln die Mitgliedstaaten der 
Kommission die Bezeichnungen und Anschriften der zuständigen Be­
hörden. 

(4) Die Kommission veröffentlicht das Verzeichnis der zuständigen 
Behörden. 

Artikel 16 

Änderung der Anhänge 

Die Kommission kann im Rahmen der einschlägigen Bestimmungen 
dieser Verordnung durch delegierte Rechtsakte gemäß Artikel 17 und 
unter den Bedingungen der Artikel 18 und 19 Änderungen der Anhänge 
dieser Verordnung beschließen. 

Artikel 17 

Ausübung der Befugnisübertragung 

(1) Die Befugnis zum Erlass der in Artikel 16 genannten delegierten 
Rechtsakte wird der Kommission auf unbestimmte Zeit übertragen. 

▼B
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(2) Sobald die Kommission einen delegierten Rechtsakt erlässt, über­
mittelt sie ihn dem gleichzeitig dem Europäischen Parlament und dem 
Rat. 

(3) Die der Kommission übertragene Befugnis zum Erlass delegierter 
Rechtakte unterliegt den in den Artikeln 18 und Artikel 19 genannten 
Bedingungen. 

Artikel 18 

Widerruf der Befugnisübertragung 

(1) Die in Artikel 16 genannte Befugnisübertragung kann vom Eu­
ropäischen Parlament oder vom Rat jederzeit widerrufen werden. 

(2) Das Organ, das ein internes Verfahren eingeleitet hat, um zu 
beschließen, ob die Befugnisübertragung widerrufen werden soll, be­
müht sich, das andere Organ und die Kommission innerhalb einer an­
gemessenen Frist vor der endgültigen Beschlussfassung zu unterrichten, 
unter Nennung der übertragenen Befugnisse, die widerrufen werden 
könnten, sowie der etwaigen Gründe für einen Widerruf. 

(3) Der Beschluss über den Widerruf beendet die Übertragung der in 
diesem Beschluss angegebenen Befugnisse. Er wird sofort oder zu ei­
nem darin angegebenen späteren Zeitpunkt wirksam. Die Gültigkeit von 
Rechtsakten, die bereits in Kraft sind, wird davon nicht berührt. Der 
Beschluss wird im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht. 

Artikel 19 

Einwände gegen delegierte Rechtsakte 

(1) Das Europäische Parlament oder der Rat können gegen einen 
delegierten Rechtsakt innerhalb einer Frist von zwei Monaten ab dem 
Datum der Übermittlung Einwände erheben. Auf Initiative des Europäi­
schen Parlaments oder des Rates wird diese Frist um zwei Monate 
verlängert. 

(2) Haben bei Ablauf der in Absatz 1 genannten Frist weder das 
Europäische Parlament noch der Rat Einwände gegen den delegierten 
Rechtsakt erhoben, so wird der delegierte Rechtsakt im Amtsblatt der 
Europäischen Union veröffentlicht und tritt zu dem darin genannten 
Zeitpunkt in Kraft. 

Der delegierte Rechtsakt kann vor Ablauf dieser Frist im Amtsblatt der 
Europäischen Union veröffentlicht werden und in Kraft treten, wenn das 
Europäische Parlament und der Rat beide der Kommission mitgeteilt 
haben, dass sie nicht die Absicht haben, Einwände zu erheben. 

(3) Erheben das Europäische Parlament oder der Rat innerhalb der in 
Absatz 1 genannten Frist Einwände gegen einen delegierten Rechtsakt, 
so tritt dieser nicht in Kraft. Das Organ, das Einwände erhebt, gibt die 
Gründe für seine Einwände gegen den delegierten Rechtsakt an. 

▼B
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Artikel 20 

Ausschuss 

(1) Für die Zwecke der Umsetzung von Artikel 6 Absatz 5 wird die 
Kommission von einem Ausschuss unterstützt. 
(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten die Artikel 5 
und 7 des Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung von dessen Ar­
tikel 8. 
Der Zeitraum nach Artikel 5 Absatz 6 des Beschlusses 1999/468/EG 
wird auf drei Monate festgesetzt. 

Artikel 21 

Mitteilung der innerstaatlichen Vorschriften 

Jeder Mitgliedstaat teilt der Kommission die besonderen Bestimmungen 
mit, die er zur Umsetzung dieser Verordnung erlässt. 
Die Kommission setzt die übrigen Mitgliedstaaten davon in Kenntnis. 

Artikel 22 

Überprüfung 

Bis zum 1. April 2015 und anschließend alle drei Jahre legt die Kom­
mission dem Europäischen Parlament und dem Rat einen Bericht über 
die Anwendung dieser Verordnung vor. 

Artikel 23 

Inkrafttreten und Gültigkeit 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung 
im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 
Sie gilt ab 1. April 2012. 
Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittel­
bar in jedem Mitgliedstaat. 

▼B
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ANHANG I 

MINDESTZAHL DER UNTERZEICHNER JE MITGLIEDSTAAT 

Belgien 15 750 

Bulgarien 12 750 

Dänemark 9 750 

Deutschland 72 000 

Estland 4 500 

Finnland 9 750 

Frankreich 55 500 

Griechenland 15 750 

Irland 8 250 

Italien 54 750 

Kroatien 8 250 

Lettland 6 000 

Litauen 8 250 

Luxemburg 4 500 

Malta 4 500 

Niederlande 19 500 

Österreich 13 500 

Polen 38 250 

Portugal 15 750 

Rumänien 24 000 

Schweden 15 000 

Slowenien 6 000 

Slowakei 9 750 

Spanien 40 500 

Tschechische Republik 15 750 

Ungarn 15 750 

Vereinigtes Königreich 54 750 

Zypern 4 500 

▼M4
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ANHANG II 

ERFORDERLICHE INFORMATIONEN ZUR REGISTRIERUNG EINER 
GEPLANTEN BÜRGERINITIATIVE 

1. Bezeichnung der geplanten Bürgerinitiative in höchstens 100 Zeichen; 

2. Gegenstand in höchstens 200 Zeichen; 

3. eine Beschreibung der Ziele der geplanten Bürgerinitiative, in deren Zusam­
menhang die Kommission zum Tätigwerden aufgefordert wird, in höchstens 
500 Zeichen; 

4. die Vertragsvorschriften, die von den Organisatoren als für die geplante Ini­
tiative relevant erachtet werden; 

5. vollständige Namen, Postanschriften, Staatsangehörigkeiten und Geburtsdaten 
der sieben Mitglieder des Bürgerausschusses, wobei insbesondere der Ver­
treter und dessen Stellvertreter anzugeben sind, sowie die E-Mail-Adressen 
und Telefonnummern dieser Personen ( 1 ); 

6. Belege über die vollständigen Namen, Postanschriften, Staatsangehörigkeiten 
und Geburtsdaten der sieben Mitglieder des Bürgerausschusses; 

7. alle Quellen zur Unterstützung und Finanzierung der geplanten Bürgerinitia­
tive zum Zeitpunkt der Registrierung ( 1 ). 

Organisatoren können genauere Informationen zum Gegenstand, zu den Zielen 
und dem Hintergrund der geplanten Bürgerinitiative in einem Anhang zur 
Verfügung stellen. Sie können ebenfalls einen Entwurf für einen Rechtsakt 
unterbreiten. 

▼M3 

( 1 ) Erklärung zum Datenschutz: Gemäß Artikel 11 der Verordnung (EG) Nr. 45/2001 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Dezember 2000 zum Schutz natürlicher 
Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Organe und Einrich­
tungen der Gemeinschaft und zum freien Datenverkehr werden die betroffenen Personen 
davon in Kenntnis gesetzt, dass die betreffenden personenbezogenen Daten für die Zwe­
cke des Verfahrens im Zusammenhang mit der geplanten Bürgerinitiative von der Kom­
mission erfasst werden. Im Online-Register der Kommission werden nur die vollständi­
gen Namen der Organisatoren, die E-Mail-Adressen der Kontaktpersonen und Angaben 
zu den Quellen für Unterstützung und Finanzmittel veröffentlicht. Die betroffenen Per­
sonen haben das Recht, gegen die Veröffentlichung ihrer personenbezogenen Daten aus 
zwingenden berechtigten Gründen, die sich aus ihrer persönlichen Situation ergeben, 
Widerspruch einzulegen, jederzeit die Richtigstellung dieser Angaben sowie nach Ablauf 
eines Zeitraums von zwei Jahren ab dem Zeitpunkt der Registrierung einer geplanten 
Bürgerinitiative die Entfernung dieser Angaben aus dem Online-Register der Kommis­
sion zu verlangen.
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Teil C 

1. Anforderungen der Mitgliedstaaten, für die die Angabe einer persönli­
chen Identifikationsnummer/der Nummer eines persönlichen Ausweis­
papiers nicht vorgeschrieben ist (Formular für die Unterstützungsbekun­
dung — Teil A) 

Mitgliedstaat Unterzeichner, deren Unterstützungsbekundung dem betreffen­
den Mitgliedstaat vorzulegen ist 

Belgien — in Belgien wohnhafte Personen 
— belgische Staatsangehörige mit Wohnsitz außerhalb 

des Landes, wenn sie den belgischen Behörden ihren 
Wohnort mitgeteilt haben 

Dänemark — in Dänemark wohnhafte Personen 
— dänische Staatsangehörige mit Wohnsitz außerhalb 

des Landes, wenn sie den dänischen Behörden ihren 
Wohnort mitgeteilt haben 

Deutschland — in Deutschland wohnhafte Personen 
— deutsche Staatsangehörige mit Wohnsitz außerhalb 

des Landes, wenn sie den deutschen Behörden ihren 
Wohnort mitgeteilt haben 

Estland — in Estland wohnhafte Personen 
— estnische Staatsangehörige mit Wohnsitz außerhalb 

des Landes 

Irland — in Irland wohnhafte Personen 

Luxemburg — in Luxemburg wohnhafte Personen 
— luxemburgische Staatsangehörige mit Wohnsitz au­

ßerhalb des Landes, wenn sie den luxemburgischen 
Behörden ihren Wohnort mitgeteilt haben 

Niederlande — in den Niederlanden wohnhafte Personen 
— niederländische Staatsangehörige mit Wohnsitz au­

ßerhalb des Landes 

Slowakei — in der Slowakei wohnhafte Personen 
— slowakische Staatsangehörige mit Wohnsitz außer­

halb des Landes 

Finnland — in Finnland wohnhafte Personen 
— finnische Staatsangehörige mit Wohnsitz außerhalb 

des Landes 

Vereinigtes König­
reich 

— im Vereinigten Königreich wohnhafte Personen 

2. Liste der Mitgliedstaaten, für die die Angabe einer persönlichen Identifi­
kationsnummer/der Nummer eines von dem betreffenden Mitgliedstaat 
ausgestellten persönlichen Ausweispapiers vorgeschrieben ist, wie nach­
folgend aufgeführt (Formular für die Unterstützungsbekundung — 
Teil B) 

BULGARIEN 

— Единен граждански номер (Personenkennzahl) 

TSCHECHISCHE REPUBLIK 

— Občanský průkaz (nationaler Personalausweis) 

— Cestovní pas (Reisepass) 

GRIECHENLAND 

— Δελτίο Αστυνομικής Ταυτότητας (Personalausweis) 

▼M5
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— Διαβατήριο (Reisepass) 

— Βεβαίωση Εγγραφής Πολιτών Ε.Ε./Έγγραφο πιστοποίησης μόνιμης 
διαμονής πολίτη Ε.Ε. (Bescheinigung über den Wohnsitz/über den ständi­
gen Wohnsitz) 

SPANIEN 

— Documento Nacional de Identidad (Personalausweis) 

— Pasaporte (Reisepass) 

— Número de Identidad de Extranjero, de la tarjeta o certificado, correspon­
diente a la inscripción en el Registro Central de Extranjeros (Nummer des 
Ausländer-Personalausweises (NIE) entsprechend dem Eintrag ins zentrale 
Ausländerregister) 

FRANKREICH 

— Passeport (Reisepass) 

— Carte nationale d'identité (nationaler Personalausweis) 

KROATIEN 

— Osobni identifikacijski broj (persönliche Identifikationsnummer) 

ITALIEN 

— Passaporto (Reisepass), inclusa l'indicazione dell'autorità di rilascio (mit 
Angabe der ausstellenden Behörde) 

— Carta di identità (Personalausweis), inclusa l'indicazione dell'autorità di 
rilascio (mit Angabe der ausstellenden Behörde) 

ZYPERN 

— Δελτίο Ταυτότητας (Personalausweis für Staatsangehörige oder Personen 
mit Wohnsitz auf Zypern) 

— Διαβατήριο (Reisepass) 

LETTLAND 

— Personas kods (persönliche Identifikationsnummer) 

LITAUEN 

— Asmens kodas (Personenkennzahl) 

UNGARN 

— személyazonosító igazolvány (Personalausweis) 

— útlevél (Reisepass) 

— személyi azonosító szám (személyi szám) — (persönliche Identifikations­
nummer) 

ΜΑLTA 

— Karta tal-Identità (Personalausweis) 

— Dokument ta 'residenza (Wohnsitzbescheinigung) 

ÖSTERREICH 

— Reisepass 

— Personalausweis 

POLEN 

— Numer ewidencyjny PESEL (PESEL Personenkennzahl) 

PORTUGAL 

— Bilhete de identidade (Personalausweis) 

— Passaporte (Reisepass) 

— Cartão de Cidadão (Bürgerkarte) 

▼M5
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RUMÄNIEN 

— carte de identitate (Personalausweis) 

— pașaport (Reisepass) 

— certificat de înregistrare (Meldebescheinigung) 

— carte de rezidență permanentă pentru cetățenii UE (Bescheinigung über 
den ständigen Wohnsitz für Unionsbürger) 

— Cod Numeric Personal (persönliche Identifikationsnummer) 

SLOWENIEN 

— Enotna matična številka občana (persönliche Identifikationsnummer) 

SCHWEDEN 

— Personnummer (persönliche Identifikationsnummer) 

▼M5
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ANHANG IV 

BESCHEINIGUNG ÜBER DIE ÜBEREINSTIMMUNG EINES ONLINE- 
SAMMELSYSTEMS MIT DER VERORDNUNG (EU) Nr. 211/2011 DES 
EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES VOM 16. FEBRUAR 

2011 ÜBER DIE BÜRGERINITIATIVE 

… (Bezeichnung der zuständigen Behörde) aus … (Bezeichnung des Mitglied­
staats), bestätigt hiermit, dass das Online-Sammelsystem … (Internetadresse) zur 
Sammlung von Unterstützungsbekundungen für … (Bezeichnung der geplanten 
Bürgerinitiative) mit den einschlägigen Vorschriften der Verordnung (EU) Nr. 
211/2011 übereinstimmt. 

Datum, Unterschrift und Stempel der zuständigen Behörde: 

▼B
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ANHANG V 

FORMULAR FÜR DIE EINREICHUNG VON UNTERSTÜTZUNGSBEKUNDUNGEN AN 
DIE ZUSTÄNDIGEN BEHÖRDEN DER MITGLIEDSTAATEN 
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ANHANG VI 

BESCHEINIGUNG DER ZAHL DER IN … (BEZEICHNUNG DES 
MITGLIEDSTAATS) GESAMMELTEN GÜLTIGEN UNTERSTÜTZUN- 

GSBEKUNDUNGEN 

… (Bezeichnung der zuständigen Behörde) aus … (Bezeichnung des Mitglied­
staats), bestätigt nach Durchführung der notwendigen Prüfungen gemäß Artikel 8 
der Verordnung (EU) Nr. 211/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 16. Februar 2011 über die Bürgerinitiative, dass … Unterstützungsbekun­
dungen für die geplante Bürgerinitiative mit der Registriernummer … gemäß den 
Bestimmungen dieser Verordnung gültig sind. 

Datum, Unterschrift und Stempel der zuständigen Behörde: 

▼B
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ANHANG VII 

FORMULAR ZUR EINREICHUNG EINER BÜRGERINITIATIVE BEI DER 
EUROPÄISCHEN KOMMISSION 
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Dieses Dokument ist lediglich eine Dokumentationsquelle, für deren Richtigkeit die Organe der Gemeinschaften keine
Gewähr übernehmen

►B BESCHLUSS DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS

vom 9. März 1994

über die Regelungen und allgemeinen Bedingungen für die Ausübung der Aufgaben des
Bürgerbeauftragten

(94/262/EGKS, EG, Euratom)

(ABl. L 113 vom 4.5.1994, S. 15)

Geändert durch:

Amtsblatt

Nr. Seite Datum

►M1 Beschluss 2002/262/EG, EGKS, Euratom des Europäischen Parlaments
vom 14. März 2002

L 92 13 9.4.2002

►M2 Beschluss 2008/587/EG, Euratom des Europäischen Parlaments vom
18. Juni 2008

L 189 25 17.7.2008
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▼B

BESCHLUSS DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS

vom 9. März 1994

über die Regelungen und allgemeinen Bedingungen für die
Ausübung der Aufgaben des Bürgerbeauftragten

(94/262/EGKS, EG, Euratom)

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT —

gestützt auf die Verträge zur Gründung der Europäischen Gemeinschaf-
ten, insbesondere auf Artikel 138 e Absatz 4 des Vertrages zur Grün-
dung der Europäischen Gemeinschaft, ►M2 __________ ◄ und Ar-
tikel 107 d Absatz 4 des Vertrages zur Gründung der Europäischen
Atomgemeinschaft,

nach Stellungnahme der Kommission,

nach Zustimmung des Rates,

in Erwägung nachstehender Gründe:

Die Regelungen und allgemeinen Bedingungen für die Ausübung der
Aufgaben des Bürgerbeauftragten sind unter Beachtung der in den Ver-
trägen zur Gründung der Europäischen Gemeinschaften vorgesehenen
Bestimmungen festzulegen.

Hierbei ist es erforderlich, die Voraussetzungen, unter denen der Bür-
gerbeauftragte mit einer Beschwerde befaßt werden kann, sowie die
Beziehungen zwischen der Ausübung der Aufgaben des Bürgerbeauft-
ragten und den Gerichts- oder Verwaltungsverfahren festzulegen.

▼M2
Der Bürgerbeauftragte, der auch auf eigene Initiative tätig werden kann,
muss über alle für die Erfüllung seiner Aufgaben notwendigen Mittel
verfügen. Im Hinblick darauf sind die Organe und Institutionen der
Gemeinschaft verpflichtet, dem Bürgerbeauftragten auf Anfrage die
von ihm erbetenen Auskünfte zu erteilen unbeschadet der Auflage für
den Bürgerbeauftragten, diese Auskünfte nicht zu verbreiten. Der Zu-
gang zu Verschlusssachen, insbesondere zu sensiblen Dokumenten im
Sinne des Artikels 9 der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 (1), sollte nur
gewährt werden, wenn die Sicherheitsvorschriften des betreffenden Or-
gans oder der betreffenden Institution der Gemeinschaft eingehalten
werden. Die Organe oder Institutionen, die die in Artikel 3 Absatz 2
Unterabsatz 1 genannten Verschlusssachen zur Verfügung stellen, soll-
ten den Bürgerbeauftragten darauf hinweisen, dass es sich um Ver-
schlusssachen handelt. Zur Umsetzung der in Artikel 3 Absatz 2 Unter-
absatz 1 vorgesehenen Regelungen sollte der Bürgerbeauftragte im Vo-
raus mit dem betreffenden Organ oder der betreffenden Institution die
Bedingungen für die Behandlung von Verschlusssachen und anderen
unter das Dienstgeheimnis fallenden Informationen vereinbaren. Wenn
der Bürgerbeauftragte die gewünschte Unterstützung nicht erhält, setzt
er das Europäische Parlament hiervon in Kenntnis, dem es obliegt, ge-
eignete Schritte zu unternehmen.

▼B
Es sind Verfahren für den Fall vorzusehen, daß als Ergebnis der Unter-
suchungen des Bürgerbeauftragten Mißstände auf Verwaltungsebene
festgestellt werden; ferner ist vorzusehen, daß der Bürgerbeauftragte
dem Europäischen Parlament am Ende jeder jährlichen Sitzungsperiode
einen umfassenden Bericht vorlegt.

Der Bürgerbeauftragte und sein Personal sind hinsichtlich der Informa-
tionen, von denen sie bei Erfüllung ihrer Aufgaben Kenntnis erhalten
haben, zur Zurückhaltung verpflichtet. Der Bürgerbeauftragte ist ande-
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rerseits verpflichtet, die zuständigen Behörden über die Sachverhalte,
die seines Erachtens unter das Strafrecht fallen und von denen er im
Rahmen einer Untersuchung Kenntnis erhält, zu unterrichten.

Unter Wahrung des geltenden einzelstaatlichen Rechts ist eine Möglich-
keit der Zusammenarbeit zwischen dem Bürgerbeauftragten und den in
bestimmten Mitgliedstaaten bestehenden Stellen gleicher Art vorzuse-
hen.

Es obliegt dem Europäischen Parlament, den Bürgerbeauftragten zu
Beginn jeder Wahlperiode und für deren Dauer zu ernennen; er wird
unter den Persönlichkeiten ausgewählt, die Unionsbürger sind und die
jede Gewähr für Unabhängigkeit bieten und über die erforderliche Befä-
higung verfügen.

Es sind die Voraussetzungen festzulegen, unter denen das Amt des
Bürgerbeauftragten endet.

Der Bürgerbeauftragte übt sein Amt, für das er bei seinem Amtsantritt
vor dem Gerichtshof eine feierliche Verpflichtung ablegt, in völliger
Unabhängigkeit aus; es ist festzulegen, welche Tätigkeiten oder Hand-
lungsweisen mit dem Amt des Bürgerbeauftragten unvereinbar sind;
sodann sind sein Gehalt und die ihm gewährten Vorrechte und Befreiun-
gen festzulegen.

Es sind Regelungen für die Beamten und Bediensteten des Sekretariats,
das den Bürgerbeauftragten unterstützt, sowie für dessen Haushaltsplan
vorzusehen; Sitz des Bürgerbeauftragten ist der Sitz des Europäischen
Parlaments.

Es ist Sache des Bürgerbeauftragten, die Durchführungsbestimmungen
zu diesem Beschluß festzulegen. Im übrigen sind einige Übergangsbe-
stimmungen für den ersten Bürgerbeauftragten zu erlassen, der nach
dem Inkrafttreten des Vertrages über die Europäische Union ernannt
wird —

BESCHLIESST:

Artikel 1

(1) Dieser Beschluß legt die Regelungen und allgemeinen Bedingun-
gen für die Ausübung der Aufgaben des Bürgerbeauftragten gemäß
Artikel 138 e Absatz 4 des Vertrages zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, ►M2 __________ ◄ und Artikel 107 d Absatz 4 des
Vertrages zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft fest.

(2) Der Bürgerbeauftragte erfüllt seine Aufgaben unter Beachtung der
Befugnisse, die den Organen und Institutionen der Gemeinschaft durch
die Verträge zugewiesen sind.

(3) Der Bürgerbeauftragte darf nicht in ein schwebendes Gerichtsver-
fahren eingreifen oder die Rechtmäßigkeit einer gerichtlichen Entschei-
dung in Frage stellen.

Artikel 2

(1) Der Bürgerbeauftragte trägt im Rahmen und unter den Bedingun-
gen der obengenannten Verträge dazu bei, Mißstände bei der Tätigkeit
der Organe und Institutionen der Gemeinschaft — mit Ausnahme des
Gerichtshofs und des Gerichts erster Instanz in Ausübung ihrer Rechts-
prechungsbefugnisse — aufzudecken und Empfehlungen im Hinblick
auf ihre Abstellung zu geben. Handlungen anderer Behörden oder Per-
sonen können nicht Gegenstand von Beschwerden beim Bürgerbeauft-
ragten sein.

(2) Jeder Bürger der Union oder jede natürliche oder juristische Per-
son mit Wohnort oder satzungsmäßigem Sitz in einem Mitgliedstaat der
Union kann den Bürgerbeauftragten unmittelbar oder über ein Mitglied
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des Europäischen Parlaments mit einer Beschwerde über einen Mißstand
bei der Tätigkeit der Organe oder Institutionen der Gemeinschaft — mit
Ausnahme des Gerichtshofs und des Gerichts erster Instanz in Aus-
übung ihrer Rechtsprechungsbefugnisse — befassen. Der Bürgerbeauf-
tragte unterrichtet das betroffene Organ oder die betroffene Institution,
sobald er mit einer Beschwerde befaßt worden ist.

(3) Die Beschwerde muß den Gegenstand der Beschwerde sowie die
Person des Beschwerdeführers erkennen lassen; diese Person kann be-
antragen, daß die Beschwerde vertraulich behandelt wird.

(4) Die Beschwerde muß innerhalb von zwei Jahren ab dem Zeit-
punkt, zu dem der Beschwerdeführer Kenntnis von den seiner Be-
schwerde zugrundeliegenden Sachverhalten erhalten hat, eingelegt wer-
den. Ihr müssen die geeigneten administrativen Schritte bei dem be-
troffenen Organ oder der betroffenen Institution vorausgegangen sein.

(5) Der Bürgerbeauftragte kann dem Beschwerdeführer empfehlen,
sich an eine andere Stelle zu wenden.

(6) Durch Beschwerden beim Bürgerbeauftragten werden die Fristen
für gerichtliche oder verwaltungsrechtliche Verfahren nicht unterbro-
chen.

(7) Wenn der Bürgerbeauftragte aufgrund eines anhängigen oder ab-
geschlossenen Gerichtsverfahrens über die behaupteten Sachverhalte
eine Beschwerde für unzulässig erklären oder ihre Prüfung beenden
muß, sind die Ergebnisse der Untersuchungen, die er bis dahin mögli-
cherweise durchgeführt hat, zu den Akten zu legen.

(8) Der Bürgerbeauftragte kann mit einer Beschwerde, die das Ar-
beitsverhältnis zwischen den Organen und Institutionen der Gemein-
schaft und ihren Beamten und sonstigen Bediensteten betrifft, nur
dann befaßt werden, wenn die internen Möglichkeiten zur Einreichung
von Anträgen und Beschwerden, insbesondere gemäß
Artikel 90 Absätze 1 und 2 des Statuts der Beamten, von dem Betref-
fenden genutzt wurden und nachdem die Beantwortungsfrist der so
befaßten Behörde abgelaufen ist.

(9) Der Bürgerbeauftragte unterrichtet den Beschwerdeführer so rasch
wie möglich über die Weiterbehandlung seiner Beschwerde.

Artikel 3

(1) Der Bürgerbeauftragte führt von sich aus oder aufgrund einer
Beschwerde alle Untersuchungen durch, die er zur Klärung eines ver-
muteten Mißstands bei der Tätigkeit der Organe und Institutionen der
Gemeinschaft für gerechtfertigt hält. Er unterrichtet das betreffende Or-
gan oder die betreffende Institution darüber; das Organ oder die Institu-
tion kann ihm zweckdienliche Bemerkungen übermitteln.

▼M2
(2) Die Organe und Institutionen der Gemeinschaft sind verpflichtet,
dem Bürgerbeauftragten die von ihm erbetenen Auskünfte zu erteilen,
und gewähren ihm Zugang zu den betreffenden Unterlagen. Der Zugang
zu Verschlusssachen, insbesondere zu sensiblen Dokumenten im Sinne
des Artikels 9 der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001, wird nur gewährt,
wenn die Sicherheitsvorschriften des betreffenden Organs oder der
betreffenden Institution der Gemeinschaft eingehalten werden

Die Organe oder Institutionen, die die in Unterabsatz 1 genannten Ver-
schlusssachen zur Verfügung stellen, weisen den Bürgerbeauftragten
darauf hin, dass es sich um Verschlusssachen handelt.

Zur Umsetzung der in Unterabsatz 1vorgesehenen Regelungen verein-
bart der Bürgerbeauftragte im Voraus mit dem betreffenden Organ oder
der betreffenden Institution die Bedingungen für die Behandlung von
Verschlusssachen und anderen unter das Dienstgeheimnis fallenden In-
formationen.
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Zu Dokumenten eines Mitgliedstaats, die aufgrund von Rechts- oder
Verwaltungsvorschriften der Geheimhaltung unterliegen, gewähren die
betreffenden Organe oder Institutionen erst nach vorheriger Zustimmung
dieses Mitgliedstaats Zugang.

Zu den anderen Dokumenten eines Mitgliedstaats gewähren sie Zugang,
nachdem sie den Mitgliedstaat benachrichtigt haben.

In beiden Fällen und gemäß Artikel 4 darf der Bürgerbeauftragte den
Inhalt dieser Dokumente nicht verbreiten.

Die Beamten und sonstigen Bediensteten der Organe und Institutionen
der Gemeinschaften unterliegen der Zeugnispflicht gegenüber dem Bür-
gerbeauftragten; sie bleiben an die einschlägigen Bestimmungen des
Statuts, insbesondere an die Pflicht zur Wahrung des Dienstgeheimnis-
ses gebunden.

▼B
(3) Die Behörden der Mitgliedstaaten sind verpflichtet, dem Bürger-
beauftragten auf Anfrage über die Ständigen Vertretungen der Mitglied-
staaten bei den Europäischen Gemeinschaften alle Informationen zur
Verfügung zu stellen, die zur Klärung von Mißständen bei den Organen
oder Institutionen der Gemeinschaft beitragen können, es sei denn, diese
Informationen unterliegen Rechts- oder Verwaltungsvorschriften betref-
fend die Geheimhaltung oder der Veröffentlichung entgegenstehenden
Bestimmungen. In dem zuletztgenannten Fall kann der betreffende Mit-
gliedstaat dem Bürgerbeauftragten diese Informationen zur Kenntnis
bringen, sofern sich der Bürgerbeauftragte verpflichtet, deren Inhalt
nicht preiszugeben.

(4) Wird die gewünschte Unterstützung nicht geleistet, so setzt der
Bürgerbeauftragte das Europäische Parlament davon in Kenntnis; dieses
unternimmt die geeigneten Schritte.

(5) Der Bürgerbeauftragte bemüht sich zusammen mit dem betreffen-
den Organ oder der betreffenden Institution soweit wie möglich um eine
Lösung, durch die der Mißstand beseitigt und der eingereichten Be-
schwerde stattgegeben werden kann.

(6) Deckt der Bürgerbeauftragte einen Mißstand auf, so befaßt er das
betreffende Organ oder die betreffende Institution und unterbreitet ge-
gebenenfalls Entwürfe für Empfehlungen. Das befaßte Organ bzw. die
befaßte Institution übermittelt ihm binnen drei Monaten eine begründete
Stellungnahme.

(7) Der Bürgerbeauftragte legt anschließend dem Europäischen Parla-
ment und dem betreffenden Organ oder der betreffenden Institution
einen Bericht vor. Er kann darin Empfehlungen geben. Der Beschwer-
deführer wird von dem Bürgerbeauftragten über das Ergebnis der Unter-
suchung, über die Stellungnahme des betreffenden Organs oder der
betreffenden Institution sowie über etwaige Empfehlungen des Bürger-
beauftragten unterrichtet.

(8) Am Ende jeder jährlichen Sitzungsperiode legt der Bürgerbeauf-
tragte dem Europäischen Parlament einen Bericht über die Ergebnisse
seiner Untersuchungen vor.

▼M2

Artikel 4

(1) Der Bürgerbeauftragte und sein Personal — auf die Artikel 287
des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft und Arti-
kel 194 des Vertrags zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft
Anwendung finden — sind verpflichtet, Auskünfte und Dokumente, von
denen sie im Rahmen ihrer Untersuchungen Kenntnis erhalten haben,
nicht preiszugeben. Sie sind unbeschadet des Absatzes 2 insbesondere
verpflichtet, keine Verschlusssachen oder dem Bürgerbeauftragten zur
Verfügung gestellten Dokumente, bei denen es sich um sensible Doku-
mente im Sinne des Artikels 9 der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001
oder um Dokumente handelt, die unter den Geltungsbereich der gemein-
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schaftlichen Rechtsvorschriften über den Schutz personenbezogener Da-
ten fallen, und keine Informationen, die dem Beschwerdeführer oder
anderen betroffenen Personen schaden könnten, zu verbreiten.

(2) Erhält der Bürgerbeauftragte im Rahmen einer Untersuchung
Kenntnis von Sachverhalten, die seines Erachtens unter das Strafrecht
fallen, so unterrichtet er hiervon unverzüglich die zuständigen nationa-
len Behörden, indem er die Ständigen Vertretungen der Mitgliedstaaten
bei den Europäischen Gemeinschaften und, sofern der Fall in die jewei-
lige Zuständigkeit fällt, das zuständige Organ, die zuständige Institution
oder die für Betrugsbekämpfung zuständige Dienststelle der Gemein-
schaft einschaltet; gegebenenfalls schaltet der Bürgerbeauftragte auch
das Organ oder die Institution der Gemeinschaft ein, dem/der der be-
treffende Beamte oder Bedienstete angehört und das/die gegebenenfalls
Artikel 18 Absatz 2 des Protokolls über die Vorrechte und Befreiungen
der Europäischen Gemeinschaft anwenden kann. Der Bürgerbeauftragte
kann außerdem das betreffende Organ oder die betreffende Institution
der Gemeinschaft über Sachverhalte unterrichten, die auf ein disziplinar-
rechtlich relevantes Verhalten eines seiner/ihrer Beamten oder Bediens-
teten hindeuten.

Artikel 4a

Der Bürgerbeauftragte und sein Personal befassen sich im Rahmen der
in der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 vorgesehenen Bedingungen und
Beschränkungen mit Anträgen auf Zugang der Öffentlichkeit zu anderen
als den in Artikel 4 Absatz 1 genannten Dokumenten.

Artikel 5

(1) Sofern es dazu beitragen kann, die Wirksamkeit seiner Untersu-
chungen zu verstärken und den Schutz der Rechte und Interessen der
Personen, die Beschwerden bei ihm einreichen, zu verbessern, kann der
Bürgerbeauftragte mit den in bestimmten Mitgliedstaaten bestehenden
Stellen gleicher Art unter Wahrung des geltenden nationalen Rechts
zusammenarbeiten. Der Bürgerbeauftragte darf auf diesem Wege keine
Dokumente anfordern, zu denen Artikel 3 keinen Zugang gewährt.

(2) Im Rahmen seiner Aufgaben nach Artikel 195 des Vertrags zur
Gründung der Europäischen Gemeinschaft und nach Artikel 107 d des
Vertrags zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft kann der
Bürgerbeauftragte unter denselben Voraussetzungen mit anderen Stellen
zur Förderung und zum Schutz der Grundrechte zusammenarbeiten,
wobei Überschneidungen mit der Arbeit anderer Organe oder Institutio-
nen zu vermeiden ist.

▼B

Artikel 6

(1) Der Bürgerbeauftragte wird vom Europäischen Parlament nach
jeder Wahl des Europäischen Parlaments für die Dauer der Wahlperiode
ernannt. Wiederernennung ist zulässig.

(2) Der Bürgerbeauftragte wird unter Persönlichkeiten ausgewählt,
die Unionsbürger sind, die bürgerlichen Ehrenrechte besitzen, jede Ge-
währ für Unabhängigkeit bieten und in ihrem Staat die für die höchsten
richterlichen Ämter erforderlichen Voraussetzungen erfüllen oder aner-
kanntermaßen über die Erfahrung und Befähigung zur Wahrnehmung
der Aufgaben eines Bürgerbeauftragten verfügen.

Artikel 7

(1) Das Amt des Bürgerbeauftragten endet entweder mit Ablauf von
dessen Mandat oder durch Rücktritt oder Amtsenthebung.

(2) Außer im Falle der Amtsenthebung bleibt der Bürgerbeauftragte
bis zur Neubesetzung des Amtes im Amt.
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▼B

(3) Im Falle des vorzeitigen Ausscheidens des Bürgerbeauftragten
wird binnen drei Monaten nach dem Freiwerden des Amtes ein Nach-
folger für die verbleibende Amtszeit bis zum Ende der Wahlperiode
ernannt.

Artikel 8

Ein Bürgerbeauftragter, der die Voraussetzungen für die Ausübung sei-
nes Amtes nicht mehr erfüllt oder eine schwere Verfehlung begangen
hat, kann auf Antrag des Europäischen Parlaments vom Gerichtshof
seines Amtes enthoben werden.

Artikel 9

(1) Der Bürgerbeauftragte übt sein Amt in völliger Unabhängigkeit
zum allgemeinen Wohl der Gemeinschaften und der Bürger der Union
aus. Er darf bei der Erfüllung seiner Pflichten von keiner Regierung und
keiner Stelle Anweisungen anfordern oder entgegennehmen. Er hat jede
Handlung zu unterlassen, die mit seinen Aufgaben unvereinbar ist.

(2) Bei seinem Amtsantritt übernimmt der Bürgerbeauftragte vor dem
Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften die feierliche Verpflich-
tung, seine Aufgaben in völliger Unabhängigkeit und Unparteilichkeit
wahrzunehmen und während der Ausübung sowie nach Ablauf seiner
Amtstätigkeit die sich aus seinem Amt ergebenden Pflichten zu erfüllen,
insbesondere die Pflicht, bei der Übernahme bestimmter Tätigkeiten
oder der Annahme gewisser Vorteile nach Ablauf seiner Amtstätigkeit
ehrenhaft und zurückhaltend zu sein.

Artikel 10

(1) Der Bürgerbeauftragte darf während seiner Amtszeit keine ande-
ren politischen oder administrativen Ämter und keine entgeltliche oder
unentgeltliche Berufstätigkeit ausüben.

(2) Der Bürgerbeauftragte ist hinsichtlich seiner Bezüge, seiner Zula-
gen und seines Ruhegehalts einem Richter am Gerichtshof der Europä-
ischen Gemeinschaften gleichgestellt.

(3) Die Artikel 12 bis 15 und Artikel 18 des Protokolls über die
Vorrechte und Befreiungen der Europäischen Gemeinschaften sind auf
den Bürgerbeauftragten und die Beamten und Bediensteten seines Sek-
retariats anwendbar.

Artikel 11

(1) Der Bürgerbeauftragte wird von einem Sekretariat unterstützt; er
ernennt den Hauptverantwortlichen dieses Sekretariats.

(2) Die Beamten und Bediensteten des Sekretariats des Bürgerbeauft-
ragten unterliegen den Verordnungen und Regelungen für die Beamten
und sonstigen Bediensteten der Europäischen Gemeinschaften. Ihre Zahl
wird jährlich im Rahmen des Haushaltsverfahrens festgelegt (1).

(3) Die in das Sekretariat des Bürgerbeauftragten berufenen Beamten
der Europäischen Gemeinschaften und der Mitgliedstaaten werden im
dienstlichen Interesse abgeordnet und haben die Gewähr, daß sie in ihre
ursprüngliche Institution automatisch wieder eingewiesen werden.

(4) In Angelegenheiten seines Personals ist der Bürgerbeauftragte den
Organen im Sinne des Artikels 1 des Statuts der Beamten der Europä-
ischen Gemeinschaften gleichgestellt.
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(1) In einer gemeinsamen Erklärung der drei Organe werden die Leitlinien in
bezug auf die Zahl der Bediensteten des Sekretariats des Bürgerbeauftragten
sowie die Dienststellung der mit Untersuchungen beauftragten Personen als
Bedienstete auf Zeit oder als auf Vertrag eingestellte Bedienstete festgelegt.
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▼M1

__________

▼B

Artikel 13

Sitz des Bürgerbeauftragten ist der Sitz des Europäischen Parlaments (1).

Artikel 14

Der Bürgerbeauftragte erläßt die Durchführungsbestimmungen zu die-
sem Beschluß.

Artikel 15

Die Amtszeit des ersten nach Inkrafttreten des Vertrages über die Eu-
ropäische Union ernannten Bürgerbeauftragten endet mit Ablauf der
Wahlperiode.

▼M1
__________

▼B

Artikel 17

Dieser Beschluß wird im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften
veröffentlicht. Er tritt am Tag seiner Veröffentlichung in Kraft.

1994D0262 — DE— 31.07.2008 — 002.001— 8

(1) Vgl. im gegenseitigen Einvernehmen gefaßter Beschluß der Vertreter der
Regierungen der Mitgliedstaaten über die Festlegung der Sitze der Organe
und bestimmter Einrichtungen und Dienststellen der Europäischen Gemein-
schaften (ABl. Nr. C 341 vom 23.12.1992, S. 1).
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Dieser Text dient lediglich zu Informationszwecken und hat keine Rechtswirkung. Die EU-Organe übernehmen keine 
Haftung für seinen Inhalt. Verbindliche Fassungen der betreffenden Rechtsakte einschließlich ihrer Präambeln sind nur die 
im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlichten und auf EUR-Lex verfügbaren Texte. Diese amtlichen Texte sind über 

die Links in diesem Dokument unmittelbar zugänglich 

►B VERORDNUNG (EU, EURATOM) Nr. 1141/2014 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND 
DES RATES 

vom 22. Oktober 2014 

über das Statut und die Finanzierung europäischer politischer Parteien und europäischer 
politischer Stiftungen 

(ABl. L 317 vom 4.11.2014, S. 1) 

Geändert durch: 

Amtsblatt 

Nr. Seite Datum 

►M1 Verordnung (EU, Euratom) 2018/673 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 3. Mai 2018 

L 114I 1 4.5.2018 

Berichtigt durch: 
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VERORDNUNG (EU, EURATOM) Nr. 1141/2014 DES 
EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES 

vom 22. Oktober 2014 

über das Statut und die Finanzierung europäischer politischer 
Parteien und europäischer politischer Stiftungen 

KAPITEL I 

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

Artikel 1 

Gegenstand 

In dieser Verordnung werden das Statut und die Finanzierung politi­
scher Parteien auf europäischer Ebene („europäische politische Par­
teien“) und politischer Stiftungen auf europäischer Ebene („europäische 
politische Stiftungen“) geregelt. 

Artikel 2 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck 

1. „politische Partei“ eine Vereinigung von Bürgern: 

— die politische Ziele verfolgt und 

— die nach der Rechtsordnung mindestens eines Mitgliedstaats 
anerkannt ist oder in Übereinstimmung mit dieser Rechtsord­
nung gegründet wurde; 

2. „politisches Bündnis“ eine strukturierte Zusammenarbeit zwischen 
politischen Parteien und/oder Bürgern; 

3. „europäische politische Partei“ ein politisches Bündnis, das politi­
sche Ziele verfolgt und gemäß den in dieser Verordnung festgeleg­
ten Bedingungen und Verfahren bei der in Artikel 6 eingerichteten 
Behörde für europäische politische Parteien und europäische politi­
sche Stiftungen eingetragen ist; 

4. „europäische politische Stiftung“ eine Einrichtung, die einer euro­
päischen politischen Partei förmlich angeschlossen ist, die gemäß 
den in dieser Verordnung festgelegten Bedingungen und Verfahren 
bei der Behörde eingetragen ist und die durch ihre Tätigkeit im 
Rahmen der von der Union verfolgten Ziele und Grundwerte die 
Ziele der europäischen politischen Partei unterstützt und ergänzt, 
indem sie eine oder mehrere der nachstehenden Aufgaben erfüllt: 

a) Beobachtung, Analyse und Bereicherung von Debatten über eu­
ropapolitische Themen und den Prozess der europäischen Inte­
gration, 

b) Entwicklung von Tätigkeiten in Verbindung mit europapoliti­
schen Themen wie die Durchführung bzw. die Unterstützung 
von Seminaren, Fortbildungsmaßnahmen, Konferenzen und Stu­
dien zu diesen Themen unter Mitwirkung einschlägiger Akteure, 
einschließlich Jugendorganisationen und sonstiger Vertreter der 
Zivilgesellschaft, 

▼B
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c) Ausbau der Zusammenarbeit zur Förderung der Demokratie, ein­
schließlich in Drittländern, 

d) Schaffung einer Plattform für die Zusammenarbeit auf europäi­
scher Ebene von nationalen politischen Stiftungen, Wissen­
schaftlern und anderen einschlägigen Akteuren; 

5. „regionales Parlament“ oder „regionale Versammlung“ ein Gremi­
um, dessen Mitglieder über ein regionales Wahlmandat verfügen 
oder einer gewählten Versammlung politisch Rechenschaft 
schulden; 

6. „Finanzierung aus dem Gesamthaushaltsplan der Europäischen 
Union“ eine gemäß Teil 1 Titel VI der Verordnung (EU, Euratom) 
Nr. 966/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates ( 1 ) 
(„Haushaltsordnung“) gewährte Finanzhilfe oder einen gemäß Teil 
2 Titel VIII jener Verordnung gewährten Beitrag; 

7. „Spende“ Bargeld- und Sachgeschenke jeglicher Art, die Bereitstel­
lung von Gütern, Dienstleistungen (einschließlich Darlehen) sowie 
Arbeiten unter Marktwert und/oder alle anderen Transaktionen, die 
für die betreffende europäische politische Partei oder europäische 
politische Stiftung einen wirtschaftlichen Vorteil darstellen, mit 
Ausnahme von Zuwendungen von Mitgliedern und gewöhnlichen 
politischen Tätigkeiten von Einzelnen auf ehrenamtlicher Basis; 

8. „Zuwendungen von Mitgliedern“ Bargeldzahlungen, darunter Mit­
gliedsbeiträge, Sachzuwendungen, die Bereitstellung von Gütern, 
Dienstleistungen (einschließlich Darlehen) oder Arbeiten unter 
Marktwert und/oder alle anderen Transaktionen, die für die betref­
fende europäische politische Partei oder europäische politische Stif­
tung einen wirtschaftlichen Vorteil darstellen, wenn die europäische 
politische Partei oder europäische politische Stiftung sie von einem 
ihrer Mitglieder erhält, mit Ausnahme von gewöhnlichen politi­
schen Tätigkeiten von Einzelnen auf ehrenamtlicher Basis; 

9. „Jahresbudget“ für den Zweck von Artikel 20 und 27 die Gesamt­
ausgaben in einem Jahr, wie sie in den Jahresabschlüssen der 
betreffenden europäischen politischen Partei oder der betreffenden 
europäischen politischen Stiftung angegeben sind; 

▼M1 
10. „nationale Kontaktstelle“ jede Person, die von den zuständigen Stel­

len der Mitgliedstaaten eigens für den Zweck des Austauschs von 
Informationen bei der Anwendung der vorliegenden Verordnung 
bestimmt wird; 

▼B 
11. „Sitz“ der Ort, an dem die europäische politische Partei oder die 

europäische politische Stiftung ihre Hauptverwaltung hat; 

12. „konkurrierende Verstöße“ zwei oder mehr Verstöße, die als Be­
standteil derselben rechtswidrigen Handlung begangen werden; 

▼B 

( 1 ) Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 25. Oktober 2012 über die Haushaltsordnung für den Gesamt­
haushaltsplan der Union und zur Aufhebung der Verordnung (EG, Euratom) 
Nr. 1605/2002 des Rates (ABl. L 298 vom 26.10.2012, S. 1).
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13. „wiederholter Verstoß“ einen Verstoß, der innerhalb von fünf Jah­
ren nach der Verhängung einer aufgrund derselben Art von Verstoß 
gegen seinen Verursacher verhängten Sanktion begangen worden 
ist. 

KAPITEL II 

STATUT DER EUROPÄISCHEN POLITISCHEN PARTEIEN UND 
EUROPÄISCHEN POLITISCHEN STIFTUNGEN 

Artikel 3 

Voraussetzungen für die Eintragung 

(1) Ein politisches Bündnis kann die Eintragung als europäische po­
litische Partei beantragen, wenn es folgende Voraussetzungen erfüllt: 

a) Es hat seinen Sitz in einem Mitgliedstaat, wie in seiner Satzung 
angegeben; 

b) ►M1 seine Mitgliedsparteien sind in mindestens einem Viertel der 
Mitgliedstaaten durch Mitglieder des Europäischen Parlaments, von 
nationalen oder regionalen Parlamenten oder von regionalen Ver­
sammlungen vertreten, oder ◄ 

es oder seine Mitgliedsparteien haben in mindestens einem Viertel 
der Mitgliedstaaten bei der letzten Wahl zum Europäischen Par­
lament mindestens drei Prozent der abgegebenen Stimmen in jedem 
dieser Mitgliedstaaten erhalten; 

▼M1 
ba) seine Mitgliedsparteien sind nicht Mitglieder einer anderen europäi­

schen politischen Partei; 

▼B 
c) insbesondere sein Programm und seine Tätigkeiten stehen im Ein­

klang mit den Werten, auf die sich die Union gemäß Artikel 2 EUV 
gründet, und zwar Achtung der Menschenwürde, Freiheit, Demo­
kratie, Gleichheit, Rechtsstaatlichkeit und Wahrung der Menschen­
rechte, einschließlich der Rechte von Personen, die Minderheiten 
angehören; 

d) es oder seine Mitglieder haben an der Wahl zum Europäischen 
Parlament teilgenommen oder öffentlich die Absicht bekundet, an 
der nächsten Wahl zum Europäischen Parlament teilnehmen zu 
wollen; und 

e) es verfolgt keine Gewinnzwecke. 

(2) Ein Antragsteller kann die Eintragung als europäische politische 
Stiftung beantragen, wenn er folgende Voraussetzungen erfüllt: 

a) Er muss einer europäischen politischen Partei angeschlossen sein, die 
im Einklang mit den in dieser Verordnung festgelegten Bedingungen 
und Verfahren eingetragen ist; 

b) er hat seinen Sitz in einem Mitgliedstaat, wie in seiner Satzung 
angegeben; 

▼B
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c) insbesondere sein Programm und seine Tätigkeiten stehen im Ein­
klang mit den Werten, auf die sich die Union gemäß Artikel 2 EUV 
gründet, und zwar Achtung der Menschenwürde, Freiheit, Demokra­
tie, Gleichheit, Rechtsstaatlichkeit und Wahrung der Menschenrech­
te, einschließlich der Rechte von Personen, die Minderheiten ange­
hören; 

d) seine Ziele ergänzen die Ziele der europäischen politischen Partei, 
der er förmlich angeschlossen ist; 

e) seinem Leitungsorgan müssen Mitglieder aus mindestens einem 
Viertel der Mitgliedstaaten angehören; und 

f) er verfolgt keine Gewinnzwecke. 

(3) Eine europäische politische Partei kann nur eine förmlich an­
geschlossene europäische politische Stiftung haben. Jede europäische 
politische Partei und die ihr angeschlossene europäische politische Stif­
tung gewährleisten die Trennung zwischen ihren jeweiligen laufenden 
Geschäften, Leitungsstrukturen und ihrer jeweiligen Rechnungslegung. 

Artikel 4 

Entscheidungsstrukturen europäischer politischer Parteien 

(1) Die Satzung einer europäischen politischen Partei entspricht den 
geltenden Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats, in dem sie ihren Sitz 
hat, und umfasst Bestimmungen, die mindestens Folgendes abdecken: 

a) ihren Name und ihr Logo, die deutlich von denen anderer bestehen­
der europäischer politischer Parteien oder europäischer politischer 
Stiftungen zu unterscheiden sein müssen; 

b) die Anschrift ihres Sitzes; 

c) ein politisches Programm, das ihren Zweck und ihre Ziele darlegt; 

d) eine Erklärung im Einklang mit Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe e, dass 
sie keine Gewinnzwecke verfolgt; 

e) gegebenenfalls den Namen der ihr angeschlossenen politischen Stif­
tung und eine Beschreibung ihrer förmlichen Beziehung; 

f) ihre administrative und finanzielle Organisation und Verfahren, ins­
besondere ihre Organe und Ämter mit administrativen, finanziellen 
und rechtlichen Vertretungsbefugnissen und die Bestimmungen über 
die Erstellung, Genehmigung und Überprüfung von Jahresabschlüs­
sen; und 

g) das interne Verfahren für den Fall ihrer freiwilligen Auflösung als 
europäische politische Partei. 

(2) Die Satzung einer europäischen politischen Partei enthält Bestim­
mungen zur internen Organisation als Partei, die mindestens Folgendes 
regeln: 

a) die Modalitäten der Aufnahme, des Austritts und des Ausschlusses 
ihrer Mitglieder, wobei die Liste ihrer Mitgliedsparteien im Anhang 
der Satzung beigefügt wird; 

▼B

F4_Verordnung über das Statut und die Finanzierung europäischer politischer Parteien und europäischer politischer Stiftungen

- 251 - 



 

02014R1141 — DE — 04.05.2018 — 001.001 — 6 

b) die mit jeder Art der Mitgliedschaft verbundenen Rechte und Pflich­
ten und die einschlägigen Stimmrechte; 

c) die Befugnisse, Zuständigkeiten und Zusammensetzung der Lei­
tungsorgane mit Angaben über die Kriterien für die Auswahl von 
Kandidaten und die Modalitäten für ihre Ernennung und Entlassung; 

d) ihre internen Beschlussfassungsprozesse, insbesondere Wahlverfah­
ren und Bestimmungen über die Beschlussfähigkeit; 

e) ihr Transparenzkonzept, insbesondere in Bezug auf Buchführung, 
Konten und Spenden, Privatsphäre und den Schutz personenbezoge­
ner Daten; und 

f) das interne Verfahren zur Änderung ihrer Satzung. 

(3) Der Sitzmitgliedstaat kann zusätzliche Anforderungen an die Sat­
zung festlegen, sofern diese zusätzlichen Anforderungen nicht gegen 
diese Verordnung verstoßen. 

Artikel 5 

Entscheidungsstrukturen europäischer politischer Stiftungen 

(1) Die Satzung einer europäischen politischen Stiftung entspricht 
den geltenden Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats, in dem sie ihren 
Sitz hat, und umfasst Bestimmungen, die mindestens Folgendes ab­
decken: 

a) ihren Name und ihr Logo, die deutlich von denen anderer bestehen­
der europäischer politischer Parteien oder europäischer politischer 
Stiftungen zu unterscheiden sein müssen; 

b) die Anschrift ihres Sitzes; 

c) eine Beschreibung ihres Zwecks und ihrer Ziele, die mit den in 
Artikel 2 Nummer 4 aufgeführten Aufgaben vereinbar sein müssen; 

d) eine Erklärung im Einklang mit Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe f, dass 
sie keine Gewinnzwecke verfolgt; 

e) den Namen der europäischen politischen Partei, der sie unmittelbar 
angeschlossen ist, und eine Beschreibung ihrer förmlichen Bezie­
hung; 

f) eine Liste ihrer Organe mit Angabe ihrer jeweiligen Befugnisse, 
Zuständigkeiten und ihrer Zusammensetzung einschließlich der Mo­
dalitäten für die Ernennung und Entlassung der Mitglieder und Leiter 
solcher Organe; 

g) ihre administrative und finanzielle Organisation und Verfahren, ins­
besondere ihre Organe und Ämter mit administrativen, finanziellen 
und rechtlichen Vertretungsbefugnissen und die Bestimmungen über 
die Erstellung, Genehmigung und Überprüfung von Jahresabschlüs­
sen; 

h) das interne Verfahren zur Änderung ihrer Satzung; und 

▼B
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i) das interne Verfahren für den Fall ihrer freiwilligen Auflösung als 
europäische politische Stiftung. 

(2) Der Sitzmitgliedstaat, kann zusätzliche Anforderungen an die Sat­
zung festlegen, sofern diese zusätzlichen Anforderungen nicht gegen 
diese Verordnung verstoßen. 

Artikel 6 

Behörde für europäische politische Parteien und europäische 
politische Stiftungen 

(1) Eine Behörde für europäische politische Parteien und europäische 
politische Stiftungen (die „Behörde“) wird hiermit zum Zweck der Ein­
tragung, Kontrolle und Sanktionierung von europäischen politischen 
Parteien und europäischen politischen Stiftungen im Einklang mit dieser 
Verordnung eingerichtet. 

(2) Die Behörde besitzt Rechtspersönlichkeit. Sie ist unabhängig und 
führt ihre Aufgaben im Einklang mit dieser Verordnung aus. 

Die Behörde entscheidet über die Eintragung und Löschung von euro­
päischen politischen Parteien und europäischen politischen Stiftungen in 
das bzw. aus dem Register gemäß den in dieser Verordnung festgeleg­
ten Verfahren und Bedingungen. Außerdem überprüft die Behörde re­
gelmäßig, ob die eingetragenen europäischen politischen Parteien und 
europäischen politischen Stiftungen weiterhin die Eintragungsvorausset­
zungen gemäß Artikel 3 und die Bestimmungen über die innere Ord­
nung gemäß Artikel 4 Absatz 1 Buchstaben a, b und d bis f und 
Artikel 5 Absatz 1 Buchstaben a bis e und g einhalten. 

Bei ihren Entscheidungen berücksichtigt die Behörde in vollem Maße 
das Grundrecht auf Vereinigungsfreiheit und die Notwendigkeit, einen 
Parteienpluralismus in Europa zu gewährleisten. 

Die Behörde wird durch ihren Direktor vertreten, der alle Entscheidun­
gen im Namen der Behörde trifft. 

(3) Der Direktor der Behörde wird nach einer offenen Aufforderung 
zur Einreichung von Bewerbungen auf der Grundlage von Vorschlägen 
eines Auswahlausschusses, der sich aus den Generalsekretären des Eu­
ropäischen Parlaments, des Rates und der Kommission (im Folgenden 
gemeinsam „Anstellungsbehörde“) zusammensetzt, von den drei Orga­
nen einvernehmlich für eine fünfjährige, nicht verlängerbare Amtszeit 
ernannt. 

Der Direktor wird auf der Grundlage seiner persönlichen und berufli­
chen Eignung ausgewählt. Der Direktor darf kein Mitglied des Europäi­
schen Parlaments, gewählter Mandatsträger oder gegenwärtiger oder 
ehemaliger Angestellter einer europäischen politischen Partei oder euro­
päischen politischen Stiftung sein. Der ausgewählte Direktor darf kei­
nem Interessenkonflikt zwischen seinem Amt als Direktor der Behörde 
und seinen sonstigen dienstlichen Aufgaben, insbesondere in Verbin­
dung mit der Anwendung der Bestimmungen dieser Verordnung, 
unterliegen. 

Eine freie Stelle infolge von Rücktritt, Ruhestand, Entlassung oder Tod 
wird gemäß demselben Verfahren besetzt. 

Im Falle einer normalen Neubesetzung oder eines freiwilligen Rücktritts 
nimmt der Direktor seine Aufgaben wahr, bis ein Nachfolger das Amt 
angetreten hat. 

▼B
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Erfüllt der Direktor der Behörde nicht mehr die Voraussetzungen für die 
Erfüllung seiner Aufgaben, kann er durch einvernehmliche Entschei­
dung von mindestens zwei der drei in Unterabsatz 1 genannten Organe 
und auf der Grundlage eines vom in Unterabsatz 1 genannten Auswahl­
ausschuss auf eigene Initiative oder auf Aufforderung eines der drei 
Organe erstellten Berichts entlassen werden. 

Der Direktor der Behörde ist bei der Wahrnehmung seiner Pflichten 
unabhängig. Wenn der Direktor im Namen der Behörde handelt, so 
darf er Weisungen von einem Organ, einer Regierung oder einer ande­
ren Einrichtung oder sonstigen Stelle weder anfordern noch entgegen­
nehmen. Der Direktor der Behörde enthält sich jeder Handlung, die mit 
dem Wesen seiner Pflichten unvereinbar ist. 

Das Europäische Parlament, der Rat und die Kommission führen in 
Bezug auf den Direktor die der Anstellungsbehörde gemäß dem durch 
die Verordnung (EWG, Euratom, EGKS) Nr. 259/68 des Rates ( 1 ) fest­
gelegten Statut der Beamten (und der Beschäftigungsbedingungen für 
die sonstigen Bediensteten der Union) übertragenen Befugnisse gemein­
sam aus. Unbeschadet der Entscheidungen über die Ernennung und 
Entlassung können die drei Organe eines von ihnen mit der Ausführung 
von einigen oder allen der sonstigen, der Anstellungsbehörde übertra­
genen Befugnisse betrauen. 

Die Anstellungsbehörde kann den Direktor mit anderen Aufgaben be­
trauen, sofern diese Aufgaben mit der Arbeitsbelastung, die sich aus 
seinen Aufgaben als Direktor der Behörde ergeben, vereinbar sind, 
und sie zu keinem Interessenkonflikt führen oder die volle Unabhängig­
keit des Direktors gefährden können. 

(4) Die Behörde befindet sich in den Räumlichkeiten des Europäi­
schen Parlaments, das die Behörde mit den erforderlichen Büroräumen 
und unterstützenden Verwaltungseinrichtungen ausstattet. 

(5) Der Direktor der Behörde wird durch Mitarbeiter eines oder meh­
rerer Organe der Union unterstützt. In ihrer Tätigkeit für die Behörde 
sind diese Mitarbeiter ausschließlich dem Direktor der Behörde 
unterstellt. 

Die Auswahl der Mitarbeiter darf nicht zu einem potenziellen Interes­
senkonflikt zwischen ihren Pflichten für die Behörde und anderen Amts­
pflichten führen, und die Mitarbeiter enthalten sich jeglicher Handlun­
gen, die mit dem Wesen ihrer Pflichten unvereinbar sind. 

(6) Die Behörde trifft Vereinbarungen mit dem Europäischen Par­
lament und gegebenenfalls mit anderen Organen über administrative 
Vorkehrungen, die erforderlich sind, um ihr die Erfüllung ihrer Auf­
gaben zu ermöglichen, insbesondere Vereinbarungen über die Mitarbei­
ter, die Dienstleistungen und die Unterstützung, die gemäß den Absät­
zen 4, 5 und 8 zur Verfügung gestellt wurde bzw. wurden. 

(7) Die Mittel für die Ausgaben der Behörde werden unter einem 
separaten Titel im Einzelplan für das Europäische Parlament des Ge­
samthaushaltsplans der Europäischen Union zur Verfügung gestellt. Die 

▼B 

( 1 ) Verordnung (EWG, Euratom, EGKS) Nr. 259/68 des Rates vom 29. Februar 
1968 zur Festlegung des Statuts der Beamten der Europäischen Gemeinschaf­
ten und der Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen Bediensteten dieser 
Gemeinschaften sowie zur Einführung von Sondermaßnahmen, die vorüber­
gehend auf die Beamten der Kommission anwendbar sind (Statut der Beam­
ten) (ABl. L 56 vom 4.3.1968, S. 1).
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Mittel müssen ausreichend sein, um den vollständigen und unabhängi­
gen Betrieb der Behörde zu gewährleisten. Der Direktor legt dem Eu­
ropäischen Parlament einen Haushaltsplanentwurf der Behörde vor; die­
ser wird veröffentlicht. Das Europäische Parlament delegiert die Pflich­
ten des Anweisungsbefugten in Bezug auf diese Mittel an den Direktor 
der Behörde. 

(8) Für die Behörde gilt die Verordnung Nr. 1 des Rates ( 1 ). 

Die für die Arbeit der Behörde und des Registers erforderlichen Über­
setzungen werden vom Übersetzungszentrum für die Einrichtungen der 
Europäischen Union angefertigt. 

(9) Die Behörde und der Anweisungsbefugte des Europäischen Par­
laments tauschen alle für die Ausführung ihrer jeweiligen Aufgaben 
gemäß dieser Verordnung notwendigen Informationen untereinander 
aus. 

(10) Der Direktor legt dem Europäischen Parlament, dem Rat und 
der Europäischen Kommission jährlich einen Bericht über die Tätigkei­
ten der Behörde vor. 

(11) Der Gerichtshof der Europäischen Union überprüft die Recht­
mäßigkeit der Entscheidungen der Behörde im Einklang mit Artikel 263 
AEUV und ist für Rechtsstreitigkeiten in Bezug auf von der Behörde zu 
leistenden Schadensersatz gemäß Artikel 268 und 340 AEUV zuständig. 
Trifft die Behörde keine Entscheidung, wenn eine Entscheidung gemäß 
dieser Verordnung vorgeschrieben ist, kann vor dem Gerichtshof der 
Europäischen Union eine Untätigkeitsklage gemäß Artikel 265 AEUV 
erhoben werden. 

Artikel 7 

Register europäischer politischer Parteien und europäischer 
politischer Stiftungen 

(1) Die Behörde richtet ein Register europäischer politischer Parteien 
und europäischer politischer Stiftungen ein und verwaltet dieses. Infor­
mationen aus diesem Register sind gemäß Artikel 32 online zugänglich. 

(2) Um ein ordnungsgemäßes Funktionieren des Registers zu ge­
währleisten, wird der Kommission die Befugnis übertragen, gemäß Ar­
tikel 36 und im Rahmen des Geltungsbereichs der einschlägigen Be­
stimmungen dieser Verordnung delegierte Rechtsakte in Bezug auf Fol­
gendes zu erlassen: 

a) die von der Behörde verwahrten Informationen und Belege, für die 
das Register der vorgesehene Aufbewahrungsort ist, darunter die 
Satzung einer europäischen politischen Partei oder europäischen po­
litischen Stiftung, weitere Unterlagen, die als Teil eines Antrags auf 
Eintragung gemäß Artikel 8 Absatz 2 vorgelegt wurden, von den 
Sitzmitgliedstaaten erhaltene Unterlagen gemäß Artikel 15 Absatz 2 
sowie Informationen über die Identität der Personen, die Mitglieder 
von Organen sind oder Ämter innehaben, die gemäß Artikel 4 Ab­
satz 1 Buchstabe f und Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe g mit adminis­
trativen, finanziellen oder rechtlichen Vertretungsbefugnissen aus­
gestattet sind; 

▼B 

( 1 ) Verordnung Nr. 1 des Rates vom 15. April 1958 zur Regelung der Sprachen­
frage für die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft (ABl. 17 vom 6.10.1958, 
S. 385/58).
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b) in Buchstabe a dieses Absatzes genanntes Material des Registers, für 
welches das Register dafür zuständig ist, die von der Behörde gemäß 
ihren Zuständigkeiten nach dieser Verordnung festgestellte Recht­
mäßigkeit zu bescheinigen. Die Behörde ist nicht dafür zuständig, 
zu überprüfen, ob eine europäische politische Partei oder europäische 
politische Stiftung eine Verpflichtung oder Anforderung einhält, die 
der Partei oder der Stiftung von dem Sitzmitgliedstaat gemäß Arti­
kel 4 und 5 und Artikel 14 Absatz 2 zusätzlich zu den Verpflich­
tungen und Anforderungen gemäß dieser Verordnung auferlegt 
wurde. 

(3) Die Kommission legt durch Durchführungsrechtsakte das für das 
Register anzuwendende Registrierungsnummersystem und Standardaus­
züge aus dem Register fest, die Dritten auf Antrag zur Verfügung 
gestellt werden, darunter der Inhalt von Schreiben und Unterlagen. 
Diese Auszüge dürfen keine personenbezogenen Daten enthalten, mit 
Ausnahme von Daten über die Identität von Personen, die Mitglieder 
von Organen sind oder Ämter innehaben, die gemäß Artikel 4 Absatz 1 
Buchstabe f und Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe g mit administrativen, 
finanziellen oder rechtlichen Vertretungsbefugnissen ausgestattet sind. 
Diese Durchführungsrechtsakte werden gemäß dem in Artikel 37 ge­
nannten Prüfverfahren erlassen. 

Artikel 8 

Antrag auf Eintragung 

(1) Ein Antrag auf Eintragung wird an die Behörde gestellt. Ein 
Antrag auf Eintragung als europäische politische Stiftung wird nur 
durch die europäische politische Partei gestellt, der der Antragsteller 
formell angeschlossen ist. 

(2) Dem Antrag wird Folgendes beigefügt: 

a) Unterlagen, die bescheinigen, dass der Antragsteller die in Artikel 3 
genannten Voraussetzungen erfüllt, darunter eine formelle Standard­
erklärung in der Form, wie sie im Anhang festgelegt ist; 

b) die Satzung der Partei oder der Stiftung, die die gemäß den Artikeln 
4 und 5 erforderlichen Bestimmungen enthält, darunter die einschlä­
gigen Anhänge und gegebenenfalls die Erklärung des Sitzmitglied­
staats gemäß Artikel 15 Absatz 2. 

(3) Der Kommission wird die Befugnis übertragen, gemäß Artikel 36 
und im Rahmen des Geltungsbereichs der einschlägigen Bestimmungen 
dieser Verordnung delegierte Rechtsakte zu erlassen, um 

a) zusätzliche Informationen oder Belege in Bezug auf Absatz 2 zu 
bestimmen, die erforderlich sind, damit die Behörde ihre Aufgaben 
gemäß dieser Verordnung in Bezug auf den Betrieb des Registers in 
vollem Maße erfüllen kann; 

b) die formalen Standarderklärungen im Anhang zu ergänzen, was die 
Angaben anbelangt, die vom Antragsteller zu machen sind, sofern 
dies erforderlich ist, um sicherzustellen, dass ausreichende Informa­
tionen in Bezug auf den Unterzeichner, sein Mandat und die euro­
päische politische Partei oder europäische politische Stiftung, welche 
er zum Zweck der Erklärung vertreten darf, vorliegen. 

▼B
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(4) Die als Teil des Antrags an die Behörde übermittelte Dokumen­
tation wird umgehend auf der in Artikel 32 genannten Website ver­
öffentlicht. 

Artikel 9 

Prüfung des Antrags und Entscheidung der Behörde 

(1) Der Antrag wird von der Behörde geprüft, um festzustellen, ob 
der Antragsteller die Voraussetzungen für die Eintragung gemäß Arti­
kel 3 erfüllt und ob die Satzung die gemäß Artikel 4 und 5 erforderli­
chen Bestimmungen enthält. 

(2) Die Behörde entscheidet, den Antragsteller einzutragen, es sei 
denn, sie stellt fest, dass der Antragsteller die Voraussetzungen für 
die Eintragung gemäß Artikel 3 nicht erfüllt oder dass die Satzung 
die gemäß Artikel 4 und 5 erforderlichen Bestimmungen nicht enthält. 

Die Behörde veröffentlicht ihre Entscheidung über die Eintragung des 
Antragstellers innerhalb eines Monats nach Eingang des Antrags auf 
Eintragung oder im Falle, dass die in Artikel 15 Absatz 4 festgelegten 
Verfahren anzuwenden sind, innerhalb von vier Monaten nach Eingang 
des Antrags auf Eintragung. 

Ist der Antrag unvollständig, fordert die Behörde den Antragsteller un­
verzüglich auf, die zusätzlichen erforderlichen Informationen einzurei­
chen. Die in Unterabsatz 2 festgelegte Frist beginnt erst dann zu laufen, 
wenn bei der Behörde der vollständige Antrag eingegangen ist. 

(3) Die in Artikel 8 Absatz 2 Buchstabe a genannte formale Stan­
darderklärung wird von der Behörde als ausreichend betrachtet, um 
festzustellen, dass der Antragsteller die Anforderungen gemäß Artikel 3 
Absatz 1 Buchstabe c bzw. Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe c erfüllt. 

(4) Eine Entscheidung der Behörde, einen Antragsteller einzutragen, 
wird im Amtsblatt der Europäischen Union zusammen mit der Satzung 
der betreffenden Partei oder Stiftung veröffentlicht. Eine Entscheidung 
der Behörde, einen Antragsteller nicht einzutragen, wird im Amtsblatt 
der Europäischen Union zusammen mit der genauen Angabe der 
Gründe für die Ablehnung veröffentlicht. 

(5) Änderungen an den Unterlagen oder an der Satzung, die zusam­
men mit dem Antrag auf Eintragung gemäß Artikel 8 Absatz 2 einge­
reicht wurden, sind der Behörde mitzuteilen, welche die Eintragung 
unter entsprechender Anwendung der in Artikel 15 Absatz 2 und 4 
festgelegten Verfahren aktualisiert. 

(6) Die aktualisierte Liste der Mitgliedsparteien einer europäischen 
politischen Partei, die gemäß Artikel 4 Absatz 2 ihrer Satzung als An­
hang beigefügt ist, wird der Behörde jedes Jahr übermittelt. Änderun­
gen, die dazu führen können, dass eine europäische politische Partei 
nicht mehr die Eintragungsvoraussetzung gemäß Artikel 3 Absatz 1 
Buchstabe b erfüllt, sind der Behörde innerhalb von vier Wochen 
nach einer solchen Änderung zu übermitteln. 

▼B
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Artikel 10 

Überprüfung der Erfüllung der Eintragungsvoraussetzungen und 
-anforderungen 

(1) Unbeschadet des in Absatz 3 festgelegten Verfahrens prüft die 
Behörde regelmäßig, ob die eingetragenen europäischen politischen Par­
teien und europäischen politischen Stiftungen die Eintragungsvorausset­
zungen gemäß Artikel 3 und die Bestimmungen über die Entscheidungs­
strukturen gemäß Artikel 4 Absatz 1 Buchstaben a, b und d bis f und 
Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe a bis e und g weiterhin erfüllen. 

(2) Stellt die Behörde fest, dass die in Absatz 1 genannten Eintra­
gungsvoraussetzungen oder die Bestimmungen über die Entscheidungs­
strukturen — mit Ausnahme der Voraussetzungen gemäß Artikel 3 Ab­
satz 1 Buchstabe c und Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe c — nicht mehr 
erfüllt werden, teilt sie dies der betreffenden europäischen politischen 
Partei oder Stiftung mit. 

(3) ►M1 Das Europäische Parlament kann aus eigener Initiative 
oder auf den — gemäß den einschlägigen Bestimmungen seiner Ge­
schäftsordnung unterbreiteten — begründeten Antrag einer Gruppe von 
Bürgern hin, oder der Rat oder die Kommission können die Behörde 
auffordern zu prüfen, ob eine bestimmte europäische politische Partei 
oder europäische politische Stiftung die Voraussetzungen des Artikel 3 
Absatz 1 Buchstabe c und des Artikels 3 Absatz 2 Buchstabe c erfüllt. 
In diesen Fällen und in den in Artikel 16 Absatz 3 Buchstabe a ge­
nannten Fällen ersucht die Behörde den mit Artikel 11 eingerichteten 
Ausschuss unabhängiger Persönlichkeiten um eine Stellungnahme dazu. 
Der Ausschuss gibt seine Stellungnahme innerhalb von zwei Monaten 
ab. ◄ 

►C1 Werden der Behörde Tatsachen bekannt, die Zweifel daran auf­
kommen lassen, ◄ dass eine bestimmte europäische politische Partei 
oder europäische politische Stiftung die Voraussetzungen gemäß Arti­
kel 3 Absatz 1 Buchstabe c und Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe c erfüllt, 
unterrichtet sie das Europäische Parlament, den Rat und die Kommis­
sion darüber, damit jedes dieser Organe die Behörde auffordern kann, 
die in Unterabsatz 1 genannte Prüfung vorzunehmen. Unbeschadet von 
Unterabsatz 1 geben das Europäische Parlament, der Rat und die Kom­
mission innerhalb von zwei Monaten nach Eingang der Informationen 
ihre Absicht bekannt. 

Die in Unterabsatz 1 und 2 vorgesehenen Verfahren dürfen im Zeitraum 
von zwei Monaten vor der Wahl zum Europäischen Parlament nicht 
eingeleitet werden. 

Unter Berücksichtigung der Stellungnahme des Ausschusses entscheidet 
die Behörde, ob sie die betreffende europäische politische Partei oder 
europäische politische Stiftung aus dem Register löscht. Die Entschei­
dung der Behörde wird hinreichend begründet. 

Eine Entscheidung der Behörde, eine Löschung aus dem Register wegen 
der Nichterfüllung der Voraussetzungen gemäß Artikel 3 Absatz 1 Buch­
stabe c und Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe c vorzunehmen, darf nur im 
Falle eines offensichtlichen und schwerwiegenden Verstoßes gegen diese 
Voraussetzungen getroffen werden. Bei der Entscheidung ist das Ver­
fahren gemäß Absatz 4 anzuwenden. 

▼B
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(4) Eine Entscheidung der Behörde, eine europäische politische Par­
tei oder Stiftung wegen eines offensichtlichen und schwerwiegenden 
Verstoßes gegen die Voraussetzungen gemäß Artikel 3 Absatz 1 Buch­
stabe c oder Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe c aus dem Register zu 
löschen, wird dem Europäischen Parlament und dem Rat übermittelt. 
Die Entscheidung tritt nur in Kraft, wenn innerhalb von drei Monaten 
nach Übermittlung dieser Entscheidung an das Europäische Parlament 
und den Rat weder das Europäische Parlament noch der Rat Einwände 
erhoben haben oder wenn vor Ablauf dieser Frist sowohl das Europäi­
sche Parlament als auch der Rat der Behörde mitgeteilt haben, dass sie 
keine Einwände erheben werden. Im Falle eines Einwands des Rates 
und des Europäischen Parlaments bleibt die europäische politische Partei 
oder Stiftung eingetragen. 

Das Europäische Parlament und der Rat dürfen nur aus Gründen in 
Zusammenhang mit der Beurteilung der Erfüllung der Eintragungs­
voraussetzungen gemäß Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe c und Artikel 3 
Absatz 2 Buchstabe c Einwände erheben. 

Die betreffende europäische politische Partei oder europäische politische 
Stiftung wird darüber unterrichtet, dass Einwände gegen die Entschei­
dung der Behörde, sie aus dem Register zu löschen, erhoben wurden. 

Das Europäische Parlament und der Rat legen gemäß ihren jeweiligen 
Regeln der Entscheidungsfindung, wie sie im Einklang mit den Ver­
trägen festgelegt wurden, ihren Standpunkt fest. Einwände werden hin­
reichend begründet und veröffentlicht. 

(5) Eine Entscheidung der Behörde, eine europäische politische Par­
tei oder europäische politische Stiftung aus dem Register zu löschen, 
gegen die keine Einwände im Rahmen des in Absatz 4 festgelegten 
Verfahrens erhoben wurden, wird im Amtsblatt der Europäischen Union 
zusammen mit den ausführlichen Angaben über die Gründe für die 
Löschung veröffentlicht und tritt drei Monate nach der Veröffentlichung 
in Kraft. 

(6) Eine europäische politische Stiftung verliert automatisch ihren 
europäischen Rechtsstatus als solches, wenn die europäische politische 
Partei, der sie angeschlossen ist, aus dem Register gelöscht wird. 

Artikel 11 

Ausschuss unabhängiger Persönlichkeiten 

(1) Hiermit wird ein Ausschuss unabhängiger Persönlichkeiten einge­
richtet. Er besteht aus sechs Mitgliedern, wobei das Europäische Par­
lament, der Rat und die Kommission jeweils zwei Mitglieder benennen. 
Die Mitglieder des Ausschusses werden auf der Grundlage ihrer per­
sönlichen und beruflichen Eignung ausgewählt. Sie dürfen weder Mit­
glieder des Europäischen Parlaments, des Rates oder der Kommission, 
noch gewählte Mandatsträger, Beamte oder sonstige Bedienstete der 
Europäischen Union oder gegenwärtige oder ehemalige Angestellte ei­
ner europäischen politischen Partei oder einer europäischen politischen 
Stiftung sein. 

Die Mitglieder des Ausschusses sind bei der Wahrnehmung ihrer Pflich­
ten unabhängig. Sie dürfen Weisungen von einem Organ, einer Regie­
rung oder einer anderen Einrichtung oder sonstigen Stelle weder anfor­
dern noch entgegennehmen; sie enthalten sich jeder Handlung, die mit 
dem Wesen ihrer Pflichten unvereinbar ist. 

▼B
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Die Neubenennung eines Ausschusses erfolgt innerhalb von sechs Mo­
naten nach dem Ende der ersten Plenarsitzung des Europäischen Par­
laments im Anschluss an die Wahl zum Europäischen Parlament. Das 
Mandat der Mitglieder kann nicht verlängert werden. 

(2) Der Ausschuss gibt sich interne Verfahrensregeln. Der Vorsitz 
des Ausschusses wird von den Mitgliedern aus ihren Reihen gemäß 
seinen internen Verfahrensregeln gewählt. Die Sekretariatsgeschäfte 
und die Finanzierung des Ausschusses übernimmt das Europäische Par­
lament. Das Sekretariat des Ausschusses ist ausschließlich dem Aus­
schuss unterstellt. 

(3) Auf Ersuchen der Behörde gibt der Ausschuss eine Stellung­
nahme über mögliche offensichtliche und schwerwiegende Verstöße 
einer europäischen politischen Partei oder einer europäischen politischen 
Stiftung gegen die Werte ab, auf die sich die Europäische Union grün­
det, wie in Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe c und Artikel 3 Absatz 2 
Buchstabe c erwähnt. Zu diesem Zweck kann der Ausschuss alle maß­
geblichen Unterlagen und Belege von der Behörde, dem Europäischen 
Parlament, der betreffenden europäischen politischen Partei oder euro­
päischen politischen Stiftung, anderen politischen Parteien, politischen 
Stiftungen oder anderen Interessenträgern anfordern und verlangen, de­
ren Vertreter anzuhören. 

Bei ihren Stellungnahmen berücksichtigt der Ausschuss in vollem Maße 
das Grundrecht auf Vereinigungsfreiheit und die Notwendigkeit, einen 
Parteienpluralismus in Europa zu gewährleisten. 

Die Stellungnahmen des Ausschusses werden unverzüglich veröffent­
licht. 

KAPITEL III 

RECHTSSTATUS EUROPÄISCHER POLITISCHER PARTEIEN UND 
EUROPÄISCHER POLITISCHER STIFTUNGEN 

Artikel 12 

Rechtspersönlichkeit 

Europäische politische Parteien und europäische politische Stiftungen 
haben europäische Rechtspersönlichkeit. 

Artikel 13 

Rechtliche Anerkennung und Handlungsfähigkeit 

Europäische politische Parteien und europäische politische Stiftungen 
genießen in allen Mitgliedstaaten rechtliche Anerkennung und Hand­
lungsfähigkeit. 

Artikel 14 

Anwendbares Recht 

(1) Für europäische politische Parteien und europäische politische 
Stiftungen ist diese Verordnung maßgebend. 

(2) In Bezug auf Angelegenheiten, die in dieser Verordnung nicht 
oder nur teilweise geregelt sind, unterliegen europäische politische Par­
teien und europäische politische Stiftungen in Bezug auf die nicht von 
dieser Verordnung erfassten Aspekte den in ihrem Sitzmitgliedstaat gel­
tenden nationalen Rechtsvorschriften. 

▼B
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Tätigkeiten europäischer politischer Parteien und europäischer politi­
schen Stiftungen in anderen Mitgliedstaaten unterliegen den einschlägi­
gen nationalen Rechtsvorschriften dieser Mitgliedstaaten. 

(3) In Bezug auf Angelegenheiten, die in dieser Verordnung oder in 
den gemäß Absatz 2 anwendbaren Bestimmungen nicht oder nur teil­
weise geregelt sind, unterliegen europäische politische Parteien und 
europäische politische Stiftungen in Bezug auf die nicht erfassten As­
pekte den Bestimmungen ihrer jeweiligen Satzung. 

Artikel 15 

Erwerb einer europäischen Rechtspersönlichkeit 

(1) Eine europäische politische Partei oder europäische politische 
Stiftung erwirbt europäische Rechtspersönlichkeit am Tag der Ver­
öffentlichung der Entscheidung der Behörde über die Eintragung gemäß 
Artikel 9 im Amtsblatt der Europäischen Union. 

(2) Wenn der Mitgliedstaat, in dem der Antragsteller eines Antrags 
auf Eintragung als europäische politische Partei oder europäische poli­
tische Stiftung seinen Sitz hat, dies vorschreibt, so wird dem gemäß 
Artikel 8 eingereichten Antrag eine Erklärung dieses Mitgliedstaats bei­
gefügt, mit der bescheinigt wird, dass der Antragsteller alle maßgeb­
lichen nationalen Anforderungen für einen Antrag erfüllt hat und dass 
seine Satzung im Einklang mit dem in Artikel 14 Absatz 2 Unterabsatz 
1 genannten anwendbaren Recht steht. 

(3) Besitzt der Antragsteller nach dem Gesetz eines Mitgliedstaates 
Rechtspersönlichkeit, so wird der Erwerb der europäischen Rechtsper­
sönlichkeit von diesem Mitgliedstaat als eine Umwandlung der nationa­
len Rechtspersönlichkeit in eine diese ablösende europäische Rechtsper­
sönlichkeit betrachtet. Die europäische Rechtspersönlichkeit behält die 
zuvor bestehenden Rechte und Verpflichtungen der früheren nationalen 
Rechtsperson, die nicht mehr als solche fortbesteht. Der betreffende 
Mitgliedstaat wendet im Rahmen dieser Umwandlung keine prohibitiven 
Bedingungen an. Der Antragsteller behält seinen Sitz in dem betreffen­
den Mitgliedstaat, bis eine Entscheidung gemäß Artikel 9 veröffentlicht 
wurde. 

(4) Wenn der Mitgliedstaat, in dem der Antragsteller seinen Sitz hat, 
dies vorschreibt, legt die Behörde das Datum der in Absatz 1 genannten 
Veröffentlichung erst nach Anhörung dieses Mitgliedstaats fest. 

Artikel 16 

Beendigung der europäischen Rechtspersönlichkeit 

(1) Eine europäische politische Partei oder europäische politische 
Stiftung verliert ihre europäische Rechtspersönlichkeit mit Inkrafttreten 
einer Entscheidung der Behörde, sie aus dem Register zu löschen, wie 
sie im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht wird. Die Ent­
scheidung tritt drei Monate nach einer solchen Veröffentlichung in 
Kraft, es sei denn, die betreffende europäische politische Partei oder 
europäische politische Stiftung ersucht um einen kürzeren Zeitraum. 

(2) Eine europäische politische Partei oder europäische politische 
Stiftung wird durch eine Entscheidung der Behörde aus folgenden Grün­
den aus dem Register gelöscht: 

▼B
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a) als Konsequenz einer gemäß Artikel 10 Absätze 2 bis 5 getroffenen 
Entscheidung; 

b) aufgrund der Umstände gemäß Artikel 10 Absatz 6; 

c) auf Ersuchen der betreffenden europäischen politischen Partei oder 
europäischen politischen Stiftung; oder 

d) in den in Absatz 3 Unterabsatz 1 Buchstabe b dieses Artikels ge­
nannten Fällen. 

(3) Hat eine europäische politische Partei oder europäische politische 
Stiftung in schwerwiegender Weise maßgebliche Verpflichtungen nach 
nationalen Rechtsvorschriften gemäß Artikel 14 Absatz 2 Unterabsatz 1 
nicht erfüllt, kann der Sitzmitgliedstaat ein hinreichend begründetes 
Gesuch an die Behörde auf Löschung aus dem Register stellen, in 
dem die rechtswidrigen Handlungen und die spezifischen nationalen 
Anforderungen, die nicht erfüllt wurden, genau und ausführlich auf­
geführt sind. In solchen Fällen handelt die Behörde wie folgt: 

a) in Angelegenheiten, die sich ausschließlich oder vornehmlich auf 
Sachverhalte beziehen, bei denen die Werte, auf die sich die Union 
gemäß Artikel 2 EUV gründet, betroffen sind, leitet sie ein Über­
prüfungsverfahren gemäß Artikel 10 Absatz 3 ein. Artikel 10 Ab­
sätze 4, 5 und 6 finden ebenfalls Anwendung; 

b) in allen anderen Fällen und wenn in dem begründeten Gesuch des 
betreffenden Mitgliedstaats bestätigt wird, dass alle nationalen Be­
helfe ausgeschöpft wurden, entscheidet sie, die betreffende europäi­
sche politische Partei oder europäische politische Stiftung aus dem 
Register zu löschen. 

Hat eine europäische politische Partei oder eine europäische politische 
Stiftung in schwerwiegender Weise maßgebliche Verpflichtungen nach 
nationalen Rechtsvorschriften gemäß Artikel 14 Absatz 2 Unterabsatz 2 
nicht erfüllt und bezieht sich die Angelegenheit ausschließlich oder vor­
nehmlich auf Sachverhalte, bei denen die Werte, auf die sich die Union 
gemäß Artikel 2 EUV gründet, betroffen sind, kann der betreffende 
Mitgliedstaat ein Gesuch an die Behörde gemäß den Bestimmungen 
von Unterabsatz 1 dieses Absatzes stellen. Die Behörde verfährt gemäß 
Unterabsatz 1 Buchstabe a dieses Absatzes. 

In allen Fällen handelt die Behörde unverzüglich. Die Behörde unter­
richtet den betreffenden Mitgliedstaat und die betreffende europäische 
politische Partei oder europäische politische Stiftung über die Weiterbe­
handlung des begründeten Gesuchs auf Löschung aus dem Register. 

(4) Die Behörde legt das in Absatz 1 erwähnte Datum der Veröffent­
lichung nach Anhörung des Mitgliedstaats, in dem die europäische po­
litische Partei oder europäische politische Stiftung ihren Sitz hat, fest. 

(5) Erwirbt die betreffende europäische politische Partei oder euro­
päische politische Stiftung Rechtspersönlichkeit gemäß den Rechtsvor­
schriften des Sitzmitgliedstaats, so wird dieser Erwerb von diesem 

▼B
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Mitgliedstaat als eine Umwandlung der europäischen Rechtspersönlich­
keit in eine nationale Rechtspersönlichkeit betrachtet, welche die zuvor 
bestehenden Rechte und Verpflichtungen der früheren europäischen 
Rechtsperson behält. Der betreffende Mitgliedstaat wendet im Rahmen 
dieser Umwandlung keine prohibitiven Bedingungen an. 

(6) Erwirbt eine europäische politische Partei oder europäische poli­
tische Stiftung keine europäische Rechtspersönlichkeit gemäß den 
Rechtsvorschriften des Sitzmitgliedstaats, so wird sie gemäß den an­
wendbaren Rechtsvorschriften dieses Mitgliedstaats abgewickelt. Der 
betreffende Mitgliedstaat kann vorschreiben, dass die betreffende Partei 
oder Stiftung vor der Abwicklung nationale Rechtspersönlichkeit gemäß 
Absatz 5 erwirbt. 

(7) In allen in Absatz 5 und 6 aufgeführten Fällen stellt der betref­
fende Mitgliedstaat sicher, dass die Voraussetzung der Gemeinnützigkeit 
gemäß Artikel 3 in vollem Maße eingehalten wird. Die Behörde und der 
Anweisungsbefugte des Europäischen Parlaments können sich mit dem 
betreffenden Mitgliedstaat auf Modalitäten für die Beendigung der eu­
ropäischen Rechtspersönlichkeit verständigen, insbesondere, um die 
Wiedereinziehung von Finanzmitteln aus dem Gesamthaushaltsplan 
der Europäischen Union und die Zahlung finanzieller Sanktionen, die 
gemäß Artikel 27 verhängt wurden, sicherzustellen. 

KAPITEL IV 

FINANZIERUNG 

Artikel 17 

Finanzierungsbedingungen 

(1) Eine gemäß den in dieser Verordnung festgelegten Bedingungen 
und Verfahren eingetragene europäische politische Partei, die mit min­
destens einem Mitglied im Europäischen Parlament vertreten ist und auf 
die keiner der Ausschlussgründe gemäß Artikel 106 Absatz 1 der Haus­
haltsordnung zutrifft, kann nach Maßgabe der vom Anweisungsbefugten 
des Europäischen Parlaments veröffentlichten Aufforderung zur Beantra­
gung von Beiträgen einen Antrag auf Finanzierung aus dem Gesamt­
haushaltsplan der Europäischen Union stellen. 

(2) Eine gemäß den in dieser Verordnung festgelegten Bedingungen 
und Verfahren eingetragene europäische politische Stiftung, die einer 
gemäß Absatz 1 antragsberechtigten europäischen politischen Partei an­
geschlossen ist und auf die keiner der Ausschlussgründe gemäß Arti­
kel 106 Absatz 1 der Haushaltsordnung zutrifft, kann nach Maßgabe der 
vom Anweisungsbefugten des Europäischen Parlaments veröffentlichten 
Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen einen Antrag auf Fi­
nanzierung aus dem Gesamthaushaltsplan der Europäischen Union 
stellen. 

(3) Zur Feststellung der Anspruchsvoraussetzungen für eine Finan­
zierung aus dem Gesamthaushaltsplan der Europäischen Union gemäß 
Absatz 1 dieses Artikels und Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b sowie zur 
Anwendung des Artikels 19 Absatz 1 gilt ein Mitglied des Europäischen 
Parlaments als Mitglied nur einer einzigen europäischen politischen 
Partei, die, soweit einschlägig, die Partei ist, der seine nationale oder 
regionale politische Partei am Stichtag für die Stellung von Anträgen 
auf Finanzierung angeschlossen ist. 

▼B
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(4) Finanzbeiträge oder Finanzhilfen aus dem Gesamthaushaltsplan 
der Europäischen Union dürfen 90 % der im Haushalt einer europäi­
schen politischen Partei ausgewiesenen jährlichen erstattungsfähigen 
Ausgaben und 95 % der förderfähigen Kosten einer europäischen poli­
tischen Stiftung nicht überschreiten. Europäische politische Parteien dür­
fen nicht verwendete Mittel aus dem Unionsbeitrag innerhalb des auf 
seine Vergabe folgenden Haushaltsjahres für erstattungsfähige Ausgaben 
verwenden. Die nach Ablauf dieses Haushaltsjahres nicht verwendeten 
Mittel werden nach Maßgabe der Haushaltsordnung eingezogen. 

▼B 
(5) In den Grenzen von Artikel 21 und 22 gehören zu den Ausgaben, 
die im Rahmen eines Finanzbeitrag erstattungsfähig sind, Verwaltungs­
ausgaben und Ausgaben in Zusammenhang mit technischer Unterstüt­
zung, Treffen, Forschung, grenzübergreifenden Veranstaltungen, Studi­
en, Informationen und Veröffentlichungen sowie Ausgaben in Zusam­
menhang mit Wahlkämpfen. 

Artikel 18 

Antrag auf Finanzierung 

(1) Um eine Finanzierung aus dem Gesamthaushaltsplan der Euro­
päischen Union zu erhalten, muss eine europäische politische Partei 
oder europäische politische Stiftung, die die Bedingungen des Artikels 
17 Absatz 1 oder Absatz 2 erfüllt, nach einer Aufforderung zur Be­
antragung von Beiträgen oder zur Einreichung von Vorschlägen einen 
Antrag beim Europäischen Parlament stellen. 

(2) Die europäische politische Partei oder europäische politische Stif­
tung muss zum Zeitpunkt ihrer Antragstellung ihre Pflichten aus Arti­
kel 23 erfüllen; sie muss ab dem Zeitpunkt der Antragstellung bis zum 
Ende des Haushaltsjahrs oder der Maßnahme, für das bzw. die der 
Beitrag oder die Finanzhilfe gewährt wird, im Register eingetragen 
bleiben und darf nicht Gegenstand einer Sanktion gemäß Artikel 27 
Absatz 1 und Artikel 27 Absatz 2 Buchstabe a Ziffer v und vi sein. 

▼M1 
(2a) Eine europäische politische Partei muss in ihrem Antrag bele­
gen, dass ihre EU-Mitgliedsparteien während der letzten 12 Monate vor 
dem Stichtag für die Stellung von Anträgen in der Regel auf ihren 
Internetseiten das politische Programm und das Logo der europäischen 
politischen Partei auf deutlich sichtbare und benutzerfreundliche Weise 
veröffentlicht haben. 

▼B 
(3) Eine europäische politische Stiftung muss ihrem Antrag ihr Jah­
resarbeitsprogramm oder ihren Aktionsplan beifügen. 

(4) Der Anweisungsbefugte des Europäischen Parlaments beschließt 
innerhalb von drei Monaten nach Abschluss der Aufforderung zur Be­
antragung von Beiträgen oder der Aufforderung zur Einreichung von 
Vorschlägen und bewilligt und verwaltet die entsprechenden Mittel nach 
Maßgabe der Haushaltsordnung. 

(5) Eine europäische politische Stiftung kann nur über die europäi­
sche politische Partei, der sie angeschlossen ist, einen Antrag auf Fi­
nanzierung aus dem Gesamthaushaltsplan der Europäischen Union 
stellen. 

▼M1
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Artikel 19 

Vergabekriterien und Aufteilung der Finanzmittel 

▼M1 
(1) Die verfügbaren Mittel für diejenigen europäischen politischen 
Parteien und europäischen politischen Stiftungen, die Beiträge oder Fi­
nanzhilfen gemäß Artikel 18 erhalten, werden jährlich nach folgendem 
Verteilungsschlüssel verteilt: 

— 10 % werden unter den begünstigten europäischen politischen Par­
teien zu gleichen Teilen aufgeteilt; 

— 90 % werden im Verhältnis zum Anteil der begünstigten europäi­
schen politischen Parteien an den gewählten Mitgliedern des Euro­
päischen Parlaments aufgeteilt. 

Derselbe Verteilungsschlüssel wird für die Finanzierung der europäi­
schen politischen Stiftungen aufgrund ihrer Zugehörigkeit zu einer eu­
ropäischen politischen Partei verwendet. 

▼B 
(2) Die Aufteilung gemäß Absatz 1 erfolgt anhand der Zahl der 
gewählten Mitglieder des Europäischen Parlaments, die am Stichtag 
für die Antragstellung unter Berücksichtigung des Artikels 17 Absatz 
3 Mitglied der antragstellenden europäischen politischen Partei sind. 

Ändert sich die Zahl nach diesem Datum, hat dies keine Auswirkungen 
auf den jeweiligen Finanzierungsanteil der europäischen politischen Par­
teien oder europäischen politischen Stiftungen. Dies gilt unbeschadet der 
Vorschrift in Artikel 17 Absatz 1, wonach eine europäische politische 
Partei im Europäischen Parlament mit mindestens einem Mitglied ver­
treten sein muss. 

Artikel 20 

Spenden und Zuwendungen 

(1) Europäische politische Parteien und europäische politische Stif­
tungen können Spenden von natürlichen oder juristischen Personen bis 
zu einem Wert von 18 000 EUR pro Jahr und Spender annehmen. 

(2) Europäische politische Parteien und europäische politische Stif­
tungen legen zusammen mit ihren Jahresabschlüssen gemäß Artikel 23 
eine Aufstellung aller Spender mit ihren Spenden und mit Angabe der 
Art und des Werts jeder Spende vor. Dieser Absatz gilt auch für Zu­
wendungen von Mitgliedsparteien von europäischen politischen Parteien 
und Mitgliedsorganisationen von europäischen politischen Stiftungen. 

Bei Spenden von natürlichen Personen mit einem Wert von mehr als 
1 500 EUR und nicht mehr als 3 000 EUR gibt die betreffende euro­
päische politische Partei oder europäische politische Stiftung an, ob die 
betreffenden Spender die Veröffentlichung gemäß Artikel 32 Absatz 1 
Buchstabe e vorab schriftlich genehmigt haben. 

(3) Spenden, die europäische politische Parteien oder europäische 
politische Stiftungen innerhalb von sechs Monaten vor den Wahlen 
zum Europäischen Parlament erhalten, werden der Behörde wöchentlich 
schriftlich nach Maßgabe des Absatzes 2 gemeldet. 

▼B
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(4) Einzelspenden im Wert von mehr als 12 000 EUR, die von eu­
ropäischen politischen Parteien oder europäischen politischen Stiftungen 
angenommen wurden, werden der Behörde umgehend schriftlich nach 
Maßgabe des Absatzes 2 gemeldet. 

(5) Europäische politische Parteien und europäische politische Stif­
tungen dürfen Folgendes nicht annehmen: 

a) anonyme Spenden oder Zuwendungen; 

b) Spenden aus dem Budget einer Fraktion des Europäischen Par­
laments; 

c) Spenden von einer öffentlichen Behörde eines Mitgliedstaats oder 
eines Drittstaats oder von einem Unternehmen, über das eine öffent­
liche Behörde aufgrund seiner Eigentumsverhältnisse, seiner finan­
ziellen Beteiligung oder der für das Unternehmen geltenden Vor­
schriften unmittelbar oder mittelbar einen beherrschenden Einfluss 
ausüben kann; oder 

d) Spenden privater Einrichtungen mit Sitz in einem Drittstaat oder von 
Einzelpersonen aus einem Drittstaat, die nicht an den Wahlen zum 
Europäischen Parlament teilnehmen dürfen. 

(6) Eine Spende, die nach dieser Verordnung nicht zulässig ist, muss 
innerhalb von 30 Tagen nach ihrem Eingang bei einer europäischen 
politischen Partei oder europäischen politischen Stiftung 

a) an den Spender oder an eine in seinem Namen handelnde Person 
zurückgegeben werden oder 

b) wenn dies nicht möglich ist, der Behörde und dem Europäischen 
Parlament gemeldet werden. Der Anweisungsbefugte des Europäi­
schen Parlaments setzt die Forderung fest und ordnet die Einziehung 
gemäß Artikel 78 und 79 der Haushaltsordnung an. Die eingezoge­
nen Beträge werden als allgemeine Einnahmen im Einzelplan „Eu­
ropäisches Parlament“ des Gesamthaushaltsplans der Europäischen 
Union ausgewiesen. 

(7) Zuwendungen an eine europäische politische Partei von ihren 
Mitgliedern sind zulässig. Der Wert dieser Beiträge darf 40 % des 
Jahresbudgets dieser europäischen politischen Partei nicht übersteigen. 

(8) Zuwendungen an eine europäische politische Stiftung von ihren 
Mitgliedern und von der europäischen politischen Partei, der sie an­
geschlossen ist, sind zulässig. Der Wert dieser Zuwendungen darf 
40 % des Jahresbudgets dieser europäischen politischen Stiftung nicht 
übersteigen und sie dürfen nicht aus Finanzmitteln stammen, die eine 
europäische politische Partei nach Maßgabe dieser Verordnung aus dem 
Gesamthaushaltsplan der Europäischen Union erhalten hat. 

Die Beweislast trägt die betreffende europäische politische Partei, die 
die Herkunft der Finanzmittel, die zur Finanzierung ihrer angeschlosse­
nen europäischen politischen Stiftung verwendet wurden, in ihren Bü­
chern eindeutig auszuweisen hat. 

▼B
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(9) Unbeschadet der Absätze 7 und 8 dürfen europäische politische 
Parteien und europäische politische Stiftungen Zuwendungen von Bür­
gern, die ihre Mitglieder sind, bis zu einem Wert von 18 000 EUR pro 
Jahr und Mitglied annehmen, wenn diese Zuwendungen von dem betref­
fenden Mitglied in eigenem Namen geleistet werden. 

Der Grenzwert gemäß Unterabsatz 1 gilt nicht, wenn das betreffende 
Mitglied außerdem ein Mitglied des Europäischen Parlaments, eines 
nationalen Parlaments oder eines regionalen Parlaments bzw. einer re­
gionalen Versammlung ist. 

(10) Alle Zuwendungen, die gemäß dieser Verordnung nicht zulässig 
sind, werden gemäß Absatz 6 zurückgegeben. 

Artikel 21 

Wahlkampffinanzierung im Zusammenhang mit den Wahlen zum 
Europäischen Parlament 

(1) Vorbehaltlich des Unterabsatzes 2 können die Finanzmittel, die 
europäische politische Parteien aus dem Gesamthaushaltsplan der Euro­
päischen Union oder aus anderen Quellen erhalten, zur Finanzierung 
ihres Wahlkampfs im Zusammenhang mit den Wahlen zum Europäi­
schen Parlament, an denen sie oder ihre Mitglieder gemäß Artikel 3 
Absatz 1 Buchstabe d teilnehmen müssen, verwendet werden. 

Gemäß Artikel 8 des Akts zur Einführung allgemeiner unmittelbarer 
Wahlen der Mitglieder des Europäischen Parlaments ( 1 ) wird die Finan­
zierung und die mögliche Beschränkung von Wahlausgaben für alle 
politischen Parteien, Kandidaten und Dritte für die Wahlen zum Euro­
päischen Parlament, zusätzlich zu ihrer Teilnahme an den Wahlen, in 
jedem Mitgliedstaat durch nationale Bestimmungen geregelt. 

(2) Ausgaben in Verbindung mit den in Absatz 1 erwähnten Wahl­
kämpfen sind von den europäischen politischen Parteien in ihren Jahres­
abschlüssen eindeutig als solche auszuweisen. 

Artikel 22 

Finanzierungsverbot 

(1) Ungeachtet des Artikels 21 Absatz 1 dürfen die Finanzmittel, die 
europäische politische Parteien aus dem Gesamthaushaltsplan der Euro­
päischen Union oder aus anderen Quellen erhalten, nicht der unmittel­
baren oder mittelbaren Finanzierung anderer politischer Parteien und 
insbesondere nicht nationaler Parteien oder Kandidaten dienen. Auf 
diese nationalen politischen Parteien und Kandidaten finden weiterhin 
die nationalen Regelungen Anwendung. 

(2) Die Finanzmittel, die europäische politische Stiftungen aus dem 
Gesamthaushaltsplan der Europäischen Union oder aus anderen Quellen 
erhalten, dürfen nur zur Finanzierung ihrer in Artikel 2 Nummer 4 
aufgeführten Aufgaben und zur Finanzierung von unmittelbar mit ihren 
Satzungszielen gemäß Artikel 5 verbundenen Ausgaben verwendet wer­
den. Sie dürfen insbesondere nicht zur unmittelbaren oder mittelbaren 
Finanzierung von Wahlen, politischen Parteien, Kandidaten oder ande­
ren Stiftungen verwendet werden. 

▼B 

( 1 ) ABl. L 278 vom 8.10.1976, S. 5.
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(3) Die Finanzmittel, die europäische politische Parteien und euro­
päische politische Stiftungen aus dem Gesamthaushaltsplan der Europäi­
schen Union oder aus anderen Quellen erhalten, dürfen nicht zur Fi­
nanzierung von Kampagnen für Referenden verwendet werden. 

KAPITEL V 

KONTROLLE UND SANKTIONEN 

Artikel 23 

Rechnungslegung, Berichts- und Rechnungsprüfungspflichten 

(1) Spätestens innerhalb von sechs Monaten nach Abschluss des 
Haushaltsjahrs legen die europäischen politischen Parteien und die eu­
ropäischen politischen Stiftungen der Behörde mit einer Kopie an den 
Anweisungsbefugten des Europäischen Parlaments und an die zustän­
dige nationale Kontaktstelle des Sitzmitgliedstaats folgende Unterlagen 
vor: 

a) ihre Jahresabschlüsse und Begleitunterlagen, aus denen die Einnah­
men, Ausgaben sowie die Aktiva und Passiva zu Beginn und am 
Ende des Haushaltsjahrs nach den geltenden Rechtvorschriften des 
Sitzmitgliedstaats hervorgehen, und ihre Jahresabschlüsse auf der 
Grundlage der internationalen Rechnungslegungsstandards, wie sie 
in Artikel 2 der Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 des Europäischen 
Parlaments und des Rates ( 1 ) definiert sind; 

b) einen externen Prüfbericht über die Jahresabschlüsse, der sowohl die 
Zuverlässigkeit dieser Abschlüsse als auch die Rechtmäßigkeit und 
Ordnungsmäßigkeit der Einnahmen und Ausgaben bescheinigt und 
von einer unabhängigen Einrichtung oder einem unabhängigen Sach­
verständigen erstellt worden ist; und 

c) eine Aufstellung der Spender und Zuwendungsleistenden mit ihren 
Spenden oder Zuwendungen gemäß Artikel 20 Absätze 2, 3 und 4. 

(2) Realisieren europäische politische Parteien gemeinsam mit natio­
nalen politischen Parteien oder europäische politische Stiftungen ge­
meinsam mit nationalen politischen Stiftungen oder mit anderen Orga­
nisationen Ausgaben, so sind den Jahresabschlüssen gemäß Absatz 1 
Belege für die Ausgaben beizufügen, die von den europäischen politi­
schen Parteien oder von den europäischen politischen Stiftungen unmit­
telbar oder über solche Dritte getätigt worden sind. 

(3) Die in Absatz 1 Buchstabe b genannten unabhängigen Einrich­
tungen oder Sachverständigen werden vom Europäischen Parlament aus­
gewählt, beauftragt und bezahlt. Sie werden ordnungsgemäß ermächtigt, 
eine Rechnungsprüfung auf der Grundlage der geltenden Rechtsvor­
schriften in dem Mitgliedstaat, in dem sich ihr Sitz oder ihre Nieder­
lassung befindet, vorzunehmen. 

(4) Europäische politische Parteien und europäische politische Stif­
tungen stellen alle von den unabhängigen Einrichtungen oder Sachver­
ständigen zum Zweck ihrer Rechnungsprüfung angeforderten Informa­
tionen zur Verfügung. 

▼B 

( 1 ) Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 19. Juli 2002 betreffend die Anwendung internationaler Rechnungs­
legungsstandards (ABl. L 243 vom 11.9.2002, S. 1).
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(5) Die unabhängigen Einrichtungen oder Sachverständigen unter­
richten die Behörde und den Anweisungsbefugten des Europäischen 
Parlaments über alle mutmaßlichen illegalen Aktivitäten und Fälle von 
Betrug oder Korruption, die die finanziellen Interessen der Union schä­
digen können. Die Behörde und der Anweisungsbefugte des Europäi­
schen Parlaments unterrichten die betreffenden nationalen Kontaktstellen 
darüber. 

Artikel 24 

Allgemeine Regeln zur Kontrolle 

(1) Die Kontrolle, ob die europäischen politischen Parteien und eu­
ropäischen politischen Stiftungen ihre Verpflichtungen gemäß dieser 
Verordnung erfüllen, erfolgt durch die Behörde, den Anweisungsbefug­
ten des Europäischen Parlaments und die zuständigen Mitgliedstaaten in 
Zusammenarbeit. 

(2) Die Behörde kontrolliert, ob die europäischen politischen Parteien 
und europäischen politischen Stiftungen ihre Verpflichtungen gemäß die­
ser Verordnung erfüllen, insbesondere bezüglich Artikel 3, Artikel 4 Ab­
satz 1 Buchstaben a und b sowie d bis f, Artikel 5 Absatz 1 Buchstaben 
a bis e und g, Artikel 9 Absatz 5 und 6 sowie Artikel 20, 21 und 22. 

Der Anweisungsbefugte des Europäischen Parlaments kontrolliert, ob 
die europäischen politischen Parteien und europäischen politischen Stif­
tungen die Verpflichtungen gemäß dieser Verordnung in Bezug auf die 
Unionsmittel im Einklang mit der Haushaltsordnung erfüllen. Bei der 
Durchführung dieser Kontrollen ergreift das Europäische Parlament die 
notwendigen Maßnahmen im Bereich der Prävention und der Bekämp­
fung von Betrug, der sich auf die finanziellen Interessen der Union 
auswirkt. 

(3) Die in Absatz 2 genannte Kontrolle durch die Behörde und den 
Anweisungsbefugten des Europäischen Parlaments erstreckt sich nicht 
auf die Frage, ob die europäischen politischen Parteien und europäi­
schen politischen Stiftungen ihre Verpflichtungen gemäß den in Arti­
kel 14 genannten geltenden nationalen Rechtsvorschriften einhalten. 

(4) Europäische politische Parteien und europäische politische Stif­
tungen stellen alle von der Behörde, dem Anweisungsbefugten des Eu­
ropäischen Parlaments, dem Rechnungshof, dem Europäischen Amt für 
Betrugsbekämpfung (OLAF) oder von Mitgliedstaaten angeforderten 
Informationen zur Verfügung, die für die Durchführung der Kontrollen, 
für die sie gemäß dieser Verordnung verantwortlich sind, erforderlich 
sind. 

Europäische politische Parteien und europäische politische Stiftungen 
stellen auf Anfrage und für den Zweck der Kontrolle der Einhaltung 
von Artikel 20 der Behörde Informationen über die Zuwendungen von 
Einzelmitgliedern und über deren Identität zur Verfügung. Darüber hi­
naus kann die Behörde gegebenenfalls vorschreiben, dass europäische 
politische Parteien unterzeichnete Bestätigungen von Mitgliedern, die 
gewählte Mandatsträger sind, zum Zweck der Kontrolle der Erfüllung 
der Voraussetzung gemäß Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b Unterabsatz 1 
vorlegen. 

Artikel 25 

Ausführung und Kontrolle in Bezug auf Unionsmittel 

(1) Die Mittel zur Finanzierung europäischer politischer Parteien und 
europäischer politischer Stiftungen werden im Rahmen des jährlichen 
Haushaltsverfahrens festgelegt und nach Maßgabe dieser Verordnung 
und der Haushaltsordnung ausgeführt. 

▼B
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Die Bedingungen für die Vergabe von Beiträgen und Finanzhilfen wer­
den vom Anweisungsbefugten des Europäischen Parlaments in der Auf­
forderung zur Beantragung von Beiträgen und in der Aufforderung zur 
Einreichung von Vorschlägen festgelegt. 

(2) Die Finanzierung aus dem Gesamthaushaltsplan der Europäischen 
Union und die Verwendung dieser Finanzmittel werden nach Maßgabe 
der Haushaltsordnung kontrolliert. 

Darüber hinaus erfolgt die Kontrolle auf der Grundlage der jährlichen 
Prüfbescheinigung eines externen, unabhängigen Rechnungsprüfers ge­
mäß Artikel 23 Absatz 1. 

(3) Der Rechnungshof übt seine Rechnungsprüfungsbefugnisse ge­
mäß Artikel 287 AEUV aus. 

(4) Die europäischen politischen Parteien und die europäischen poli­
tischen Stiftungen, die Finanzmittel auf der Grundlage dieser Verord­
nung erhalten, übermitteln dem Rechnungshof auf seine Anfrage hin 
alle Unterlagen und Informationen, um ihm die Erfüllung seiner Auf­
gaben zu ermöglichen. 

(5) In den Entscheidungen über einen Beitrag oder in den Finanz­
hilfevereinbarungen wird ausdrücklich bestimmt, dass das Europäische 
Parlament und der Rechnungshof bei europäischen politischen Parteien 
oder europäischen politischen Stiftungen, die einen Beitrag beziehungs­
weise eine Finanzhilfe aus dem Gesamthaushaltsplan der Europäischen 
Union erhalten haben, Prüfungen anhand der Rechnungsunterlagen und 
vor Ort durchführen. 

(6) Der Rechnungshof und der Anweisungsbefugte des Europäischen 
Parlaments oder eine andere vom Anweisungsbefugten des Europäi­
schen Parlaments bevollmächtigte externe Einrichtung können die er­
forderlichen Kontrollen und Überprüfungen vor Ort vornehmen, um die 
Rechtmäßigkeit der Ausgaben und die ordnungsgemäße Anwendung der 
Entscheidungen über einen Beitrag oder der Finanzhilfevereinbarungen 
sowie bei europäischen politischen Stiftungen die ordnungsgemäße Um­
setzung ihres Arbeitsprogramms oder ihrer Maßnahme nachzuprüfen. 
Die betreffende europäische politische Partei oder europäische politische 
Stiftung legt alle zur Durchführung dieser Aufgabe erforderlichen Un­
terlagen oder Informationen vor. 

(7) OLAF kann gemäß den Bestimmungen und Verfahren der Ver­
ordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013 des Europäischen Parlaments und 
des Rates ( 1 ) und der Verordnung (Euratom, EG) Nr. 2185/96 des Ra­
tes ( 2 ) Ermittlungen, einschließlich Kontrollen und Überprüfungen vor 
Ort, durchführen, um festzustellen, ob im Zusammenhang mit Beiträgen 
oder Finanzhilfen nach dieser Verordnung ein Betrugs- oder Korrupti­
onsdelikt oder eine sonstige rechtswidrige Handlung zum Nachteil der 
finanziellen Interessen der Union vorliegt. Der Anweisungsbefugte des 
Europäischen Parlaments kann auf der Grundlage der Untersuchungs­
ergebnisse gegebenenfalls eine Einziehung anordnen. 

▼B 

( 1 ) Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 11. September 2013 über die Untersuchungen des Europäi­
schen Amtes für Betrugsbekämpfung (OLAF) und zur Aufhebung der 
Verordnung (EG) Nr. 1073/1999 des Europäischen Parlaments und des Rates 
und der Verordnung (Euratom) Nr. 1074/1999 des Rates (ABl. L 248 vom 
18.9.2013, S. 1). 

( 2 ) Verordnung (Euratom, EG) Nr. 2185/96 des Rates vom 11. November 1996 
betreffend die Kontrollen und Überprüfungen vor Ort durch die Kommission 
zum Schutz der finanziellen Interessen der Europäischen Gemeinschaften vor 
Betrug und anderen Unregelmäßigkeiten (ABl. L 292 vom 15.11.1996, S. 2).

F4_Verordnung über das Statut und die Finanzierung europäischer politischer Parteien und europäischer politischer Stiftungen

- 270 - 



 

02014R1141 — DE — 04.05.2018 — 001.001 — 25 

Artikel 26 

Technische Unterstützung 

Jede Art von technischer Unterstützung, die europäische politische Par­
teien vom Europäischen Parlament erhalten, erfolgt nach dem Grundsatz 
der Gleichbehandlung. Sie wird zu Bedingungen gewährt, die nicht 
ungünstiger sind als diejenigen, die sonstigen externen Organisationen 
und Vereinigungen eingeräumt werden, denen ähnliche Erleichterungen 
gewährt werden können; die Gewährung erfolgt auf Rechnung und 
entgeltlich. 

Artikel 27 

Sanktionen 

(1) Im Einklang mit Artikel 16 beschließt die Behörde, eine europäi­
sche politische Partei oder europäische politische Stiftung in jedem der 
folgenden Fälle zur Sanktionierung aus dem Register zu löschen: 

a) wenn die betreffende Partei oder Stiftung rechtskräftig verurteilt 
wurde, rechtswidrige gegen die finanziellen Interessen der Union 
gerichtete Handlungen im Sinne des Artikels 106 Absatz 1 der 
Haushaltsordnung begangen zu haben; 

▼M1 
b) wenn gemäß den in Artikel 10 Absätze 2 bis 5 festgelegten Ver­

fahren festgestellt wurde, dass sie eine oder mehrere Voraussetzun­
gen des Artikels 3 Absatz 1 oder Absatz 2 nicht mehr erfüllt; 

ba) wenn die Entscheidung zur Eintragung der jeweiligen Partei oder 
Stiftung auf unrichtige oder irreführenden Angaben beruht, für die 
die Antragstellerin verantwortlich ist, oder wenn die Entscheidung 
durch Täuschung erwirkt wurde; oder 

▼B 
c) wenn das Gesuch eines Mitgliedstaats zur Löschung aufgrund 

schwerwiegender Nichterfüllung der Verpflichtungen gemäß natio­
naler Rechtsvorschriften die Anforderungen gemäß Artikel 16 Ab­
satz 3 Buchstabe b erfüllt; 

(2) Die Behörde verhängt in den folgenden Fällen finanzielle Sank­
tionen: 

a) nicht quantifizierbare Verstöße: 

i) bei Nichterfüllung der Anforderungen gemäß Artikel 9 Absätze 5 
oder 6: 

ii) bei Nichterfüllung der von einer europäischen politischen Partei 
oder europäischen politischen Stiftung eingegangenen Verpflich­
tungen und der von ihr zur Verfügung gestellten Informationen 
gemäß Artikel 4 Absatz 1 Buchstaben a, b und d bis f und 
Artikel 5 Absatz 1 Buchstaben a, b, d und e; 

iii) bei nicht erfolgter Übermittlung der Aufstellung der Spender mit 
ihren Spenden gemäß Artikel 20 Absatz 2 oder bei nicht erfolg­
ter Meldung von Spenden gemäß Artikel 20 Absätze 3 und 4; 

▼B
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iv) wenn eine europäische politische Partei oder europäische politi­
sche Stiftung gegen die Verpflichtungen gemäß Artikel 23 Ab­
satz 1 oder Artikel 24 Absatz 4 verstoßen hat; 

v) wenn eine europäische politische Partei oder europäische politi­
sche Stiftung rechtskräftig wegen rechtswidriger gegen die finan­
ziellen Interessen der Union gerichteter Handlungen im Sinne 
des Artikels 106 Absatz 1 der Haushaltsordnung verurteilt wor­
den ist; 

vi) wenn die betreffende europäische politische Partei oder europäi­
sche politische Stiftung zu irgendeinem Zeitpunkt vorsätzlich 
Informationen vorenthalten oder vorsätzlich falsche oder irrefüh­
rende Informationen zur Verfügung gestellt hat oder wenn eine 
Einrichtung, die nach dieser Verordnung befugt ist, Rechnungs­
prüfungen oder Kontrollen bei Empfängern von Finanzmitteln 
aus dem Gesamthaushaltsplan der Europäischen Union vor­
zunehmen, Unstimmigkeiten in den Jahresabschlüssen entdeckt, 
die als wesentliche Auslassungen oder Falschangaben von Haus­
haltsposten gemäß den in Artikel 2 der Verordnung (EG) 
Nr. 1606/2002 definierten internationalen Rechnungslegungsstan­
dards anzusehen sind; 

b) quantifizierbare Verstöße: 

i) wenn eine europäische politische Partei oder europäische politi­
sche Stiftung unzulässige Spenden und Zuwendungen im Sinne 
des Artikels 20 Absatz 1 oder 5 angenommen hat, es sei denn, 
die Voraussetzungen gemäß Artikel 20 Absatz 6 sind erfüllt; 

ii) bei Nichterfüllung der Anforderungen gemäß Artikel 21 und 22. 

(3) Wenn festgestellt wurde, dass eine europäische politische Partei 
oder europäische politische Stiftung die in Absatz 2 Buchstabe a Ziffern 
v und vi aufgeführten Verstöße begangen hat, kann der Anweisungs­
befugte des Europäischen Parlaments sie von weiterer finanzieller Un­
terstützung der Union für bis zu fünf Jahre ausschließen, beziehungs­
weise für bis zu zehn Jahre in Fällen eines wiederholten Verstoßes 
innerhalb eines Zeitraums von fünf Jahren. Dies gilt unbeschadet der 
Befugnisse des Anweisungsbefugten des Europäischen Parlaments ge­
mäß Artikel 204n der Haushaltsordnung. 

(4) Für die Zwecke der Anwendung der Absätze 2 und 3 werden 
gegen eine europäische politische Partei oder europäische politische 
Stiftung folgende finanzielle Sanktionen verhängt: 

a) bei nicht quantifizierbaren Verstößen ein fester Prozentsatz des Jah­
resbudgets der betreffenden europäischen politischen Partei oder eu­
ropäischen politischen Stiftung: 

— 5 %; oder 

— 7,5 %, wenn konkurrierende Verstöße vorliegen; oder 

— 20 %, wenn es sich um einen wiederholten Verstoß handelt; oder 

— ein Drittel der oben genannten Prozentsätze, wenn die betref­
fende europäische politische Partei oder europäische politische 
Stiftung den Verstoß freiwillig angezeigt hat, bevor die Behörde 
offiziell eine Untersuchung eingeleitet hat, und dies selbst im 
Falle eines konkurrierenden oder eines wiederholten Verstoßes, 
und wenn die betreffende Partei oder Stiftung angemessene Ab­
hilfemaßnahmen ergriffen hat; 

▼B
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— 50 % des Jahresbudgets der betreffenden europäischen politi­
schen Partei oder europäischen politischen Stiftung für das Vor­
jahr, wenn sie rechtskräftig wegen rechtswidriger gegen die fi­
nanziellen Interessen der Union gerichteter Handlungen im Sinne 
des Artikels 106 Absatz 1 der Haushaltsordnung verurteilt wor­
den ist; 

b) bei quantifizierbaren Verstößen ein fester Prozentsatz des Betrags der 
erhaltenen oder nicht angegebenen irregulären Summen gemäß der 
folgenden Einteilung mit einer Höchstgrenze von 10 % des Jahres­
budgets der betreffenden europäischen politischen Partei oder euro­
päischen politischen Stiftung: 

— 100 % der erhaltenen oder nicht angegebenen irregulären Sum­
men, wenn sie nicht mehr als 50 000 EUR betragen, oder 

— 150 % der erhaltenen oder nicht angegebenen irregulären Sum­
men, wenn sie mehr als 500 000 EUR, aber nicht mehr als 
100 000 EUR betragen, oder 

— 200 % der erhaltenen oder nicht angegebenen irregulären Sum­
men, wenn sie mehr als 100 000 EUR, aber nicht mehr als 
150 000 EUR betragen, oder 

— 250 % der erhaltenen oder nicht angegebenen irregulären Sum­
men, wenn sie mehr als 150 000 EUR, aber nicht mehr als 
200 000 EUR betragen, oder 

— 300 % der erhaltenen oder nicht angegebenen irregulären Sum­
men, wenn sie mehr als 200 000 EUR betragen, oder 

— ein Drittel der oben genannten Prozentsätze, wenn die betref­
fende europäische politische Partei oder europäische politische 
Stiftung den Verstoß freiwillig angezeigt hat, bevor die Behörde 
und/oder der Anweisungsbefugte des Europäischen Parlaments 
offiziell eine Untersuchung eingeleitet hat und wenn die betref­
fende Partei oder Stiftung angemessene Abhilfemaßnahmen er­
griffen hat. 

Bei der Anwendung der oben aufgeführten Prozentsätze wird jede 
Spende und jede Zuwendung separat betrachtet. 

(5) Wenn eine europäische politische Partei oder europäische politi­
sche Stiftung konkurrierende Verstöße gegen diese Verordnung began­
gen hat, wird nur die für den schwerwiegendsten Verstoß vorgesehene 
Sanktion verhängt, sofern in Absatz 4 Buchstabe a nichts anderes be­
stimmt ist. 

(6) Die in dieser Verordnung festgelegten Sanktionen unterliegen 
einer Verjährungsfrist von fünf Jahren ab dem Tag begrenzt, an dem 
der betreffende Verstoß begangen wurde, oder im Falle von fortlaufen­
den oder wiederholten Verstößen ab dem Datum, an dem die Verstöße 
beendet wurden. 

▼M1 

Artikel 27a 

Verantwortung natürlicher Personen 

Wenn die Behörde in den Fällen des Artikels 27 Absatz 2 Buchstabe a 
Ziffer v oder vi eine finanzielle Sanktion verhängt, kann sie für die 
Zwecke der Einziehung nach Artikel 30 Absatz 2 in den folgenden 

▼B
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Fällen festlegen, dass eine natürliche Person, die Mitglied des 
Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgans der europäischen politi­
schen Partei oder der europäischen politischen Stiftung ist, oder die über 
eine Vertretungs-, Entscheidungs- oder Kontrollbefugnis für die euro­
päische politische Partei oder die europäische politische Stiftung ver­
fügt, für den Verstoß mitverantwortlich ist: 

a) In Fällen des Artikels 27 Absatz 2 Buchstabe a Ziffer v, wenn das in 
dieser Bestimmung genannte Urteil besagt, dass die natürliche Per­
son für die betreffenden rechtswidrigen Handlungen mitverantwort­
lich ist; 

b) In Fällen des Artikels 27 Absatz 2 Buchstabe a Ziffer vi, wenn die 
natürliche Person für das betreffende Verhalten oder die betreffenden 
Unstimmigkeiten mitverantwortlich ist. 

▼B 

Artikel 28 

Zusammenarbeit zwischen der Behörde, dem Anweisungsbefugten 
des Europäischen Parlaments und den Mitgliedstaaten 

(1) Die Behörde, der Anweisungsbefugte des Europäischen Par­
laments und die Mitgliedstaaten tauschen über die nationalen Kontakt­
stellen Informationen aus und unterrichten einander regelmäßig über 
Angelegenheiten in Zusammenhang mit Finanzierungsbestimmungen so­
wie entsprechenden Kontrollen und Sanktionen. 

(2) Sie einigen sich ferner über praktische Vorkehrungen hinsichtlich 
dieses Informationsaustausches, einschließlich der Regeln bezüglich der 
Veröffentlichung von vertraulichen Informationen oder Beweismitteln 
und der Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten. 

(3) Der Anweisungsbefugte des Europäischen Parlaments unterrichtet 
die Behörde über alle Erkenntnisse, die die Verhängung von Sanktionen 
gemäß Artikel 27 Absätze 2 bis 4 nach sich ziehen könnten, damit die 
Behörde angemessene Maßnahmen ergreifen kann. 

(4) Die Behörde unterrichtet den Anweisungsbefugten des Europäi­
schen Parlaments über alle Entscheidungen, die sie in Bezug auf Sank­
tionen getroffen hat, damit der Anweisungsbefugte die entsprechenden 
Konsequenzen gemäß der Haushaltsordnung daraus ziehen kann. 

Artikel 29 

Abhilfemaßnahmen und Grundsätze einer guten Verwaltung 

(1) Bevor sie abschließend über eine der in Artikel 27 genannten 
Sanktionen entscheiden, geben die Behörde oder der Anweisungs­
befugte des Europäischen Parlaments der betreffenden europäischen po­
litischen Partei oder der europäischen politischen Stiftung Gelegenheit, 
die erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, um innerhalb einer an­
gemessenen Frist, die normalerweise höchstens einen Monat beträgt, 
Abhilfe zu schaffen. Die Behörde oder der Anweisungsbefugte des 
Europäischen Parlaments räumen insbesondere die Möglichkeit ein, 
Schreib- und Rechenfehler zu berichtigen, erforderlichenfalls zusätzliche 
Unterlagen oder Informationen zur Verfügung zu stellen sowie kleinere 
Fehler zu berichtigen. 

(2) Wenn eine europäische politische Partei oder europäische politi­
sche Stiftung innerhalb der Frist gemäß Absatz 1 keine Abhilfemaß­
nahmen ergriffen hat, wird eine Entscheidung über die angemessene 
Sanktionierung nach Artikel 27 getroffen. 

▼M1
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(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht in Bezug auf die in Artikel 3 
Absatz 1 Buchstaben b bis d sowie in Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe c 
festgelegten Voraussetzungen. 

Artikel 30 

Wiedereinziehung 

(1) Auf der Grundlage einer Entscheidung der Behörde, eine euro­
päische politische Partei oder europäische politische Stiftung aus dem 
Register zu löschen, nimmt der Anweisungsbefugte des Europäischen 
Parlaments einen laufenden Beschluss oder eine Vereinbarung über die 
Finanzierung durch die Union zurück oder kündigt diese auf, außer in 
den in Artikel 16 Absatz 2 Buchstabe c und Artikel 3 Absatz 1 Buch­
staben b und d vorgesehenen Fällen. Er zieht außerdem alle Unions­
mittel ein, einschließlich aller nicht ausgegebenen Unionsmittel aus den 
Vorjahren. 

(2) ►M1 Eine europäische politische Partei oder eine europäische 
politische Stiftung, gegen die wegen eines Verstoßes im Sinne des 
Artikels 27 Absatz 1 und Artikel 27 Absatz 2 Buchstabe a Ziffern v 
und vi eine Sanktion verhängt worden ist, erfüllt aus diesem Grund 
nicht mehr die Anforderungen des Artikels 18 Absatz 2. Der Anwei­
sungsbefugte des Europäischen Parlaments beendet daraufhin die betref­
fende Beitrags- oder Finanzhilfevereinbarung beziehungsweise hebt den 
betreffenden Beschluss über die gemäß dieser Verordnung vergebenen 
Unionsmittel auf und zieht die gemäß der Beitrags- oder Finanzhilfe­
vereinbarung oder dem Beschluss zu Unrecht gezahlten Beträge, ein­
schließlich der nicht ausgegebenen Unionsmittel aus den Vorjahren, ein. 
Der Anweisungsbefugte des Europäischen Parlaments zieht Beträge, die 
unrechtmäßig im Rahmen von Beitrags- oder Finanzhilfevereinbarungen 
bzw. -beschlüssen gezahlt wurden, auch von einer natürlichen Person 
ein, gegenüber der eine Entscheidung gemäß Artikel 27a getroffen wur­
de, wobei gegebenenfalls die außergewöhnlichen Umstände, die diese 
natürliche Person betreffen, zu berücksichtigen sind. ◄ 

▼M1 
Im Falle einer solchen Beendigung sind die Zahlungen des Anweisungs­
befugten des Europäischen Parlaments auf die erstattungsfähigen Aus­
gaben, die von der europäischen politischen Partei bzw. die förderfähi­
gen Kosten, die von der europäischen politischen Stiftung bis zum 
Termin des Inkrafttretens der Entscheidung über die Beendigung tat­
sächlich getätigt wurden, begrenzt. 

▼B 
Dieser Absatz gilt auch für die in Artikel 16 Absatz 2 Buchstabe c und 
Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b und d genannten Fälle. 

KAPITEL VI 

SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

Artikel 31 

Unterrichtung der Bürger 

Vorbehaltlich der Artikel 21 und 22 und ihrer eigenen Satzung und 
internen Prozesse können die europäischen politischen Parteien im Zu­
sammenhang mit den Wahlen zum Europäischen Parlament alle geeig­
neten Maßnahmen ergreifen, um Unionsbürger über die Verbindungen 
zwischen nationalen politischen Parteien und Kandidaten und den 
betreffenden europäischen politischen Parteien zu informieren. 

▼B
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Artikel 32 

Transparenz 

(1) Das Europäische Parlament veröffentlicht unter der Verantwor­
tung seines Anweisungsbefugten oder der Behörde auf der hierzu einge­
richteten Website folgende Angaben: 

a) die Namen und Satzungen aller eingetragenen europäischen politi­
schen Parteien und europäischen politischen Stiftungen sowie die 
Unterlagen, die als Teil ihrer Anträge auf Eintragung gemäß Artikel 8 
eingereicht wurden, spätestens vier Wochen nach der Entscheidung 
der Behörde und danach alle der Behörde gemäß Artikel 9 Absätze 5 
und 6 mitgeteilten Änderungen; 

b) eine Liste der abgelehnten Anträge mit den Unterlagen, die als deren 
Teil mit dem Antrag auf Eintragung gemäß Artikel 8 eingereicht 
wurden, und den Ablehnungsgründen, spätestens vier Wochen 
nach der Entscheidung der Behörde; 

c) einen jährlichen Bericht mit einer Übersicht der jeder europäischen 
politischen Partei und europäischen politischen Stiftung gezahlten 
Beträge für jedes Haushaltsjahr, in dem Beiträge und Finanzhilfen 
aus dem Gesamthaushaltsplan der Europäischen Union gewährt 
wurden; 

d) die Jahresabschlüsse und externen Prüfberichte nach Artikel 23 Ab­
satz 1 sowie für europäische politische Stiftungen die Schlussberichte 
über die Umsetzung der Arbeitsprogramme oder Maßnahmen; 

e) die Namen der Spender mit ihren Spenden entsprechend den Anga­
ben der europäischen politischen Parteien und europäischen politi­
schen Stiftungen gemäß Artikel 20 Absätze 2, 3 und 4 mit Aus­
nahme der Spenden von natürlichen Personen, deren Wert 1 500 EUR 
pro Jahr und Spender nicht überschreitet; diese werden als „gering­
fügige Spenden“ gemeldet. Spenden von natürlichen Personen mit 
einem jährlichen Wert von mehr als 1 500 EUR und nicht mehr als 
3 000 EUR werden ohne vorab vom jeweiligen Spender erteilte 
schriftliche Genehmigung der Veröffentlichung nicht veröffentlicht. 
Wurde vorab keine Genehmigung erteilt, werden diese Spenden als 
„geringfügige Spenden“ aufgeführt. Der Gesamtbetrag der gering­
fügigen Spenden und die Zahl der Spender pro Kalenderjahr wird 
ebenfalls veröffentlicht; 

f) die Zuwendungen gemäß Artikel 20 Absätze 7 und 8, die von den 
europäischen politischen Parteien und europäischen politischen Stif­
tungen gemäß Artikel 20 Absatz 2 gemeldet werden, unter Angabe 
der Mitgliedsparteien oder -organisationen, von denen die Zuwen­
dungen stammen; 

g) die Einzelheiten der und Gründe für die von der Behörde gemäß 
Artikel 27 getroffenen endgültigen Entscheidungen einschließlich, 
soweit einschlägig, jegliche Stellungnahmen des Ausschusses un­
abhängiger Persönlichkeiten gemäß Artikel 10 und 11 unter gebüh­
render Beachtung der Verordnung (EG) Nr. 45/2001; 

h) die Einzelheiten der und Gründe für die vom Anweisungsbefugten 
des Europäischen Parlaments gemäß Artikel 27 getroffenen endgül­
tigen Entscheidungen; 

▼B
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i) eine Beschreibung der den europäischen politischen Parteien geleis­
teten technischen Unterstützung; 

j) den Bewertungsbericht des Europäischen Parlaments über die An­
wendung dieser Verordnung und über die finanzierten Tätigkeiten 
gemäß Artikel 38; und 

k) eine aktuelle Liste der Mitglieder des Europäischen Parlaments, die 
Mitglieder einer europäischen politischen Partei sind. 

▼B 
(2) Das Europäische Parlament veröffentlicht die gemäß Artikel 4 
Absatz 2 der Parteisatzung beigefügte und gemäß Artikel 9 Absatz 6 
aktualisierte Liste der juristischen Personen, die Mitglieder einer euro­
päischen politischen Partei sind, sowie die Gesamtzahl der Einzelmit­
glieder. 

(3) Personenbezogene Daten werden von der Veröffentlichung auf 
der in Absatz 1 genannten Website ausgenommen, es sei denn, diese 
personenbezogenen Daten werden gemäß Absatz 1 Buchstabe a, e oder 
g veröffentlicht. 

(4) Europäische politische Parteien und europäische politische Stif­
tungen stellen potenziellen Mitgliedern und Spendern in einer öffentlich 
zugänglichen Datenschutzerklärung die in Artikel 10 der Richtlinie 
95/46/EG vorgeschriebenen Informationen bereit und weisen darauf 
hin, dass ihre personenbezogenen Daten für Rechnungsprüfungs- und 
Kontrollzwecke vom Europäischen Parlament, von der Behörde, von 
OLAF, vom Rechnungshof, von den Mitgliedstaaten oder von diesen 
bevollmächtigten externen Einrichtungen oder Sachverständigen ver­
arbeitet werden und unterrichten sie darüber, dass ihre personenbezoge­
nen Daten auf der in Absatz 1 genannten Website unter den in diesem 
Artikel festgelegten Bedingungen veröffentlicht werden. Der Anwei­
sungsbefugte des Europäischen Parlaments nimmt diese Informationen 
nach Maßgabe des Artikels 11 der Verordnung (EG) Nr. 45/2001 in die 
Aufforderungen zur Beantragung von Beiträgen oder zur Einreichung 
von Vorschlägen gemäß Artikel 18 Absatz 1 dieser Verordnung auf. 

Artikel 33 

Schutz personenbezogener Daten 

(1) Die Behörde, das Europäische Parlament und der durch Artikel 11 
eingerichtete Ausschuss unabhängiger Persönlichkeiten befolgen bei der 
Verarbeitung personenbezogener Daten auf der Grundlage dieser Ver­
ordnung die Bestimmungen der Verordnung (EG) Nr. 45/2001. Sie 
gelten für die Zwecke der Verarbeitung personenbezogener Daten als 
für die Verarbeitung Verantwortliche im Sinne des Artikels 2 Buchstabe 
d jener Verordnung. 

(2) Bei der Verarbeitung personenbezogener Daten auf der Grund­
lage dieser Verordnung befolgen europäische politische Parteien und 
europäische politische Stiftungen sowie die Mitgliedstaaten bei der Aus­
übung der Kontrolle über Aspekte der Finanzierung europäischer poli­
tischer Parteien und europäischer politischer Stiftungen gemäß Artikel 24 
und die zur Rechnungsprüfung befugten unabhängigen Einrichtungen 
oder Sachverständigen gemäß Artikel 23 Absatz 1 die Richtlinie 
95/46/EG und die auf dieser Grundlage erlassenen nationalen Regelun­
gen. Sie gelten für die Zwecke der Verarbeitung personenbezogener 
Daten als für die Verarbeitung Verantwortliche im Sinne des Artikels 
2 Buchstabe d jener Richtlinie. 

▼M1
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(3) Die Behörde, das Europäische Parlament und der durch Artikel 11 
eingerichtete Ausschuss unabhängiger Persönlichkeiten stellen sicher, 
dass die von ihnen auf der Grundlage dieser Verordnung erhobenen 
personenbezogenen Daten nicht für andere Zwecke als zur Gewährleis­
tung der Rechtmäßigkeit, Ordnungsmäßigkeit und Transparenz der Fi­
nanzierung europäischer politischer Parteien und europäischer politi­
scher Stiftungen und der Mitgliedschaft europäischer politischer Parteien 
verwendet werden. Sie löschen alle zu diesem Zweck gesammelten 
personenbezogenen Daten spätestens 24 Monate nach Veröffentlichung 
der relevanten Angaben gemäß Artikel 32. 

(4) Die Mitgliedstaaten und die zur Rechnungsprüfung befugten un­
abhängigen Einrichtungen oder Sachverständigen verwenden die per­
sonenbezogenen Daten, die sie erhalten, nur zur Kontrolle der Finan­
zierung der europäischen politischen Parteien und der europäischen po­
litischen Stiftungen. Nach der Übermittlung gemäß Artikel 28 löschen 
sie diese personenbezogenen Daten nach Maßgabe der geltenden natio­
nalen Rechtsvorschriften. 

(5) Personenbezogene Daten können über die in Absatz 3 festgelegte 
Frist hinaus oder über die Frist nach Maßgabe der geltenden nationalen 
Rechtsvorschriften gemäß Absatz 4 hinaus aufbewahrt werden, wenn 
solch eine Aufbewahrung für Gerichts- oder Verwaltungsverfahren im 
Zusammenhang mit der Finanzierung einer europäischen politischen 
Partei oder einer europäischen politischen Stiftung oder der Mitglied­
schaft in einer europäischen politischen Partei notwendig ist. Diese per­
sonenbezogenen Daten werden spätestens eine Woche nach Abschluss 
der betreffenden Verfahren durch eine endgültige Entscheidung oder 
nach Erledigung der Rechnungsprüfung, des Rechtsbehelfs, des Rechts­
streits oder der Forderung gelöscht. 

(6) Die für die Verarbeitung Verantwortlichen gemäß den Absätzen 1 
und 2 führen die geeigneten technischen und organisatorischen Maß­
nahmen durch, die für den Schutz der personenbezogenen Daten gegen 
die zufällige oder unrechtmäßige Vernichtung, den zufälligen Verlust, 
die Änderung oder die unberechtigte Weitergabe oder den unberechtig­
ten Zugang — insbesondere wenn im Rahmen der Verarbeitung solche 
Daten in einem Netz übertragen werden — und gegen jede andere Form 
der unrechtmäßigen Verarbeitung personenbezogener Daten erforderlich 
sind. 

(7) Der Europäische Datenschutzbeauftragte überwacht die Datenver­
arbeitung und stellt sicher, dass die Behörde, das Europäische Parlament 
und der durch Artikel 11 eingerichtete Ausschuss unabhängiger Persön­
lichkeiten die Grundrechte und Grundfreiheiten natürlicher Personen bei 
der Verarbeitung personenbezogener Daten auf der Grundlage dieser 
Verordnung achten und schützen. Unbeschadet der Einlegung eines 
Rechtsbehelfs bei Gericht kann jede betroffene Person beim Europäi­
schen Datenschutzbeauftragten eine Beschwerde einreichen, wenn sie 
der Ansicht ist, dass ihr Recht auf Schutz ihrer personenbezogenen 
Daten infolge der Verarbeitung dieser Daten durch die Behörde, das 
Europäische Parlament oder den Ausschuss verletzt wurde. 

(8) Europäische politische Parteien und europäische politische Stif­
tungen, die Mitgliedstaaten und die zur Rechnungsprüfung auf der 
Grundlage dieser Verordnung befugten unabhängigen Einrichtungen 
oder Sachverständigen haften nach Maßgabe der geltenden nationalen 
Rechtsvorschriften für jeden Schaden, den sie bei der Verarbeitung per­
sonenbezogener Daten auf der Grundlage dieser Verordnung verursa­
chen. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Verstöße gegen diese Ver­
ordnung, gegen die Richtlinie 95/46/EG und gegen die auf dieser 
Grundlage erlassenen nationalen Regelungen, insbesondere die miss­
bräuchliche Verwendung personenbezogener Daten, mit wirksamen, ver­
hältnismäßigen und abschreckenden Sanktionen geahndet werden. 

▼B
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Artikel 34 

Anspruch auf rechtliches Gehör 

Bevor die Behörde oder der Anweisungsbefugte des Europäischen Par­
laments eine Entscheidung trifft, die sich negativ auf die Rechte einer 
europäischen politischen Partei, einer europäischen Stiftung, eines in 
Artikel 8 genannten Antragstellers oder einer in Artikel 27a genannten 
natürlichen Person auswirken kann, hört sie/er die Vertreter der betrof­
fenen europäischen politischen Partei, der betroffenen europäischen po­
litischen Stiftung, des betroffenen Antragstellers oder die betroffene 
natürliche Person an. Die Behörde oder das Europäische Parlament 
geben ordnungsgemäß die Gründe für ihre Entscheidung an. 

▼B 

Artikel 35 

Rechtsbehelf 

Auf der Grundlage dieser Verordnung getroffene Entscheidungen kön­
nen nach Maßgabe der einschlägigen Vorschriften des AEUV Gegen­
stand von Gerichtsverfahren vor dem Gerichtshof der Europäischen 
Union sein. 

Artikel 36 

Ausübung der Befugnisübertragung 

(1) Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte wird der Kom­
mission unter den in diesem Artikel festgelegten Bedingungen übertra­
gen. 

(2) Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte gemäß Artikel 7 
Absatz 2 und Artikel 8 Absatz 3 wird der Kommission für einen Zeit­
raum von fünf Jahren ab dem 24. November 2014 übertragen. Die 
Kommission erstellt spätestens neun Monate vor Ablauf des Zeitraums 
von fünf Jahren einen Bericht über die Befugnisübertragung. Die Be­
fugnisübertragung verlängert sich stillschweigend um Zeiträume gleicher 
Länge, es sei denn, das Europäische Parlament oder der Rat widerspre­
chen einer solchen Verlängerung spätestens drei Monate vor Ablauf des 
jeweiligen Zeitraums. 

(3) Die Befugnisübertragung gemäß Artikel 7 Absatz 2 und Artikel 8 
Absatz 3 kann vom Europäischen Parlament oder vom Rat jederzeit 
widerrufen werden. Der Beschluss über den Widerruf beendet die Über­
tragung der in diesem Beschluss angegebenen Befugnis. Er wird am 
Tag nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union 
oder zu einem im Beschluss über den Widerruf angegebenen späteren 
Zeitpunkt wirksam. Die Gültigkeit von delegierten Rechtsakten, die 
bereits in Kraft sind, wird von dem Beschluss über den Widerruf nicht 
berührt. 

(4) Sobald die Kommission einen delegierten Rechtsakt erlässt, über­
mittelt sie ihn gleichzeitig dem Europäischen Parlament und dem Rat. 

(5) Ein delegierter Rechtsakt, der gemäß Artikel 7 Absatz 2 und 
Artikel 8 Absatz 3 erlassen wurde, tritt nur in Kraft, wenn weder das 
Europäische Parlament noch der Rat innerhalb einer Frist von zwei 
Monaten nach Übermittlung dieses Rechtsakts an das Europäische Par­
lament und den Rat Einwände erhoben haben oder wenn vor Ablauf 
dieser Frist das Europäische Parlament und der Rat beide der Kommis­
sion mitgeteilt haben, dass sie keine Einwände erheben werden. Auf 
Initiative des Europäischen Parlaments oder des Rates wird diese Frist 
um zwei Monate verlängert. 

▼M1
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Artikel 37 

Ausschussverfahren 

(1) Die Kommission wird von einem Ausschuss unterstützt. Dieser 
Ausschuss ist ein Ausschuss im Sinne der Verordnung (EU) 
Nr. 182/2011. 

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gilt Artikel 5 der 
Verordnung (EU) Nr. 182/2011. 

▼M1 

Artikel 38 

Bewertung 

Das Europäische Parlament veröffentlicht nach Anhörung der Behörde 
bis zum 31. Dezember 2021 und danach alle fünf Jahre einen Bericht 
über die Anwendung dieser Verordnung sowie über die finanzierten 
Tätigkeiten. In dem Bericht wird gegebenenfalls auf etwaige Änderun­
gen hingewiesen, die am Statut und an den Finanzierungssystemen vor­
zunehmen sind. 

Spätestens sechs Monate nach Veröffentlichung des Berichts des Euro­
päischen Parlaments legt die Kommission einen Bericht über die An­
wendung dieser Verordnung vor, in dem insbesondere den Auswirkun­
gen auf die Situation kleiner europäischer politischer Parteien und eu­
ropäischer politischer Stiftungen Rechnung getragen wird. Gegebenen­
falls wird dem Bericht ein Gesetzgebungsvorschlag zur Änderung dieser 
Verordnung beigefügt. 

▼B 

Artikel 39 

Wirksame Anwendung 

Die Mitgliedstaaten treffen alle geeigneten Vorkehrungen, um die wirk­
same Anwendung dieser Verordnung zu gewährleisten. 

Artikel 40 

Aufhebung 

Die Verordnung (EG) Nr. 2004/2003 wird mit Inkrafttreten der vor­
liegenden Verordnung aufgehoben. Sie gilt jedoch weiterhin, was 
Rechtsakte und Verpflichtungen in Bezug auf die Finanzierung politi­
scher Parteien und politischer Stiftungen auf europäischer Ebene für die 
Haushaltsjahre 2014, 2015, 2016 und 2017 anbelangt. 

▼M1 

Artikel 40a 

Übergangsbestimmung 

(1) Die Bestimmungen dieser Verordnung, die vor dem 4. Mai 2018 
anwendbar waren, bleiben auf Handlungen und Zusagen im Zusammen­
hang mit der Finanzierung europäischer politischer Parteien und euro­
päischer politischer Stiftungen auf europäischer Ebene für das Haus­
haltsjahr 2018 anwendbar. 

▼B
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(2) Abweichend von Artikel 18 Absatz 2a fordert der Anweisungs­
befugte des Europäischen Parlaments, bevor er über einen Finanzie­
rungsantrag für das Haushaltsjahr 2019 entscheidet, die in Artikel 18 
Absatz 2a genannten Belege nur für einen Zeitraum ab dem 5. Juli 2018 
an. 

(3) Europäische politische Parteien, die vor dem 4. Mai 2018 einge­
tragen wurden, müssen spätestens bis zum 5. Juli 2018 Dokumente 
vorlegen, die nachweisen, dass sie die Anforderungen des Artikels 3 
Absatz 1 Buchstaben b und ba erfüllen. 

(4) Die Behörde löscht eine europäische politische Partei und die ihr 
angeschlossene europäische politische Stiftung aus dem Register, wenn 
die betreffende Partei nicht innerhalb der Frist nach Absatz 3 nachweist, 
dass sie die Anforderungen des Artikels 3 Absatz 1 Buchstaben b und 
ba erfüllt. 

▼B 

Artikel 41 

Inkrafttreten und Anwendung 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung 
im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Die Kommission nimmt spätestens am 1. Juli 2015 die in Artikel 7 
Absatz 2 und Artikel 8 Absatz 3 Buchstabe a genannten delegierten 
Rechtsakte an. 

Diese Verordnung gilt ab dem 1. Januar 2017. Die in Artikel 6 genannte 
Behörde wird jedoch bis zum 1. September 2016 eingerichtet. Nach 
dem 1. Januar 2017 eingetragene europäische politische Parteien und 
europäische politische Stiftungen können Finanzierung nach dieser Ver­
ordnung lediglich für Tätigkeiten beantragen, die im Haushaltsjahr 2018 
oder danach beginnen. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittel­
bar in jedem Mitgliedstaat. 

▼M1
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ANLAGE 

Von jedem Antragsteller auszufüllende Standarderklärung 

Der von der [Name der europäischen politischen Partei oder europäischen poli­
tischen Stiftung] uneingeschränkt bevollmächtigte Unterzeichner bescheinigt hier­
mit, dass 

[Name der europäischen politischen Partei oder europäischen politischen Stif­
tung] sich verpflichtet, die Bedingungen für die Eintragung gemäß Artikel 3 
Absatz 1 Buchstabe c oder Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe c der Verordnung 
(EU, Euratom) Nr. 1141/2014 zu erfüllen, d. h. insbesondere im Programm 
und in den Aktivitäten dieser Partei oder Stiftung die Werte, auf die sich die 
Europäische Union gemäß Artikel 2 des Vertrags über die Europäische Union 
gründet zu achten, und zwar die Menschenwürde, Freiheit, Demokratie, Gleich­
heit, Rechtsstaatlichkeit und die Wahrung der Menschenrechte, einschließlich der 
Rechte von Personen, die Minderheiten angehören. 

Autorisierter Unterzeichnender: 

Titel (Frau, Herr, …), Nachname und Vorname: 

Funktion in der Organisation, die eine Eintra­
gung als eine europäische politische Partei/ euro­
päische politische Stiftung beantragt: 

Ort/Datum: 

Unterschrift: 

▼B
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VERHALTENSKODEX MEHRSPRACHIGKEIT 

 
BESCHLUSS DES PRÄSIDIUMS 

 

VOM 16. JUNI 2014
1
 

 
 
DAS PRÄSIDIUM DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS, 
 
- gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf 

die Artikel 24 und 342, 
 
- unter Hinweis auf die Verordnung Nr. 1/1958 des Rates zur Regelung der Sprachenfrage für 

die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft,  
 
- gestützt auf die Geschäftsordnung des Parlaments, insbesondere auf die Artikel 25 Absatz 2, 

64 Absatz 1, 73, 154 Absatz 2, 156, 158, 159, 169, 193, 194 und 195, 
 
- unter Hinweis auf die Interinstitutionelle Vereinbarung vom 16. Oktober 2003 über „Bessere 

Rechtsetzung“2, 
 
- unter Hinweis auf die Gemeinsame Erklärung des Europäischen Parlaments, des Rates und 

der Kommission vom 13. Juni 2007 zu den praktischen Modalitäten des neuen 
Mitentscheidungsverfahrens, insbesondere Nummer 40, 

 
- unter Hinweis auf den Beschluss des Präsidiums vom 11. März 2003 mit dem Titel „Die 

legislative Unterstützung des Europäischen Parlaments und seiner Mitglieder: Die Zeit 
drängt“, 

 
- unter Hinweis auf den Beschluss des Präsidiums vom 12. Dezember 2011 mit dem Titel 

„Ressourceneffiziente umfassende Mehrsprachigkeit beim Dolmetschen – Umsetzung des 
Beschlusses über den Haushalt des Europäischen Parlaments 2012“, 

 
- unter Hinweis auf den Beschluss des Präsidiums vom 3. Mai 2004 über die Regelung 

betreffend Reisen von Ausschussdelegationen außerhalb der drei Arbeitsorte des 
Europäischen Parlaments, insbesondere Artikel 6, 

 
- unter Hinweis auf den Beschluss der Konferenz der Präsidenten vom 10. März 2011 über die 

Durchführungsbestimmungen für die Tätigkeit der interparlamentarischen Delegationen, 
insbesondere Artikel 6, 

 
- unter Hinweis auf die Entschließung des Parlaments vom 10. September 2013 zu dem 

Thema „Maßnahmen für einen effizienteren und kostengünstigeren Dolmetschdienst im 
Europäischen Parlament“3, 

 

                                                 
1 Dieser Verhaltenskodex ersetzt den Verhaltenskodex vom 17. November 2008. 
2 ABl. C 321 vom 31.12.2003, S. 1. 
3 P7_TA PROV(2013)0347 
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- unter Hinweis auf den Beschluss des Parlaments vom 24. Oktober 2007 über die Änderung 
von Artikel 173 und die Einfügung von Artikel 173a der Geschäftsordnung des 
Europäischen Parlaments4 und den Beschluss des Parlaments vom 20. November 2012 über 
die Änderung von Artikel 181 und 182 der Geschäftsordnung des Europäischen Parlaments 
betreffend sowohl den Ausführlichen Sitzungsbericht als auch die audiovisuelle 
Aufzeichnung der Verhandlungen (derzeit Artikel 194 und 195 der Geschäftsordnung), 

 
- unter Hinweis auf die am 15. März 2006 abgeschlossene Rahmenvereinbarung über die 

Zusammenarbeit mit dem Europäischen Bürgerbeauftragten, 
 
- unter Hinweis auf die zwischen dem Parlament und dem Rat vereinbarten praktischen 

Modalitäten vom 26. Juli 2011 für die Umsetzung von Artikel 294 Absatz 4 AEUV im Fall 
einer Einigung in erster Lesung, 

 
- unter Hinweis auf die Kooperationsvereinbarung vom 5. Februar 2014 zwischen dem 

Europäischen Parlament, dem Ausschuss der Regionen und dem Europäischen Wirtschafts- 
und Sozialausschuss, 

 
in Erwägung nachstehender Gründe: 
 
(1)  In seiner Entschließung vom 1. Juni 2006 zum Haushaltsvoranschlag 2007 vertrat das 

Parlament die Auffassung, dass die Mehrsprachigkeit eine unabdingbare Voraussetzung für 
die Institution und ihre Mitglieder ist, stellte jedoch fest, dass die Aufrechterhaltung eines 
umfangreichen Übersetzungs- und Dolmetschdienstes mit hohen Kosten verbunden ist. In 
seinen Entschließungen vom 5. September 2006 zu dem Sonderbericht Nr. 5/2005 des 
Europäischen Rechnungshofes über die Ausgaben für Dolmetschleistungen beim Parlament, 
bei der Kommission und beim Rat und vom 10. Juli 2007 zu dem Sonderbericht Nr. 9/2006 
des Europäischen Rechnungshofes über Ausgaben für Übersetzungsleistungen bei der 
Kommission, beim Parlament und beim Rat vertrat das Parlament die Auffassung, dass die 
Mehrsprachigkeit die Bürger in die Lage versetzt, ihr Recht auf demokratische Kontrolle 
auszuüben, und die Sprachendienste dazu beitragen, dass die EU-Organe offen und 
transparent bleiben, und es begrüßte mit Genugtuung die hohe Qualität der Sprachendienste. 
In seiner Entschließung vom 29. März 2012 zu seinem Voranschlag für 2013 trat das 
Parlament für den Grundsatz der Mehrsprachigkeit ein und betonte die einzigartige Stellung 
des Parlaments hinsichtlich des Dolmetsch- und Übersetzungsbedarfs und hob gleichzeitig 
die Bedeutung der interinstitutionellen Zusammenarbeit in diesem Bereich hervor. 

 
(2) Die vom Parlament erstellten Dokumente sollten von bestmöglicher Qualität sein. 

Besondere Aufmerksamkeit sollte der Qualität geschenkt werden, wenn das Parlament 
gemäß den Bestimmungen der Interinstitutionellen Vereinbarung „Bessere Rechtsetzung“ 
als Gesetzgeber fungiert. 

 
(3) Um die hohe Qualität der Sprachendienste des Parlaments zu erhalten, die unerlässlich ist, 

um das Recht der Mitglieder, sich in der Sprache ihrer Wahl zu äußern, vollständig zu 
wahren, müssen alle Nutzer die in diesem Kodex verankerten Verpflichtungen genauestens 
einhalten, wenn sie auf die Sprachendienste zurückgreifen. 

 

                                                 
4 ABl. C 263 E vom 16.10.2008, S. 409. 
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(4) Die nachhaltige Anwendung der umfassenden Mehrsprachigkeit hängt davon ab, den 
Nutzern der Sprachendienste die Kosten der Bereitstellung dieser Dienstleistungen und 
somit ihre Verantwortung für deren optimale ressourceneffiziente Nutzung vollständig 
bewusst zu machen.  

 
(5) Während des durch eine Verknappung der sprachlichen Ressourcen nach einer Erweiterung 

gekennzeichneten Übergangszeitraums sind besondere Maßnahmen zur Aufteilung dieser 
Ressourcen notwendig, 

 
 
HAT FOLGENDEN BESCHLUSS GEFASST: 
 

 
Artikel 1 

Allgemeine Bestimmungen 
 
1. Die Rechte der Mitglieder in sprachlicher Hinsicht werden durch die Geschäftsordnung des 

Europäischen Parlaments geregelt. Sie werden auf der Grundlage der Grundsätze der 
„ressourceneffizienten umfassenden Mehrsprachigkeit“ gewahrt. In diesem Verhaltenskodex 
werden die entsprechenden Einzelheiten für die Umsetzung festgelegt, insbesondere die 
Prioritäten, die in den Fällen zu beachten sind, in denen die sprachlichen Ressourcen nicht 
ausreichen, um alle beantragten Formen der Unterstützung bereitzustellen. 

 
2. Die sprachlichen Angebote im Parlament werden auf der Grundlage der Grundsätze der 

„ressourceneffizienten umfassenden Mehrsprachigkeit“ verwaltet. So wird das Recht der 
Mitglieder, im Parlament die Amtssprache ihrer Wahl gemäß der Geschäftsordnung des 
Parlaments zu benutzen, uneingeschränkt gewahrt. Die für Mehrsprachigkeit vorzusehenden 
Ressourcen müssen anhand von verwaltungstechnischen Instrumenten gesteuert werden, 
wobei der tatsächliche Bedarf der Nutzer, Sensibilisierungsmaßnahmen für die Nutzer und 
eine wirksamere Planung der Anträge auf Sprachendienste als Grundlage heranzuziehen 
sind. 

 
3. In dem Entwurf des Tagungskalenders, der der Konferenz der Präsidenten unterbreitet wird, 

werden so weit wie möglich die Sachzwänge berücksichtigt, die durch die 
„ressourceneffiziente umfassende Mehrsprachigkeit“ für die Arbeit der offiziellen Gremien 
des Organs bestehen. 

 
4. Dolmetsch- und Übersetzungseinrichtungen bleiben den in den Artikeln 2 und 13 

aufgeführten Nutzern und Kategorien von Dokumenten vorbehalten. Einzelnen Mitgliedern 
oder externen Einrichtungen können diese Dienste nur in Ausnahmefällen und nach 
ausdrücklicher Genehmigung durch das Präsidium zur Verfügung gestellt werden. Die 
juristisch-sprachliche Überarbeitung ist nur für die in Artikel 11 aufgeführten Kategorien 
von Dokumenten vorgesehen. 

 
5. Die Bewirtschaftung der sprachlichen Ressourcen erfolgt auf der Grundlage eines Systems 

des Austauschs von Informationen zwischen den Nutzern und den Sprachendiensten. Die 
Nutzer legen ihren Sprachenbedarf mit Hilfe eines „Dolmetsch-Sprachenprofils“ und 
vierteljährlicher Planungen des Übersetzungsbedarfs fest, die dazu dienen, die mittel- und 
langfristige Bewirtschaftung der sprachlichen Ressourcen zu erleichtern. Die Nutzer teilen 
den Sprachendiensten ihren tatsächlichen Bedarf innerhalb der in diesem Verhaltenskodex 
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festgesetzten Fristen mit. Die Sprachendienste unterrichten die Nutzer über jegliche 
Knappheit von Ressourcen. 

 
6. Während die Nutzer für die Ermittlung ihres Sprachenbedarfs zuständig sind, obliegt es der 

Dienststelle, die die beantragten Dienstleistungen erbringt, die erforderlichen 
organisatorischen Vorkehrungen zu treffen. 

 
7. Für die Sitzungen der Fraktionen gilt die Verwaltungsregelung für Fraktionssitzungen. In 

den Fällen, in denen mangels sprachlicher Ressourcen den Fraktionen nicht alle beantragten 
Dienste erbracht werden können, gelten die in diesem Verhaltenskodex festgelegten 
Verfahren. 

 
 

TEIL I 

DOLMETSCHDIENST 

 

 

Artikel 2 
Rangfolge für die Verdolmetschung 

 
1. Der Dolmetschdienst ist den Nutzern gemäß nachstehender Rangfolge vorbehalten: 
 
 a) Plenarsitzung, 
 b) vorrangige politische Sitzungen wie Sitzungen des Präsidenten, der leitenden Organe 

des Parlaments (wie in Titel I Kapitel 3 der Geschäftsordnung des Parlaments 
festgelegt) und der Vermittlungsausschüsse, 

 c) i) parlamentarische Ausschüsse, parlamentarische Delegationen und Triloge: 
während der für Ausschuss- und Delegationssitzungen vorgesehenen Zeiträume 
haben Ausschüsse, Delegationen und Triloge Vorrang vor allen anderen Nutzern, mit 
Ausnahme der unter den Buchstaben a und b erwähnten Nutzer; 

  ii) Fraktionen: während der Tagungen und der für Fraktionssitzungen vorgesehenen 
Zeiträume haben die Fraktionen Vorrang vor allen anderen Nutzern, mit Ausnahme 
der unter den Buchstaben a und b erwähnten Nutzer, 

 d) gemeinsame Sitzungen des Europäischen Parlaments und der Parlamente der 
Mitgliedstaaten; 

 e) Pressekonferenzen, institutionelle Medieninformationsaktionen, einschließlich 
Seminare; sonstige institutionelle Kommunikationsveranstaltungen, 

 f) andere offizielle Gremien, die vom Präsidium und von der Konferenz der 
Präsidenten eine Genehmigung erhalten haben; 

 g) bestimmte Verwaltungsvorgänge (Auswahlverfahren, Seminare, Vollversammlungen 
des Personals usw.). 

 
Gedolmetscht wird grundsätzlich nur für Sitzungen parlamentarischer Gremien. Die 
Bereitstellung von Dolmetschern für administrative Sitzungen kann daher nur nach 
vorheriger Genehmigung durch den Generalsekretär auf der Grundlage eines 
ordnungsgemäß begründeten Antrags des Nutzers und einer technischen Stellungnahme der 
Generaldirektion Dolmetschen und Konferenzen zur Verfügbarkeit der Ressourcen erfolgen, 
um für die jeweilige Sitzung eine Zeitnische festzulegen, in der keine größere Zahl 
parlamentarischer Sitzungen stattfindet. 
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2. Das Parlament stellt ebenfalls einen Dolmetschdienst für die Paritätische Parlamentarische 

Versammlung AKP-EU (gemäß dem Ersten Protokoll des Abkommens von Cotonou), für 
die Parlamentarische Versammlung Europa-Mittelmeer, die Parlamentarische Versammlung 
Europa-Lateinamerika und die Gemeinsamen Parlamentarischen Treffen (gemäß der 
geltenden Regelung) sowie für den Europäischen Bürgerbeauftragten (gemäß der 
Rahmenvereinbarung vom 15. März 2006 über die Zusammenarbeit) bereit. 

 
3. Darüber hinaus stellt das Parlament Dolmetschdienste für andere EU-Organe und für den 

Ausschuss der Regionen und den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss gemäß der 
Kooperationsvereinbarung vom 5. Februar 2014 bereit. 

 
 

Artikel 3 
Dolmetschsystem 

 
Für alle in Artikel 2 Absätze 1 und 2 genannten Nutzer werden Dolmetschleistungen ausschließlich 
durch die Generaldirektion Dolmetschen und Konferenzen erbracht. 
 
Simultandolmetschleistungen werden nach einem gemischten System erbracht, wobei nach 
Maßgabe des tatsächlichen Sprachenbedarfs und der Verfügbarkeit von Dolmetschern alle 
allgemein anerkannten Dolmetschverfahren in Anspruch genommen werden können. 
 
 
 

Artikel 4 
Sprachenregelung für Sitzungen an den Arbeitsorten 

 
1. Mit Ausnahme der Plenarsitzung erstellt jeder Nutzer anlässlich der Konstituierung nach 

Maßgabe des tatsächlichen Bedarfs der Mitglieder, aus denen sich das jeweilige Gremium 
zusammensetzt, ein Dolmetsch-Sprachenprofil für die Sitzungen an den Arbeitsorten und 
aktualisiert es regelmäßig. Für die Verwaltung des Profils ist das Sekretariat des Gremiums 
mit Zustimmung seines Vorsitzes zuständig. Das Profil wird einvernehmlich von der 
Generaldirektion Dolmetschen und Konferenzen und dem Sekretariat des parlamentarischen 
Gremiums auf der Grundlage der Berichte nach Artikel 15 nach Maßgabe der beantragten 
und tatsächlich benutzten Sprachen regelmäßig aktualisiert. Jedes Ausschuss- und 
Delegationssekretariat benennt einen einzigen Ansprechpartner als einzigen Kontakt für die 
Generaldirektion Dolmetschen und Konferenzen, die wiederum einen einzigen 
Ansprechpartner für jeden Ausschuss und jede Delegation benennt. 

 
2. Die Sitzungen werden mit den im Dolmetsch-Sprachenprofil vorgesehenen aktiven und 

passiven Sprachen organisiert. Kann in Anbetracht der voraussichtlichen Teilnahme von 
Mitgliedern und offiziellen Gästen an einer spezifischen Sitzung auf eine Sprache verzichtet 
werden, so teilt das Sekretariat des jeweiligen Gremiums dies der Generaldirektion 
Dolmetschen und Konferenzen mit. 
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Artikel 5 
Sprachenregelung für Sitzungen außerhalb der Arbeitsorte 

 

Parlamentarische Ausschüsse und Delegationen 
1. Die Sprachenregelung wird gemäß Artikel 158 Absätze 3 und 4 der Geschäftsordnung 

festgelegt, wobei die Mitglieder ihre Teilnahme an der Sitzung spätestens am Donnerstag 
der zweiten Woche vor der jeweiligen Sitzung bestätigen müssen.  

2. Für Dienstreisen, die innerhalb der für externe parlamentarische Tätigkeiten vorgesehenen 
Wochen durchgeführt werden, wird der aktive Dolmetschdienst in bis zu fünf Sprachen des 
Sprachenprofils des Ausschusses bzw. der Delegation bereitgestellt. 
Der passive Dolmetschdienst für Sprachen, die Teil des Sprachenprofils des Ausschusses 
oder der Delegation sind, wird bereitgestellt, wenn dafür keine Erhöhung der Anzahl der 
Dolmetscherkabinen und/oder Dolmetscher erforderlich ist. Das Präsidium kann unter 
außergewöhnlichen Umständen Dolmetscher für mehr als fünf Sprachen bewilligen, sofern 
entsprechende Haushaltsmittel und Dolmetscher verfügbar sind5. 

3.  Für Dienstreisen, die außerhalb der für externe parlamentarische Aktivitäten vorgesehenen 
Wochen erfolgen, gilt eine begrenzte Sprachregelung, die die Verdolmetschung in eine 
Sprache aus dem Profil des Ausschusses oder der Delegation nicht überschreiten darf. 
 

Fraktionen 
4. Der aktive Dolmetschdienst wird in maximal 60 % der Sprachen des Dolmetsch-

Sprachenprofils der Fraktion bereitgestellt, wobei die Zahl der aktiven Sprachen nicht mehr 
als sieben betragen kann. 
Der passive Dolmetschdienst kann für alle in der Fraktion vertretenen Sprachen 
bereitgestellt werden, wenn dafür keine Erhöhung der Anzahl der Dolmetscherkabinen 
und/oder Dolmetscher erforderlich ist. 
Wenn die Sprache des Gastgeberlandes nicht Teil des Dolmetsch-Sprachenprofils der 
Fraktion ist, kann der passive und aktive Dolmetschdienst für diese Sprache ebenfalls 
bereitgestellt werden. 
Das Präsidium kann unter außergewöhnlichen Umständen Ausnahmen von der im ersten 
und zweiten Unterabsatz festgelegten Regelung genehmigen. Dabei kann es die Fraktion 
auffordern, sich an den durch die Ausnahmeregelung entstandenen Kosten zu beteiligen. 

 
 

Artikel 6 
Planung, Koordinierung und Bearbeitung der Anträge auf Sitzungen mit Dolmetschdienst 

 
1. Die Generaldirektionen Interne Politikbereiche und Externe Politikbereiche sowie die 

Generalsekretäre der Fraktionen unterbreiten der Generaldirektion Dolmetschen und 
Konferenzen mindestens drei Monate im Voraus einen vorläufigen Zeitplan ihrer Sitzungen, 
wobei in Absprache mit der Generaldirektion Dolmetschen und Konferenzen darauf geachtet 
wird, dass Sitzungen ausgewogen auf alle Zeitfenster der Arbeitswoche verteilt werden. 
Dieser Zeitplan umfasst die vorgesehenen Zeiträume und die Angabe der Sitzungsorte 
sowie, so weit wie möglich, die beantragten Sprachen. 

 

                                                 
5 Die Nutzer sollten einen ordnungsgemäß begründeten Antrag einreichen, auf dessen Grundlage die Generaldirektion 
Dolmetschen und Konferenzen eine technische Stellungnahme ausarbeitet. 
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2. Das Referat Sitzungskalender der Generaldirektionen Interne Politikbereiche und Externe 
Politikbereiche sowie die Generalsekretäre der Fraktionen treffen die zur Koordinierung der 
Anträge ihrer jeweiligen Nutzer erforderlichen Maßnahmen. 

 
3. Die Generaldirektion Dolmetschen und Konferenzen bearbeitet die Dolmetschanträge und 

Änderungen dieser Anträge in chronologischer Reihenfolge unter Berücksichtigung der in 
Artikel 2 Absatz 1 genannten Rangfolge. 

 
4. In Fällen, in denen ein Antrag auf eine Sitzung mit Dolmetschdienst von einem Nutzer für 

ein Zeitfenster eingereicht wird, das üblicherweise einem anderen Nutzer vorbehalten ist, 
sorgt die Generaldirektion Dolmetschen und Konferenzen für die notwendige 
Koordinierung. Es obliegt jedoch dem Nutzer, nötigenfalls die Zustimmung der politischen 
Gremien zur Abweichung vom parlamentarischen Sitzungskalender zu erwirken. 

 
5. Bei konkurrierenden Anträgen gleicher Rangstufe oder im Fall höherer Gewalt gemäß 

Artikel 8 Absatz 1 Buchstabe a und Absatz 2 Buchstabe a wird die Angelegenheit auf der 
Grundlage eines ordnungsgemäß begründeten Antrags des Nutzers und einer technischen 
Stellungnahme der Generaldirektion Dolmetschen und Konferenzen dem Generalsekretär 
zur vorherigen Genehmigung unterbreitet6. 

 
 

Artikel 7 
Grundsätze für die Planung 

 
1. Mit Ausnahme der Plenarwoche und vorbehaltlich der Verfügbarkeit von Personal darf die 

Anzahl gleichzeitig stattfindender Sitzungen mit Dolmetschern 16 Sitzungen pro Tag7 unter 
keinen Umständen übersteigen. Im Rahmen dieser Obergrenze gelten die folgenden 
Beschränkungen: 
- in höchstens 5 Sitzungen können bis zu 23 Amtssprachen abgedeckt werden (wobei in 
einer Sitzung, der Plenarsitzung, alle Amtssprachen abgedeckt werden können); 

- in weiteren 4 Sitzungen können bis zu 16 Amtssprachen abgedeckt werden8;  
- in weiteren 5 Sitzungen können bis zu 12 Amtssprachen abgedeckt werden; und 
- in weiteren 2 Sitzungen können bis zu 6 Amtssprachen abgedeckt werden. 
Dolmetschdienste für Nicht-EU-Sprachen können nur dann bewilligt werden, wenn die 
entsprechen Ressourcen verfügbar sind, und die Anträge werden gemäß den in Artikel 8 
Absatz 1 Buchstabe b festgelegten Verfahren von der Generaldirektion Dolmetschen und 
Konferenzen bearbeitet. 
 

2.  Die Ausschüsse organisieren ihre Sitzungen während der Ausschusswochen, wobei sie unter 
 den folgenden Zeiten wählen: 

- Zeitfenster A: Montagmittag bis Dienstagnachmittag (maximal 3 halbe Tage), und 
- Zeitfenster B: Mittwochmorgen bis Donnerstagnachmittag (maximal 4 halbe Tage). 
 Dienstag- und Mittwochnachmittag sind während der Ausschusswochen 5 Zeitfenster für 
Triloge und 11 Zeitfenster für Ausschusssitzungen reserviert, oder 4 Zeitfenster für Triloge 

                                                 
6 Die Generaldirektion Dolmetschen und Konferenzen kann andere verfügbare Zeitfenster nahe dem beantragten 
Zeitfenster vorschlagen, um gemäß Artikel 6 Absatz 1 für eine bessere Staffelung der Sitzungen zu sorgen. 

7 Auf der Grundlage von zwei Zeitfenstern pro Tag. 
8 Wenn die Ressourcen verfügbar sind, können in diesen Sitzungen ohne vorherige Genehmigung bis maximal 

18 Amtssprachen abgedeckt werden.   
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im Fall von 12 Ausschusssitzungen, während Delegationssitzungen grundsätzlich für die 
Zeitfenster am Donnerstagnachmittag angesetzt werden. 
 

3. Die übliche Dauer einer Sitzung beträgt dreieinhalb Stunden pro halben Tag, mit Ausnahme 
der in Artikel 2 Absatz 1 Buchstaben a und b erwähnten Sitzungen der Nutzer. 
Jede Sitzung, die die übliche Dauer überschreitet, bedarf der vorherigen Genehmigung des 
Generalsekretärs auf der Grundlage eines begründeten Antrags des Nutzers und einer 
technischen Stellungnahme der Generaldirektion Dolmetschen und Konferenzen. 
 

4. Vor Ort gestellten Anträgen auf Verlängerung von Sitzungen kann nicht stattgegeben  
  werden. 

 
 

Artikel 8 
Fristen für die Einreichung und Annullierung von Anträgen für Sitzungen mit Dolmetschern und 

Abdeckung von Sprachen 
 
 
Sitzungen an den Arbeitsorten 
 
1.  Für Sitzungen, die an den Arbeitsorten stattfinden sollen, gelten folgende Fristen:  
 
  a) Anträge für Sitzungen 
 
  Außer im Fall höherer Gewalt sind Anträge auf 

- eine zusätzliche Sitzung9, 

  - Vertagung einer Sitzung oder 
  - Änderung des Sitzungsorts  

spätestens drei Wochen vor dem vorgesehenen Zeitpunkt der Sitzung einzureichen.  
  Die Anträge werden nach Maßgabe der in Artikel 6 festgelegten Verfahren bearbeitet. 
 
  b) Anträge auf Abdeckung von Sprachen 
 

Anträge auf Abdeckung einer zusätzlichen Amtssprache sind spätestens drei Wochen vor 
dem vorgesehenen Termin der jeweiligen Sitzung einzureichen. Nach Ablauf dieser Frist 
wird einem solchen Antrag nur dann stattgegeben, wenn die entsprechenden Ressourcen 
verfügbar sind. 
Wenn ein Antrag auf Abdeckung einer zusätzlichen Amtssprache die Annullierung einer 
anderen Sprache zur Folge hat, informiert die Generaldirektion Dolmetschen und 
Konferenzen den Nutzer über alle zusätzlichen Kosten, die dadurch entstehen, dass eine 
Sprache durch eine andere ersetzt wird.  
 
Anträge auf Abdeckung einer Nicht-EU-Sprache sind spätestens vier Wochen vor dem 
vorgesehenen Zeitpunkt der jeweiligen Sitzung einzureichen. Nach Ablauf dieser Frist wird 

                                                 
9 Sitzungen mit Dolmetscherteams, die den Fraktionen auf der Grundlage von Artikel 5 Absatz 1 der 
Verwaltungsregelung für Fraktionssitzungen während der Tagung zur Verfügung gestellt werden, gelten nicht als 
zusätzliche Sitzungen. 
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einem solchen Antrag nur dann stattgegeben, wenn die entsprechenden Ressourcen 
verfügbar sind. 
 
Letzter Termin für die Einreichung von Anträgen auf Abdeckung zusätzlicher Sprachen 
(ohne Gewähr, dass Ressourcen verfügbar sind) sowie für die Bestätigung der bereits 
gestellten Anträge ist der Donnerstagmittag der Woche vor der jeweiligen Sitzung.  
 
 Nach diesem Termin kann kein derartiger Antrag berücksichtigt werden, es sei denn, ein 
anderer Nutzer an demselben Ort beschließt, für dasselbe Zeitfenster auf das 
Dolmetscherteam mit der betroffenen Sprache zu verzichten. 

 
  c) Annullierung 
 

Die Generaldirektion Dolmetschen und Konferenzen ist stets so rasch wie möglich und 
grundsätzlich mindestens drei Wochen vor dem vorgesehenen Zeitpunkt der Sitzung, auf 
jeden Fall jedoch spätestens am Donnerstagmittag der Woche vor der Sitzung, über die 
Annullierung zu informieren. Der Zeitpunkt der Annullierung dient als Grundlage für die 
Berechnung der angefallenen Kosten, und diese werden von der Generaldirektion 
Dolmetschen und Konferenzen berücksichtigt, wenn sie gemäß Artikel 15 Bericht erstattet.  

 
 
Sitzungen außerhalb der Arbeitsorte 
 
2.  Für Sitzungen, die außerhalb der Arbeitsorte stattfinden sollen, gelten folgende Fristen:  
  

a) Anträge für Sitzungen 
 
Außer im Falle höherer Gewalt müssen Anträge auf  
- eine zusätzliche Sitzung10, 
- Vertagung einer Sitzung oder  
- Änderung des Sitzungsorts 
 spätestens sechs Wochen vor dem vorgesehenen Zeitpunkt der Sitzung einzureichen. 
Die Anträge werden nach Maßgabe der in Artikel 6 festgelegten Verfahren bearbeitet. 

 
  b) Anträge für Sprachen 
 

Vorbehaltlich Artikel 5 sind Anträge auf Abdeckung einer zusätzlichen Sprache spätestens 
sechs Wochen vor dem vorgesehenen Termin der jeweiligen Sitzung einzureichen. Nach 
Ablauf dieser Frist wird einem solchen Antrag nur dann stattgegeben, wenn die 
entsprechenden Ressourcen verfügbar sind. 

 
Wenn ein Antrag auf Abdeckung einer zusätzlichen Sprache die Annullierung einer anderen 
Sprache zur Folge hat, informiert die Generaldirektion Dolmetschen und Konferenzen den 
Nutzer über alle zusätzlichen Kosten, die dadurch entstehen, dass eine Sprache durch eine 
andere ersetzt wird.  

 

                                                 
10 Sitzungen mit Dolmetscherteams, die den Fraktionen auf der Grundlage von Artikel 5 Absatz 1 der 

Verwaltungsregelung für Fraktionssitzungen während der Tagung zur Verfügung gestellt werden, gelten nicht als 
zusätzliche Sitzungen. 
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Letzter Termin für die Einreichung von Anträgen auf Abdeckung zusätzlicher Sprachen 
(ohne Gewähr, dass Ressourcen verfügbar sind) sowie für die Bestätigung der bereits 
gestellten Anträge ist der Donnerstagmittag der zweiten Woche vor der jeweiligen Sitzung.  

 
Nach diesem Termin kann kein derartiger Antrag berücksichtigt werden, es sei denn, ein 
anderer Nutzer an demselben Ort beschließt, für dasselbe Zeitfenster auf das 
Dolmetscherteam mit der betroffenen Sprache zu verzichten. 

 
c) Annullierung 
 
Die Generaldirektion Dolmetschen und Konferenzen ist stets so rasch wie möglich und 
grundsätzlich mindestens sechs Wochen vor dem vorgesehenen Zeitpunkt der Sitzung, auf 
jeden Fall jedoch am Donnerstagmittag der zweiten Woche vor der Sitzung, über die 
Annullierung zu informieren. Der Zeitpunkt der Annullierung dient als Grundlage für die 
Berechnung der angefallenen Kosten, und diese werden von der Generaldirektion 
Dolmetschen und Konferenzen berücksichtigt, wenn sie gemäß Artikel 15 Bericht erstattet.  

 
 

TEIL II 

JURISTISCH-SPRACHLICHE ÜBERARBEITUNG UND ÜBERSETZUNG 
 
 

Artikel 9 
Einreichung und Vorausplanung in den Übersetzungsreferaten und den Dienststellen der Rechts- 

und Sprachsachverständigen 
 
1. Alle Anträge auf Übersetzung werden über das interne EDV-System eingereicht. 

Gleichzeitig wird die Originalfassung des zu übersetzenden Dokuments von der 
beantragenden Dienststelle auf das EDV-System „Epades“ gesetzt, und zwar in die 
Ressource, die für die Dienststelle vorgesehen ist, und in den entsprechenden Dateiordner. 
Bei dem Originaltext sind die geltenden Vorschriften für Vorlagen und Layout zu beachten. 
Der Text muss eine angemessene sprachliche und redaktionelle Qualität aufweisen und mit 
allen notwendigen Referenzangaben versehen sein, damit keine unnötige Übersetzungsarbeit 
verursacht wird und für Kohärenz und Qualität des übersetzten Textes Sorge getragen 
werden kann. 

 
2. Die Sekretariate der Ausschüsse, einschließlich der Fachabteilungen, informieren die 

Übersetzungsreferate und die Dienststellen der Rechts- und Sprachsachverständigen 
vierteljährlich auf der Grundlage ihres jeweiligen Arbeitsprogramms über die zu erwartende 
Arbeitsbelastung. Bei außergewöhnlich langen Texten und/oder wenn außergewöhnlich 
große Serien von Änderungsanträgen zu erwarten sind, werden alle Beteiligten unverzüglich 
vorgewarnt. 

 
3. Die Übersetzungsreferate und die Dienststellen der Rechts- und Sprachsachverständigen 

warnen ebenfalls die Ausschusssekretariate und Fachabteilungen unverzüglich vor, wenn sie 
Schwierigkeiten mit der Einhaltung der beantragten Frist erwarten. 
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Artikel 10 
Fristen und Vorlaufzeiten für die Übersetzung 

 
1. Die Texte, die in einem Ausschuss oder einer Delegation geprüft werden sollen, werden 

vom Ausschuss- bzw. Delegationssekretariat über das interne EDV-System spätestens 
10 Arbeitstage vor der Sitzung eingereicht. 
Die übersetzten Texte werden spätestens zwei Arbeitstage vor Sitzungsbeginn in 
elektronischer Form zur Verfügung gestellt, sofern die Frist von 10 Arbeitstagen (die einen 
Arbeitstag für die Direktion Rechtsakte einschließt) eingehalten worden ist. Anschließend 
werden die Texte gedruckt und in der Sitzung verteilt. 
 

2. Von Ausschüssen angenommene endgültige Berichte können in die Tagesordnung einer 
Tagung aufgenommen werden, wenn sie zur Einreichung und im Fall von legislativen 
endgültigen Berichten und Änderungsanträgen zur Geschäftsordnung zur Überarbeitung 
durch die Direktion Rechtsakte spätestens 
a) einen Monat vor der entsprechenden Tagung im Fall legislativer Berichte für die 

erste Lesung (COD) 
b) am Freitag der vierten Arbeitswoche vor der entsprechenden Tagungswoche im Fall 

von Legislativberichten nach dem Verfahren der Konsultation oder der Zustimmung 
(CNS, NLE, APP) und von Initiativberichten (INL, INI) 

c) am Freitag der dritten Arbeitswoche vor der entsprechenden Tagungswoche im Fall 
sonstiger Berichte 

eingereicht worden sind. 
Wenn diese Fristen eingehalten worden sind, werden die Berichte den Fraktionen in allen 
Amtssprachen am Freitag der zweiten Woche vor der Tagung bis 12.00 Uhr zur Verfügung 
gestellt. Legislativberichte für die erste Lesung (COD) werden innerhalb von 
10 Arbeitstagen nach ihrer Einreichung über das interne EDV-System zur Verfügung 
gestellt. 
Endgültige Berichte werden der Direktion Rechtsakte so bald wie möglich nach ihrer 
Annahme im Ausschuss und grundsätzlich spätestens zwei Arbeitstage nach ihrer Annahme 
zur Überarbeitung vorgelegt. 
 

3. Wenn gemäß Artikel 73 Absatz 5 der Geschäftsordnung eine Einigung mit dem Rat im 
Rahmen des ordentlichen Gesetzgebungsverfahrens erzielt wird, wird der vereinbarte Text 
mit einer Frist von 10 Arbeitstagen zur Übersetzung durch die Dienststellen des Parlaments 
eingereicht. In dringenden Fällen kann eine kürzere Frist angewandt werden, wobei der 
zwischen den Organen vereinbarte legislative Fälligkeitsplan berücksichtigt wird. 
 

4. Für Anfragen werden die folgenden Übersetzungszeiten benötigt: 
a) Anfragen zur schriftlichen Beantwortung: 5 Arbeitstage; 
b) Anfragen mit Vorrang zur schriftlichen Beantwortung: 3 Arbeitstage; 
c) Anfragen für die Fragestunde: 1 Arbeitstag. 
 

5. Für alle anderen Texte, ausgenommen Dokumente für den Präsidenten, die leitenden Organe 
des Parlaments, die Vermittlungsausschüsse oder den Generalsekretär, gilt generell eine 
Übersetzungszeit von mindestens 10 Arbeitstagen. 

 
6. Der Präsident kann eine Ausnahme von den in den Absätzen 1 und 2 genannten Fristen bei 

Texten gewähren, die nach Maßgabe der in den Verträgen oder gemäß den Prioritäten der 
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Konferenz der Präsidenten festgelegten Fristen vordringlich sind, wobei insbesondere die 
zwischen den Organen vereinbarten legislativen Fälligkeitspläne zu beachten sind. 

 
7. Die in diesem Artikel festgesetzten Fristen können, in Absprache mit dem jeweiligen 

Ausschusssekretariat, im Fall außergewöhnlich langer Texte, außergewöhnlich großer 
Serien von Änderungsanträgen oder von Texten, bei denen gemäß Artikel 14 Absatz 2 eine 
Ausnahme gewährt wurde, verlängert werden. 

 
8. Bei Fraktionsdokumenten, die im Plenum geprüft werden sollen, wird die Einreichungsfrist 

von der Konferenz der Präsidenten in der Tagesordnung festgelegt, im Allgemeinen auf 
Mittwoch der Woche vor der Tagung um 12.00 Uhr.  
Nach Ablauf dieser Frist können keine Änderungen an dem von der Fraktion eingereichten 
Text mehr vorgenommen werden. 
Ein im Namen einer Fraktion eingereichter Text muss zum Zeitpunkt seiner Einreichung 
von mindestens einem der ihn einreichenden Mitglieder unterschrieben worden sein. 
 

9. Die Mitglieder haben die Möglichkeit, Auszüge aus dem ausführlichen Sitzungsbericht in 
die Amtssprache ihrer Wahl übersetzen zu lassen. Jedes Mitglied darf sich pro Jahr bis zu 
30 Seiten übersetzen lassen. Es handelt sich hierbei um ein rein persönliches und nicht 
abtretbares Recht, und es kann nicht auf das nächste Jahr übertragen werden. Die 
Übersetzungszeit für Auszüge beträgt grundsätzlich mindestens 10 Arbeitstage für jede 
abzudeckende Sprachkombination. 
Andere offizielle Gremien des Organs können die Übersetzung von Auszügen des 
ausführlichen Sitzungsberichts beantragen, insbesondere im Zusammenhang mit der 
möglichen Weiterbehandlung der einen oder anderen Rede. 
 

10. Texte des Präsidenten, der leitenden Organe des Parlaments, der Vermittlungsausschüsse 
oder des Generalsekretärs sowie Texte, die gemäß Artikel 154 Absatz 2 der 
Geschäftsordnung im Rahmen des Dringlichkeitsverfahrens behandelt oder im Fall 
verkürzter Fristen oder Dringlichkeiten gemäß Artikel 105 oder 106 eingereicht werden, 
werden übersetzt, sobald es mit den vorhandenen Ressourcen möglich ist, wobei die in 
Artikel 13 festgelegte Rangfolge und die beantragte Frist berücksichtigt werden. 

 
 

Artikel 11 
Rangfolge für die juristisch-sprachliche Überarbeitung 

 
1. Die folgenden Kategorien von Dokumenten werden von der Direktion Rechtsakte in der 

angegebenen Rangfolge überarbeitet: 
a) im Rahmen des ordentlichen Gesetzgebungsverfahrens mit dem Rat erzielte 

Einigungen; 
b) Legislativberichte der parlamentarischen Ausschüsse und Änderungsanträge dazu; 
c) Entwürfe von Legislativberichten der parlamentarischen Ausschüsse und 

Änderungsanträge dazu; 
d) legislative Stellungnahmen der parlamentarischen Ausschüsse und Änderungsanträge 

dazu; 
e)  Entwürfe von legislativen Stellungnahmen der parlamentarischen Ausschüsse und 

Änderungsanträge dazu. 
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Was die unter den Buchstaben d bis g genannten Texte anbelangt, so werden nur diejenigen 
Teile solcher Texte, die später im Plenum zur Abstimmung gestellt werden, überarbeitet; 
Begründungen sind von der Überarbeitung ausgenommen. 
 

2. Die Direktion Rechtsakte verfolgt die Arbeit der parlamentarischen Ausschüsse und berät 
und unterstützt die Mitglieder und Ausschusssekretariate auf Anfrage bei der Abfassung der 
in Absatz 1 erwähnten legislativen und parlamentarischen Texte. 

 
3. Andere als die in Absatz 1 erwähnten Texte können von der Direktion Rechtsakte 

überarbeitet werden, sofern ihr die dafür benötigten Ressourcen zur Verfügung stehen. 
 
 

Artikel 12 
Vorlage und Rückgabe der zu überarbeitenden Texte 

 
1. Alle Texte der parlamentarischen Ausschüsse, die Gegenstand einer juristisch-sprachlichen 

Überarbeitung sind, werden der Direktion Rechtsakte über das ITER-System übermittelt, 
bevor sie zur Übersetzung weitergeleitet werden. 

 
2. Außer im Fall von vereinbarten Texten im Sinne von Artikel 73 Absatz 5 der 

Geschäftsordnung schließt die Direktion Rechtsakte die Überprüfung eines Textes 
grundsätzlich innerhalb eines Arbeitstages nach Erhalt des Textes ab. 
Nichttechnische Änderungen an einem im Ausschuss angenommenen Text können von der 
Direktion Rechtsakte nur vorgenommen werden, wenn sie mit dem Sekretariat des 
Ausschusses unter Verantwortung des Ausschussvorsitzes abgesprochen wurden. 
Der Text, der von der Direktion Rechtsakte überarbeitet und geändert und mit dem 
Sekretariat des zuständigen Ausschusses abgestimmt wurde, ersetzt den Text, der vom 
Ausschuss zum Zwecke der Übersetzung und im Hinblick auf die Erstellung weiterer 
Fassungen zuerst eingereicht wurde. Eine elektronische Kopie des Textes wird automatisch 
dem Sekretariat des zuständigen Ausschusses übermittelt („copy-back“). 
 

3. Um der Direktion Rechtsakte die Möglichkeit zu geben, ihre Überarbeitung innerhalb eines 
Arbeitstags abzuschließen, tragen die Ausschusssekretariate dafür Sorge, dass die als 
Verantwortlicher für einen Text benannte Person (oder ein kompetenter Vertreter des 
jeweiligen Sekretariats) zur Verfügung steht, um alle diesen Text betreffenden Fragen 
während des entsprechenden Zeitraums zu beantworten. 

 
4. Die in diesem Artikel festgelegte Frist kann in Absprache mit dem jeweiligen 

Ausschusssekretariat im Fall außergewöhnlich langer Texte, außergewöhnlich großer Serien 
von Änderungsanträgen, einer außergewöhnlich hohen Konzentration der Arbeitsbelastung 
oder in Situationen, in denen die Umstände insgesamt eine längere Frist erlauben, verlängert 
werden. 

 
5. Wenn gemäß Artikel 73 Absatz 5 der Geschäftsordnung eine Einigung mit dem Rat im 

Rahmen des ordentlichen Gesetzgebungsverfahrens erzielt wird, schließt die Direktion 
Rechtsakte die Überarbeitung innerhalb von 6 Wochen nach Erhalt der Übersetzungen von 
den Übersetzungsreferaten des Parlaments oder des Rates ab, und zwar im Einklang mit 
Nummer 40 der Gemeinsamen Erklärung vom 13. Juni 2007 zu den praktischen Modalitäten 
des neuen Mitentscheidungsverfahrens und den praktischen Modalitäten vom 26. Juli 2011 
für die Umsetzung von Artikel 294 Absatz 4 AEUV im Fall einer Einigung in erster Lesung. 
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6. Für die Überarbeitung von Texten gemäß Artikel 11 Absatz 3 werden die Fristen mit der 

antragstellenden Dienststelle individuell festgelegt. 
 

 

Artikel 13 
Rangfolge für Übersetzungen 

 
1. Die folgenden Kategorien von Dokumenten werden von der Generaldirektion Übersetzung 

in der angegebenen Rangfolge übersetzt: 
a) Dokumente, die im Plenum zur Abstimmung gestellt werden: 

-  vereinbarte Texte gemäß Artikel 73 Absatz 5 der Geschäftsordnung 
- Legislativberichte und Änderungsanträge dazu, 
- nichtlegislative Berichte und Änderungsanträge dazu, 
- Entschließungsanträge und Änderungsanträge dazu; 

b) Dokumente für den Präsidenten, die leitenden Organe des Parlaments, die 
Vermittlungsausschüsse oder den Generalsekretär; 

c) Dokumente, die in den Ausschüssen geprüft werden und die im Plenum zur 
Abstimmung gestellt werden können: Berichtsentwürfe, Änderungsanträge, Entwürfe 
von Stellungnahmen, endgültige Stellungnahmen, Entwürfe von 
Entschließungsanträgen; 

d) sonstige Dokumente, die im Ausschuss geprüft werden: Arbeitsdokumente, 
Zusammenfassungen. 

Für diese Kategorien von Dokumenten werden die höchsten Qualitätsstandards 
gewährleistet. 
 

2. Die Übersetzungsdienste stehen auch den folgenden Nutzern zur Verfügung: 
a) den parlamentarischen Delegationen (in zwei von der Delegation ausgewählten 

Amtssprachen); 
b) den Fachabteilungen und dem wissenschaftlichen Dienst; 
c) den Fraktionen (für Dokumente in unmittelbarem Zusammenhang mit der 

parlamentarischen Tätigkeit – jede Fraktion kann auch die Übersetzung dringender 
Dokumente bis höchstens 15 Seiten pro Woche und pro Fraktion beantragen); 

d) anderen offiziellen Gremien, die vom Präsidium und von der Konferenz der 
Präsidenten eine Genehmigung erhalten haben; 

e) Mitgliedern, insbesondere für schriftliche Anfragen und andere Texte in 
unmittelbarem Zusammenhang mit der parlamentarischen Tätigkeit; 

f) dem Generalsekretariat des Parlaments für den Verwaltungs- und 
Kommunikationsbedarf. 

 
3. Das Parlament stellt einen Übersetzungsdienst auch für die Paritätische Parlamentarische 

Versammlung AKP-EU (gemäß dem Ersten Protokoll des Abkommens von Cotonou), für 
die Parlamentarische Versammlung Europa-Mittelmeer, die Parlamentarische Versammlung 
Europa-Lateinamerika (gemäß der geltenden Regelung) sowie für den Europäischen 
Bürgerbeauftragten (gemäß der Rahmenvereinbarung vom 15. März 2006 über die 
Zusammenarbeit) bereit. 
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4. Darüber hinaus kann das Parlament gemäß der Kooperationsvereinbarung vom 5. Februar 
2014 Übersetzungsdienste für den Ausschuss der Regionen und den Europäischen 
Wirtschafts- und Sozialausschuss bereitstellen. 

 

 
Artikel 14 

Umfang der zur Übersetzung eingereichten Texte 
 
1. Für Texte, die zur Übersetzung eingereicht werden, gelten folgende Höchstgrenzen: 
 

a) Begründungen und vorbereitende  7 Seiten für einen nichtlegislativen Bericht 
 Arbeitsdokumente:    6 Seiten für einen legislativen Bericht 
       3 Seiten für eine legislative Stellungnahme 
b) Entwürfe von Entschließungsanträgen: 4 Seiten einschließlich der Erwägungsgründe, 
       jedoch ohne Bezugsvermerke 
c) „Vorschläge” in nichtlegislativen 
  Stellungnahmen:    1 Seite 
d) Begründungen von Änderungsanträgen: 500 Zeichen 
e) Zusammenfassungen:   5 Seiten. 
 
Eine Seite bezeichnet einen Text von 1 500 Schriftzeichen (ohne Leerzeichen). 

 
2. Ein Ausschuss kann seinem Berichterstatter eine Abweichung von den in Absatz 1 genannten 

Höchstgrenzen genehmigen, wobei eine jährliche Reserve von 45 Seiten jedoch nicht 
überschritten werden darf. Die Konferenz der Ausschussvorsitze wird zuvor über die 
Abweichung in Kenntnis gesetzt, um sich vergewissern zu können, dass sie der bewilligten 
Reserve entspricht. Weitere Abweichungen nach Ausschöpfung der jährlichen Reserve 
bedürfen der Genehmigung durch das Präsidium. 

 
 

TEIL III 

SCHLUSSBESTIMMUNGEN 
 
 

Artikel 15 
Größere Verantwortlichkeit der Nutzer und der Sprachendienste 

 
1. Die Dolmetsch- und Übersetzungsdienste unterrichten die Nutzer alle sechs Monate über die 

Kosten, die durch ihre Anträge auf sprachliche Bearbeitung entstehen, sowie über den Grad 
der Einhaltung des Kodexes. 

 
2. Nach jeder Sitzung erstellt der Leiter des Dolmetscherteams für den Generaldirektor der 

Generaldirektion Dolmetschen und Konferenzen im Einvernehmen mit dem 
Sitzungssekretariat eine Aufstellung jener Dolmetschdienste, die beantragt, aber nicht in 
Anspruch genommen wurden. Eine Kopie dieser Aufstellung wird dem Sekretariat des 
betreffenden Organs übermittelt. Der Zeitpunkt des tatsächlichen Abschlusses der Arbeiten 
wird vom Sitzungssekretariat festgehalten und umgehend der Generaldirektion Dolmetschen 
und Konferenzen mitgeteilt. 
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3. Darüber hinaus erstellen die Dolmetsch- und Übersetzungsdienste jeweils einen Bericht über 
die Inanspruchnahme der Sprachendienste, der dem Präsidium vorgelegt wird. Dieser Bericht 
enthält eine Analyse der bereitgestellten Einrichtungen der Sprachendienste im Vergleich zu 
den Anträgen der Nutzer und den bei der Bereitstellung dieser Dienste entstandenen Kosten. 

 
 

Artikel 16 
Übergangsmaßnahmen aufgrund einer Erweiterung 

 
Solange mit den vorhandenen Ressourcen eine neue Sprache nicht vollständig abgedeckt werden 
kann, können Übergangsmaßnahmen zur Aufteilung der verfügbaren Mittel in den Bereichen 
Dolmetschen und Übersetzung unter Berücksichtigung der verfügbaren Ressourcen festgelegt 
werden. 
 
 

Artikel 17 
Inkrafttreten 

 
Der vorliegende Beschluss in der geänderten Fassung tritt am 1. Juli 2014 in Kraft. Er ersetzt den 
Verhaltenskodex vom 17. November 2008. 
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